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Großstädte

Städte zeichnen sich dadurch aus, daß sie über
einen Bedeutungsüberschuß verfügen. D. h. sie be-
sitzen eine Bedeutung über sich selbst hinaus, je
nachdem für die unmittelbare Umgebung, für
einen größeren Raum, national oder gar interna-
tional. Dementsprechend ließe sich sogar eine
Hierarchie der Städte aufstellen, angefangen bei
den Landstädtchen mit ihrem sehr beschränkten
Wirkungskreis über Städte von erheblicher regio-
naler Bedeutung, Landeshauptstädte, nationale
Metropolen bis hin zu Weltstädten, Millionenstäd-
ten, Megalopolen.
Schon an den Benennungen wird sichtbar, daß
Funktion und Einwohnerzahl etwas miteinander
zu tun haben. Fast immer jedenfalls: Denn in den
Ballungsräumen wachsen auch reine Wohn- und
Schlafstätten manchmal beinahe auf Großstadt-
umfang an, sind dann aber eigentlich doch nur
Stadtteile der Kernstadt, selbst wenn sie verwal-
tungsmäßig selbständig sind. Die Statistiker spre-
chen von Großstadt, wenn eine Gemeinde mehr 
als 100 000 Einwohner hat. In diese Kategorie 
fallen alle die Städte, die in diesem Heft behandelt
sind.
Städte sind zumeist bewußt gegründet worden,
um Funktionen über sich hinaus zu erfüllen: zur 
militärischen Sicherung (z.B. von Handelswegen,
von Flußübergängen), als Hafen, als Markt, als Ver-
waltungsmittelpunkt, als geistliches Zentrum, als
Dienstleistungszentrum, als Ausbildungsstätte (Uni-
versität), jeweils für sich oder in Kombination der
Funktionen, wobei die Funktionen sich zumeist
wechselseitig fördern. Unter günstigen Umstän-
den, vor allem bei entsprechender Lagegunst be-
ginnen Städte dann ihre eigene Karriere, wachsen
weit über sich hinaus, werden Großstädte, gar
Städte von weltweiter Bedeutung.
Eine Stadt, die Karriere macht, ist attraktiv, nicht
nur – wenngleich in besonderer Weise – in wirt-
schaftlicher Hinsicht. In den Städten schlägt der
Puls eines Landes, manchmal allzu heftig; in den
Städten ist etwas „los“. Kein Wunder dann, daß
Menschen zuziehen, massenhaft, die ihrerseits Kar-

riere machen, ihre Lebensumstände zumindest ver-
bessern wollen, an dem, was die Stadt zu bieten
hat, teilhaben möchten. Unkontrollierter Zuzug ist
die Folge, mit allen daraus resultierenden Proble-
men: Wohnungsbau und Infrastruktur kommen
nicht nach, Slums können sich bilden, mit ungesun-
den Lebensverhältnissen, Kriminalität. Aber auch
ohne Massenzuwanderung sind Wohnungs-, Zer-
siedelungs-, Verkehrs- und Umweltprobleme eher
typische Probleme von Städten, die die Großstadt-
karriere eingeschlagen haben. Kommunalpolitik
steht hier jeweils vor großen Herausforderungen.
Städte, weltweit betrachtet, sind auch Spiegelbil-
der für ihr jeweiliges Land, für den Kulturraum, für
Länder eines entsprechenden Entwicklungssta-
diums, für die Probleme, die damit verbunden sind.
Ein Dutzend Großstädte in vier Kontinenten stellen
wir in diesem Heft vor. Platzgründe verlangten,
daß wir uns beschränken mußten. Natürlich hätten
es auch andere Städte sein können. Erstaunlich ist,
wie viel Gemeinsames sich bei der Lektüre heraus-
stellt, durchaus auch über die Grenzen eines Konti-
nents hinweg, entsprechend dem jeweiligen Ent-
wicklungsstand des Landes. Aber auch viele Beson-
derheiten werden sichtbar, ganz gleich ob es sich
um die internationale Finanzmetropole London
handelt; um eine in ihrer Entfaltung durch Zer-
störung und Teilung aus der Bahn geworfene
Hauptstadt wie Berlin; um zwei benachbarte, in
ihrer geschichtlichen Entwicklung so unterschiedli-
che, aber auch aufeinander bezogene Hauptstädte
wie Wien und Budapest; um eine Stadt wie Prag, in
der sich der Gegensatz zwischen Tschechen und
Deutschen auch baulich fassen läßt; oder um Jeru-
salem, das wie keine andere Stadt ohne seine Ge-
schichte nicht zu verstehen ist – mehr noch, deren
Zukunft die eigene Geschichte im Wege zu stehen
scheint.
Insgesamt kommt so ein farbiges Bild zustande.
Der Leserin und dem Leser können wir eine ebenso
informative wie unterhaltsame Lektüre wünschen!

Hans-Georg Wehling
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Dr. Frank Werner ist Wissenschaftler am
Osteuropa-Institut, Arbeitsbereich Recht
und Wirtschaft – Geographie, der Freien
Universität Berlin.

Seine Bedeutung erlangte Berlin mit dem
Aufstieg Preußens zur deutschen Hege-
monialmacht. Die Standortgunst ist erst
eine Folge davon, indem die Verkehrspla-
nung – erst Straßen, dann auch Eisenbah-
nen und schließlich der Luftverkehr – auf
Berlin hin zentriert wurden. Ab der Mitte
des 19. Jahrhunderts stieg Berlin zu einem
bedeutenden Industriestandort auf, vor-
wiegend high tech, nicht zuletzt Elektro-
industrie. Entsprechend stürmisch verlief
die Siedlungsentwicklung in das Umland
hinein. Die Kriegszerstörungen, Demon-
tagen und die Teilung bedeuteten einen
schweren Einschnitt. Die deutsche Teilung
hatte auch eine Doppelung der Funktio-
nen zur Folge, auf niedrigerem Niveau.
Gefährlicher noch waren die teilungsbe-
dingten Auslagerungen an den Rand
(Osten) oder in andere deutsche Zentren
(Westen). Von daher wird es Berlin
schwer haben, seine alte Bedeutung
zurückzugewinnen. Red.

Untrennbar mit dem Aufstieg
Preußens verbunden

Berlin war über ein halbes Jahrtausend,
von etwa 1200 bis 1700, eine kleine Acker-
bürger- und später auch bescheidene Resi-
denzstadt, die im rohstoffarmen und
landwirtschaftlich ertragsschwachen Tief-

land und abseits der großen Ströme lag. Es
folgten fast zwei Jahrhunderte, begin-
nend mit der Etablierung des Königrei-
ches Preußen 1701 bis zur Wahl als Haupt-
stadt des Reiches 1871, in denen die Stadt
für das mittlere Europa zunehmend be-
deutsam wurde, verbunden mit dem poli-
tischen Aufstieg Preußens nach dem
30jährigen Krieg. Von einer Lagegunst
konnte man erst seit dem Industriezeital-
ter sprechen, als die Residenz innerhalb
des ost-west-gerichteten Staatsgebietes
Preußens, d.h. zwischen Königsberg und
Oberschlesien im Osten und der Rheinpro-
vinz im Westen, zum Mittelpunkt des
Bahnnetzes aufstieg. Vom ausgehenden
19. Jahrhundert bis zum Ende des 2. Welt-
krieges hatte Berlin über ein halbes Jahr-
hundert Weltgeltung. Danach war es über
ein knappes halbes Jahrhundert symboli-
sche Frontstadt im Kalten Dritten Welt-
krieg.
Die raumstrukturelle – nicht die politische
– Entwicklung Berlins umfaßt die folgen-
den, sich teilweise überlappenden Ab-
schnitte.

Nur wenig aus der Zeit vor dem 
19. Jahrhundert überkommen

Aus der Zeit vor der Mitte des 19. Jahr-
hunderts sind nur wenige Gebäude auf
unsere Tage überkommen. Selbst der 
charakteristisch regelhafte ostdeutsche
Grundriß der mittelalterlichen Ackerbür-
gerstadt ist heute nur noch in generalisier-
ter Form erkennbar, und im scheinbar
„Alt“-Berliner – weil in den achtziger Jah-

ren neu gebauten – Nikolaiviertel gibt es
völlig neue Straßenführungen. An zwei
der drei Kerne der frühdeutschen Stadt-
gründung erinnern die Nikolai- und Mari-
enkirche (am Fernsehturm), der dritte, das
frühere Cölln, ist am Ort nicht erkennbar,
er liegt teilweise unter Straßenland.
Die kleine fürstliche Residenz erhielt seit
Ende des 15. Jahrhunderts typische Befe-
stigungen und vor allem eine der charak-
teristischen Stadterweiterungen der abso-
lutistischen Zeit, die barocke Dorotheen-
und Friedrichstadt. Auch von ihr sind prak-
tisch nur der Rastergrundriß und drei 
geometrisch gestaltete Plätze übrig ge-
blieben, das Quarrée am Brandenburger
Tor, das Oktogon des Leipziger Platzes
und das Rondell am Südende der Fried-
richstraße.
Aus der frühen Residenzzeit wirken vor
allem die beiden Entscheidungen über
den Standort des Schlosses westlich der
Bürgerstadt und über die Erhebung des
benachbarten Potsdam zu einer weiteren
Residenz nach. Auf beiden basiert die
Hauptrichtung der Stadtentwicklung, die
bis heute anhaltende Südwest-Expansion
der Stadt und ihres Zentrums.
Zu Beginn der Industrialisierung, im „me-
chanischen Zeitalter“, stand Berlin noch
weit hinter den sächsischen Industrie-
standorten zurück. Auch an diese Zeit, zu-
gleich die baukünstlerisch-landschaftspla-
nerische Blütezeit des Klassizismus, erin-
nern in Berlin nur wenige Gebäude und
vor allem keine großräumigen Ensembles,
man findet sie in den Potsdamer Vorstäd-
ten und Schloßanlagen (Glienicke).

Das wilhelminische Berlin und 
„Elektropolis“

Der Aufschwung zur bedeutenden Indu-
striestadt setzte erst mit der „schweren
Elektrotechnik“, dem Bau der Werkzeug-
und Fahrzeugmotoren, ein, unmittelbar
gefolgt vom Anlagenbau der Nachrich-
tentechnik (Telegraph, Telephon). Berlin
war auf dem Wege zur „Elektropolis“.
Ende der 20er Jahre war es der weltgröß-
te Standort der Elektrotechnik mit rund
260 000 Beschäftigten und zwei symboli-
schen Standorten: die AEG in Schönewei-
de im Osten und Siemensstadt im Westen
der Stadt.
Das Bild der wilhelminische Ära der Stadt-
entwicklung  – von etwa 1860 bis zum
Vorabend des 1. Weltkrieges – wird bis
heute weithin von Hegemanns 1930 er-
schienenem Buch „Das steinerne Berlin.
Die Geschichte der größten Mietskaser-
nenstadt der Welt“ geprägt, einem durch-
gängigen „Verriß“ der imposanten bauli-
chen und sozialen Leistungen der Kaiser-
zeit.

Der Anschluß an die Wirtschaftsentwicklung Europas muß erst wieder gewonnen werden

Berlin: die neue alte Hauptstadt

Von Frank Werner

Berlin: Daß der DDR-Städtebau den Fernsehturm zentral plaziert hat, unterstreicht die
Bedeutung der elektronischen Medien für unsere Zeit. Aufnahme: Helga Wöstheinrich 
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Mehr als eine Anhäufung 
von Mietskasernen

Berlin war aber mehr als eine Anhäufung
von Mietskasernen. Es erweiterte sich in
einer kompakten Bebauung von Wohn-
und Arbeitsstätten, ergänzt längs der
Spree und der Bahnen durch große Indu-
strieareale. Sie werden zusammen als
„Wilheminischer Ring“ bezeichnet. Au-
ßerhalb des Ringes entstanden, insbeson-
dere im Südwesten in Richtung zur Resi-
denz Potsdam, die heute weithin unter
Denkmalschutz stehenden Villenkolonien
und darüber hinaus große, oft flächen-
deckend zusammenhängende infrastruk-
turelle Einrichtungen vielfältiger Art, dar-
unter die Rieselfelder, Heilanstalten, Lehr-
güter usw. Außerdem wandelte sich die
Innenstadt zur „wilheminischen City“. Die
barockzeitliche Friedrichstadt, ursprüng-
lich überwiegend ein Wohngebiet, und
die östlich angrenzenden Teile von Alt-
Berlin wurden durch sechsgeschossige
Büro- und Warenhäuser in Stahl- und
Stahlbetonkonstruktionen ersetzt. Die
städtebauliche Form dieser wilhemini-
schen City bildete in den für die heutige
Gestalt entscheidenden Planungsjahren
1990–1993 das Vorbild.
Im Südwesten der Stadt wurden aber be-
reits damals im Wissenschaftspark Dahlem
die Standorte von Forschung und Entwick-
lung außerhalb der Universitäten konzen-
triert.
Aus der wilhelminischen Zeit stammen
ferner der innere Bahnring (der heutige 
S-Bahn-Ring) und die die Stadt von Ost
nach West querende Stadtbahn (die un-
terirdische Nord-Süd-S-Bahn kam erst
1937 hinzu). Sie bilden das Grundgerüst
für den Regionalverkehr der Gegenwart,
und die Kreuzungen sind heute planerisch
als zukünftige Entwicklungsschwerpunkte
vorgesehen.

„Moderne“ Industriestadt und 
europäische Metropole

Berlin war bereits in den beiden Jahrzehn-
ten vor dem 1. Weltkrieg zu einer der eu-
ropäischen Metropolen, zu einer Welt-
stadt aufgestiegen. Der Ausgang des Krie-
ges änderte daran nichts, die Glanzzeit
setzte sich nach kurzer Unterbrechung
fort.
Eine Zäsur in der räumlichen Entwicklung
folgte erst 1925/27. Es entstanden die
Großwohnanlagen in Zeilenbauweise. Die
wichtigsten Rahmenbedingungen waren
die Neufassung der Bauordnung, die
Hauszinssteuer und die Schaffung ge-
meinnütziger Wohnungsbaugesellschaf-
ten. Darüber hinaus begann mit der Elek-
trifizierung der Stadtbahn in den end-
zwanziger Jahren das Zeitalter des
weiträumigen Personenmassentranspor-
tes und damit des weitflächigen Sied-
lungswachstums über die administrative
Grenze hinaus. Zwischen 1927 und 1943,
d.h. in nur anderthalb Jahrzehnten,
wurde ein erheblicher Teil der umgeben-
den Provinz an die Arbeits- und Einkaufs-
stätten der Großstadt angebunden.
In Berlin wurde damals auch der Grund-
stein für die spätere und über Jahrzehnte
bestimmende Form des Stadtwachstums

gelegt: Man experimentierte 1927 be-
reits  mit „Platten“ für den Wohnungs-
bau.
In der Stadt und ihren Randgemeinden,
vor allem im Südwesten, waren zahlreiche
wichtige Erfindungen des 20. Jahrhun-
derts zu lokalisieren, so die Kernspaltung,
Funk und Fernsehen, die automatisierte
Rechentechnik und die rasch aufeinander
folgenden Leistungssteigerungen der
Luftfahrt, die vor allem auf Forschungen
der Deutschen Versuchsanstalt für Luft-
fahrt in Adlershof beruhten, an die heute
nur noch der Betonmantel des Windkana-
les erinnert.

Der Wirtschaftsraum „Berlin-
Brandenburg-Mitte“ entsteht

In der nationalsozialistischen Zeit brach-
ten die dezentralen Industrieinvestitionen
in den umliegenden größeren Städten der
Kurmark zahlreiche neue Arbeitsplätze in
modernen Werken, sinngemäß eine vierte
Randwanderung der Berliner Industrie
und die Erweiterung zum Wirtschafts-
raum „Berlin-Brandenburg-Mitte“.
Die nahräumliche arbeitsteilige Verflech-
tung umfaßte beispielsweise in der Flug-
zeugproduktion die Forschung und Ent-
wicklung in Adlershof, die Finanzierungs-
institutionen und die staatliche Industrie-
förderung in der City, den Zellenbau in
Potsdam-Babelsberg und Oranienburg,
den Motorenbau in Johannistal und Lud-
wigsfelde und die Funktechnik in Klein-
machnow.
Diese wirtschaftsräumliche Situation ist
m.W. bisher nicht zusammenfassend dar-
gestellt worden, denn sie war zur NS-Zeit
geheim, und in der DDR war dieser Auf-
schwung tabu. Die damals geschaffenen
Werke sind nach 1945 nicht nur demon-
tiert, sondern oft sind auch ihre Bauten
gesprengt worden. An die genannte Er-
weiterung des Wirtschaftsraumes erin-
nern noch Werkswohnanlagen, wie in
Oranienburg, in Brandenburg oder in
Ludwigsfelde und Eberswalde.
Die Position Berlins im deutschen Wirt-
schaftsraum wurde seit Mitte der dreißi-
ger Jahre mit der Zentrierung des Auto-
bahn- und Luftverkehrsnetzes auf die
Stadt bestärkt. Baulicher Ausdruck dersel-
ben waren der damals begonnene Auto-
bahnaußenring und der damals weltweit
größte und auch über Jahrzehnte mo-
dernste Zentralflughafen in Berlin-Tem-
pelhof.
Die Siedlung Berlin hatte sich bis 1945 weit
über die Grenzen von „Groß-Berlin“ 1920
ausgeweitet. Sie hatte sich in etwa verdop-
pelt. In den Siedlungsbändern längs der
Bahnlinien wurden bis in die endvierziger
Jahre große Flächen parzelliert, oft mit be-
scheidenen Bauten besetzt („aufgesie-
delt“), meist nur mit unbefestigten Wegen
und Strom erschlossen. Es entstanden
„wilde Siedlungen“ für freiwillige und un-
freiwillige Ruheständler, Wochenpendler
und für Beschäftigte in den vor der Stadt
liegenden großen Arbeitsstätten (z.B. der
Stahlwerke in Hennigsdorf). Das angren-
zende sogenannte Randsiedelgebiet war
vielgestaltig – vom Behelfsheim des Wo-
chenpendlers bis zu den Villen neben der
Ufa-Stadt in Babelsberg.

Die zerstörte Stadt

Abweichend von der geläufigem Eintei-
lung – 1945 Kapitulation und 1961 Mauer-
bau – sind in der Raumentwicklung
zunächst die Phase der Zerstörungen, be-
ginnend 1943 und anhaltend bis in die
endfünfziger Jahre, und danach diejenige
der Teilung des Wirtschafts- und Ballungs-
raumes zu unterscheiden, die 1945 be-
gann und im wesentlichen zwischen 1948
und 1952 durchgesetzt worden ist.
Die Stadtzerstörung setzte mit den Bom-
bardements 1943 ein. Sie zielten auf die
„Straße der Reichsregierung“, die Wil-
helmstraße, die östlich des für die an-
fliegenden Verbände leicht erkennba-
ren Tiergartens lag. Das systematische
Flächenbombardement der Wohngebiete
erfaßte auch die angrenzende Berliner In-
nenstadt und wenige Tage vor Kriegsen-
de die Altstadt von Potsdam sowie eine
einzige militärisch bedeutsame Anlage:
die Westalliierten planierten die vermute-
te Atomwaffenentwicklung in den Auer-
werken in Oranienburg kurz vor deren
Einnahme durch die Rote Armee; heute
noch werden mehrmals im Jahre Straßen-
züge evakuiert, um Bomben zu entschär-
fen.
Es folgten die Demontagen, die im Hin-
blick auf die weitere räumliche Entwick-
lung deutlich zu unterteilen sind: Abbau
der Produktionsanlagen, vorrangig der
Luftfahrt- und Nachrichtentechnik, ferner
Abtransport der Forschungs- und Entwick-
lungsbasis einschl. der Patente, Laborein-
richtungen und vor allem der Personen
des Forschungs- und Entwicklungssektors,
die zur weiteren Arbeit und zur Weiterga-
be ihrer Kenntnisse in die Sowjetunion
überstellt wurden.
Trotz Demontagen und Werkssprengun-
gen haben die verbliebenen infrastruktu-
rellen Vorgaben aus der genannten Rand-
wanderung und das Potential der zu Be-
ginn der 50er Jahre zukehrenden Speziali-
sten als Standortvorteil innerhalb des Bal-
lungsraumes nachgewirkt.

Die Demontagen waren weitaus be-
deutender als die Zerstörungen der
Wohngebiete

Die Demontagen waren weitaus wichtiger
als die menschlich leidvolleren und op-
tisch eindrucksvolleren Zerstörungen der
Wohngebiete, denn Berlin verlor dadurch
seine industrielle und seine Forschungsbe-
deutung. Alle „modernen“ und damit mi-
litärtechnisch und militärwirtschaftlich be-
deutsamen Foschungs- und Produktions-
anlagen wurden in den 50er Jahren je-
weils im Süden der Teilstaaten angesie-
delt. Berlin galt beiden Seiten – über die
Einschränkungen des alliierten Status’ hin-
aus – als unsicherer Ort. Die Stadt konnte
daher keinen Anschluß an die Wirtschafts-
entwicklung Europas finden.
Insgesamt waren die tragenden Funktio-
nen der Stadt drastisch reduziert worden:
als Standort von Forschung und Entwick-
lung, als bedeutende Industriestadt und
als Zentrum der Wirtschaftsführung. Die
verbliebenen Hauptstadtfunktionen redu-
zierten sich auf ein kleines Staatsgebiet –
die DDR war erheblich kleiner als Preußen



76

1914. Berlin teilte das Schicksal von Wien
und Budapest nach dem 1. Weltkrieg.
Der Stadt waren somit alle Grundlagen
entzogen, um nur annähernd eine Bedeu-
tung wie in der ersten Hälfte des Jahrhun-
derts zu erzielen.

Die geteilte Stadt

Die Teilung des Wirtschaftsraumes setzte
unmittelbar nach Besetzung der Sektoren
ein, denn die Befehle der Alliierten über
die weitere wirtschaftliche Tätigkeit
waren untereinander unvereinbar. 1948
folgte die sowjetische Blockade West-Ber-
lins. Sie blieb erfolglos, denn die West-
alliierten demonstrierten ihre Überlegen-
heit mit der bekannten Luftbrücke. Da der
Westteil nicht einnehmbar war, mußte er
ausgegrenzt bzw. räumlich umgangen
werden. Der Bau der Umgehungswege
begann mit dem Havelkanal und dem Ei-
senbahnaußenring (um West-Berlin und
durch Ost-Berlin), als letzter wurde 1981
der Autobahnaußenring geschlossen. Dar-
über hinaus endete die erwähnte weit
ausgreifende Aufsiedlung im Vorfeld der
expandierenden Reichshauptstadt 1950,
als den West-Berlinern das Betreten ihrer
Parzellen im Umland untersagt wurde. Der
Wohnungsbau im Ostteil wurde dagegen
auf den mehrgeschossigen Mietwoh-
nungsbau ausgerichtet, so daß seit den
50er Jahren fast ein halbes Jahrhundert
die Suburbanisierung nur innerhalb der
vorausgehenden Aufsiedlung verblieb.
Zur räumlichen Teilung zählte ferner, daß
das Politbüro, d.h. die de-facto-Regie-
rung, vorsorglich aus dem unter alliiertem
Status stehenden Ost-Berlin ausgelagert
wurde. Man zog in die Wohnsiedlung
Wandlitz. Benachbart befanden sich das
Ministerium für Verteidigung, die Luft-
kontrolle des Warschauer Paktes bei
Strausberg usw., so daß sich im Nordosten
vor den Toren der Hauptstadt zahlreiche
hauptstädtische Standorte konzentrier-
ten. Nach diesen Vorbereitungen war das
sowjetische Berlin-Ultimatum 1958 der
letzte Versuch, den Westteil einzuneh-
men. Sein Mißerfolg ließ nur noch die
Schließung der Grenze zu, um die verblie-
bene, aber wirtschaftlich entscheidende
grenzübergreifende Abwanderung zu un-
terbinden. Vergleichsweise unbedeutend
waren die Pendelwanderer, die man auf
60 000 bis 75 000 Personen schätzt (ca.
15 000 nach Ost-Berlin).
Die Grenzschließung im August 1961 un-
terbrach vor allem persönliche Bindun-
gen, ferner die kulturellen und die Ein-
kaufsbeziehungen. Die „Mauer“ stand im
übrigen nicht auf der durch Kataster fest-
gelegten Grenze der Stadtbezirke, nach
denen Berlin in Sektoren unterteilt wor-
den war, sondern je nach örtlicher Zweck-
mäßigkeit mehrere Meter DDR-einwärts.

Zwischen 1970 und 1988 ein 
„geordnetes Nebeneinander“

Die räumliche und städtebauliche Gestal-
tung der beiden Teilstädte verlief trotz
„Mauer“ beiderseits in den gleichen Bah-
nen der europäischen Entwicklung, abge-
sehen von der vielfach dargestellten
Frontstellung zwischen dem „modernen,

westlichen“ Bauen im Hansaviertel und
der klassisch-städtebaulichen Kompositi-
on der Stalinallee zu Beginn der fünfziger
Jahre. So wird vor allem „die Platte“
immer wieder – und fälschlich – als etwas
DDR-Spezifisches bezeichnet, obwohl sie
auch in den West-Berliner Großwohnanla-
gen zeitgleich mit der Durchsetzung der
industriellen Bauweise in Ost-Berlin ver-
wendet worden ist. Sie ist im Ostteil nur
1965–85 in einem stadtbildprägenden
Ausmaß verwendet worden. In beiden
Teilstädten verlagerte sich vor allem die
Wohnbevölkerung aus den Innen- in die
Außenbezirke. Ost und West wichen im
Verhältnis von Eigenheimen zum Ge-
schoßwohnungsbau voneinander ab.
Gemeinsam ist ferner die Bedeutung der
„funktionellen Moderne“ im Stadtzen-
trum: in West-Berlin das Europacenter, in
Ost-Berlin der Alexanderplatz mit dem Be-
reich Fernsehturm.
In den rund vier Jahrzehnten seit der er-
wähnten Unterbrechung der Suburbani-
sierung hatte sich das frühere Umland
Berlins in die beiden Stadtregionen Berlin
(Ost) und Potsdam unterteilt. Beide dehn-
ten sich räumlich kaum aus, denn der
Wohnungsbau konzentrierte sich im mitt-
leren Brandenburg auf die kompakten
Großwohngebiete dieser beiden Städte.
In den Jahren des „geordneten Nebenein-
anders“ zwischen 1970 und 1988 haben
sich die grenzübergreifenden Wirtschafts-
verbindungen auf wenige Produkte be-
schränkt. West-Berlin bezog vor allem
rund Dreiviertel des Bedarfes an Benzin
und Diesel sowie Baustoffe und leitete die
Abwässer, später auch den Müll, ins Um-
land. Es gab, wie bereits hervorgehoben,
keinerlei Kooperation in den modernen –
und damit militärwirtschaftlich bedeutsa-
men – Wirtschaftszweigen.
Während der Teilung erzielten weder
West- noch Ost-Berlin einen Lagevorteil
als Drehscheibe nach Ost bzw. nach West.
Der westliche Teil war in seiner Bedeu-
tung auf das Niveau der großen Regional-
zentren der Bundesrepublik gesunken,
dessen Einflußbereich sich deutlich auf
den Norden des Staatsgebietes begrenz-
te. Ost-Berlin war zwar eine Führungs-
position analog zu derjenigen der frühe-
ren Reichshauptstadt verblieben, aber

nur innerhalb des Staatsgebietes – unter
den osteuropäischen Hauptstädten war
sie mit der früheren nicht entfernt ver-
gleichbar.
Der politische Kampf ließ manche Ge-
meinsamkeit übersehen, insbesondere,
daß beide „Fronststädte“ reichlich mit
Fördermitteln aller Art bedacht wurden.
Dazu zählten die gesetzlichen Sonderre-
gelungen, finanziellen Beihilfen, Bürg-
schaften, direkten Materialzuweisungen
und Lohnzulagen, die Förderung von Pla-
nungsabläufen und vor allem die Auf-
merksamkeit im politischen Entschei-
dungsprozeß. Beide Teilstädte brachten
daher eine Anzahl „gedoppelter“ Stand-
orte in das vereinte Berlin ein, insbesonde-
re Theater und Sendeanstalten. Ost-Berlin
erzielte vor allem langjährig den größten
Wanderungsgewinn im Staate, und da-
durch hatte die Millionenstadt einen
natürlichen Bevölkerungsüberschuß –
während der Westteil stets unter einem
Sterbeüberschuß litt.

Städtebauliche Kontinuitäten
1933–1990

Über die skizzierte Zerstörungsphase hin-
weg gab es vom Antritt der Nationalsozia-
listischen Regierung bis zum Ende des
„Realen Sozialismus“ im Hinblick auf die
Stadtgestaltung viele Gemeinsamkeiten.
Dazu zählten neben der Wirtschaftspla-
nung vor allem die de-facto-Aufhebung
des Bodenpreises bzw. der Lagerente. Der
Bodenpreisstop von 1936 galt bis 1990
und ab 1945 „unter Berücksichtigung der
Kriegsfolgen“. Er fand seine ethische Be-
gründung in der Kritik am arbeitslosen
Einkommen der Grund- und Lagerente
und darüber hinaus in Berlin in dem – in
der Reichshauptstadt besonders hohen –
jüdischen Anteil am Grundeigentum
(einschl. Gesellschaftsbesitz, Hypothekar-
belastungen usw.). Die Verfügung über
die innerstädtischen Flächen war ferner
eine der wichtigsten Voraussetzungen für
die Realisierung der „Achse Berlin“, d.h.
für den Vorrang städtebaulich-komposito-
rischer Gestaltung vor den Maßzahlen der
Grundstücksausnutzung. Das national-
und das realsozialistische Konzept der ge-
nannten Achse – genauer: einer platz-ach-

Das Zentrum Berlins hat sich aufgrund der Standortentscheidungen in der absolutisti-
schen Zeit nach Südwesten ausgedehnt. Einige ausgewählte Faktoren verdeutlichen
diese Grundlinie.
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sialen Struktur – unterscheidet sich nur in
zwei Aspekten: Das erstere war weitaus
größer dimensioniert und Nord-Süd ge-
richtet, letzteres konnte realiter nur klei-
ner ausfallen und mußte, im verbliebenen
sowjetischen Sektor gelegen, die östliche
Stadthälfte anbinden – also Ost-West ge-
richtet sein. Der Bau begann in den fünfzi-
ger Jahren mit der Stalinallee, setzte sich
in den sechziger Jahren mit dem Bereich
Fernsehturm fort und endete in den end-
siebziger Jahren mit der Anlage des Marx-
Engels-Denkmales. In ihrer städtebauli-
chen Form steht diese Achse in der Tradi-
tion des europäischen Städtebaus, in der
architektonischen Fom ist sie zwischen
Alex und (dem bereits wieder abgerisse-
nen) Außenministerium Zeugnis der sog.
„optimistischen funktionalen Moderne“
(und daher heute „völlig out“).
Sie ist die einzige städtebaulich-komposi-
torisch geschlossene Umgestaltung eines
europäischen Stadtzentrums im 20. Jahr-
hundert. Der Standort des Fernsehturmes
in der Stadtmitte spiegelt die Bedeutung
der vierten Gewalt und ist damit Symbol
für eine der Grundlinien der gesellschaftli-
chen Entwicklung unseres Jahrhunderts.
Die Achse Berlin ist als Baumasse weniger
und als städtebauliche Komposition mehr
als die Achse in Paris zum Grand Arc. Doch
im Gegensatz zu Paris interessieren heute
in Berlin an dieser Konfiguration nur die
freien Flächen als potentielles Bauland.
Der nationale und der reale Sozialismus
unterschieden sich in der Größe und in der
Struktur der geplanten bzw. gebauten
Großwohngebiete nur graduell, vor allem
in der Bebauungsdichte durch das Ver-
hältnis von Mehrfamilien/Mietwohnungs-
bau zu Eigenheimen. Die NS-Variante ist
in den genannten Industriestädten der
Kurmark zu finden.
Weitere Merkmale sozialistischer Raum-
gestaltung waren eine vergleichsweise
ausgeglichene Versorgung mit Wohn-
fläche je Haushalt und die Ausstattung
mit infrastrukturellen Einrichtungen im
Wohnumfeld anhand von Richtwerten.

Nach der „Wende“ vor allem: gewal-
tige Bevölkerungsbewegungen

Die „Wende“ – übergreifender Begriff für
politischen Umbruch, für Grenzöffnung
und Beitritt der DDR zur Bundesrepublik –
bewirkte für Berlin neue Wanderungs-
ströme, verstärkte Deindustrialisierung,
erhebliche Veränderungen im Bodenei-
gentum, neue Hauptstadtfunktion und
Wandlungen in zahlreichen Stadt-Um-
land-Beziehungen (letztere bleiben hier
unbeachtet).
Einige der auch gegenwärtig noch be-
deutsamen Entwicklungen setzten in Ber-
lin bereits vor der Öffnung der Grenze
(November 1989) ein. Ab 1987 trafen im
Westteil Tausende von polnischen Aus-
siedlern ein – Deutsche in allen Abstu-
fungen tatsächlicher Abstammung. Ab
Ende 1988 folgten Umsiedler aus der DDR.
Nach der „sowjetischen Wende“ 1986
setzte ferner die Zuwanderung osteu-
ropäischer Juden ein (sog. Kontingent-
flüchtlinge).
Zwischen Grenzöffnung und Beitritt
haben sich in der damals unsicheren Zeit

aus Ost-Berlin und der Umgebung schät-
zungsweise 50 000 Personen rasch nach
Westen abgesetzt. Die Abwanderung
setzt sich abgeschwächt bis heute fort. Sie
entzieht dem gesamten Nordosten der
Bundesrepublik, gleichermaßen auch Ber-
lin und seinem weiteren Umland die Qua-
lifizierten, Engagierten, Zuverlässigen und
nicht nur die Hochbegabten, sondern vor
allem auch den „soliden Mittelbau“. Ihre
Rückwanderung ist wohl erst im Renten-
alter zu erwarten.
Der zusätzliche drastische Rückgang der
Geburten bestärkt die negative natürliche
Bevölkerungsentwicklung, die selbst dann
erst in Jahrzehnten ausgeglichen werden
könnte, wenn heute erheblich bessere
Rahmenbedingungen in der Region ge-
schaffen würden. Sie bildet den wichtig-
sten – negativen – Entwicklungsfaktor für
Berlin und den Nordosten Deutschlands.
Die größte Zuwanderung kommt „aus
dem Osten“, d.h. aus und über Osteuropa
und umfaßt mehrere Gruppen. Dazu
zählen die i.d.R. unausgebildeten Wirt-
schaftsflüchtlinge, zu denen entgegen of-
fizieller Lesart z.B. auch die Balkanflücht-
linge rechnen. Der Gesamtumfang ist
nicht sicher bekannt, dürfte aber erheb-
lich über allen offiziellen Angaben liegen.
Sie konzentrieren sich räumlich auf die
Stadt und insbesondere ihren östlichen
Teil. Die „reichen Russen“ in Charlotten-
burg sind zwar auffällig und zahlungs-
kräftig, aber wohl nur wenige. Weiterhin
sind die erwähnten jüdischen Zuwanderer
zu nennen, oft sinngemäß Rückwanderer
aus Israel in Richtung Osteuropa, da sie
von Berlin aus ihren Geschäften in Osteu-
ropa nachgehen, und die regulär (und ir-
regulär Schwarz-)Beschäftigten, vor allem
der Baubranche. Letztere kommen vor
allem aus den westeuropäischen einkom-
mensschwachen Regionen, insbesondere
aus Irland und Portugal.
Eine deutliche räumliche Konzentration
und primäre Ghettobildung ist bisher nur
bei der größten Gruppe der ausländischen
Zuwanderer zu beobachten, den fast
200 000 Türken. Sie haben sich – entgegen
allen vorübergehenden Zu- und Umzugs-
beschränkungen – weit über das früher als
vertraglich angesehene Konzentrations-
maß (etwa 7–10 % eines Bezirkes) konzen-
triert und bilden Viertel, die in der Regel
mehrere Baublöcke umfassen.
Der Gesamtumfang der Zuwanderung
und der zeitweiligen Arbeitspendler ist
unbekannt, und diese Fragen sind im übri-
gen de facto politisch tabu.
Eine Zuwanderung an qualifizierten Ar-
beitskräften ist vorerst noch gering, und
sie wird erst nach dem Umzug des Bun-
destages und der Bundesregierung erwar-
tet. Es ziehen aber, soweit bisher abseh-
bar, keine Konzernleitungen „nach dem
Osten“, und die Bundesbediensteten, Par-
lamentarier ebenso wie Ministerialräte
und Angestellte fügen sich nur widerwil-
lig der Hauptstadtentscheidung.
In diesem Zusammenhang ist ergänzend
zu erwähnen, daß das oft zitierte „Tole-
ranz“-Edikt von Potsdam 1685, auf dessen
Grundlage zahlreiche protestantische
Glaubensflüchtlinge nach Berlin und in
die umgebende Mark Brandenburg ein-
wanderten, eine professionelle Anwer-

bung qualifizierter Arbeitskräfte war, die
einen Mindestkapitalnachweis erbringen
mußten.

Die starke Abnahme von Industrie-
beschäftigen läßt von Deindustriali-
sierung sprechen

Berlin fand im letzten Jahrzehnt inter-
nationale Beachtung: Grenzöffnung,
Hauptstadtentscheidung, Bauwettbewer-
be, Grundsteinlegungen, Baustellenrekor-
de und erste Eröffnungen – doch angesichts
der generellen wirtschaftlichen Schwierig-
keiten ist die Realisierung bzw. Nutzung
vieler Bauvorhaben gegenwärtig unsicher.
Die Situation ähnelt derjenigen der Londo-
ner Docklands, sinngemäß ein ähnlich di-
mensionierter Vorgänger in der Umgestal-
tung europäischer Großstädte: So wie sich
dort die alte City neben dem Neuen be-
haupten konnte, so wird die City West/Kur-
fürstendamm gegenüber dem Bereich Frie-
drichstraße/Potsdamer Platz bestehen. (Die
Ortsbegriffe können irritieren: Der sog.
„Neue Westen“ am Zoo ist heute die „alte“
Vor-Wende-City, und die alte, wilhelmini-
sche City ist nun das „neue Zentrum“.)
Für die Stadtentwicklung sind darüber
hinaus die im folgenden skizzierten weite-
ren Aspekte bedeutsam.
Berlin ist die größte Industriestadt zwi-
schen Moskau und Paris, doch die Zahl der
industriell Beschäftigten nimmt über die
bekannten generellen Trends des Sekto-
renwandels und die konjunkturellen Ein-
flüsse hinaus seit 1990 stetig ab. Hierfür
sind der Ausfall der Ostmärkte, die Stille-
gung aufgekaufter Ostkonkurrenzstand-
orte durch Westfirmen, der Wegfall der
(West-)Berlinförderung und im übrigen
auch – schätzungsweise für ein Viertel der
Beschäftigtenabnahme – statistische Effek-
te (z.B. organisatorische Ausgliederung so-
zialer Betriebsbereiche) zu nennen.
Die Industriebeschäftigten (verarb. Gewer-
be) haben sich in Berlin von rund 360 000
(1988) auf 160 000 (1996) verringert, dar-
unter im Ostteil von 190 000 auf 35 000,
d.h. auf nur noch rund 20 %. Im Ballungs-
raum, d.h. einschließlich der Industrievor-
orte wie Hennigsdorf, Wildau usw., ist die
Situation gleichartig.
Die räumlichen Strukturen sind trotz die-
ses Rückganges kaum verändert worden:
Die Alt-Industriegebiete wurden pla-
nungsrechtlich ab 1992 geschützt, man be-
fürchtete ihre Umwandlung zu großen
Bürostandorten. Im Umland entstanden
nur einige neue Industriestandorte. Sie er-
klären nur ca. 7 % der genannten Abnah-
me. Alle Gewerbeparks, darunter einer der
größten Europas in Genshagen, sind weit
überwiegend Logistikzentren. Insgesamt
verfügt der Ballungsraum Berlin über das
größte Angebot neuer Gewerbeflächen
und wohl auch über die größte Flächenre-
serve in den klassischen Industriegebieten,
denn selbst Siemens versucht in der Sie-
mensstadt, weitere Betriebe auf brachfal-
lenden Flächen einzuwerben.
Einen weiteren umfangreichen Verlust an
Arbeitsplätzen bewirkte die „Abwick-
lung“, d.h. die geordnete Auflösung zahl-
reicher hauptstädtischer und staatszentra-
ler Einrichtungen der DDR. Dazu zählten
neben dem Parteiapparat – d.h. sinn-
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gemäß der Referentenebene der Ministe-
rien –, dem Sektor öffentliche Sicherheit
und Militär (der auf 120 000 Personen in
Ost-Berlin geschätzt wurde) auch Akade-
mien, naturwissenschaftliche Forschungs-
institute, Verlage usw.
Berlin hat somit aufgrund des Beitrittes
einen erheblichen Verlust an Arbeitsplät-
zen erlitten. Er ist im großen Umfange
durch die Expansion der Dienstleistungen
in beiden Teilen, vor allem im früheren
Ostteil des Ballungsraumes, darüber hin-
aus auch durch Abwanderung, durch Vor-
ruhestand, Arbeitsbeschaffungsmaßnah-
men usw. ausgeglichen worden.
Als besonderes Problem wird – schon seit
geraumer Zeit – der geringe Anteil der
produktionsbezogenen Dienstleistungen
hervorgehoben. Er war und ist bis heute
eine Folge der eingangs erwähnten De-
montagen und Funktionsverluste sowie
der Lageungunst der alliierten Stadt.

Ein bedeutender Medienstandort

Demgegenüber hat eine Branche ver-
gleichsweise unauffällig deutlich zugenom-
men: Im Medienbereich (einschl. Multime-
dia usw.) sind gegenwärtig schätzungsweise
70000–100000 Personen beschäftigt, d.h.
wesentlich mehr als bei der Firma Siemens
(20000 im Ballungsraum). Standörtlich um-
faßt diese Branche neben einem unüber-
sichtlichen Geflecht kleinster, rasch fluktu-
ierender Firmen ohne erkennbare Konzen-
tration innerhalb der Innenstadt die beiden
historisch begründeten großen Standorte
Babelsberg (Ufa-Stadt) und Adlershof
(ehem. DDR-Fernsehen) und darüber hinaus
die Konzentration der Redaktionen in der
Friedrichstadt, d.h. in der künftigen Nähe zu
Regierung und Verbänden.
Die Medienbranche ist unscharf begrenzt,
und zu ihr können auch Arbeitsstätten in
den für Berlin gegenwärtig und absehbar
weiterhin wichtigsten Bereichen der Kon-
gresse und der Kultur (einschl. Messen)
gerechnet werden. Das ist im Stadtbild am
enormen Ausbau des Messegeländes am
Funkturm erkennbar. Davon profitieren
vor allem die Westcity, ihre Hotels, Kultur-
und Unterhaltungsstandorte. Die kultu-
relle Bedeutung reicht weit über die Zahl
der Theater hinaus, sie liegt in den vielen
Facetten der sog. „U(Unterhaltungs-)
Kunst“ begründet, und nur in diesem Sek-
tor kann Berlin mit Paris, London und New
York konkurrieren.

Die gegenwärtige Bauentwicklung
wird stark von Kapitalgesellschaften
bestimmt

Eine weitere bedeutende Randbedingung
der gegenwärtigen Stadtentwicklung ist
die Restitution auf das Jahr 1933. Sie um-
faßt nicht nur das Bodeneigentum, son-
dern auch die Hypothekarbelastungen usw.
Ein vermutlich hoher Anteil entfällt auf jü-
dische Forderungen. Über diese Besitzver-
hältnisse liegen m.W. keine zuverlässigen
Angaben vor. Das zuständige Amt für offe-
ne Vermögensfragen verweigert öffentlich
die Information, sie sei „aus den bekannten
Gründen nicht möglich“. (Es dürfte sich im
Stadtzentrum um Grundwerte von schät-
zungsweise 2–3 Mrd. DM handeln.)

Nach der Restitutionsentscheidung 1990/
91 wurde daher die erwähnte jüdische Zu-
wanderung breiter. Die Gesamtzahl liegt
vermutlich deutlich höher als die – meist
zur Kennzeichnung verwendete – Mitglie-
derzahl der israelitischen Kultgemeinde.
Sie kehren u.a. als Anteilseigner an den
Kapitalgesellschaften des Stadt-zentrums
wieder, und daher ist die weithin sichtba-
re neuvergoldete Kuppel der Zentralsyna-
goge nicht nur ein historisches stadträum-
liches Zeichen.
Für die raumstrukturelle Entwicklung ist
wichtig, daß die früheren Eigentümer nur
in einigen wenigen Fällen selbst investie-
ren. Sie verkaufen oder übertragen ihre
Anteile den Fonds-, Kapital- und Invest-
mentgesellschaften, die ihrerseits Immobi-
lienentwicklungsgesellschaften (Develop-
per) die stadträumlich bedeutsame, weil
oft ganze oder halbe Baublöcke umfas-
sende Gestaltung der Bauten und der Nut-
zungsverhältnisse übertragen bzw. sie als
ein Fertigprodukt einschließlich der Miet-
verträge herstellen. Dadurch wird eine der
in den Zentren der Weltstädte gegenwär-
tig vorherrschenden Entwicklungen in
einem Umfange begünstigt, der über das
Maß deutlich hinausgeht, das in Berlin
aufgrund seiner vergleichsweise nachran-
gigen Stellung unter den Weltstädten zu
erwarten wäre.
Eine weitere, 1990 bis 1996 nur kurzfristig
gültige, aber raumstrukturelle bedeutsa-
me Rahmenbedingung war die steuerli-
che Begünstigung der Bauvorhaben im
früheren Ostteil des Ballungsraumes (Son-
derabschreibung: AfA). Sie bekräftigt die
genannte Ablösung des klassischen
Einzeleigentümers durch Kapitalgesell-
schaften und damit die Ablösung der Bau-
und Nutzungsentscheidungen von den lo-
kalen Bedingungen. Aus Gründen des
Steuervorteiles wurden Investitionen in
großem Umgange in den Mietwohnungs-
bau (insbesondere im Umland) und in den
Bürobau (im Stadtzentrum) gelenkt. Diese
Vorgänge werden oft als eine Verselbstän-
digung finanzwirtschaftlicher Strategien
gegenüber der realen örtlichen Situation
beschrieben. Das Stadtzentrum Berlins
wurde dadurch schlagartig und in Vorlauf
zur erhofften Bedeutung unter den eu-
ropäischen Zentren in den Trend der sog.
„Casino-Ökonomie“ einbezogen. Die „auf
Halde gebauten“ Büroflächen sind ferner
ein Ausdruck der kurzfristigen euphori-
schen Erwartungen auf den Bedeutungs-
gewinn Berlins.
Eine Ausnahme bildet das Engagement des
Merceds-Benz-Konzerns am Potsdamer
Platz, das vor allem aus dem Wirken des
langjährigen Chefs, Edzard Reuters, ver-
ständlich ist (Sohn des bekanntesten Bür-
germeisters der Nachkriegszeit). Er gehörte
zur Gruppe derjenigen Wirtschaftsführer,
die diese Standortentscheidung mit Signal-
wirkung aus ethischer und nationaler Ver-
antwortung getroffen haben.

Insgesamt ist die Stadt nach dem 
2. Weltkrieg an den Rand gerückt

Die Lage im heutigen Statsgebiet ist we-
sentlich ungünstiger als die frühere inner-
halb des Deutschen Reiches. Die Grenze
liegt 40 km östlich der Vororte. Diese Situa-

tion ähnelt derjenigen von Wien – nur: dort
folgt in kurzem Abstand eine Hauptstadt,
die gemeinsam mit Budapest ein beliebtes
Angebot im internationalen Städtetouris-
mus unterbreiten kann.
Die Lage innerhalb Europas ähnelt derjeni-
gen von Paris. Beide befinden sich je 500 km
abseits der Zentrallienie, die von London
über die Rheinachse nach Oberitalien ver-
läuft.
Während Paris und London eng und vielfäl-
tig verbunden sind, steht Berlin außerhalb
eines derartigen Zusammenhanges. Für die
Stellung unter den europäischen Zentren ist
entscheidend, daß in der Stadt keine natio-
nal oder international bedeutsamen Institu-
tionen der monetären Steuerung der Ge-
sellschaft residieren (Banken, Versicherun-
gen, Fondsverwaltungen usw.). Es ist bisher
auch kein Zuzug von derartigen Zentralen
absehbar. Berlin wird ferner Hauptstadt in
einer Phase, in der die zunehmende organi-
satorische Verflechtung und Konzentration
der Unternehmen ohne standörtliche Zu-
sammenfassung verläuft, und um die
Standorte der vergleichsweise kleinen Füh-
rungszentralen kann Berlin kaum konkur-
rieren. Mercedes-Benz und Sony lokalisie-
ren nur eine Sparte bzw. eine Regionalzen-
trale ihres Unternehmens am Potsdamer
Platz.
Darüber hinaus tritt Berlin in die Konkur-
renz unter den führenden Städten Europas
praktisch ohne jede politische Rücken-
deckung ein. Die erneute Bestätigung als
Hauptstadt eines der wirtschaftsstärksten
und leistungsfähigsten Staaten der Erde
und des Finanziers der Europäischen Union
erfolgt in einer Zeit, die als eine der „Demis-
sionierung des Nationalstaates“ – zugun-
sten der EU, des Internationalen Währungs-
fonds (IMF), der Weltbank usw. – aphostro-
phiert wird. Die Standorte der Euro-Büro-
kratie sind allerdings vergeben.
Als besondere Lagegunst Berlins wird in fast
allen politischen Ausführungen seit der
„Normalisierung“ 1970 diejenige als Ost-
West-Drehscheibe hervorgehoben. Die Aus-
sagen waren stets nur Hoffnungen oder De-
duktionen, weil Berlin auf halben Wege von
Warschau nach Paris liegt. Das ist jedoch we-
niger als eine Flugstunde Unterschied. Der
Osthandel rollt auf dem südlichen Auto-
bahnaußenring an der Stadt vorbei. Er ist
einer der größten Warenströme Europas,
doch ohne Standorteffekt für Berlin.
Berlin konkurriert nicht nur, und in erster
Linie, mit Wien um eine Mittlerrolle, son-
dern mit London (Abwicklung aller Kre-
ditgeschäfte der EU mit Osteuropa), mit
Paris und Brüssel, denn dort fallen die Ent-
scheidungen der EU-Ostpolitik über die
entsprechenden Fonds. Die tatsächliche
Bedeutung Berlins besteht in zahlreichen
kleinen, nicht-offiziellen und oft nur sehr
bescheidenen, doch sehr vielfältigen Bera-
tungs- und Kooperationseinrichtungen,
die in der Summe wahrscheinlich beach-
tenswert sind. Ein zuverlässiger Überblick
existiert nicht.

Doch immerhin die erste große
„westliche“ Metropole – vom Osten
her gesehen

Darüber hinaus hat Berlin Bedeutung als
internationale Einkaufsmetropole für Ost-
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europa, d.h. es kann bereits ein quantita-
tiv eingrenzbares Segment der (Hoch-
preis-)Nachfrage beobachtet werden, das
sich auf die entsprechenden Citybereiche
konzentriert – bisher Westcity und Fried-
richstraße, der Bereich Potsdamer Platz
läßt eine erhebliche Zunahme der Ge-
samtnachfrage erwarten. Berlin setzt sich
hier deutlich vom Niedrigpreis-Einkaufs-
tourismus in der Mariahilfer Straße in
Wien und vor allem in Istanbul ab.
In Verbindung mit dem skizzierten Me-
dienschwerpunkt, der Stellung als Messe-
und Kongreßstadt ergibt sich die bereits
eingrenzbare und vermutlich zunehmen-
de Bedeutung als erste große „westliche“
Metropole westlich von Minsk, Lemberg,
Krakow und selbst von Moskau.
Allerdings sind keine bedeutsamen Netz-
erweiterungen von Schiene und Straße in
Richtung Osten absehbar, obwohl Berlin
selbst zügig an die ehemals westdeut-
schen Netze angebunden wurde bzw.
wird.
Die Hauptstadtfunktionen waren zwi-
schen 1949 und 1990 nicht nur auf West-
und Ost-Berlin verteilt, sondern darüber
hinaus unter den großen Regionalzentren
der Alt-Bundesländer. Aus letzteren ist bis-
her kein erheblicher „Bedeutungsabfluß“
nach Berlin feststellbar. Berlin muß viel-
mehr auch gegenwärtig noch um Zuzug
bedeutsamer Institutionen bitten,
während sich Metropolen normalerweise
ihrer Anziehungskraft erwehren müssen.
Erst in absehbarer Zeit, wenn Bundestag
und Bundesregierung am Ort uneinge-
schränkt arbeiten, erzwingen sie die er-
gänzenden Standorte des Diplomatischen
Corps, der Medien und Verbände.

Das neue Regierungsviertel

Die neue Republik erhält ein neues Regie-
rungsviertel. An der Wilhelmstraße, zwi-
schen 1871 und 1945 die „Straße der
Reichsregierung“, verbleibt nur noch ein
einziger Standort, das Finanzministerium.
Das neue Regierungsviertel liegt westlich
und nördlich des Reichstages, und die zur
Nähe „in Hörweite“ gezwungenen Stand-
orte befinden sich in der angrenzenden
Friedrichstadt. Insgesamt wanderte der
Regierungsmittelpunkt der Hauptstadt
vom Stadtschloß (konstitutionelle Monar-
chie) über die (Neue) Reichskanzlei in der
Wilhelmstraße (von der kein einziger
Stein erhalten blieb) zum Standort Spree-
bogen mit Reichstag und neuem Bundes-
kanzleramt. Für das neue Regierungsvier-

tel gibt es, sieht man vom ohnehin erst
1906 erbauten Reichstag und von bedeu-
tungslosen Objekten ab, kaum historische
Standortbezüge.
Das verweist auf eine weitere Besonder-
heit der Stadtentwicklung: Berlin hat nur
in belanglosem Umfange historische Bau-
substanz, es gibt keine Ringsraße wie in
Wien, keinen Boulevard und auch keine
Wasserfront wie in Budapest, und bei-
spielsweise erinnert nur ein einziges Thea-
ter an die oft zitierten goldenen Zwanzi-
ger (das Theater des Westens). Daher
rühren die zahlreichen Bemühungen,
Altes nachzubauen – sei es das Stadt-
schloß, das praktisch unbezahlbar oder
nur als Fassade reproduzierbar ist oder die
ernsthaft beabsichtigte Neuanlage kleiner
Gassen in den Grünanlagen moderner
Hochhausbebauungen (Fischerinsel).
Die skizzierte Spannweite der Situation –
starke Stellung im Marktsegment Kom-
munikationsbranche im weitesten Sinne
bei gleichzeitiger Bedeutungslosigkeit in
der Finanzwelt, bedeutende Orte der Zeit-
geschichte des 20. Jahrhunderts gegen-
über einem armseligen Altstadtbestand,
die größte deutsche Stadt mit breitem
Branchenspektrum inmitten des armen
Nordostens und größte europäische Bau-
stelle mit der größten Bürohalde usw. –
diese Spannweite dürfte das wichtigste
Attraktivitätsmerkmal der Region sein,
und aus dieser Spannweite ist auch dieje-
nige der Prognosen verständlich. Allein
die mittelfristig erwarteten Bevölkerungs-
veränderungen schwanken zwischen –0,3
bis +1,5 Mio., d.h. fast in der Größenord-
nung der nächst bedeutsamen Ballungs-
räume in Deutschland.

Die räumlichen Entwicklungs-
perspektiven

Der Ballungsraum hat, gemessen an Ein-
wohnerzahl und Ausdehnung, fast ein
halbes Jahrhundert stagniert. Die Ein-
wohnerzahl lag 1940 bei über 5 Mio., sank
in der Folge des Krieges und der Teilung
zunächst auf knapp 4 Mio. und ist seither
auf etwa 4,3 Mio. angestiegen. So viele
Einwohner lebten 1940 im Stadtgebiet
selbst, in dem heute 3,5 Mio. gezählt wer-
den, faktisch aber etwa 3,7 Mio. leben
(einschließlich zeitweiliger Bevölkerung
wie Bauarbeitern und Illegale). Es zeich-
net sich keine räumliche Erweiterung des
Ballungsgebietes ab, aber eine erhebliche
weitere Intensivierung der städtischen
Flächennutzung im inneren Teil des sog.

engeren Verflechtungsraumes, d.h. in
etwa innerhalb des Autobahnaußenrin-
ges. Sie umfaßt die seit 1990 rasch errich-
teten Einkaufszentren, Gewerbeparks
und Eigenheimanlagen. Dieser Vorgang
wird in der öffentlichen Debatte meist
dramatisiert („Zer-Siedlung“), dabei wird
die bereits zu DDR-Zeit in anderen For-
men abgelaufene Suburbanisierung durch
Wochenendhäuser, Ferienheime, infra-
strukturelle Großanlagen oder die er-
wähnten hauptstädtischen Standorte im
Vorfeld Ost-Berlins (Wandlitz) übersehen.
Dadurch entstehen zahlreiche Arbeits-
plätze, wodurch die Ringstruktur des Bal-
lungsraumes erheblich bestärkt wird. Es
wiederholt sich die bereits in den end-
dreißiger Jahren beobachtbare Entwick-
lung, daß die Suburbanisierung der Ar-
beitsplätze derjenigen der Wohnorte vor-
greift. Der Autobahnaußenring, zu dem
es nach Lage und Form nur wenige Paral-
lelen in den europäischen Hauptstädten
gibt, bildet eine wichtige Leitlinie der
Raumentwicklung.
Das Investitionsvolumen in Bauten und
Anlagen konzentriert sich deutlich er-
kennbar auf den Süden des genannten in-
neren Teiles, und Potsdam wird (wieder)
zu einem Vorort Berlins – trotz aller Versu-
che, eine eigenständige Großstadtent-
wicklung durchzusetzen. Die Entschei-
dung über den Ausbau Schönefelds zum
Hauptflughafen ist ein Beispiel für diese
Entwicklung, die sich auch im Bodenpreis-
niveau spiegelt. Im Nordosten (Karow)
setzt sich dagegen der Bau von
Großwohnanlagen fort, weil aus dem
Wohnungsbauprogramm der DDR erheb-
liche infrastruktuelle Vorleistungen zu
berücksichtigen sind.
Über alle politischen Zäsuren hinweg hält
somit der Südwesttrend in der Stadtent-
wicklung Berlins an, sowohl des gesamten
Ballungsraumes als auch innerhalb des
Zentrums.
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Der Aufstieg Wiens zur Weltmetropole
war eng mit der Habsburgerdynastie ver-
knüpft. Der Charakter der Residenzstadt
wie der der Festung sind noch deutlich zu
erkennen, in der baulichen Entwicklung,
in der städtebaulichen Ausbreitung, im
Sozialaufbau, der hier anderen räumli-
chen Muster gefolgt ist als anderswo. Von

beträchtlicher Bedeutung ist der Städte-
bau der Zwischenkriegszeit und der Jahr-
zehnte nach dem Zweiten Weltkrieg. Der
„Munizipalsozialismus“ Wiens hat zu um-
fangreicher kommunaler Bautätigkeit ge-
führt, vor allem aber zur Verbesserung
der Wohnverhältnisse breiter Bevölke-
rungsschichten, wie nirgendwo sonst auf
der Welt.
Erst in jüngster Zeit hat sich die Stadt der
Donau zugekehrt. Längst ist Wien auch
wieder eine wachsende Stadt, nicht zu-
letzt durch Zuzug aus den Nachbarlän-
dern des ehemaligen Ostblocks. Integra-
tionsprobleme werden sie deshalb in den
nächsten Jahrzehnten beschäftigen, doch
auch damit hat Wien ja Erfahrung. Red.

An der Drehscheibe von 
Verkehrskorridoren

Wien ist an einer Drehscheibe von Ver-
kehrskorridoren gelegen, dort, wo sich
große Bruchlinien im tektonischen Auf-
bau Europas kreuzen, welche die Alpen
von den Karpaten trennen, die Donau
vom Alpenvorland in das Wiener Becken
durchbricht und die transkontinentalen
Straßen von der Adria über den soge-
nannten Schrägen Durchgang durch die
Alpen über die Mährische Pforte nach
Polen bis zur Ostsee führt. Entsprechend
den politischen Konstellationen auf der
europäischen Landkarte hat die Lage von
Wien zwischen extremer Grenzlage und
Mittelpunktlage gewechselt. In einer
Grenzlage ist Wien von der Vergangen-
heit bis zur Gegenwart herauf geblieben.
Östlich der Stadt ist die Bewegung der
deutschen Ostkolonisation im 11. Jahr-
hundert zum Stillstand gekommen. Wien
bildet daher seit mehr als 900 Jahren den
Eckpfeiler des deutschen Sprachraums
gegen Ostmitteleuropa und Süd-Osteuro-
pa und ist nur 50 km von den Sprachräu-
men der Slawen und Ungarn entfernt.
Das Schicksal von Wien ist seit dem späten
13. Jahrhundert aufs engste mit der politi-
schen Karriere der Habsburgerfamilie ver-
knüpft gewesen, der am längsten regie-
renden Dynastie in Europa (1276 bis 1918),
und war seit dem Mittelalter bis herauf
zum Ende des Ersten Weltkriegs – mit nur
kurzzeitigen Unterbrechungen – stets Re-
sidenzstadt. Die Stadt Wien wuchs daher
mit dem Ausbau des Habsburgerischen
Territoriums von einem Land zu einem
Reich und behielt überdies durch die ge-
samte Entwicklung die Doppelfunktion
von Markt und Herrschaft, von der mittel-
alterlichen Bürgerstadt über die Reichs-
haupt- und Residenzstadt des aufgeklär-
ten Absolutismus bis zur Weltstadt im In-
dustriezeitalter des 19. Jahrhunderts bei.
Dieser Dualismus prägte die Stadt durch
die Jahrhunderte. Er hatte spezifische
Konsequenzen für das Verhältnis von poli-
tischer Macht und Ökonomie ebenso wie
für die Ausbildung „hof“- bzw. „regie-
rungszugewandter“ und „wirtschaftsori-
entierter“ Sozialgruppen.

Der Dualismus von Herrschaft 
und Markt in der mittelalterlichen
Bürgerstadt

Der Dualismus der Funktionen von Herr-
schaft und Markt begann in der mittelal-
terlichen Bürgerstadt. Schon im Frühmit-
telalter entwickelte sich innerhalb der
Stadtmauer, ungeachtet des zweimaligen
Standortwechsels der Burg vom „Berg-
hof“ über die Babenbergerpfalz (1156)
am Hof zur Burg der Habsburger, der Dua-
lismus von landesfürstlicher Residenz und
Bürgergemeinde, auf dem in einem Jahr-
hunderte umspannenden Transforma-
tionsprozeß von Gesellschaft und Stadt-
raum der Dualismus von Regierungs- und
Wirtschaftscity im liberalen Zeitalter be-
ruht.
Zur mittelalterlichen Großstadtbildung
von Wien gehörten der Ausbau weltlich-
herrschaftlicher Institutionen wie Münze
und Gericht, von kirchlichen Einrichtun-

Wien und der Stephanusdom, so kennt es jeder. Aufnahme: dpa

Bär
Urhebe



81

gen wie Bistum, Klöster und Kirchen, die
gesellschaftlichen Grundelemente von
Erbbürgern, Fernhändlern und „fremden“
Gewerbetreibenden, eine im Ghetto le-
bende jüdische Bevölkerung sowie die
frühe Entwicklung von Bildungsschichten
über die 1365 gegründete Universität, die
älteste im deutschen Sprachraum. Trotz
mehrmaliger Versuche gelang es den Wie-
ner Bürgern jedoch nicht, sich von der
weltlichen Herrschaft zu emanzipieren
und die Reichsfreiheit zu erlangen.
In der territorialen Organisation des Mit-
telalters war Wien freilich als Babenber-
gerresidenz in den damaligen österreichi-
schen Ländern nur eine landständische
Stadt neben anderen, wie Graz und Inns-
bruck. Auch als Residenzstadt der Habs-
burger blieb Wien mit annähernd 20 000
Einwohnern im 15. Jahrhundert nur eine
„Großstadt“ in Mitteleuropa neben an-
dern – und konnte nicht mir der Metropo-
le Prag, dem Zentrum Böhmens, mithal-
ten. Hatte der Hausmachtbesitz der Habs-
burger in den Alpenländern im Spätmit-
telalter eine Einwohnerzahl von maximal
einer Dreiviertelmillion, so gehörte das
Königreich Böhmen damals zu den dicht
besiedelten und aufgrund der Silber- und
Goldbergbaue „reichen“ Territorien Mit-
teleuropas mit schätzungsweise 2 Millio-
nen Einwohnern.

Von der Grenzlage gegen das 
Osmanische Reich zum Mittelpunkt
der Habsburgermonarchie

Die ersten eineinhalb Jahrhunderte der
Neuzeit sahen Wien als Grenzstadt gegen
das Osmanische Reich. Nach der ersten
Türkenbelagerung 1529 wurde es zur
„stärksten Festung der Christenheit“ aus-
gebaut. Das Verwaltungsprimat über die
Länder der Krone Böhmens, deren damali-
ge Einwohnerzahl auf vier Millionen, die
der österreichischen Alpenländer auf we-
niger als zwei Millionen geschätzt wird,
ging schon 1577 an Wien über.
Mit der erfolgreich abgeschlagenen zwei-
ten Türkenbelagerung (1683) und der
rasch einsetzenden Rückeroberung Un-
garns rückte Wien aus der Grenzlage
gegen das Osmanische Reich in den Mit-
telpunkt der expandierenden Habsbur-
germonarchie. Wien überrundete im 18.
Jahrhundert alle Städte Mitteleuropas
hinsichtlich der Einwohnerzahl. Durch den
Bau von auf Wien zentrierten Kommerzi-
alstraßen (Brünner Straße, Prager Straße,
Ungarische Straße, Triester Straße, Linzer
Straße), erhielt die k. u. k. Haupt- und Re-
sidenzstadt das Verkehrsprimat zusätzlich
zur Residenzfunktion und zum bereits be-
stehenden Primat in der absolutistischen
Staatsverwaltung in einem Reich, das um
1750 mit rund 17 Millionen Einwohnern
gleich viele Einwohner wie Italien, wenn
auch weniger als Frankreich (rund 23 Mil-
lionen Einwohner) zählte. Die Agglomera-
tion Wien hatte damals eine Zahl von
rund 180 000 Einwohnern erreicht.
Aus der Funktion als Residenz des absolu-
tistischen Flächenstaates bezog Wien den
kulturellen Mehrwert, der aus dem Hof-
staat und der Urbanisierung des Adels re-
sultierte, und den politisch-administrati-
ven Mehrwert, den die Stadt aus der sich

formierenden Zentralverwaltung schöp-
fen konnte. Die Residenz bot Lebensraum
für neue städtische Schichten. Als Auf-
stiegsschiene entstand – die ältere Stände
übergreifend der Beamtenstand. Durch
die Urbanisierung des Adels vollzogen 
sich tiefgreifende Akkulturationsvorgän-
ge, welche über Bau- und Lebensformen
die gesamte städtische Bevölkerung er-
faßten und wandelten.
Adel, Klerus (Gegenreformation), Hof-
staat und Beamtenstand haben als neue
städtische Schichten den Um- und Ausbau
Wiens ab dem 16. Jahrhundert bis tief ins
18. Jahrhundert hinein geprägt. Eine Ex-
propriation der bürgerlichen Schichten,
vor allem der hausbesitzenden Ober-
schicht in der Stadt, und ein Hinausdrän-
gen der Gewerbetreibenden in die Vor-
städte waren die räumlichen Konsequen-
zen des Strukturwandels der städtischen
Gesellschaft. Die bürgerliche Bevölkerung
(Gewerbe- und Handelstreibende) betrug
um die Mitte des 18. Jahrhunderts – zur
Zeit des Höhepunktes der kaiserlichen
Hofhaltung – nur mehr rund ein Drittel
der schätzungsweise 40 000 Einwohner
der Stadt. Zwei Drittel stellten Angehöri-
ge von Adel, Klerus, Hofstaat, Beamten-
stand und Stadtguardia.

Der Aufbau der Zentralbehörden
als Motor des Wachstums

Ein Hauptmotor für das Wachstum Wiens
im 18. Jahrhundert war der Aufbau der
Zentralbehörden, mit dem Ferdinand I.
1527 im Anschluß an die Verwaltungsre-
formen von Maximilian I. begonnen hatte
(Hofrat, Hofkanzlei, Hofkammer, Hof-
kriegsrat). Die organisatorische Bedeu-
tung der Zentralverwaltung spiegelt sich
in der beachtlichen Zunahme der Zahl der
öffentlichen Bauten von 54 im Jahre 1664
auf 131 im Jahre 1779 wider. Für die rasch
anwachsende Zahl der Beamten in den
Zentralbehörden wurden aufgrund der
Festungssituation von Wien keine neuen
Stadtteile angelegt, sondern ihre Unter-
bringung, ebenso wie die der Angehöri-
gen des Hofstaates, mittels der Hofquar-
tierspflicht, den bürgerlichen Hausbesit-
zern aufgelastet. Die für Um- und Neu-
bauten gewährten Steuerfreijahre kurbel-
ten andererseits die bürgerliche Bautätig-
keit an. Beamte wurden zu einer wichti-
gen Gruppe bei der Nachfrage nach
Wohnraum. Geistliche Stifte übernahmen
den Bau von qualitativ hochwertigen
Wohnungen für den Beamtenstand und
setzten damit ein Vorbild für den Bau von
Mietwohnungen für die Mittelschichten.
Die Konzeption geistlicher Wohnhöfe für
den Beamtenstand wurde im kommuna-
len Wohnbau der Zwischenkriegszeit für
den Arbeiterstand fortgeführt.

Zwischen Stadt und Vorstädten

Im Zuge der Stadterneuerung und Stadt-
erweiterung im 18. Jahrhundert polari-
sierte sich die wirtschaftliche und soziale
Entwicklung. In der Stadt konzentrierten
sich die Einrichtungen der Regierung und
Verwaltung des Staates, die Anfänge des
Bankenwesens, der Groß- und Einzelhan-
del.

In den Vorstädten, im Raum der Stadt-
erweiterung, lag dagegen der Schwer-
punkt der gewerblichen Produktion. Auch
die sozialen Kontraste wurden verschärft.
Sie lassen sich auf die einfache Formel
bringen, daß in der Stadt in erster Linie
die Angehörigen des Adels, des Hofstaa-
tes und die hohen Beamten, die Vertreter
des Großhandels und Geldwesens wohn-
ten, während andererseits in den Vorstäd-
ten die in der Produktion tätige Bevölke-
rung lebte, von den Gewerbetreibenden
bis zu den Erzeugern landwirtschaftlicher
Produkte.
Im Hinblick auf die Herkunft sonderte sich
die überwiegend ortsbürtige Bevölkerung
in der Stadt von der in hohem Maße
fremdbürtigen Bevölkerung in den Vor-
städten ab.
Die Privilegierung des Manufakturwesens
durch Maria Theresia und Joseph II. so-
wie Verkehrs- und Verwaltungsreformen
einschließlich des Toleranzpatents von Jo-
seph II. schufen die Grundlage für das Ent-
stehen der „zweiten“, bürgerlichen Ge-
sellschaft. K. u. k. privilegierte Großhänd-
ler, Industrielle und Bankiers, in erster
Linie ausländische Zuwanderer, waren
ihre Vertreter. Auf dem Wege über Ver-
mögensbildung und persönliche Leistun-
gen im Verein mit der Verleihung des
Adelstitels fächerte sich die „erste Gesell-
schaft“ des Adels immer stärker auf. Diese
soziale Ausdifferenzierung in Form der
Abspaltung immer neuer Elemente von
den großen ständischen Blöcken im Ver-
ein mit der professionellen Spezialisierung
hatte eine ausgeprägte Viertelbildung zur
Folge, die sowohl in der Wiener Altstadt
als auch in den Wiener Vorstädten zur
Geltung kam.
Um 1800 nahm Wien den vierten Rang-
platz in der Rang-Größen-Skala der eu-
ropäischen Städte ein. Als Primate City des
Habsburgerreiches konnte Wien schließ-
lich in der ersten Hälfte des 19. Jahrhun-
derts Neapel überrunden und zum dritten
Rangplatz nach London und Paris aufstei-
gen. Zu diesem Zeitpunkt hatte die k. u. k.
Monarchie mit 31,3 Millionen Einwohnern
bevölkerungsmäßig an Frankreich (34 Mil-
lionen) und das Deutsche Reich (34,5 Mil-
lionen) bereits knapp aufgeschlossen. 

Administrative und ökonomische 
Funktionsteilung mit Budapest

Die Relation verschob sich im Eisenbahn-
zeitalter. Der Bahnbau zeichnete noch-
mals den transkontinentalen Verkehrs-
knoten Wien nach. Die Stadt wurde zum
„Schnittpunkt“ von Orientexpreß und
Moskauexpreß. Der Ausgleich zwischen
Österreich und Ungarn 1867 und die Bil-
dung der Doppelmonarchie mit der öster-
reichischen Reichshälfte, in der rund 20
Millionen Einwohner lebten, und der un-
garischen Reichshälfte mit rund 15 Millio-
nen Einwohnern schob Budapest, der Me-
tropole der ungarischen Reichshälfte, Ent-
wicklungschancen zu. Durch den Aus-
gleich wurde nicht nur das ökonomische,
sondern auch das demographische Ein-
zugsgebiet der Monarchie zwischen Buda-
pest und Wien aufgeteilt und das Wiener
Einzugsgebiet auf die österreichische
Reichshälfte der Monarchie beschränkt.
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Aufgrund der administrativen und ökono-
mischen Funktionsteilung mit Budapest
und der Entwicklung von Prag zum Vorort
der Industrie in Böhmen, dem Kernraum
der Industrieentwicklung der Monarchie,
verlangsamte sich das Bevölkerungs-
wachstum von Wien gegenüber Berlin,
das Wien in der zweiten Hälfte des 19.
Jahrhunderts überholte, was sich rück-
blickend für Wien als Vorteil erwiesen hat.
Es konnte daher die städtebauliche Aus-
gestaltung Wiens in der Gründerzeit mit
der Einwohnerzahl besser Schritt halten.
Rückblickend läßt sich feststellen, daß es
dadurch für Wien eher möglich war, die
Existenzkrise der Zwischenkriegszeit zu
überstehen, als wenn es noch mehr Ein-
wohner gehabt hätte.

Die gründerzeitliche „Weltstadt“
des Habsburgerreiches

Die Revolution 1848 führte zu einer Aus-
wechslung der politischen Parameter und
leitete die liberale Ära ein. Die sieben
Jahrzehnte der Gründerzeit brachten
Wien den Aufstieg zur Weltstadt. Mit
jährlichen Wachstumsraten von 3 v. H. ver-
größerte die Agglomeration ihre Ein-
wohnerzahl von 440.000 im Jahr 1840 bis
auf zwei Millionen im Jahre 1910 (Alt-
stadt, Vorstädte und Vororte). Dabei er-
folgte eine zonale periphere Verschie-
bung des Bevölkerungswachstums aus
dem Vorstadtraum in den Vororteraum.
Drei administrative Stadterweiterungen
trugen dem Bevölkerungswachstum der
Stadt in der Gründerzeit Rechnung. Bei
der ersten Stadterweiterung im Jahr 1850
wurden die innerhalb des Linienwalles ge-
legenen 34 Vorstädte eingemeindet. Wien
zählte danach 431 147 Einwohner auf 54,4
qkm. Die zweite Eingemeindung (1890)
erfaßte die westlichen und südlichen Vor-
orte und erweiterte die Stadtfläche auf
178 qkm mit einer Einwohnerzahl von
1,364.000. Mit der Zukunftshoffnung auf
eine Stadtgröße von 4 Millionen Einwoh-
nern im Jahr 1950 erfolgte schließlich eine
dritte Eingemeindung (1904) im Osten der
Donau, weit in unbesiedeltes Gebiet hin-
aus. Die Fläche wurde auf 278 qkm erwei-
tert. Die von den Stadtbehörden damals
gezeichneten Stadtpläne waren auf eine
Bevölkerung von 4 Mio. für das Jahr 1950
ausgelegt.
Die Eingemeindungen der Gründerzeit
hatten tiefgreifende Folgen: Sie brachten
die betreffenden Gebiete in den Gel-
tungsbereich der städtischen Bauord-
nung, lösten eine Erhöhung der Grund-
stückpreise und damit eine höhere Ver-
bauung aus und akzentuierten die sozio-
ökonomische räumliche Differenzierung.
Gleichzeitig ermöglichten sie eine durch-
greifende Assanierung der Agglomerati-
on (Kanalnetz, Wasser, Strom, Gas, Pflaste-
rung u. dgl.). Diese zählt fraglos zu den
großen Leistungen der Wiener Kommu-
nalbehörden um die Jahrhundertwende,
die viel zuwenig gewürdigt werden.
Mit der enormen Bauleistung von 460.000
Wohnungen im Zeitraum von 1856 bis
1917 hat die Gründerzeit nicht nur den
bereits vorhandenen Baubestand in der
Altstadt und den Vorstädten linien- und
flächenhaft erneuert, sondern darüber

hinaus außerhalb der Linie (des Gürtels)
eine neue, breite Zone geschlossener Ver-
bauung errichtet. Der Umbau folgte hier-
bei dem Prinzip einer zentral-peripher
ausgreifenden bausozialen Aufwertung,
d. h. er wurde zur Gänze von dem Prozeß
bestimmt, der heute als „Gentrifikation“
bezeichnet wird. Es entstand die Ring-
straßenzone als Wohnstandort für die
Oberschicht, die Vorstädte der Kleinhand-
werker und Taglöhner wurden zu Mittel-
standsquartieren umgebaut, und außer-
halb des Gürtels bildeten sich Arbeitervor-
orte.
Der Altbaubestand wurde nicht nur „er-
neuert“ im Sinne des aktuellen Begriffs
der Revitalisierung und der sanften Stadt-
erneuerung, sondern in durchgreifender
Weise beseitigt. Bürgerliche Wohnquar-
tiere ersetzten Slums und Verfallsgebiete.

Stadtumbau im Zeichen 
der Citybildung

Die Gründerzeit brachte ferner ein neues
„Modell der Stadtmitte“. Hatte die Resi-
denz und damit das Herrscherhaus die po-
litische und gleichzeitig soziale Mitte der
barocken Stadt gebildet, so wurde nun-
mehr die Innenstadt zum Standort der
neuen wirtschaftlichen Institutionen. Ban-
ken und Versicherungen verdrängten die
Adelspaläste. Der Stadtumbau erfolgte im
Zeichen der Citybildung, die Stadterweite-
rung in Form von Neuaufschließungen in
peripher ausgreifenden Vororten bot
Raum für die Zuwanderer in die neu ent-
stehenden Industrien.
In international vorbildlicher Weise hat
der Flächenwidmungsplan 1893 die zen-
tral-periphere Abstufung der Bauhöhen

Abb. 1: Die sozialräumliche Gliederung Wiens 1914
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und die Ausweisung von Flächen für Indu-
strieanlagen vorgenommen.
Am Ende des 20. Jahrhunderts verstehen
wir vielleicht besser als die Zeitgenossen
die Einmaligkeit des architektonischen
Erbes, welches sich dank dem Rückgang
der Bevölkerungszahl seit 1918 und den
nur mäßigen Bombenschäden des Zwei-
ten Weltkrieges erhalten konnte. Wien
war die Geburtsstätte des österreichischen
Barocks. Mit dem Aufbau des Habsburger-
reiches hat sich dieser Architekturstil bis in
die letzten Winkel des großen Reiches
ausgebreitet. Das Barock war gleichsam
die adäquate architektonische Kunstform
und entwickelte im Laufe der Jahrhunder-
te immer neue Variationen. Die Dominanz
der barocken Tradition gestattete dem
französischen Rokoko keinen Zutritt in die
Stadtlandschaft und nahm den Vertretern
der Klassik die Härte der Linien. In der Zeit
der historischen Stile im 19. Jahrhundert
verhinderte die barocke Tradition eine
Wiederholung des gotischen Stils, wie sie
vor allem England kennzeichnete, und be-
schränkte die Nachahmung der Renais-
sance auf wenige Jahre, bevor in den De-
tails der Fassaden der Mietshäuser und der
Innenausstattung von Stiegen, Gängen
und Räumen alle Variationen von ba-
rocken Motiven erneut durchgespielt
wurden. Das wohl beste Zeugnis für die
Kontinuität der Wiener Bautradition ist
die Wiener Ringstraße, deren Bau über 5
Jahrzehnte in Anspruch nahm, welche
aber nichtsdestoweniger zu einem monu-
mentalen Gesamtkunstwerk geworden
ist.

Auch im sozialen Bauplan
weiterhin den Prinzipien der
barocken Residenz verhaftet

Den Gründerjahren verdankt Wien nicht
nur die Einheitlichkeit der baulichen Ge-
staltung im gesamten geschlossenen
Stadtraum, sondern auf diese Periode der
Industrialisierung geht auch die innere
funktionelle Differenzierung der Stadt
zurück. Damals ist das hierarchische Netz
der Geschäftsstraßen ebenso entstanden,
wie die funktionelle Differenzierung der
Innenstadt in die Wirtschaftscity und die
Regierungscity. Auch im sozialen Bauplan
blieb die Stadt den Prinzipien der ba-
rocken Residenz verhaftet, in der das
Stadtzentrum die soziale Mitte der Stadt
gebildet hat (vgl. Fig. 1).
Wien unterscheidet sich damit bis heute
grundsätzlich von den Städten der angel-
sächsischen Welt, in denen die Stadtmitte
zum Zentrum der Unter- und Randschich-
ten der Bevölkerung geworden ist.

Der Kaiserlichen Weltstadt trat 
die Stadt des Munizipalsozialismus
gegenüber

Aus der Polarität von kaiserlicher Welt-
stadt und sozialdemokratischer Haupt-
stadt eines Kleinstaates ist die gegenwär-
tige duale Struktur von Wien zu verste-
hen. Nahezu modellhaft stehen in Wien in
der Gegenwart zwei Stadträume einander
gegenüber: die bereits beschriebene, in
kompakter Verbauung errichtete Innen-
stadt der Gründerzeit und die daran

anschließende „Außenstadt“, welche der
Munizipalsozialismus in Wien in der Zwi-
schen- und Nachkriegszeit errichtet hat
(vgl. Fig. 2).

Die räumliche Entwicklung von Wien in
der Nachkriegszeit kann unter das Schlag-
wort „von der Asymmetrie zur Bipola-
rität“ gestellt werden. Hatten die Zwi-
schenkriegszeit und die ersten Nach-
kriegsjahre an die gründerzeitlichen
Strukturen angeschlossen, so wurden in
den 60er Jahren unter der Zielsetzung
„vom sozialen Wohnungsbau zum sozia-
len Städtebau“ Großwohnanlagen auf
freiem Feld im Süden und Osten der Stadt
errichtet. Mit der enormen Neubautätig-
keit von rund 180.000 Wohnungen hat die
traditionelle West-Ost-Orientierung von
Wien, einer Stadt, deren Entwicklung bis
herauf zur Gründerzeit stets mit dem
Rücken gegen die Donau erfolgt ist, eine
Umdrehung um 180 Grad erfahren.
Während der Wienerwald, schon seit dem
späten 19. Jahrhundert unter Schutz ge-
stellt, eine weitere Westexpansion ver-
wehrt, richten sich die Wachstumsfronten
der Stadt nach dem Süden und Osten.
Neue Trassen des Verkehrs, von Schnell-
bahn, U-Bahn und Autobahn, verbinden
den Süden und den Osten der Außen-
stadt. Die neuen Netze der Fernheizwerke
kommen ebenfalls diesem Stadtraum zu-
gute. Neue Spitäler, Schulen usf. wurden
errichtet, Industriebaugebiete ausgewie-
sen, und mit der Anlage der UNO-City im
Osten der Donau wurde das Symbol für
die Transfer-Rolle des Staates in der Stadt
gleichzeitig auch zu einem Symbol dieses

neuen Stadtraumes. Die Wohnbautätig-
keit selbst hat längst die Dimensionen von
sozialen Fürsorgemaßnahmen gesprengt.
Wenn auch der Anspruch auf „Städtebau“
noch nicht in allen Belangen eingelöst
werden konnte, so werden der Bevölke-
rung in der Außenstadt doch integrale Pa-
kete von Massenverkehrsmitteln, Ein-
kaufszentren, Fußgängerzonen, Grün-
flächen, sozialen Einrichtungen und
Wohnanlagen angeboten.
„Neue Städte“ zu errichten, wurde aller-
dings niemals beabsichtigt. In der Archi-
tektur des städtischen Wohnens hat Wien
in der Nachkriegszeit auch nur mehr eine
Mitläuferrolle und keine Pionierrolle – an-
ders als bei den kommunalen Wohnbur-
gen der Zwischenkriegszeit – erlangen
können. Eine einzige „Wohn-Kompositi-
on“ in der Außenstadt erregte internatio-
nale Aufmerksamkeit: die Anlage des
Wohnparks Alterlaa, die an Le Corbusiers
„Ville Radieuse“ orientiert, die Nachbar-
schaftskonzeption in ein vertikales Design
von 100 m hohen Wohntürmen übersetzt
hat.

Wie nirgendwo sonst sind die 
Wohnbedingungen breiter Schichten
entscheidend verbessert worden

Konzertierte Aktionen von Wohnhausbau
und Massenverkehrsmitteln wurden in
Wien nicht favorisiert. Das schwedische
Satellitenstadtmodell wurde von den poli-
tischen Entscheidungsträgern besichtigt,
jedoch nicht imitiert. Von wenigen Aus-
nahmen, wie der Großfeldsiedlung im 22.
Bezirk abgesehen, wurden auch Großan-
lagen nur selten „aufs freie Feld“ gestellt,
wie dies in anderen Millionenstädten die
Regel war, sondern an die bereits beste-
hende Siedlungsstruktur zumindest „an-
gelagert“.
In den Dezennien der Nachkriegszeit hat
überdies die Kommunalpolitik jahrzehn-
teweise die Intentionen geändert:
Standen die 60er Jahre unter der Ideolo-
gie des Wohnbaus in der Außenstadt, so
wurde in den 70er Jahren der Wohnungs-
bau aus dem „Nulltarif“ herausgenom-
men, den Trägern des Eigentumswoh-
nungsbaus und Genossenschaften zuge-
schoben und die Stadterneuerung auf das
Programm gestellt. Gleichzeitig erhielten
Fragen des Umschweltschutzes und der
Entsorgung einen neuen Stellenwert.
Ferner vollzog sich die kommunale
Bautätigkeit in Wien stets nur zu einem
Teil auf den neuausgewiesenen Flächen
der Außenstadt, wo sich in erster Linie der
kommunale Wohnungsbau und von der
Stadt geförderte Unternehmen etablier-
ten. Nahezu die Hälfte der Bautätigkeit in
der Nachkriegszeit und über zwei Drittel
des privaten Betriebsbaues erfolgten auf
dem kleinzügigen Parzellensystem der
gründerzeitlichen Innenstadt. Allein im
Zeitraum von 1945 bis 1980 wurden
123.000 Wohnungen in der gründerzeit-
lichen Innenstadt erbaut, während ande-
rerseits 180.000 Wohnungen in der
Außenstadt entstanden sind.
Entsprechend der zwar mit unterschiedli-
cher Schwerpunktbildung, jedoch stets
gleichzeitig in der Innen- und Außenstadt
erfolgenden Bautätigkeit war auch die

Abb. 2: Das bipolare Modell von Wien in
den 80er Jahren
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Strategie des Ausbaus der öffentlichen
Verkehrsmittel stets ambivalent und
durch eine Vielzahl von Entscheidungen
bestimmt, die jeweils der Verkehrsbedie-
nung der Innenstadt oder der Außenstadt
zugute gekommen sind.
Insgesamt hat die Munizipalregierung die
Chance genutzt, bei stagnierender Bevöl-
kerungszahl alle Investitionen für die Ver-
besserung des Ausstattungstandards und
die Erhöhung der Quadratmeterflächen

an Wohnraum, Betriebsraum, Geschäfts-
raum, Erholungs- und Verkehrsraum pro
Einwohner zu verwenden. Darüber hinaus
brachte die massive Investition in den
kommunalen Wohnungsbau aus öffent-
lichen Mitteln eine entscheidende Besser-
stellung der Wohnverhältnisse breiter Be-
völkerungsschichten, wie sie in dieser
Form mit einem Anteil von rund einem
Drittel der Bevölkerung im kommunalen
Wohnungsbestand der Stadt ein einmali-

ges Phänomen im gesamten westeuropäi-
schen Städtewesen darstellt.

Die Integration der Donau in die 
Stadtlandschaft als Novum

Anders als Budapest war Wien in der
Gründerzeit nicht an die Donau gerückt.
Das Inundationsbett des regulierten Stro-
mes separierte vielmehr die Stadträume
im Osten der Donau klar vom westlichen
Ufer, welches von Bahngeleisen, Industrie-
und Lagereinrichtungen begleitet wird.
Die Integration des Donauraumes in den
Stadtkörper erfolgte erst durch den Bau
der UNO-City. Diese vom österreichischen
Staat unternommene Initiative wurde von
der Stadtgemeinde in der schrittweisen
Entwicklung einer waterfront develop-
ment fortgesetzt, welche sich im interna-
tionalen Vergleich in die Großvorhaben
der Public-Private-Partnership einreihen
läßt, wie zum Beispiel die Docklands in
London und der Hafenumbau in Rotter-
dam. Anlaß für diese Integration der
Donau in die Stadtlandschaft von Wien
waren die großen Überschwemmungen
der 60er Jahre, welche den Bau eines
zweiten Donaubettes zur Folge hatten,
um künftige Flutkatastrophen auszu-
schließen (vgl. Fig. 3).

Die neue Donauinsel 
als Freizeitareal

Zwischen dem Bett der Donau aus dem 19.
Jahrhundert und der Neuen Donau ent-
stand eine Insel von 21 km Länge und
einer Breite von 70 bis 210 m. Diese Do-
nauinsel ist nunmehr mit öffentlichen Mit-
teln zu einem großzügigen Erholungs-
areal ausgestaltet worden, mit neuen Sta-
tionen der U-Bahn und der Schnellbahn.
Gleichsam zum Nulltarif können an war-
men Sommertagen über eine halbe Mil-
lion Besucher das von der Stadtbehörde
verwaltete und gepflegte Areal benützen.
Großveranstaltungen verschiedenster Art
finden statt. Keine andere Großstadt ver-
fügt über ein derart umfangreiches Frei-
zeitareal. Damit wurden auch die menta-
len Vorbehalte gegen die Errichtung eines
Kraftwerkes auf Wiener Boden letztlich
überwunden, sodaß in Kürze mit dem
Aufstau der Donau bis nach Klosterneu-
burg im Norden ein 20 km langer Stausee
bestehen wird. Die Wasserfrontentwick-
lung längs der Donau hatte als weitere
Konsequenz die Schaffung einer dualen
Cityentwicklung zur Folge. Im Anschluß
an die UNO-City war ursprünglich die
Weltausstellung 1996 gemeinsam mit
Budapest vorgesehen, inzwischen ist eine
Umplanung erfolgt in Richtung auf eine
Donau-City hin, welche mit Hochbauten
und anschließenden Objekten neue Ak-
zente auf dem östlichen Donauufer set-
zen und damit Wien tatsächlich an die
Donau bringen wird.
Über 100 Jahre später unternimmt damit
Wien die Integration der Donau in die
Stadtlandschaft und folgt damit dem Bei-
spiel von Budapest, das aufgrund anderer
hydrologischer Bedingungen schon im
vergangenen Jahrhundert die Stadtfron-
ten von Buda und Pest längs der Donau
aufgebaut hat.

Abb. 3: Die Integration der Donau in die Stadtlandschaft
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Ebenso wie der Munizipalsozialismus
unter Bürgermeister Lueger neue Wege in
der europäischen Stadtplanung und Kom-
munalpolitik gegangen ist, gelang es der
Wiener Stadtregierung erneut, mit der
Konzeption „Wien an die Donau“, der
Anlage des zweiten Donaubettes und
dem Ausbau des kollektiven Freizeitraums
der Donauinsel intuitiv eine richtungswei-
sende städtebauliche Idee zu kreieren.
Ohne explizit definiert zu werden, wurde
für die bipolare Konzeption von arbeits-
teiliger und Freizeitgesellschaft ein neues
Planungsleitbild gefunden. Danach ge-
hören die „große grüne Wiese“, Erho-
lungsflächen und Sportanlagen in einer
Zeit der Freizeitgesellschaft nicht mehr an
den Rand, sondern in die Mitte der Stadt,
mit bester Erreichbarkeit für alle.

Wien in „Paneuropa“ oder 
eine neue Gründerzeit

Mit der Öffnung des Eisernen Vorhangs
und dem Anschluß Österreichs an die 
Europäische Union hat sich die Position
Wiens wieder geändert. Wien ist nicht
mehr eine schrumpfende Stadt, nicht
mehr eine isolierte Stadt in einem isolier-
ten Staat. Mit einer gewissen Berechti-
gung kann Wien in „Paneuropa“ gesagt
werden, wurde doch in Wien 1923 von 
R. N. von Coudenhove-Kalergi die Pan-
europabewegung gegründet und in den
Jahren 1925 bis 1928 die drei Bände seines
Werkes Kampf um Paneuropa veröffent-
licht.
Nun ist die Rolle Wiens in Mitteleuropa
keineswegs dort fortzusetzen, wo sie mit
dem Ende des Ersten Weltkrieges so ab-
rupt aufgehört hat. Die schwierige Aufga-
be lautet viel mehr: Es sind die Interessen
von westlichen Investoren und von Zu-
wanderern aus dem Osten mit denen der
ortständigen Bevölkerung zu harmonisie-
ren, sodaß möglichst wenige Konflikte

entstehen. Auf der einen Seite zieht Wien
wichtige Institutionen und Unternehmen
aus westlichen Ländern an, welche von
hier aus die Märkte in Ostmitteleuropa
und Osteuropa erschließen wollen. Eine
Internationalisierung des quartären Sek-
tors mit ausländischen Banken, Versiche-
rungsgesellschaften, Werbeagenturen
und Immobilienmaklern hat eingesetzt.
Mehr als 1.700 Firmen haben bereits
Zweigbetriebe eröffnet.
Die Aussage bezüglich einer „neuen
Gründerzeit“ für Wien ist auch vom
Standpunkt der ambitionierten Planun-
gen aus berechtigt. Sie reichen vom Kom-
plex der Donau-City und der „Zukunfts-
stadt“ auf dem Gelände des ehemaligen
Nordbahnhofs, bei der japanisches Kapital
beteiligt sein wird, zum „Museumsquar-
tier“ im Anschluß an den Messepalast und
dem multifunktionalen Hochhauszentrum
Wien-Mitte im Ringstraßenbereich. Sie
umfassen einerseits Paketlösungen für in-
ternationale Organisationen, für deren
Beamte auch Wohnungen bereitgestellt
werden sollen, und andererseits eine neue
Wohnbauoffensive in der Außenstadt und
ein umfassendes Sanierungsprogramm für
die rund 220.000 Gemeindewohnungen.
Flächiger Um- und Neubau ist besonders
in der gründerzeitlichen Industrieperiphe-
rie und in niedrig verbauten Bereichen der
Außenstadt zu erwarten. Der Bauboom
greift in verstärktem Maße über die Stadt-
grenze nach dem Süden aus, ein weiterer
agglutinierender Wachstumsprozeß im
Raum der Shopping City Süd (Motor City
Süd: erster österreichischer Fahrzeug-
markt) ist ebenso in Sicht wie eine weitere
Suburbanisierung von Betrieben unter
dem Druck der steigenden Bodenpreise
und Mieten, sobald die vorhandenen Be-
triebsbaugebiete in Wien aufgefüllt sind.
Auf der anderen Seite ist Wien zu einer
Stadt mit steigender Zuwanderung und
einem neuen Zustrom von Flüchtlingen

aus einer Vielzahl von Staaten geworden.
Waren die letzten Jahrzehnte durch einen
Pessimismus in Bezug auf die Bevölke-
rungsentwicklung gekennzeichnet, so
herrschen nunmehr optimistische Progno-
sen vor. Mit Zuwanderungszahlen von
über 30.000 werden die maximalen Zah-
len der Gründerzeit bereits übertroffen.
Während die Volkszählung 1981 erst
113.000 Ausländer in Wien registrierte, ist
inzwischen die offizielle Zahl auf über
300.000 angestiegen, und selbst vorsichti-
ge Schätzungen rechnen mit weiteren
100.000 Personen, welche nicht registriert
sind. Die kulturelle und ethnische Kluft
zwischen den Zuwanderern und der örtli-
chen Gesellschaft wächst ständig. Die Ak-
kulturierung und Integration der auslän-
dischen Bevölkerung wird damit ein
Schlüsselproblem von Wien in der Zukunft
werden.
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Wo Orientexpress und Moskauexpress sich kreuzen

Budapest: die wichtigste
Stadt Ostmitteleuropas
Von Elisabeth Lichtenberger
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Budapest kann man als eine Art Zwillings-
schwester von Wien ansehen, war doch
Budapest die Hauptstadt der ungarischen
Reichshälfte des Habsburgerstaates. Die
städtebauliche Konkurrenz ist am Stadt-
bild ablesbar. Beide Städte liegen an der
Donau, der Flußlage sowie der damit 
verbundenen Verkehrslage wie strategi-
schen Situation verdankt Budapest seine
Bedeutung. Anders als Wien ist Budapest
der Donau zugekehrt, an ihr ausgerichtet.
Budapest ist erst seit 1872 eine Verwal-
tungseinheit. Die Siedlungsentwicklung
erfolgte enlang von Segregationsprinzi-
pien. Besonders markant ist die Stadt
vom 19. Jahrhundert geprägt worden,
zumal die Industrialisierung Ungarns
weitgehend auf Budapest beschränkt
blieb. Heute ist die Stadt vom Verfall ge-
kennzeichnet, nicht zuletzt aufgrund
einer verfehlten Mietpreispolitik. Auch
die Aufteilung der Stadt in ziemlich
selbständige Verwaltungsbezirke hat sich
nicht als vorteilhaft erwiesen. Red.

Im Schnittpunkt von Verkehrswegen
von strategischer Bedeutung

Budapest ist die wichtigste Stadt in Ost-
mitteleuropa. Ihre Bedeutung geht we-
sentlich über die Rolle der Hauptstadt des
Kleinstaates Ungarn hinaus. Dank der Po-
sition als Hauptstadt der ungarischen
Reichshälfte der k. u. k. Monarchie wurde
Budapest zur bedeutendsten Stadt östlich
von Wien. Abgeschlossen von den Res-
sourcen Mitteleuropas durch den Eisernen

Vorhang verlor die Stadt in der Nach-
kriegszeit an Bedeutung und versank in
Provinzialität. Es gibt wenige Städte in 
Europa, deren Schicksal so mit einer über
den eigenen Staat hinausgehenden
großen Region verbunden ist.
Dabei bildet Budapest unter dem gegen-
wärtigen Namen eine relativ junge Stadt.
Erst 1872 erfolgte der Zusammenschluß
von Buda, Obuda und Pest. Die Anfänge
einer städtischen Siedlung reichen aller-
dings weit zurück, auf dem Gellert Berg
bauten bereits die Kelten eine Höhensied-
lung, welche zur Zeit von Christi Geburt
von den Römern erobert wurde. Am 
Donauufer entstand die Hauptstadt der
römischen Provinz Pannonia Inferior,
Aquincum, deren Bevölkerungszahl rund
20.000 Menschen betrug. Ostgoten und
Hunnen ersetzten in der Völkerwande-
rung die römische Bevölkerung, weitere
ethnische Gruppen folgten im Zuge der
großen Westbewegung von Gepiden,
Langobarden und Awaren. Die Magyaren
erkannten im 9. Jahrhundert rasch die

strategische Bedeutung des Burgplatzes.
Im Mittelalter gewann Pest die Struktur
einer europäischen Bürgerstadt und Buda
die Funktion einer königlichen Residenz.
An der Wende vom 15. zum 16. Jahrhun-
dert zählte Budapest 12.000 bis 15.000
Einwohner, Pest etwa 10.000 Einwohner,
während in Obuda nur 2.000 bis 3.000 
Personen lebten. Budapest war damit als
Agglomeration etwa gleich groß wie
Wien, Prag und Krakau.
Auf dem Balkan gab es kein städtisches
Zentrum vergleichbarer Größe. Die wirt-
schaftliche Bedeutung verdankte die Stadt
der Position an der Donau und bedeuten-
den Handelswegen von Norditalien, Bayern
und Österreich. Im Handel trafen sich deut-
sche Bürger mit Armeniern, Griechen und
Arabern. Die kulturelle Rolle von Budapest
erreichte unter König Matthias den Höhe-
punkt, der 1395 die Universität gründete.
Nach der Schlacht von Mohacs 1526, bei der
der ungarische König gefallen war und wo-
nach Ungarn gemäß dem Erbvertrag an die
Habsburger hätte kommen sollen, geriet
Budapest, so wie der Großteil von Ungarn,
jedoch für 150 Jahre unter türkische Herr-
schaft, von der sie erst nach der erfolgreich
abgeschlagenen Türkenbelagerung von
Wien 1683 mit dem Ausgriff der k. u. k.
Monarchie in die Weite des pannonischen
Raumes befreit wurde. Im 18. Jahrhundert
erreichten die 3 Städte mit rund 30.000 bis
40.000 Einwohnern nur die Größe von Wien
zu Beginn des 16. Jahrhunderts.

Die industrielle Revolution 
konzentrierte sich auf Budapest

Die nationalen Bestrebungen um eine
Gleichstellung des ungarischen Königrei-
ches führten zum Ausgleich des Jahres
1867. Budapest wurde die Hauptstadt der
ungarischen Reichshälfte und erhielt
damit den Status von Wien. Rasche Indu-
strialisierung und großstädtisches Wachs-
tum kennzeichneten die Jahrzehnte vor
dem Ersten Weltkrieg. Die ungarische in-
dustrielle Revolution blieb auf Budapest
konzentriert, hier entstanden die neuen
Industriebetriebe, Bürozentralen und
Banken. Seit damals kann man, vergleich-
bar mit Frankreich, von Budapest und der
„ungarischen Wüste“ sprechen. Dank der
zentralistischen Organisation der ungari-
schen Reichshälfte konzentrierten sich alle
Wachstumseffekte und alle Kräfte der
wirtschaftlichen Entwicklung auf die
Hauptstadt (vgl. Tab. 1).
Durch die Grenzziehungen nach dem Er-
sten Weltkrieg wurde Budapest ebenso
wie Wien zur übergroßen Hauptstadt
eines kleinen Staates, es verlor einen
Großteil des Einzugsgebietes und sank
von der Kapitale der 22 Mio. umfassenden

Budapest: anders als Wien eine Stadt, die zur Donau hin ausgerichtet ist. Aufnahme: dpa

Tabelle 1: Die Zahl der Einwohner von Wien, Budapest und Prag von 1800-1991

1800 1850 1880 1900 1910 1960 1991
Tausend

Wien 247 444 726 1.675 2.030 1.627 1.533
Budapest 54 178 371 732 880 1.807 2.114
Prag 75 118 162 202 225 1.000 1.212

Quelle: Lichtenberger, 1993a, S. 18.

Bär
Urhebe
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Reichshälfte der Donaumonarchie zur
Hauptstadt des Reststaates Ungarn mit 8
Mio. hinunter. Ähnlich wie Wien war auch
Budapest in der Zwischenkriegszeit von
einer Existenzkrise betroffen. Zwar wuchs
die Stadt flächenmäßig weiter – in Form
einer chaotischen Urbanisierung des Um-
landes durch Behelfssiedlungen, wie wir
sie heute in den Entwicklungsländern
kennen – als die Krise in den ländlichen
Räumen die Zuwanderer in eine Stadt mit
Krisenphänomenen brachte.

Die Stadtentwicklung folgte 
Segregationsprinzipien

Die Stadtentwicklung nach der Türken-
zeit folgte Segregationsprinzipien. Es
kam zur Trennung zwischen der Aristo-
kratie, welche im wesentlichen in Buda
lebte, und der bürgerlichen Gesellschaft,
die Pest aufbaute. Calvinisten und Juden
wurden mittels administrativer Maßnah-
men nach Obuda verbannt. In Pest ent-
wickelte sich das Gewerbe unter dem Ein-
fluß deutscher Zuwanderer. Deutsche
Kaufleute formierten rasch eine Mittel-
schicht, deutsches Gewerberecht wurde
übernommen, aus den Dörfern aus der
Weite des ungarischen Raumes kamen
Leibeigene, welche der Gutsherrschaft
entrinnen wollten und sich als Taglöhner
verdingten. In einem sehr komplizierten
Prozeß der ethnischen und sozialen Trans-
formation entstand die industrielle Ge-
sellschaft des 19. Jahrhunderts mit einem
charakteristisch höheren Anteil der Deut-
schen in den Mittelschichten und im
Großbürgertum, während die Unter-
schichten und das Kleinbürgertum im we-
sentlichen durch die starke Zuwanderung
von ungarischer Bevölkerung aufgebaut
wurden. Hierzu Eckzahlen: 1851 betrug
der Anteil der Ungarn in Buda nur 17
v. H., in Pest 33 v. H. Über 60 v. H. der Be-
wohner von Buda gaben Deutsch als Mut-
tersprache an, in Pest 33 v. H. 1880 betrug
der ungarische Anteil in der vereinigten
Stadtgemeinde Budapest bereits 57 v. H.,
der deutsche nur mehr 34 v. H. 1890 sank
er auf 15 v. H. Noch um die Mitte des 19.
Jahrhunderts ist Budapest somit eine von
der deutschen Sprache dominierte Stadt
gewesen. In der sozialen Entwicklung
blieb der Anteil des Großbürgertums
äußerst bescheiden und betrug kaum
tausend Familien, die Gründerzeit bis
zum Ersten Weltkrieg hin war auch nicht
durch die Entstehung eines breiten Mit-
telstandes, sondern durch die Zunahme
der Arbeiterschaft gekennzeichnet.
Knapp vor dem Ende der Monarchie be-
trug der Anteil der Mittelschichten rund
10 v. H., derjenige des Kleinbürgertums 28
v. H., der Arbeiterschaft 60 v. H. und der
Oberschicht knappe 2 v. H.1

Nach 1945 kam es entsprechend der Indu-
strialisierungsstrategie der Planwirtschaft
zur Beseitigung der Klassen- und Status-
positionen, die Mittelschichten verloren
Besitz und Unternehmen. Weitere Maß-
nahmen behinderten ihren Zugang zur
Bildung und wichtigen Arbeitsplätzen, die
neue Elite formierte sich aus den Vertre-
tern des Arbeiter- und Bauernstandes auf
Kosten des ehemals etablierten Bildungs-
bürgertums, welches zum Teil eine kosmo-

politische Weltauffassung und internatio-
nalen Verbindungen besessen hatte. Die
egalitäre Sozialpolitik veränderte die Le-
bensverhältnisse nicht zuletzt infolge der
ausgeprägten antiintellektuellen Politik
des Regimes. Zum Unterschied von ande-
ren Staaten des ehemaligen COMECON,
wie der DDR oder Rußland, kam es in Un-
garn nicht zur Entwicklung einer privile-
gierten Intelligenzija.

Aufs engste mit dem Donaustrom
verbunden

Die Stadtlandschaft von Budapest ist aufs
engste mit dem Donaustrom verbunden.
Auch andere große Städte wie Wien, Prag
oder Paris liegen an Flüssen, keine von
ihnen besitzt jedoch ein Stadtbild, in wel-
ches der Strom so integriert ist wie in Bu-
dapest. Die ambitonierten Ziele der Stadt-
planung in Budapest haben zum Unter-
schied von Wien schon sehr früh die Schau-
seiten von Pest und Buda an die Flußufer
gebunden. Natürliche Bedingungen
haben die urbane Gestaltung begünstigt,
darunter das unmittelbare Herantreten
der Bergrücken an den Strom in Buda und
die Eintiefung des Flusses in seine älteren
Ablagerungen. Budapest ist damit von An-
fang an als Brückenstadt entstanden,
während im Gegensatz dazu in Wien der
auf seinem eigenen Schwemmfächer ver-
wilderte Strom erst durch die Regulierung
im 19. Jahrhundert in ein künstliches Bett
gebannt werden konnte. In Budapest hat
der Strom sich selbst gleichsam reguliert,
eine Gefährdung der an seinen Ufern gele-
genen Gebäude durch Hochwässer hat es
daher nie in größerem Ausmaß gegeben.
Wenn heute in der internationalen Archi-
tektur von waterfront development ge-
sprochen wird, so kann die Stadtlandschaft
von Budapest als erstes großartiges eu-
ropäisches Beispiel dafür genannt werden.
Heute vergessen ist die Tatsache, daß die
gigantischen Kosten für die staatlichen
Großprojekte, darunter insbesondere das
Parlament, erst in den Nachfolgewirren
des Zusammenbruchs und in den folgen-
den Inflationsjahren getilgt worden sind. 

Der Stadtverfall und seine Ursachen

Angesichts dieser glanzvollen Silhouette
der Stadt an der Donau übersieht der Be-
sucher zumeist das katastrophale Resultat
eines historischen Akkumulationsprozes-
ses des Stadtverfalls im dicht verbauten
Stadtgebiet der Gründerzeit.
Eine ganze Reihe von Faktoren wirken zu-
sammen:
● Die Gründerzeit hat flächig minderwer-

tige Mietshäuser mit Außengängen
hinterlassen, deren Kleinstwohnungen
eine sehr geringe Wohnqualität auf-
weisen.

● Die zwangsweise Eliminierung der jüdi-
schen Bevölkerung (rund 200.000 Ein-
wohner) während des Zweiten Welt-
krieges hat Aufteilungen und infolge
der Wohnungsnot die Untervermie-
tung der einstigen Mittelstandswoh-
nungen zur Folge gehabt.

● Aufgrund der Krise der Stadt in der
Zwischenkriegszeit und der Verstaatli-
chung des Mietshausbestandes in der

Nachkriegszeit unterblieben Erneue-
rungen, so daß ein katastrophaler Bau-
zustand die Regel darstellt.

● In der Nachkriegszeit hat ferner die
Stadterweiterung in Form von Groß-
wohnanlagen wie auch in anderen
Staaten des COMECON absolute Prio-
rität besessen. Erst in den 80er Jahren
begann die Stadterneuerung. Sie folgte
zwar westlichen Vorbildern, beschränk-
te sich jedoch wie in ganz Ungarn auf
die Zentrumserneuerung bzw. die Er-
neuerung einzelner Bauwerke mit
„Herzeigecharakter“. Mit dem gerne
zitierten „Gulaschkommunismus“ ist
ferner sehr früh eine „Zweite Wirt-
schaft“ entstanden. In diesem Zusam-
menhang hat sich auch in Budapest
eine „zweite“, in die staatliche offiziel-
le Stadterneuerung eingebettete priva-
te Stadterneuerung entwickelt, und
zwar längs des Großen Rings und in den
Villenvierteln im Anschluß an das Stadt-
wäldchen. Diese Erneuerungen waren
die Voraussetzung für den raschen Auf-
schwung des tertiären Sektors und für
die Errichtung von neuen Bürohäusern
und Hotels nach der Öffnung des Eiser-
nen Vorhangs.

In einem Meer verfallender Bauten
nur Inseln der Erneuerung

Mit der Öffnung des Eisernen Vorhangs
hat sich der Bedingungsrahmen für die
ungarische Ökonomie und damit für Bu-
dapest grundlegend geändert. Die Inter-
nationalisierung des Finanzkapitals und
des Immobilienmarktes haben den Büro-
neubau durch ausländische Firmen in
Gang gebracht, wobei allein von 1990 bis
1993 insgesamt 63 Bürohäuser mit einer
Gesamtfläche von 300.000 qm errichtet
wurden. Bürohochhäuser haben freilich
die Skyline von Budapest noch kaum ver-
ändert, obwohl sich Bürohochbauten in
den Eckpositionen des Straßennetzes po-
sitioniert haben und in einem Overspill-Ef-
fekt auch in Stadträume außerhalb der In-
nenstadt ausgewichen sind. Durch ungari-
sche Unternehmer vollzieht sich die zügi-
ge Umwandlung von Wohnungen in
Büros, hierbei kommt die anhaltende Pri-
vatisierung von Wohnungen, welche die
Transitionsgewinne den ehemaligen Mie-
tern der Wohnungen zuschreibt, dem Um-
wandlungsprozeß zugute.
Die gegenwärtige Wirtschaftskrise hat die
staatlichen Ambitionen der für 1996 ge-
planten Expo vernichtet. Es ist daher auch
nicht abzusehen, ob die ehrgeizigen Ziele
der Errichtung einer Universitäts- und Wis-
senschaftsstadt auf dem Areal der geplan-
ten Weltausstellung auf dem Papier ver-
bleiben oder im nächsten Jahrtausend
verwirklicht werden.
Der politische Systemwechsel hat auch alle
Parameter der Stadtentwicklung verän-
dert. Die abrupte Einstellung der Erneue-
rungsmaßnahmen im Jahr 1990 bedeutet,
daß die Inseln der Erneuerung von einem
Meer von verfallenden Bauten umgeben
sind. Die Privatisierung der Mietwohnun-
gen hat in erster Linie die Häuser in besse-
rem Bauzustand erfaßt und damit zu
einer weiteren Akzentuierung der Slum-
bildung geführt. Während im kommuni-
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stischen System diese Slumbildung noch
keineswegs mit sozialen Desorganisati-
onserscheinungen verbunden war, begin-
nen unter kapitalistischem Vorzeichen die
Phänomene der sozialen Desorganisation
um sich zu greifen, es öffnet sich die Sche-
re in den Einkommensverhältnissen. Die
Anteile von alten, alleinstehenden Perso-
nen, von Arbeitslosen bzw. Erwerbstäti-
gen mit nur gelegentlichem Einkommen,
von Leuten in desolaten Lebensverhältnis-
sen nehmen rasch zu; es kommt zur mas-
senhaften Zuwanderung von „Zigeunern“
und Randgruppen.
Unmittelbar neben der City stoßen daher
die sozialen Kontraste hart aufeinander.
Der Abbruch der Bauten ist die einzige 
Lösung, vor allem der 8. Bezirk ist nahezu
zur Gänze zu einem Slumbezirk gewor-
den. Während in anderen Städten wie 
z. B. in Wien gegenwärtig eine Stadtwan-
derung einer neuen City-Bevölkerung er-
folgt und Hand in Hand damit eine bauli-
che Aufwertung beobachtet werden
kann, scheint der Stadtverfall in Budapest
derzeit im Osten der City ein unaufhalt-
samer Prozeß zu sein. Die erschreckende
Tatsache einer „zentralen Armut“ erin-
nert an nordamerikanische Verhältnisse.

Vom Plan zum Markt

In der Transformation vom Plan zum Markt
erfolgt einerseits eine Mobilisierung durch
das internationale Finanzkapital und ande-
rerseits ein Rückbau der im Staatssozialis-
mus geschützten Sektoren des Wohnungs-
und Arbeitsmarktes. Dadurch kommt es zu
einer Destabilisierung des gesellschaftli-
chen Systems in Form einer von der Basis
nach oben greifenden Ausbreitung von so-
zialen Desorganisationsphänomenen, d. h.
einer Zunahme der Kriminalität, der Ar-
beitslosigkeit und der Obdachlosigkeit,
eine underclass ist im Entstehen, d. h. eine
aus der Arbeitsgesellschaft ausgegliederte
Bevölkerungsgruppe.
Ebenso wie andere Hauptstädte in den
ehemaligen Ostblockstaaten hat auch
Budapest durch das Vordringen von inter-
nationalem Finanzkapital eine Reihe von
Vorteilen gegenüber den kleineren Städ-
ten zu verzeichnen. Dazu gehören die
Schaffung von hochrangigen Arbeitsplät-
zen, vor allem auf dem tertiären Sektor,
sowie die Bildung von Kapital durch die
Preisanstiege im Stadtzentrum und in at-
traktiven Lagen. Aufgrund der starken
Nachfrage nach gut ausgestatteten Woh-
nungen steigen die Mieten rascher an,
eine Auseinanderschichtung der Bevölke-
rung ist die Folge. Zu den neuen Proble-
men gehört die Bodenbeschaffung der
Stadtgemeinde. Infolge der Privatisierung
des staatlichen Immobilienbesitzes gerät
die Stadtplanung in das Dilemma, einer-
seits die Budgets durch Privatisierung ver-
bessern zu können und andererseits – bei
zu raschem Verkauf – für eigene Vorha-
ben dann nicht mehr über ausreichenden
Grundbesitz zu verfügen.

Die Verselbständigung der Bezirke
und ihre Folgen

Auch Budapest hat die in allen postsoziali-
stischen Staaten durchgeführten admini-

strativen Reformen mitgemacht. Konkret
sind die Befugnisse der Stadtbehörden
nunmehr an die Budapester Bezirke über-
gegangen, wodurch gegenwärtig und
auch in Zukunft ein entscheidender Unter-
schied zwischen Budapest und Wien be-
steht, wo ebenso wie im deutschen
Sprachraum und in Westeuropa die Stadt-
entwicklung von der zentralistisch organi-
sierten Munizipalregierung gesteuert wird.
Die Verselbständigung der Bezirke hin-
sichtlich des Budgets und der Flächenwid-
mung hat zu unterschiedlichen Strategien
im Kontext der Privatisierung des Wohn-
baubestandes geführt. Manche Bezirke be-
halten ehemals staatliches Eigentum
zurück, wie z. B. der 7. Bezirk, andere Bezir-
ke dagegen versuchen, soviel als möglich
an staatlichem Eigentum zu verkaufen. Die
Konsequenzen dieser Fragmentierung der
Eigentumsverhältnisse sind noch nicht ab-
zusehen. Völlig offen ist derzeit noch, wel-

che Teile der technischen und sozialen In-
frastruktur an die Privatwirtschaft dele-
giert werden sollen. Sicher ist, daß manche
Sozialeinrichtungen wie Jugendzentren
und Kindergärten aufgrund fehlender
Staatssubventionen nicht mehr im bisheri-
gen Umfang zu finanzieren sind.
Der Rückbau des staatlichen Sektors und
die Schließung von Industriebetrieben im
Zuge der Anpassung an westliche Markt-
verhältnisse haben jedoch nicht zur erwar-
teten Massenarbeitslosigkeit geführt, da
die Neubildung von Arbeitsplätzen im ter-
tiären Sektor im wesentlichen Schritt halten
konnte. Auch Budapest schließt sich damit
an eine allgemeine Tendenz an, die garan-
tiert, daß in Ostmitteleuropa die Metropo-
len noch einige Zeit von der steigenden Ar-
beitslosigkeit verschont bleiben werden.
Die enorme Jugendarbeitslosigkeit, welche
die Metropolen in Südeuropa derzeit kenn-
zeichnet, fehlt damit in Budapest.

Citybildung und Slumbildung in der Budapester Innenstadt
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Eine postkommunistische 
halbkriminelle Zwischenschicht

Nichtsdestoweniger ist jedoch eine starke
Ausbreitung aller Phänomene der Desor-
ganisation festzustellen. Es ist ein neues
Substrat entstanden, eine postkommuni-
stische halbkriminelle Zwischenschicht,
welche nicht wie die nordamerikanische
underclass ein Hinausstellen der davon Be-
troffenen aus der Arbeitsgesellschaft in
die Unwirtlichkeit der Obdachlosigkeit be-
deutet, sondern es ist eine neue Form der
Doppelexistenz zwischen schlecht bezahl-
ter legitimer Arbeit und nichtgesetzli-
chem, teilweise kriminellem Nebenver-
dienst entstanden. Mit resignierendem
Zynismus kann man feststellen, daß die im
kommunistischen System Ungarns läufige
Form der Personalunion der Arbeitskräfte
von Staatsbetrieben und darin arbeiten-
den privaten Wirtschaftsgemeinschaften
in einem Ableger fortgeführt wird. Hierzu
kommt das Amalgam aus Restgruppen
von ehemaligen Ostagenten und aus dem
Osten kommenden Geschäftsleuten  mit
z. T. aus tristen lokalen Verhältnissen
stammenden, an zusätzlichem und ra-
schem Geld interessierten jungen Leuten.
Der Umfang dieses neuen Syndroms stellt
soziale Desorganisationserscheinungen in
den großen Städten der sozialen Wohl-
fahrtsstaaten, wie z. B. in Wien, weit in
den Schatten. Es ist offensichtlich, daß
nach dem Wegziehen der rigiden Kon-
trollmechanismen des kommunistischen
Systems eine Rechtsschwäche der innen-
politischen Ordnungsmacht besteht, wel-
che in Verbindung mit einer unzufriede-
nen Bevölkerung ausländische Zeitwande-
rer zum Organisationsklientel dieses Kri-
minalitätssyndroms werden läßt.

Budapest als Eurometropole

Im Spätherbst 1991 wurden die Assozia-
tionsverträge der Europäischen Gemein-
schaft mit der Tschechoslowakei, Polen
und Ungarn unterschrieben. Damit ist die
asymmetrische Öffnung des ungarischen
Marktes zum Westen hin gesichert. Bei
einem knapp danach im April 1992 in
Brüssel stattfindenden „Hochgeschwin-
digkeitskongreß“ wurde bereits das ehr-
geizige Ziel der Abstimmung und etap-
penweisen Umsetzung eines paneuropäi-
schen Schnellbahnsystems offengelegt. In
diesem System hat Budapest eine vorzüg-
liche Position in einer mitteleuropäisch-
südosteuropäischen Metropolentrasse,
welche von Berlin über Prag nach Buda-
pest und Belgrad mit einer weiteren
Gabel nach Sofia und Istanbul bzw. Athen
geplant ist. Grundsätzlich handelt es sich
hierbei um eine von Westeuropa kaum
zur Kenntnis genommene, östlich des Ei-
sernen Vorhangs gelegene Trasse, welche
im Fahrplansystem der COMECON-Staaten
bereits realisiert war. Durch diese Entwick-
lung konnte Budapest somit eine Position
an der europäischen Nordwest-Südost-
Transversale gewinnen, welche damit für
Wien verlorengegangen ist. Andererseits
endet in Budapest jedoch auch die West-
Ost-Transversale, von Paris über München
und Wien. Unter der Voraussetzung einer
Stabilisierung der Verhältnisse auf dem

Balkan verfügt Budapest somit über eine
mit Wien gleichwertige Position im künfti-
gen paneuropäischen Hochgeschwindig-
keitsnetz.

Schwierigkeiten für die Ansiedlung
ausländischer Unternehmen

Aufgrund der derzeit nur rund 25 v. H. im
Vergleich zu Wien betragenden Löhne
sind überdies starke Übersprungseffekte
von Betrieben aus dem süddeutschen
Raum, so z. B. von München nach Buda-
pest, erfolgt, während andererseits Wien
die Reaktivierung historischer ökonomi-
scher Verflechtungen zugute gekommen
ist. In diesem Zusammenhang sei auf die
Firma Meinl verwiesen, die in der k. u. k.
Monarchie 1.100 Filialen und das Mono-
pol im Qualitätslebensmittelhandel beses-
sen hat und sich als erste im Rahmen des
Neuaufbaus eines qualitätsbewußten Le-
bensmittelhandels in Budapest etablieren
konnte.
Das Ansiedlungsverhalten von ausländi-
schen Unternehmen und Managern be-
treffend wird noch eine Zeitlang die Unsi-
cherheit des Grundstücksmarktes zu
Buche stehen, fehlt doch in Budapest wie
in ganz Ungarn bisher die Rechtssicher-
heit, welche westeuropäischem Kataster-
wesen und damit dem Besitztransfer
selbstverständlich ist. In Ungarn fehlt ein
Handelsgesetzbuch, so daß haftungs-
rechtliche Probleme nicht gelöst sind.
Dazu kommt ferner, daß zwar im Ungarn
des Kommunismus das (alt)österreichische
System des Grundbuches beibehalten
wurde, d. h. auf dem C-Blatt auch die Be-
lastungen auf Immobilien ersichtlich sind,
diese C-Blätter jedoch während der kom-
munistischen Zeit nicht evident gehalten
wurden und überdies die Administration
des Grundstückstransfers ein bis zwei
Jahre in Anspruch nimmt. Auch durch die
Übergangsbestimmungen hinsichtlich der
Verfügungsrechte der Lokalbehörden – in
Budapest handelt es sich um 23 Bezirke –
bestehen weitere Unsicherheiten der
Rechtslage bei Transaktionen von auslän-
dischen Interessenten. Auch das bisher
nicht gelöste Problem der Mietverträge ist
zu nennen. Da bei den Bezirksverwaltun-
gen derzeit nur De-facto-Mietrechte zu
erlangen sind, sind horrende Mietsteige-
rungen möglich.

An der Hinterfront der 
Konsum-Kaufhaus-Gesellschaft

Während ausländisches Kapital in Buda-
pest außerordentlich zügig neue Finanz-
institutionen, Banken, Versicherungen
und Hotels aufbaut, sind auf der anderen
Seite gleichsam von unten her Übergangs-
erscheinungen an der Hinterfront der mo-
dernen Konsum-Kaufhausgesellschaft zu
verzeichnen. Es handelt sich um die
kleinst- und kleinbetriebliche Übergangs-
form von Geschäften, welche in einer
Gründungswelle großen Stils, begünstigt
durch staatliche Kredite für Arbeitslose,
die Fronten der Nebenstraßen, Passagen
und Hinterhöfe der ungarischen Metropo-
le zu Tausenden besetzen und in erster
Linie Güter des Bekleidungssektors und
des ambulanten Lebensmittelhandels an-

bieten. Das Paradoxe dieser Erscheinung
wird dadurch belegt, daß gleichzeitig in
Wien Tausende Geschäfte aufgrund der
Gründung von Shopping-Centers am
Stadtrand leerstehen und – mitbedingt
durch die Preiskonkurrenz nach dem EU-
Beitritt Österreichs – erneut eine Schlie-
ßungswelle von Geschäften in Gang ge-
kommen ist. 

Eine neue Gründerzeit

Die gesellschaftlichen Konsequenzen des
Eintrittes Ungarns in die Marktwirtschaft
sind insbesondere in Budapest offensicht-
lich. Die Entwicklung läßt sich im Ver-
gleich mit dem 19. Jahrhundert als eine
„neue Gründerzeit“ interpretieren, wobei
die Internationalisierung des Finanzkapi-
tals eine neue reiche Oberschicht entste-
hen läßt, deren Einnahmen und Vermö-
gen noch nicht dem rigiden Steuersystem
sozialer Wohlfahrtsstaaten unterliegen.
Auf die sozialen Desorganisationsphä-
nomene wurde bereits hingewiesen.
Wichtig erscheint festzuhalten, daß in
Budapest, das auch historisch nur einen
geringen Besatz an Mittelschichten aufge-
wiesen hat, auch in Zukunft keine Mittel-
schicht entstehen wird. Vielmehr wird sich
eine breite Pufferzone von Subsistenzexi-
stenzen und Doppelexistenzen auf dem
Dienstleistungs- und Einzelhandelssektor
herausbilden. In den westlichen Gesell-
schaften wird vielfach von einer Zweidrit-
telgesellschaft gesprochen, d. h. daß ein
Drittel der Gesellschaft nicht an den Er-
rungenschaften des Marktes teilnehmen
kann. Für Budapest lautet die Aussage an-
ders, hier sind zwei Drittel der Gesellschaft
aus der kargen Sicherheit der sozialisti-
schen Planwirtschaft in die Unsicherheit
und die Risiken des Marktes transferiert
worden und mehr als die Hälfte sieht sich
mit einer „neuen Armut“ konfrontiert.
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Eine alte Stadt ist wie ein Buch, aus dem
sich Geschichte ablesen läßt. Besonders
eindrücklich zeigt sich das am Beispiel von
Prag, in der sich die historischen Konflikte
baulich dokumentieren. Im 19. Jahrhun-
dert ist die Stadt im Moldaubecken mehr
und mehr zum Ausdruck der Auseinan-
dersetzungen zwischen Tschechen und
Deutschen geworden, bis sie schließlich
im 20. Jahrhundert zum nationalen tsche-
chischen Identitätssymbol geworden ist.
Die Zeit des Sozialismus hat neue Viertel
anfügen, den eigentlichen Charakter der
Stadt jedoch nicht verändern können.
Eine ähnliche Rolle spielen die Hauptstäd-
te auch für die anderen Völker Ostmittel-
europas. Red.

Symbole der eigenen nationalen 
Kultur

Sechs Jahre nach dem Wende-Winter
1989/90 und dem Zerfall der Sowjetunion
ein Jahr später ist man darüber erstaunt,
wie relativ gering die Prägung der ostmit-
tel- bzw. südosteuropäischen Hauptstädte
durch fünfzig Jahre „Sozialismus“ gewe-
sen ist – jedenfalls in ihren repräsentati-
ven Zentren. Allenfalls in Sofia sind Ansät-
ze einer Ausnahme zu erkennen.
Es hat in keinem Fall an Versuchen ge-
fehlt, auch die Hauptstädte der sowjeti-
schen Machtperipherie wenigstens teil-

weise in „sozialistische Städte“ umzu-
wandeln. Das gelang aber nur in gerin-
gem Maße und nur außerhalb der histo-
rischen Innenstädte. Der Grund hierfür
war nicht nur, daß die Stadtkerne bereits
nach Funktion und Struktur ausgestaltet,
gleichsam schon „besetzt“ waren. Der
Grund liegt tiefer: Für die Völker Ostmit-
tel- und Südosteuropas, die als Folge des
Zusammenbruchs der vier Großreiche
nach dem Ersten Weltkrieg ihre eigene
Staatlichkeit erhielten oder wiedererhiel-
ten, für diese „kleinen Völker“ Europas
war ihre nationale Wiedergeburt im 19.
Jahrhundert und die folgende Erlangung
bzw. der Wiedererlangung der Eigen-
staatlichkeit ein wesentlich höherrangi-
ger Wert als der abstrakte „Sozialismus“,
in dessen Rahmen sie sich nach dem
Zweiten Weltkrieg wiederfanden. Die
glanzvollen Symbole der eigenen natio-
nalen Kultur, wie Museen, Theater, 
Akademien und Universitäten, reizten
viel mehr, die traditionellen (oder in
diese Funktion wieder eingesetzten) na-
tionalen Hauptstädte zu schmücken, 
als die Embleme eines internationalen
Sozialismus. Ihre Vorbilder waren und
blieben die Hauptstädte Paris, Berlin,
Wien.
Die nationale „Wiedergeburt“ inspirierte
Architekten und Stadtplaner besonders in
den Hauptstädten, diese entwickelten sich
zu Zentren der nationalen Kultur und
wirkten als Vorbild in die Provinz hinaus.
Das Prager Beispiel ist lehrreich, auch für
die nachvollziehende eigene Beobach-
tung.

„Scharnierlage“ zwischen 
unterschiedlichen Naturräumen

Im Umland des Prager Moldaukessels, im
Zentrum der „böhmischen Raute“, treffen
zwei unterschiedliche Naturraumtypen1

Innerböhmens aufeinander: trocken-war-
mes Altsiedelland der Böhmischen Tafel
im Norden und feucht-kühleres Jungsie-
delland kristalliner Rumpfflächen im
Süden.
Vom Norden her sind es flache, oft lößbe-
deckte Kreidetafeln, Teile der sogenann-
ten böhmischen Tafel, die den Nordosten
Innerböhmens charakterisieren. Sie liegen
niedriger, sind wärmer und trockener, mit-
hin ursprünglich waldoffener (Waldstep-
pe) als das höher gelegene, klimatisch rau-
here, von Natur aus dichter bewaldete
Südböhmen.
In diesem Raumtyp, nahe Raudnitz an der
Elbe, liegt der Georgsberg (R̆ip), auf dem
der Prager Domdekan Cosmas von Prag
(1045–1125) in seiner zum Teil sagenhaf-
ten Chronik von Böhmen2 die slawischen
Einwanderer Halt machen läßt. Ihre Haus-
götter hätten sie, so stellt es sich Cosmas
vor, unter großen Belastungen durch „un-
wegsame Wälder“ in ein Land geführt
(und hiermit beschreibt er das nord-
böhmische Altsiedelland) „reich an Wild
und Geflügel, wo Milch und Honig fließen
und eine angenehme Luft weht, wie ihr
selber spürt“. Kurz: „Hier wird es euch an
nichts fehlen, da euch niemand in die
Quere kommt“.
Die Ausläufer dieser natürlichen Gunst-
landschaften reichen (hier ohne Lößbe-
deckung) mit dem Weißen Berg bis in das
heutige Prager Stadtgebiet. Er ist eigent-
lich kein „Berg“, sondern mit 308 m (fast)
der höchste Punkt des Plateaus, das den
Prager Kessel umgibt (nördlich der übli-
chen Ausfahrt nach Pilsen). Als hier im
Spätherbst 1620 der antihabsburgisch ge-
sinnte böhmische Adel von der katholi-
schen Liga besiegt und damit nach natio-
nal-tschechischer Ansicht das ganze Land
in eine Jahrzehnte dauernde „Periode der
Finsternis“ (tschechisch „temno“) und ka-
tholisch-deutscher Dominanz gestoßen
worden sei, lag der Weiße Berg noch weit-
ab von den „Prager Städten“ im
Moldautal. Auf einem zeitgenössischen
Holzrelief im Prager St. Veitsdom ist das
gut zu sehen.
In der Stadt, genauer gesagt, von der Pra-
ger Burg, leuchten die Kalke vom Weißen
Berg in den beiden Türmen der romani-
schen St.-Georgs-Kirche, der zweiten, die
auf dem Hradschin gebaut wurde (um
915), der dritten in Böhmen überhaupt.
Vom Süden reicht die kristalline süd-
böhmische Rumpffläche an die Peripherie
der Stadt. Sie faßt Gesteine unterschied-
licher Art (alte Sedimente, vowiegend
aber Kristallin, Gneise und Granite) zu
einer leicht gewellten Oberfläche zusam-
men. Sie bildet die südliche Umrahmung
des Prager Moldaukessels.
Das agrarische Potential dieses südböhmi-
schen Landschaftstyps war mit wenig
fruchtbaren Böden, einem kühleren und
feuchteren Klima immer gering. Im Unter-
schied zum fruchtbaren Norden war es,
abgesehen von einigen Tallagen, mittelal-
terliches Jungsiedelland. Die ländliche Be-

Prag: Blick von der Karlsbrücke auf den Hradschin mit dem Veitsdom.
Aufnahme: Helga Wöstheinrich
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siedlung blieb immer spärlich, die Abwan-
derung (auch nach Prag) stark. Durch rei-
che Edelmetall-Lagerstätten (Silber in Kut-
tenberg, Kutna Hora; Gold in Eule, Ilove
na Prahu, südlich von Prag) beeinflußte
auch dieser Naturraum die Entwicklung
der Stadt nachhaltig.

Der Prager Moldaukessel

Den Kern der Prager Stadtlandschaft bil-
det die sogenannte „Prager Silurmulde“.
Dieser Ausdruck ist geologisch gemeint.
Hier überdecken unterschiedlich wider-
ständige Gesteine (vorwiegend silure
Schiefer) eine Absenkung des Fundamen-
tes der Böhmischen Masse. Die Schiefer
wurden, im unterschiedlichen Maß ihrer
Widerständigkeit, auch in Abhängigkeit
von Südwest-Nordost streichenden Struk-
turlinien teilweise ausgeräumt.
Auf diese Weise bildete sich ein abwechs-
lungsreiches Beckenrelief über der Tiefen-
linie der Moldau (um 190 m). Eine der üb-
lichen Terrassentreppen modelliert das
Becken weiter bis zu einer Höhe von hun-
dert Metern über der Moldau. Sie ver-
zahnte sich mit dem Beckenrelief und bot
im Lauf der Stadtentwicklung immer
natürlich „herausgehobene“ gut akzen-
tuierte Standorte für die Bebauung.
Zu den stadtgenetischen Festpunkten
gehören zu beiden Seiten des Flusses zwei
Steilhangabschnitte über dem Moldautal:
über dem einen liegt links (westlich) der
Moldau der Hradschin, die Prager Burg3,
über dem anderen rechts (östlich) des Flus-
ses die Burg Vys̆ehrad. Beide waren zu Be-
ginn der Prager Siedlungsgeschichte Für-
stensitze, die in der Prager Stadtgeschich-
te eine entscheidende Rolle spielten.
Die Verbindungswege zwischen ihnen auf
beiden Seiten der Moldau bis zum zentra-
len Flußübergang (Furt, erste steinerne
Brücke, „Judith-Brücke, 12. Jahrhundert;
ab Mitte des 14. Jahrhunderts „Prager
Brücke“, seit 1848 „Karlsbrücke“ ge-
nannt) waren die Leitlinien der frühen
Siedlung4.
Die Moldau durchzieht (im Bereich der
Karlsbrücke gestaut) das Becken von Süd
nach Nord. Oberhalb des Prager Moldau-
kessels mündet die Beraun, der Hauptfluß
Westböhmens, sowie die Sazawa, die das
östliche Böhmen entwässert. Eine Reihe
von steilflankigen Nebentälern beleben
das Relief innerhalb der Moldautalung
weiter und verursachen große Verkehrs-
probleme im Nord-Süd-Verkehr, deren
großzügige Bewältigung erst in der Zeit
nach dem Zweiten Weltkrieg gelang.

Libussa und der plaudernde
Kaufmann aus Cordoba

Am Anfang der Geschichte Prags stehen
zwei schriftliche Erwähnungen, die zur
Kenntnis der historischen Realität zwar
nicht beitragen, beide aber geeignet sind,
die Stadt im Volksbewußtsein auf einsa-
me, geradezu mythische Höhen hinaufzu-
tragen und sie im 19. Jahrhundert zu
einem wesentlichen Element des tschechi-
schen nationalen Selbstbewußtseins wer-
den zu lassen.
Es ist die Erwähnung Prags durch den jü-
disch-arabischen Kaufmann Ibrahim ibn

Jakub5 aus Cordoba, der die Stadt um die
Mitte des 10. Jahrhunderts gesehen
haben will. Seine Schilderung von Prag (er
kann nur die Burg meinen, eine „Stadt“,
ein Suburbium, hat es damals noch nicht
gegeben) ist übertrieben („aus Steinen
und Kalk gebaut“), wie die ihrer wirt-
schaftliche Bedeutung („der größte Han-
delsplatz bis nach Krakau und zu den Tür-
ken hin“). Beides kann die archäologische
wie die historische Forschung nicht be-
stätigen. Gleichwohl ist es üblich gewor-
den, daß die Flunkereien des Wanderers
durch die Slawenländer aus dem Buch der
Straßen und Länder die Anfangsseiten der
Prager Reiseführer zieren und die Leser
auf die Entwicklung einer Metropole von
geradezu einmaliger Bedeutung einstim-
men.
Der Heiligenschein, der schon das werden-
de Prag im tschechischen Nationalbe-
wußtsein umgibt, entsteht aber erst durch
die erwähnte Böhmen-Chronik des Cos-
mas von Prag. Die Frühzeit Böhmens, nach
der Einwanderung der Slawen, umgibt
Cosmas mit dem Libussa-Mythos. Libussa
(deutsch auch Libuscha, tschechisch
Libus̆e, Libusche) war die jüngste und un-
gewöhnlichste der drei ungewöhnlichen
Töcher des angesehenen Richters Crocco.
„Sie war eine geradezu bewundernswerte
Frau, erteilte weise Ratschläge, argumen-
tierte klar und verständlich, lebte enthalt-
sam und sittlich einwandfrei, übervorteil-
te in Rechtsstreitigkeiten niemanden, war
gegen alle freundlich und liebenswür-
dig“. Die so charakterisierte „Zierde des
weiblichen Geschlechts“ residierte in einer
„mächtigen Befestigung in der Nähe des
Waldes“, die sie, wie die beiden Schwe-
stern ihre Burgen, selbst gebaut hatte. Sie
war – gewählte – Richterin und füllte als
solche herrschaftliche Funktionen aus.
Man sieht, Cosmas führt seine Leser in die
Zeit der Feudalisierung Mittelböhmens,
eine solche des Burgenbaues, eine Zeit des
starken Siedlungsausbaues durch viele Ro-
dungen in großen Waldgebieten; es soll
auch die der Auflösung der Gynäkokratie
gewesen sein und, folgt man Cosmas,
damit auch die der Ablösung eines gera-
dezu paradiesischen Urkommunismus (es
gab das Wort „mein“ nicht, nur „unser“;
es gab keine Schlösser vor den Ställen,
Pfeile verwendete man nur zur Jagd, kurz
„es war eine überaus glückliche Zeit“). Zu
den außergewöhnlich reichen Gaben der
Libussa gehörten seherische Fähigkeiten.
Im unmittelbaren und mittelbaren Zusam-
menhang mit der Gründung und Entwick-
lung von Prag setzte sie diese zweimal ein:
„Ich sehe eine Stadt, deren Ruhm bis an
die Gestirne reicht, … im Walde gelegen
am Ufer der Moldau“. Cosmas läßt Libussa
die topographische Lage der zukünftigen
Stadt schildern, den Felsen Petrin, den be-
kannten Laurenziberg westlich der
Moldau. Bei dieser Gelegenheit liefert sie
gleich die Etymologie des Stadtnamens
mit: „Wenn ihr dorthin kommt, werdet ihr
mitten im Wald einen Mann aufspüren,
der an der Türschwelle für sein Haus ar-
beitet.“ … „nennt die Stadt, die ihr dann
gründen werdet, Prag“ (tschechisch
praha, Schwelle). „Man begab sich an-
schließend sofort in den besagten alten
Wald, und nachdem man die vorausgese-

henen Zeichen dort angetroffen hatte,
wurde Prag, die Hauptstadt ganz Böh-
mens, gebaut“. Diese Erklärung des Na-
mens ist (auch in Analogie zu Warschau,
dessen östlich der Weichsel gelegener
Stadtteil Praga heißt) Allgemeingut ge-
worden, obgleich es auch andere etymo-
logische Erklärungsmöglichkeiten gibt
(zum Beispiel „praziti“, das tschechische
Verb für roden).

Prag als Hauptstadt schon der 
legendären frühen Pr̆emysliden

Daß Prag zur „Hauptstadt ganz Böhmens“
wurde, erklärt Cosmas ebenfalls. Schon
vor der Gründung Prags hatte das Volk
von der Richterin Libussa einen Herzog
(eben Feudalisierung der Gesellschaft) ge-
fordert. Nachdem sie dem Volk in einer
langen Rede erklärt hatte, wie töricht ein
solches Verlangen sei, erfüllte sie die Bitte
– abermals auf dem Wege einer sich reali-
sierenden Prophezeiung. Wieder schickte
sie Sendboten an einen genau vorbe-
stimmten Ort, in ein mit Namen benann-
tes Dorf. „Dort befindet sich ein frisch ge-
rodetes (!) noch herrenloses Stück Land …
Dort ackert euer (zukünftiger) Herzog mit
zwei Ochsen … Der Namen dieses Mannes
ist Pr̆emysl, und er wird sich verschiedene
Rechte über euch hinweg ausdenken. Die-
ser Name bedeutet nämlich im Lateini-
schen ,ausdenken, ausklügeln’. Seine
Nachkommen werden dieses Land bis in
alle Ewigkeit und darüber hinaus regie-
ren.“
Wie immer hatte Libussa recht. Der unmit-
telbar vom Ochsen über die Tafel eines
Festmahls ins Ehebett Geholte wurde als
Premysl der Pflüger zum Ahnherrn des
böhmischen Herzogs- und später Königs-
geschlechtes der Pr̆emysliden, die von den
beiden Prager Burgen, vorwiegend vom
Hradschin aus, bis 1306 über Böhmen 
regierten.
Damit hört der Zusammenhang zwischen
der Stadt Prag und dem Pr̆emyslidenge-
schlecht nicht auf. Der große Luxembur-
ger, Karl IV., Sohn einer Pr̆emyslidin, för-
derte seinen Ruf und seine Stellung in
Böhmen durch die Betonung der Pr̆emysli-
den-Tradition, auch durch die Förderung
der Stadt.
Im 19. Jahrhundert wuchs mit dem natio-
nalen Erwachen der Tschechen der Libus-
sa-Mythos so eng mit den Vorstellungen
über die reale Frühgeschichte der Haupt-
stadt zusammen, daß die Grenzen zwi-
schen beiden sich im Volk vermischten.
Zumal ja auch extreme Mittel, wie die be-
wußte Fälschung historischer Quellen, als
Element nationaler Bewußtseinsbildung
eingesetzt wurden. Die Geschichte von
Pr̆emysl dem Pflüger und die Prophezei-
ung um die Gründung von Prag inspirier-
ten – besonders während der nationalen
Wiedergeburt der Tschechen im 19. Jahr-
hundert – Dichter, Maler, Komponisten.
Sie gehörten generationenlang zu den
Texten tschechischer Schulbücher, auch
solcher, nach denen Deutsche in der Tsche-
choslowakei das Tschechische lernten. Ju-
gendstilbilder des Pflügers oder der pro-
phezeienden Libussa schmücken Prager
Repräsentations-, Geschäfts- und Wohn-
hausbauten. Sie gehörten zu denen, die
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man auch in sowjetischer Zeit immer wie-
der renovierte. Das tschechische nationale
Pantheon  in der Kuppel des Nationalsmu-
seums sowie das Repräsentationshaus der
Stadt Prag sind mit solchen Bildern ge-
schmückt. Mit Smetanas „Libuse“ wurde
1881 das tschechische Nationaltheater
eröffnet, auch als es nach einer Generalre-
novation hundert Jahre später wieder-
eröffnet wurde. Die Begeisterung über
die unveränderte Aufführung mit einem
dramatisch-nationalen Pathos war gren-
zenlos.

Der Vys̆ehrad und der tschechische
Nationalfriedhof

Die große Zeit des Vys̆ehrad war das letz-
te Drittel des 11. Jahrhunderts. Hier resi-
dierte der erste Böhmenkönig aus dem
Haus der Pr̆emysliden, Vratislav, als Her-
zog der Zweite (1061–85), als König Vrati-
slav I. (1085–92). Aus diesem Grund hatte
der Vys̆ehrad immer den Ruf, die eigentli-
che Königsburg zu sein. Damals entstand
neben anderen Steingebäuden die Peter-
und Pauls-Kirche, deren Türme heute das
Wahrzeichen des Vys̆ehrad sind. Aber es
ist nicht mehr, wie auch die ältere St. Mar-
tins-Rotunde, die ursprüngliche Kirche:
Schon Karl IV. hatte sie gotisiert, später
wurde sie in der Renaissance und im Ba-
rock jeweils zeitgemäß umgebaut – in den
Jahren 1885–1887 wurde sie vom Prager
Dombaumeister Joseph Mocker, der als
Purist galt, neogotisiert. Er hat auch den
Pulverturm auf dem Graben gotisch puri-
fiziert und war einer der Anreger für die
Beendigung des Veitsdoms, er leitete die
entsprechenden Arbeiten am Ende des 19.
Jahrhunderts. Der Glanz des Vys̆ehrad als
Pr̆emyslidenherrschaftssitz dauerte nicht
lang. Schon 1140 wurde die Residenz wie-
der auf den Hradschin verlegt.
Trotzdem war die Burg im 19. Jahrhun-
dert, was das tschechische Nationalgefühl
betraf, wieder weit in das historische Be-
wußtsein des Volkes gerückt. Das Maxi-
mum an national-ideologischer Über-
höhung des Vys̆ehrad wurde ab den 60er
Jahren des 19. Jahrhunderts erreicht, als
die Idee realisiert wurde, dort einen tsche-
chischen National-Friedhof, mit der Ehren-
gruft des Slavín zu errichten. Hier ruhen
hervorragende Vertreter des tschechi-
schen Kunst- und Kulturlebens, die entwe-
der in ihrer Bedeutung weit über das
Tschechentum hinausreichen, oder solche,
die sich speziell um das Erwachen des
tschechischen Nationalbewußtseins ver-
dient gemacht haben: Smetana und
Dvor̆ak, die deutsch-tschechische Dichte-
rin Boz̆ena Nĕmcova, die, von Wien nach
Böhmen verpflanzt, erst dort im nationa-
len Sinn zur Tschechin wurde und mit
ihrem bislang immer noch populären
Roman Großmütterchen am Anfang der
literarischen Schilderung des tschechi-
schen Volkslebens steht, der Schriftsteller
Karel C̆apek, Jan Neruda, der mit seinen
„Kleinseitner Geschichten“ dem Prager
Stadtteil des großen Adels und der klei-
nen Leute ein Denkmal setzte, das jeder
Tscheche, Prager oder nicht, auch heute
noch kennt, der Bildhauer Josef Myslbek,
der so viel zur Erhöhung der Hauptstadt
beigetragen hatte (unter anderem Wen-

zelsdenkmal am Wenzelsplatz vor dem
Nationalmuseum) – und sehr viele andere.
Die Beisetzung auf dem Vys̆ehrad verlieh
auch den außerhalb des tschechischen
Böhmens unbekannten Toten eine höhere
nationale Weihe. Der Friedhof wurde zur
nationalen Ruhmeshalle. National geson-
nene Bürger gestalteten die sonntäg-
lichen Familienbesuche zur patriotischen
Pilgerreise und einer Lehrstunde zur Ge-
schichte Böhmens. Für sie war es ein natio-
nal-tschechisches Land – das aber 1910
noch 36,5 % deutsche Einwohner hatte
(zusammen mit Mähren und Öster-
reichisch Schlesien 34,6 %). Mit der natio-
nal-tschechisch interpretierten Geschichte
Böhmens atmete man gleichsam die na-
tionale Verpflichtung ein, sich für seine
kulturelle Eigenständigkeit und Emanzi-
pation von der Habsburgerherrschaft ein-
zusetzen und natürlich für die Unteilbar-
keit des Landes der mittelalterlichen Wen-
zelskrone nach den Grundsätzen des
„böhmischen Staatsrechts“. Das Drittel an
deutscher Bevölkerung Böhmens kam im
tschechischen Geschichtsbild, wie es der
prominente Historiker und tschechische
Volksführer Frantis̆ek Palacky̆ mit ein-
drücklich einseitigen Strichen vorzeichne-
te, vorzugsweise als Feind der gerechten
Sache der alteingesessenen, friedfertigen
Tschechen vor.

Von den „Prager Städten“ 
zur Stadt Prag

Als im Jahre 1858 der Professor für höhere
Mathematik und Geometrie Carl Kor̆istka
die erste Höhenlinienkarte Prags nach ei-
genen Nivellements ausarbeitete und bei
Perthes in Gotha in einer Qualität drucken
ließ, die auch nach hundert Jahren ein Pra-
ger Stadtplan nie wieder erreichte, zeigte
sie noch das vorindustrielle, vor allem aber
das vornationale und sicher das vornatio-
nalistische Prag. Es waren vorwiegend die
„Prager Städte“, Hradschin und Kleinseite
westlich der Moldau, Alt- und Neustadt
sowie die Josefstadt, die ehemalige Juden-
stadt östlich des Flusses. Erst ein Men-
schenalter vorher hatte der Reform- und
Zentrierungseifer Josefs II. auch mit dieser
Tradition Schluß gemacht und die „Prager
Städte“ 1784 zur Stadt Prag zusammenge-
faßt. Die Stadtmauer, die Karl IV. 1348–60
bauen ließ, war noch weit genug, die Alt-
Prager Stadtteile zu umfassen.
Das Eisenbahnzeitalter hatte Prag schon
1845 mit der Bahn von Wien über Olmütz
erreicht, von hier zweigte eine Bahn in
Richtung auf das Elbtal, nach dem sächsi-
schen Dresden ab, der Bahnhof der Pilse-
ner Bahn nach Westen in Richtung Nürn-
berg wurde gerade geplant.

An der Schnittstelle von Tschechen
und Deutschen

Die Ausbildung des nationalen Selbstbe-
wußtseins in Prag und Böhmen fand seit
1848 in der Auseinandersetzung mit dem
Prager und böhmischen Deutschtum auf
wenigstens drei unterschiedlichen, aber
miteinander verbundenen Ebenen statt:
einer sprachlich-kulturellen, einer wirt-
schaftlich-sozialen und einer historisch-
staatsrechtlichen. Die Hauptschnittstelle

dieser Ebenen lag in Prag. Aus der Sicht
des Habsburgerreiches war es eine von
vielen Provinzstädten, wenngleich die
Hauptstadt des wirtschaftlich mit Abstand
am weitesten fortgeschrittenen Kronlan-
des. Aus Prager Sicht tschechischer Intel-
lektueller, die den nationalen Bewußt-
seinsprozeß initiierten, war es die glanz-
volle Hauptstadt der mittelalterlichen
Wenzelskrone, also Böhmens, Mährens
und des sogenannten Österreichisch
Schlesien.
Die genannten alten Stadtteile (Alt-Prag)
hatten damals 142 600 Einwohner, die
neuen (damals Weinberge, Karolinental,
Z̆iz̆kov und Smichov) etwa 23 000, also
etwa 14 % von Groß-Prag. In Alt-Prag war
die Bevölkerung zu knapp 50 % deutsch,
die jüngeren Vororte waren ganz vorwie-
gend tschechisch. In Alt-Prag (vorwiegend
Alt- und Neustadt) saß das kleine Gewer-
be, in den Vororten zeichneten sich Stand-
orte zukünftiger Industrie ab. Bis 1880
stieg die Bevölkerung der gesamten Stadt
auf 238 500 Einwohner, der Bevölkerungs-
anteil der tschechischen Vorstädte stieg
auf 40 %, bis 1900 erreichte er fast die
Hälfte, um 1910 überstieg er diese bereits.
Das Wachstum Prags in der zweiten Hälfte
des 19. Jahrhunderts war das rascheste
aller Städte Böhmens. Aber selbst in Alt-
Prag lag der Anteil der deutschen Bevöl-
kerung 1880 dann nur noch bei 20 %,
1910 bei nur 8,8 %. Das Sinken des deut-
schen Anteils auch in Alt-Prag hatte meh-
rere Gründe:
– Die werbende Kraft des erstarkenden
tschechischen Nationalbewußtseins. Der
Entscheid für das tschechische Volkstum
galt nach 1848 eher als Option für demo-
kratische Gesinnung, gegen Ende des
Jahrhunderts bedeutete er für das Bürger-
tum und das Kleinbürgertum auch ein
wirtschaftliches Fortkommen in gesicher-
ten Bahnen; die Option für das deutsche
Volkstum stand eher für eine mehr kon-
servative Haltung.
– Seit den 60er Jahren war das biologi-
sche Wachstum der Tschechen in Böhmen
rascher als das der Deutschen. Das nährte
die tschechischen Hoffnungen auf eine
mögliche Assimilierung der Deutschen,
verursachte bei den Deutschen ein biolo-
gisches Bedrohungssyndrom.
– Die jetzt stärkere Tendenz bei den
Juden zum tschechischen Volkstum; das
galt besonders für die Juden aus städti-
schem Milieu, die mit ländlichem Hinter-
grund waren eher „österreichisch“ ge-
sinnt und entschieden sich daher eher für
das deutsche Volkstum.
– Für Groß-Prag war die Majorisierung
der Deutschen vorwiegend durch tsche-
chische Einwanderung und Eingemein-
dung rein tschechischer Dörfer begrün-
det, die in der zweiten Hälfte des 19. Jahr-
hunderts die Prager Industrie anzogen.
– Im Jahre 1883 ging die deutsche Mehr-
heit im Landtag Böhmens verloren. Die
Vertreter der Stadt Prag im Landtag
waren erstmalig nur Tschechen.
– Gegen Ende des 19. Jahrhunderts war
Prag für deutsche Talente oder Künstler
eine Provinzstadt und hatte keine Chan-
cen gegenüber Wien oder den großen
deutschen Städten. Der deutschen Prager
Gesellschaft fehlte die soziale Basis. Für
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Tschechen war die Situation gerade umge-
kehrt: das Zentrum des tschechischen Na-
tionalismus bot Künstlern und Talenten
optimale Bedingungen, Industrie und
Wirtschaftsverwaltung lockten Neubürger
aller Schichten an.

Nationale Identifikationsbauten: 
Das Nationaltheater am Moldaukai

Die Idee des ersten großen Identifika-
tionsgebäudes, eines tschechischen Natio-
naltheaters, kam schon 1845 auf, also
noch vor dem esten Höhepunkt der Ent-
wicklung des tschechischen Nationalbe-
wußtseins (1848 mit revolutionären
Straßenkämpfen in Alt-Prag und dem
„Slawenkongreß“ für alle slawischen Völ-
ker der Monarchie).
Der erste Antrag einer tschechisch-patrio-
tischen Bürgergruppe (u.a. Palacký, Rie-
ger) um ein Prager „Theaterprivileg“
wurde von der damals noch mehrheitlich
deutschen Ständeversammlung abge-
lehnt. Daraufhin bildete sich ein „Theater-
komitee“ und wandte sich in einem
deutsch und tschechisch geschriebenen
Aufruf mit Spendenliste an die (tschechi-
sche) Öffentlichkeit. Schon 1852 war aus-
reichend Geld für den Ankauf des Bau-
platzes vorhanden, der, wie bei allen na-
tionalen Identifikationsbauten, an einem
herausgehobenen Standort lag: dort wo
die mittelalterliche Stadtmauer um Alt-
und Neustadt die Moldau erreichte. Die
ehemalige Stadtmauer war geschleift und
ein Teil der auf diese Weise entstandenen
Ringstraße mit Bäumen bepflanzt wor-
den. Der südliche Abschnitt der Ring-
straße hieß damals noch die Neue Allee,
später Ferdinandstraße, nach 1918 und in
der sozialistischen Zeit Nationalstraße.
Noch in der zweiten Hälfte des 19. Jahr-
hunderts wurde die Ferdinandstraße zu
einer der wichtigen Geschäftsstraßen der
Stadt; 1848 erhielt sie eine nationale, anti-
habsburger Weihe durch den Bau und die
kurze Verteidigung der bedeutendsten
Barrikaden der Stadt.
Es war nicht die Notwendigkeit einer
tschechischen Bühne, die zum Natio-
naltheaterbau führte. Die tschechischspra-
chigen Vorstellungen im deutschen Stän-
detheater (1783 als Nostitzsches Theater
eröffnet, später Ständetheater, jetzt Tyl-
Theater) waren nie besonders gefragt.
Mit dem Theater versprachen sich tsche-
chischen Patrioten ein repräsentatives
Kulturzentrum. Es sollte ein würdiges
Forum werden, auf dem sich die nationale
Kultur darstellen konnte. Die Initiatoren,
Planer, Architekten und Künstler, die sich
um den Bau verdient machten, wurden
die „Generation des Nationaltheaters“
genannt. Mit dem selben Begriff um-
schreibt man auch eine nationalpatheti-
sche Stilrichtung und die nationale Selbst-
findungsbewegung nach 1848.
Im Jahre 1868 wird mit großem Aufwand
eines feierlichen, historisierenden Festum-
zuges der Grundstein gelegt, 1881 wird
das Haus mit Smetanas Libussa eröffnet.
Nach Größe, aufwendiger Ausstattung
und öffentlicher Aufmerksamkeit erfüllte
es die hohen Erwartungen des tschechi-
schen Nationalgefühls – auch als patheti-
sches Selbstzeugnis:

– Die Grundsteine im Gewölbe stammen
aus allen Teilen des Landes.
– Die Gründungsurkunde ist von dem re-
nommierten Maler Josef Manes gemalt
worden.
– Die „Opfer der Nation für den Bau des
Theaters“ sind das Thema des Vorhang-
gemäldes.
– Das Foyer des Bühnenhauses schmückt
ein Lünettenzyklus „Heimat“.
In den Landes- und Stadtbehörden hatten
die nationalen Mehrheiten gewechselt,
sie, bzw. der Steuerzahler, trugen einen
großen Teil der Kosten – die deutsche
Minderheit in Böhmen brachte bis zum
Jahrhundertende immer noch 50 % der
Steuern auf.
Wenige Tage nach der Eröffnung brannte
das Theater ab. Wieder wird für eine
schnelle Wiederherstellung gesammelt.
Daß jetzt namhafte Stiftungen vom Kaiser
und Kronprinzen kamen, vermeldet kein
Gemälde.

Das Nationalmuseum 
auf dem Wenzelsplatz

Die geistigen Anfänge des später tschechi-
schen Nationalmuseums liegen noch in
der Zeit des gemeinsamen deutschen und
tschechischen böhmischen Landespatrio-
tismus, der, wie die Anfänge des „Vater-
ländischen Museums“, vom böhmischen
Hochadel getragen wurde. Das Museum
sollte im wesentlichen der „Nationallitera-
tur“ und der „Nationalproduktion“ ge-
widmet werden. Es wurde 1822 gegrün-
det.
Einer der frühen Förderer und der erste
Präsident war der Naturwissenschaftler
Graf Kaspar Maria von Sternberg, dessen
Gesteins- und Mineraliensammlung auch
heute noch der zentrale Ausstellungskom-
plex ist (was Besucher ohne Vorkenntnisse
und deshalb mit anderen Erwartungen
gelegentlich enttäuscht). Aber die be-
trächtliche Sternbergsche Sammlung war
eben eine der damaligen „Bohemica“, auf
dessen Sammlung und Schutz das Muse-
um ausgelegt war. Überdies war Böhmen
damals eine der geologisch am besten be-
kannten Regionen Europas. In wissen-
schaftlichen Diskussionen wie unter ernst-
haften Laien (Goethe) war es in aller
Munde. Selbstverständlich unterhielt Graf
Sternberg einen Briefwechsel mit Goethe,
der an der frühen nationalen Entwicklung
der Tschechen lebhaftes Interesse zeigte
und Erträge seiner geologischen Exkursio-
nen in Nordböhmen an das junge Muse-
um sandte, dessen Gründungs- und Ehren-
mitglied er war. Andere Schwerpunkte
waren eine beträchtliche Bibliothek und
die Organisation wissenschaftlicher (histo-
rischer und ethnographischer) Böhmen-
forschung. Die Publikation war in deutsch
und tschechisch vorgesehen.
Im Jahre 1826 wurde der damals 28jährige
Frantis̆ek Palacký Sekretär des Museums
und damit Redakteur seiner deutschen
wie tschechischen Publikationen. Der 
landespatriotisch-böhmisch gesonnene
„landständische“ Adel hatte ihn mit dem
Abfassen einer großen „böhmischen Ge-
schichte“ betraut. Dadurch wurde er der
„Historiograph Böhmens“ mit einer un-
schätzbaren Wirkung auf die Entwicklung

des tschechischen Nationalbewußtseins.
Der erste Band der Geschichte Böhmens
erschien 1836 in deutscher Sprache. Schon
in diesem zeigte sich, daß er die böhmi-
sche Geschichte nicht im Sinne einer beide
Völker verbindenden, allenfalls gegen
den Wiener Zentralismus gerichteten Lan-
despatriotismus verstand, sondern als die
große Auseinandersetzung zwischen
Deutschen und Tschechen im böhmischen
Raum, als fundamentales Lehrstück und
Agens für das tschechische Nationalbe-
wußtsein. Das entsprach dem „Zeitgeist“
der kommenden Jahrzehnte in Böhmen
und brachte Palacký den Ehrentitel eines
„Vaters der Nation“ ein.
Mit der Frühphase des Museums und 
der vorbereitenden Museumsgesellschaft
hängt der Name Wenzel Hanka zusam-
man, den Palacký als Kustos und Bibliothe-
kar an das Vaterländische Museum ge-
bracht hatte. Er war Slawist und Schrift-
steller, spezialisiert auf mittelalterliche
tschechische Texte. Und schon zur Zeit des
1848er Slawenkongresses war er ein
glühender tschechischer Patriot. Geistes-
geschichtlich wirksam wurden einige sei-
ner (übrigens hervorragend gemachten)
Fälschungen (ab 1817). Es handelt sich um
Lieder und Fragmente, angeblich aus dem
vorchristlichen tschechischen Altertum.
Die ersten hatte er angeblich in einem
Kirchturm in der kleinen Stadt Königin-
hofen gefunde. Die Königinhofer Hand-
schrift enthielt unter anderem Gesänge,
die sich auf die Gründung von Prag bezo-
gen. Andere Fälschungen gingen bei der
Museumsgesellschaft per Post ein.
Diese falschen Geschichtquellen verlän-
gerten in romantischem Überschwang die
tschechische Geschichte auch und insbe-
sondere im Vergleich mit der deutschen.
Die so plötzlich aufgetauchten „alttsche-
chischen“ Pergamente wurden von der
nationalen Öffentlichkeit mit Enthusias-
mus aufgenommen und nur selten kritisch
durchleuchtet. Palacký legte sie seiner na-
tionalen Geschichtsinterpretation zugrun-
de. Sie gingen als Themen in die tschechi-
sche Malerei und Musik ein. Auch Goethe
ließ sich von ihnen zu einem kleinen Ge-
dicht inspirieren. Wer ihre Echtheit an-
zweifelte, geriet in den Ruch mangelnden
Patriotismus.
Erst gegen Ende des 19. Jahrhunderts
konnte der tschechische Nationalismus
auf die volkserzieherische Funktion der
nationalen Geschichte verzichten. Vor-
her spielte sie eine eminent wichtige
Rolle.
Dieser entsprach die Standortauswahl des
Museumsneubaues der Jahre 1885–1890.
Es war der Standort des ehemaligen
„Roßtors“ in der geschleiften Stadtmauer
Karls IV., auf das der Wenzelsplatz zuläuft,
ein ehemaliger Straßenmarkt (Roßmarkt)
der Neustadt, 750 m lang und 60 m breit.
Der Standort war geradezu ideal für die
Funktion: die Stadtmauer um die Neu-
stadt hatte sich an einer erhöhten Terras-
senkante orientiert, lag also etwas über-
höht über dem ehemaligen Roßmarkt.
Der war die Mittelrippe der in einem
großartigen Planungsakt entworfenen
Neustadt.  Er diente jetzt als „Perspektiv“,
durch das man zum neuen Gebäude „auf-
schauen“ konnte. Dieses schloß die stadt-
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auswärtige Querseite des Wenzelsplatzes
mit einer über hundert Meter breiten Fas-
sade ab und überragte mit einer Höhe von
70 Metern (einschließlich einer die Forder-
front überragenden Kuppel) die umlie-
genden Häuser bei weitem. Diese hatten
nach einer um 1830 gemalten Vedute des
dilettierenden Gerichtsrates Vinzens Mor-
stadt nur zwei, allenfalls drei Geschosse
(zum repräsentativen Boulevard wurde
der Wenzelsplatz erst wenig später ausge-
baut).
Die Mitte der modernen Stadt wird also
überragt vom Symbol der tschechisch ver-
standenen Landesgeschichte. Die „Gene-
ration des Nationaltheaters“ versammelte
sich zum zweiten Male für die Ausführung
und Ausschmückung des Baues und trieb
dabei die Symbolsprache noch einmal auf
die Spitze:
– Über der Freitreppe thront maje-
stätisch eine Bohemia mit Krone, Wap-
penschild und lorbeerumwundenem
Schwert, ihr zur Seite die Allegorien der
Nebenländer Mähren und Schlesien. Das
an die Bildersprache der Symbolik ge-
wöhnte Volk erkannte in der Darstellung
leicht die Einheit der Länder der Wenzels-
krone, die sie durch deutsche Forderun-
gen auf Abtrennung der deutschsprachi-
gen Randgebiete im Zusammenhang mit
dem deutsch-tschechischen Sprachenstreit
bedroht sahen. Auf diese Einheit bezog
sich das böhmische Staatsrecht, das zen-
trale Argument im Kampf um Autonomie
im Habsburgerstaat.
– Zu Füßen der Mutter Bohemia zwei
höchst unterschiedliche Allegorien für die
beiden Hauptflüsse des Landes: die Elbe
als Greis, die Moldau als hinreißend junge
Frau mit kleinen Kindern. Die deutsche In-
terpretation kam nicht darum herum,
darin die furchterregende unterschiedli-
che biologische Situation beider Völker zu
sehen und ihr biologisches Bedrohungs-
syndrom auf provokative Weise bestätigt
zu finden.
– Die zum Wenzelplatz weisende Haupt-
fassade zeigt unter anderem eine Darstel-
lung „Kaiser Karl IV. gründet die Prager
Universität“. Damit wird an die Gründung
der ältesten Universität Mitteleuropas er-
innert, die bei Deutschen und Tschechen
unterschiedliche Assoziationen weckt: Na-
tionalisten beider Völker verstanden sie
als „ihre“, deutsche oder tschechische,
Einrichtung. Die Deutschen fanden sich
überdies an das „Kuttenberger Dekret“
von 1409 erinnert, das ihnen Vorrechte in
der Prager Universität nahm – und so zur
Sezession deutscher Studenten führte.
Wenige Jahre vor dem Bau des National-
museums wurde die Karlsuniversität in
eine deutsche und eine tschechische ge-
trennt.
– Die Symbolik setzt sich im Inneren des
prächtigen Baues fort. Der Besucher ge-
langt über ein Säulenvestibyl und Pracht-
treppen, vorbei an Standbildern von Li-
bussa und dem national-tschechischen
König Georg von Podiebrad, Bildern
böhmischer Burgen bis unter die Kuppel.
Dort findet er einen Himmel aus Jugend-
stilmalerei mit Themen aus der böhmi-
schen Geschichte: Libussas Boten bei
Pr̆emysl dem Pflüger, der Slawenapostel
Methodius mit der slawisch-glagolitischen

Bibel, wieder die Gründung der Karlsuni-
versität und der (zur Emigration gezwun-
gene) Bischof der Brüdergemeinde und
schon zu Lebzeiten weltweit bekannte
Pädagoge J. A. Comenius (tschechisch Ko-
menský) vor den Amsterdamer Ratsher-
ren.
– Unter dem vaterländischen Himmel
Standbilder und Büsten des böhmischen
Pantheons. Eine steinerne Wiederholung
des Vys̆ehrader Ehrenfriedhofs. Die natio-
nal-pädagogische Absicht ist überall ge-
genwärtig. Die Auswahl unter den
Großen Böhmens aus Geschichte, Politik,
Kultur und Wissenschaft entspricht der
Absicht: viele Tschechen, kaum Deutsche.
Unter der Kuppel des Nationalmuseums
finden nationale Staatsakte und Ehren-
trauerfeiern statt.

Das Repräsentationshaus 
der Stadt Prag

Das Repräsentationshaus der Stadt Prag
neben dem Pulverturm ist der zeitlich
jüngste der Prager Identifikationsbauten
und unterscheidet sich daher etwas von
den beiden anderen. Als es in den Jahren
1906–1911 gebaut wurde, war die Zeit
längst vorbei, in der die Tschechen in Prag
sich gegenüber den Deutschen durchset-
zen mußten. Dieses Ziel war erreicht, was
unter anderem hieß, daß man sich um die
Finanzierung derartiger Bauten keine Sor-
gen mehr machen mußte.
Der Standort war ebenfalls sorgfältig aus-
gewählt, er ist einer der Schnittpunkte
deutscher und tschechischer „Einfluß-
sphären“ in Prag vor dem Ersten Welt-
krieg. Die Straße „Am Graben“ (Na Pr̆iko-
pe) ging auf die ehemalige Altstadtbefe-
stigung (schon 1230 gebaut) zurück,
deren Wassergraben hier 1760 zugeschüt-
tet worden war. Im 18. Jahrhundert be-
fand sich hier eine Reihe von Adelspalais,
deren Höfe und Gärten auf dem Territori-
um der Neustadt lagen. Das Palais Pr̆i-
chowský schräg gegenüber dem Pulver-
turm ist eine der Zeugen dieser Zeit. Im 19.
Jahrhundert wurde aus der Zeile von ba-
rocken Adelsitzen eine Flaniermeile mit
Geschäften für gehobenen Bedarf, Hotels,
Clubs und vornehmen Kaffeehäusern (z.B.
das berühmte Continental, „Conti“). Zur
Zeit, als das Repräsentationshaus gebaut
wurde, war der Graben die deutsche Fla-
niermeile (deutsches, meist deutsch-jüdi-
sches Großbürgertum) und studentischer
„Bummel“6. Hier lag auch, im erwähnten
Palais Pr̆ichowský seit 1875 das Zentrum
deutscher gehobener Geselligkeit im
Deutschen Kasino. Die Fortsetzung des
Grabens südlich des Wenzelsplatzes, die
damalige Ferdinandstraße (gegenwärtig
die Nationalstraße) galt hingegen als
tschechisches Revier.
Am nordöstlichen Ende des Grabens be-
ginnt mit dem Pulverturm ein Gelände,
das in der böhmischen Geschichte eine be-
deutende Rolle spielte, eine solche, die
sich recht gut für die tschechische Ge-
schichte vereinnahmen ließ. Der Pulver-
turm ist der Torturm des ehemaligen Kut-
tenberger Tores im Altstädter Wall. Nur ist
er viel jünger als der Wall. Sein Bau fällt in
die letzten Jahrzehnte des 15. Jahrhun-
derts. Damals erholte sich Prag und Böh-

men (in den Formen der Hochgotik) von
den Zerstörungen der Hussitenkriege, vor-
wiegend unter dem national-tschechi-
schen König Georg von Podiebrad
(1458–1471).
Neben dem Pulverturm lag (wie dieser
schon außerhalb des Grabens) ein königli-
ches Stadtschloß, in dem schon der bei
den Prager Tschechen sehr populäre (und
wenig deutschfreundliche) Wenzel IV.
(Sohn Karls IV.) residierte und ein enges
Verhältnis zur Prager Bevölkerung pfleg-
te. Auch Georg von Podiebrad residierte
hier in der Stadt, weil die Burg damals
weitgehend zerstört war. Der Standort
blieb von militärischen Funktionen und
sonstigen öffentlichen Aufgaben besetzt.
Im 17. Jahrhundert sollte hier ein Gebäu-
de für die vereinigten beiden Prager Uni-
versitäten entstehen, die Pläne zerschlu-
gen sich. Dieses Gelände wurde schließlich
für das Repräsentationshaus ausgewählt.
Es „konterkarierte“ damit das schräg ge-
genüber am Graben liegende Deutsche
Kasino. Der Platz zwischen dem Kasino
und dem Repräsentationshaus war mehr-
fach „Schlachtfeld“ auch blutiger Ausein-
andersetzungen zwischen Tschechen und
Deutschen in Prag.6

Nach der Gründung des unabhängigen
tschechischen Staates durfte das Deutsche
Kasino seinen Namen nicht mehr führen.
Nur noch das Restaurant blieb übrig, und
zwar als Restaurant 26, nach der Haus-
nummer Am Graben. Der „deutsche“ Cha-
rakter des Grabens wurde weiter durch
den Abriß des besten Prager Hotels Blauer
Stern geschwächt, an dessen Stelle in den
Jahren 1925–1938 der Bankpalast der
Z̆ivno-Bank gebaut wurde (heute Natio-
nalbank). In sozialistischer Zeit wurde der
tschechische „Sieg“ über das Deutsche Ka-
sino ein totaler. Das Restaurant hieß und
heißt auch heute noch das Slawische
Haus.
Das Repräsentationsgebäude verzichtete
auf die feierliche Neoreanissance des Na-
tionaltheaters und des Nationalmuseums,
sondern wurde im eher beschwingten Ju-
gendstil gebaut, der im ersten Jahrzehnt
des 20. Jahrhunderts in Prag seinen Höhe-
punkt hatte. Wie anderswo entsprach
auch in Böhmen der Jugendstil einer ge-
wissen Protesthaltung gegenüber der ste-
rilen Feierlichkeit der neoklassizistischen
Baugesinnung, die oft, nicht immer, die
Amtsgebäude des Habsburgerstaates zum
Ausdruck brachten. Indem der Neoklassi-
zismus als „germanische Provinzialität“
denunziert wurde, konnte man diesem
mit dem Jugendstil „eine durch das wie-
dererwachte tschechische Nationalbe-
wußtsein angeregte Weltoffenheit“ ge-
genüberstellen.7

Als der renomierteste der tschechischen
Jugendstilmaler, Alfons Mucha, nach
über zwanzig Jahren Auslandsaufenthalt
1910 als international renommierter
Künstler endgültig nach Prag zurückkam,
bot man ihm an, die Dekoration der Re-
präsentationsräume zu übernehmen.
Natürlich boten sich hierfür Bilder aus der
tschechischen Vergangenheit an, der
wirklichen wie der legendären. Bis zu sei-
nem Lebensende (1939) arbeitete Mucha
an dem schon früher begonnenen Bilder-
zyklus Slawisches Epos. Schließlich wurde
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die Zahl der Bilder und ihre Formate so
groß, daß sie für den ursprünglichen
Zweck nicht mehr verwendet werden
konnten und in ein böhmisches Schloß
ausgelagert werden mußten. Den reprä-
sentativen „Primatoren (Bürgermeister)-
Saal“, das Kernstück des Gebäudes zieren
Muchas Bilder.8

Die Funktion des Gebäudes war eine an-
gemessene Repräsentation der Haupt-
stadt mit Musik-, Vortrags- und Ausstel-
lungsräumen, Café, Restaurant, Wein-
und Bierstube. Nach einer gründlichen
Restaurierung nimmt das Gebäude die
Funktion auch gegenwärtig wieder wahr.
Den Deutschen blieb allenfalls die billige
Befriedigung, sich über die Bezeichnung
des gelungenen Gebäudes lustig zu ma-
chen: die Abkürzung der drei einzelnen
Worte für „Praz̆ský repräzentác̆ní d°um“
(„Prager Repräsentationshaus“) ergibt im
Tschechischen das Wort Hintern (prd).
Nachdem es in „obecni d°um“ umbenannt
wurde, blieb nicht einmal mehr diese Ver-
unglimpfung. Man mußte das Haus ernst
nehmen.

Der Krieg der Denkmäler: 
Hus-Denkmal gegen Mariensäule

Es gibt kaum einen deutschen Prag-Reise-
führer, der nicht feststellt, daß das große
Hus-Denkmal auf dem Altstädter Ring
überdimensioniert ist und die Maße des
Platzes sprengt. Das ist auf den ersten
Blick zu sehen. Der Grund hierfür ist nicht
mehr zu erkennen, aber leicht verständ-
lich.
Mit dem Hus-Denkmal plante man schon
seit dem Beginn des 20. Jahrhunderts, die
500jährige Wiederkehr des Konstanzer
Feuertodes von Jan Hus würdig zu bege-
hen. Es ist von dem tschechischen Bildhau-
er Ladislav S̆aloun geschaffen und wurde
1915 auf dem Altstädter Ring aufgestellt.
L. S̆aloun ist der Schöpfer des Denkmals
von Rabbi Löw auf dem ehemaligen Ma-
rienplatz zwischen Judenstadt und christ-
licher Altstadt und einiger Plastiken im Re-
präsentationshaus.
Die politische Interpretation des gewal-
tigen Denkmals ist schwieriger als die
künstlerische. Hier genügt, daß es wohl
Niedergang und Aufstieg des tsche-
chischen Volkes darstellt und auf Flucht
und Vertreibung als häufiges tschechi-
sches Schicksal besonders verweist. Die
Sockel-Unterschrift Liebet einander und
vergönnet jedem die Wahrheit wirkt be-
ruhigend in ruhigen Zeiten, ist aber wert-
los-plakativ und jeder Interpretation
offen.9

Auf dem Altstädter Ring stand aber 1915
schon ein anderes Denkmal. Und zwar
eine – der auf dem Münchener Marien-
platz stehenden nachempfundene – Ma-
riensäule. Es war die erste von vielen in
Böhmen. Sie stand an der Stelle schmerzli-
cher Erinnerungen für jeden tschechi-
schen Patrioten des späten 19. Jahrhun-
derts: nämlich dort, wo die Richtstätte ge-
standen hatte, auf der, nach der Schlacht
auf dem Weißen Berg, 1621 die Blüte des
protestantischen und antihabsburgischen
böhmischen Adels hingerichtet worden
war. Die Mariensäule war 1652 am Ge-
burtstag Kaiser Ferdinands III. enthüllt

worden, nur vierzehn Jahre nach dem
Münchener Vorbild, das ja auch an den
katholisch-kaiserlichen Sieg auf dem
Weißen Berg erinnert. Die Prager Ma-
riensäule erinnerte die Tschechen an die
unmittelbaren Folgen der Schlacht am
Weißen Berg für Böhmen und insbeson-
dere für Prag: Vertreibung und Verdrän-
gung, Konfiskation adeligen Landbesitzes
und bürgerlicher Liegenschaften, Vertrei-
bung protestantischer Geistlicher, Unter-
drückung, Bedrängung und Kränkung,
bewußte Erniedrigung. Die Habsburger
Rache hatte nicht nur Tschechen unter
den Rebellen des Fenstersturzes und des
Weißen Berges betroffen. Die Profiteure
der wirtschaftlichen und sozialen Um-
schichtung waren auch tschechische Op-
portunisten, aber auch Herren aus vielen
westeuropäischen Ländern, unter ihnen
viele Deutsche.
Die Prager Mariensäule auf dem Altstäd-
ter Marktplatz war als „Symbol der sieg-
reichen Gegenreformation“ gedacht, als
„Triumph des wahren Glaubens“. Patrioti-
sche Tschechen hatten sie immer als ein
Habsburgerdenkmal verstanden – und
1915 durch das Hus-Denkmal konterka-
riert. Zumal die national-tschechische Ge-
schichtsideologie die Hinrichtungen von
1621 weniger als einen zeittypischen Stän-
de-Konflikt denn als eine national
deutsch-tschechische Feindschaft verstand
– und dabei unter anderem übersah, daß
sicher sieben, vielleicht auch zehn der 27
damals auf dem Altstädter Marktplatz
Hingerichteten Deutsche waren. Kaum
hatten die Tschechen ihren eigenen Staat
erkämpft, wurde die Mariensäule ge-
stürzt.

Der französische Historiker 
Ernest Denis gegen den böhmischen
Feldmarschall Radecky

Auf dem Kleinseitner Ring geschah ähnli-
ches. Dort hatte man dem greisen Feld-
marschall Graf Josef Wenzel Radecky, aus
einem böhmisch-tschechischen Adelsge-
schlecht, ein Denkmal gesetzt. Er war 1858
im Alter von einundneunzig Jahren als po-
pulärer österreichischer Feldherr gestor-
ben, von Tschechen und Deutschen glei-
chermaßen betrauert, geachtet und ge-
ehrt. Als über Achtzigjähriger hatte er als
einer der letzten „Vertreter des tsche-
chisch-böhmischen Austriazismus“ als Ge-
neralgouverneur von Lombardo-Venetien
gedient und 1848/49 Oberitalien als treuer
Anhänger des Hauses Habsburg für dieses
gesichert.
Gestalten wie der greise Feldherr paßten
nicht in das Weltbild des neuen Staa-
tes. Kaum hatte sich dieser etabliert,
wurde auch dieses Denkmal geschleift.
Als Gegenstück entstand ganz in der
Nähe ein Denkmal für den französischen
Historiker Ernest Denis. Er war ein 
Freund von Eduard Benesch, dem Mitbe-
gründer und ersten Außenminister des
neuen Staates, hatte die historischen In-
terpretationen Palackýs unterstützt und
besonders während des Ersten Welt-
krieges in Frankreich viel zu deren Publi-
zität beigetragen. Insofern gehört er mit
zu den Vorbereitern des tschechischen
Staates.

Die Slawenapostel Cyrill und 
Methodius gegen Jesuitengründer 
Ignatius von Loyola

Die barocke Allee von vorwiegend Heili-
gen, die seit der Aufstellung des hl. Nepo-
muk im Türkenjahr 1683 durch den Wett-
bewerb der besten Barock-Bildhauer und
hochherzige Spenden der großen Ordens-
gemeinschaften, der Prager Universitäts-
fakultäten sowie einzelner Hochadelsfami-
lien geschaffen worden sind, verdichtete
sich im 18. Jahrhundert auf das heutige
Maß. Sie wird nur selten durch Plastiken
aus dem 19. Jahrhundert unterbrochen.
Die jüngste stammt aus dem Jahr 1939 (!).
Sie stellt die beiden lehrenden und segnen-
den „Slawenapostel“ Cyrill und Methodius
dar. Diese wurden im 9. Jahrhundert von
einem slawischen Mährerfürsten zur För-
derung der Christianisierung der Slawen
ins Land gerufen – in Konkurrenz zur frän-
kischen Mission vom Westen her. Die bei-
den Brüder Cyrill und Method stammten
aus Mazedonien und hatten den Vorteil
der slawischen Sprache gegenüber der
fränkisch-lateinischen Mission, von der
man auch eine politische Einflußnahme
meinte fürchten zu müssen – jedenfalls im
Verständnis des 19. Jahrhunderts.10

Die Cyrill und Method-Gruppe steht auf
dem Platz, an dem das Denkmal für den
Stifter des Jesuitenordens Ignatius von
Loyola gestanden hatte, bis es (schon
1890) einem Moldau-Hochwasser zum
Opfer fiel. Das Loyola-Denkmal stammte
von F. M. Brokoff aus der berühmten Bild-
hauerfamilie, der nicht nur Prag einige
der hinreißendsten Kunstwerke verdankt.
Das Denkmal des Jesuiten wurde nicht
mehr an seinen alten Standort gestellt. Es
befindet sich heute in einem der vielen
Prager Lapidarien. Dem Jesuitenorden hat
die Stadt Prag eine große Zahl herrlicher
Bauwerke, Kirchen und Kollegien sowie
einen unabschätzbaren Bildungseinfluß
(Clementinum) zu danken. In der tschechi-
schen Geschichtsideologie hatte er aber
auch das Odium zu starker Fremden-
(Deutschen-)nähe.
Der aufmerksame Beobachter findet eine
Beziehung des ursprünglichen Denkmals
zum gegenüberliegenden. Dieses stellt
Franziskus Xaverius (Xavier), den Freund
und Mitstreiter Loyolas und großen Ost-
asien-Missionars, dar (auch von F. M. Bro-
koff).

Das Palacký-Denkmal

Das Schleifen und Manipulieren von
Denkmälern war nicht nur ein Kennzei-
chen des aggressiven tschechischen Natio-
nalismus. Es gehörte auch in das Arsenal
deutscher nationaler Torheiten.
Auf dem Neustädter Brückenkopf der
1876–78 gebauten Palacký-Brücke, nahe
dem Prager Wohnhaus des Historikers,
stand seit 1907 in einer kleinen Grünanla-
ge (Palacký-Platz) ein (Jugendstil-) Pa-
lacký-Denkmal. Offenbar war in der Zeit
der deutschen Besetzung Prags die Hoff-
nung und Versuchung zu groß, in dieser
Stadt, die ja voller Symbole steckt, mit
dem Denkmal für den politischen und gei-
stigen Führer des kleinen Volkes auch 
dessen nationales Selbstbewußtsein und
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ĕn

y,
 (

Pr
ag

. T
ec

h
n

is
ch

er
 W

an
d

el
 im

 1
9.

 u
n

d
20

. J
ah

rh
u

n
d

er
t)

.
V

o
n

 d
en

 v
ie

le
n

, a
u

ch
 g

u
te

n
, P

ra
g

-F
ü

h
re

rn
 s

ei
 e

in
er

 e
r-

w
äh

n
t,

 w
ei

l 
er

 s
p

ez
ie

ll 
fü

r 
St

u
d

ie
n

fa
h

rt
en

 k
o

n
zi

p
ie

rt
is

t:
K

ar
g

er
, A

.: 
Pr

ag
 u

n
d

 B
ö

h
m

en
, A

n
re

g
u

n
g

en
 u

n
d

 M
at

e-
ri

al
ie

n
 f

ü
r 

St
u

d
ie

n
fa

h
rt

en
, 

(A
ka

d
em

ie
 f

ü
r 

Le
h

re
rf

o
rt

-
b

ild
u

n
g

 D
ill

in
g

en
, A

ka
d

em
ie

b
er

ic
h

t 
N

r. 
14

0)
 D

ill
in

g
en

19
88

.
Fa

st
 a

lle
 L

an
d

es
ku

n
d

en
 d

er
 e

h
em

al
ig

en
C̆

SS
R

 e
n

th
al

-
te

n
 

K
ar

te
n

 
zu

r 
n

at
u

rr
äu

m
lic

h
en

 
G

lie
d

er
u

n
g

, 
au

f
d

en
en

 d
ie

 a
n

g
ef

ü
h

rt
e 

„S
ch

ar
n

ie
rl

ag
e“

 g
u

t 
zu

 e
rk

en
-

n
en

 is
t.

 S
o

 z
.B

. b
ei

 
Sp

er
lin

g
, 

W
.: 

Ts
ch

ec
h

o
sl

o
w

ak
ei

, 
B

ei
tr

äg
e 

zu
r 

La
n

d
es

-
ku

n
d

e 
O

st
m

it
te

u
ro

p
as

, 
(U

n
i-T

as
ch

en
b

ü
ch

er
, 

11
07

),
St

u
tt

g
ar

t 
19

81
2)

C
o

sm
as

 v
o

n
 P

ra
g

, 
D

ie
 C

h
ro

n
ik

 B
ö

h
m

en
s.

 I
n

 A
n

le
h

-
n

u
n

g
 a

n
 d

ie
 Ü

b
er

tr
ag

u
n

g
 v

o
n

 G
. G

ra
n

d
au

er
 n

eu
 ü

b
er

-
se

tz
t 

u
n

d
 e

in
g

el
ei

te
t 

vo
n

 F
ra

n
z 

H
u

f,
 h

er
au

sg
eg

eb
en

vo
n

 A
. H

ei
n

e,
 2

 B
d

e.
 S

tu
tt

g
ar

t 
19

87
, h

ie
r 

B
d

. 1
, S

. 4
2 

ff
.

3)
Z.

 F
ia

la
: 

D
ie

 A
n

fä
n

g
e 

Pr
ag

s.
 E

in
e 

Q
u

el
le

n
an

al
ys

e 
zu

r
O

rt
st

er
m

in
o

lo
g

ie
 b

is
 z

u
m

 J
ah

re
 1

23
5.

 (
G

ie
ß

en
er

 A
b

h
.

zu
r 

A
g

ra
r 

u
n

d
 W

ir
ts

ch
ft

sf
o

rs
ch

u
n

g
 d

es
 e

u
ro

p
äi

sc
h

en
O

st
en

s,
 B

d
. 4

0)
 W

ie
sb

ad
en

 1
96

7
4)

er
kl

är
en

d
e 

Pl
än

e 
d

az
u

 F
u

ß
n

o
te

 1 , 
V.

 L
o

re
n

c
5)

19
74

 v
o

n
 O

. 
K

u
d

rn
o

vs
ká

 i
n

 P
ra

g
 w

ie
d

er
ve

rö
ff

en
t-

lic
h

t.

6)
D

ie
 V

er
su

ch
u

n
g

 is
t 

st
ar

k,
 im

 Z
u

sa
m

m
en

m
h

an
g

 u
n

se
re

s
Th

em
as

 a
u

f 
d

ie
 s

ch
ö

n
e 

o
d

er
 j

o
u

rn
al

is
ti

sc
h

e 
Pr

ag
-L

it
e-

ra
tu

r 
zu

 v
er

w
ei

se
n

; w
en

ig
st

en
s 

in
 z

w
ei

 F
äl

le
n

 s
ei

 e
s 

g
e-

st
at

te
t.

 S
o

 e
ri

n
n

er
t 

si
ch

 J
. U

rz
id

il 
im

 N
ew

 Y
o

rk
er

 E
xi

l a
n

d
en

 G
ra

b
en

 s
ei

n
er

 J
u

g
en

d
ze

it
 (

w
o

 a
u

ch
 d

as
 v

o
n

 i
h

m
b

es
u

ch
te

 h
u

m
an

is
ti

sc
h

e 
G

ym
n

as
iu

m
 s

ta
n

d
)

U
rz

id
il,

 J
.: 

Pr
ag

er
 T

ri
p

ti
ch

o
n

, 
Er

zä
h

lu
n

g
en

, 
M

ü
n

ch
en

19
60

. „
D

ie
 d

eu
ts

ch
en

 F
ar

b
en

st
u

d
en

te
n

 p
ro

m
en

ie
rt

en
au

f 
d

em
 G

ra
b

en
 n

ic
h

t 
zu

m
 S

p
aß

, u
m

 L
u

ft
 z

u
 s

ch
ö

p
fe

n
o

d
er

 a
u

f 
M

äd
ch

en
 z

u
 p

as
se

n
, s

o
n

d
er

n
 u

m
 G

es
in

n
u

n
g

zu
 b

ek
u

n
d

en
, 

u
n

d
 d

ie
 t

sc
h

ec
h

is
ch

en
 S

tu
d

en
te

n
, 

d
ie

au
ch

 n
ic

h
t z

u
rü

ck
b

le
ib

en
 w

o
llt

en
, b

ra
ch

te
n

 ih
re

 Ü
b

er
-

ze
u

g
u

n
g

 in
 s

la
w

is
ch

en
 S

am
tb

ar
et

ts
 z

u
m

 A
u

sd
ru

ck
.“

7)
Po

ch
e,

 E
.: 

Pr
ah

a 
se

ce
sn

í (
d

eu
ts

ch
e 

Fa
ss

u
n

g
: P

ra
g

er
 J

u
-

g
en

d
st

il)
 P

ra
g

 o
.J

., 
S.

 1
7

8)
Im

 V
o

rw
o

rt
 z

u
m

 K
at

al
o

g
 d

er
 g

ro
ß

en
 M

u
ch

a-
A

u
ss

te
l-

lu
n

g
 1

98
0 

in
 D

ar
m

st
ad

t 
w

ir
d

 d
er

 s
p

ät
e 

H
is

to
ri

zi
sm

u
s

d
er

 „
au

sl
ad

en
d

en
 L

ei
n

w
än

d
e 

d
es

 S
la

w
is

ch
en

 E
p

o
s“

vo
m

 
H

er
au

sg
eb

er
 

al
s 

„v
er

sp
ät

et
er

 
W

id
er

h
al

l 
d

er
 

V
er

g
an

g
en

h
ei

t“
 u

n
d

 a
ls

 B
ei

sp
ie

l 
ei

n
es

 „
ir

rt
ü

m
lic

h
en

M
yt

h
o

s 
d

er
 G

es
ch

ic
h

te
“ 

d
ar

g
es

te
llt

. 
J.

 B
ra

b
en

co
vá

n
en

n
t 

d
en

 
n

at
io

n
al

en
 

Ü
b

er
sc

h
w

an
g

 
se

in
es

 
Sp

ät
-

w
er

ke
s 

d
o

rt
 in

 e
in

em
 k

u
rz

en
 A

u
fs

at
z 

(S
. 7

0–
75

) 
„V

er
-

sp
ät

et
e 

B
o

ts
ch

af
t“

.
9)

H
ie

rz
u

 n
o

ch
 e

in
m

al
 U

rz
id

il 
im

 g
en

an
n

te
n

 B
an

d
:

„H
u

s 
st

an
d

 d
a 

u
n

d
 s

ag
te

 z
w

ar
, w

ie
 d

ie
 S

o
ck

el
in

sc
h

ri
ft

b
et

eu
er

te
 –

 ,l
ie

b
et

 e
in

an
d

er
 u

n
d

 v
er

g
ö

n
n

et
 je

d
em

 d
ie

W
ah

rh
ei

t‘
, a

b
er

 w
as

 e
r 

m
ei

n
te

, s
ch

ie
n

 e
tw

as
 a

n
d

er
es

:
,W

ar
te

t 
n

u
r, 

b
is

 m
ei

n
e 

Ze
it

 k
o

m
m

t,
 i

ch
 w

er
d

’s 
eu

ch
sc

h
o

n
 z

ei
g

en
‘.“

 U
n

d
 U

rz
id

il 
fü

g
te

 h
in

zu
: 

„S
ei

n
e 

Ze
it

,
o

d
er

 v
ie

lm
eh

r 
d

ie
 Z

ei
t 

d
er

er
, d

ie
 s

ic
h

 f
ü

r 
se

in
e 

G
ef

o
lg

-
sc

h
af

t 
h

ie
lt

en
, 

so
llt

e 
zw

ar
 k

o
m

m
en

, 
u

n
d

 w
ie

d
er

 r
o

ll-
te

n
 d

ie
 K

ö
p

fe
. 

A
b

er
 s

o
 e

tw
as

 v
er

g
iß

t 
si

ch
 e

b
en

 a
u

ch
n

ic
h

t.
 J

ed
es

 H
au

s,
 j

ed
e 

G
as

se
, 

je
d

er
 P

la
tz

 i
n

 P
ra

g
 r

ie
f

u
n

au
fh

ö
rl

ic
h

 d
ie

 g
an

ze
 G

es
ch

ic
h

te
 e

n
tl

an
g

: 
,V

er
g

iß
n

ic
h

t 
d

as
! 

V
er

g
iß

 n
ic

h
t 

je
n

es
! 

So
d

aß
 m

an
 v

o
r 

la
u

te
r

Er
in

n
er

u
n

g
 u

n
d

 V
er

g
el

tu
n

g
ss

u
ch

t 
d

as
 g

eg
en

w
är

ti
g

e
Le

b
en

 s
ch

ie
r 

d
ar

ü
b

er
 v

er
g

aß
“.

10
)
En

ts
p

re
ch

en
d

 w
u

rd
en

 C
yr

ill
 u

n
d

 M
et

h
o

d
 i

m
 n

eu
en

St
aa

t 
d

u
rc

h
 e

in
en

 S
ta

at
sf

ei
er

ta
g

 (5
. J

u
li)

 in
 E

ri
n

n
er

u
n

g
g

eb
ra

ch
t 

w
ie

 v
o

rh
er

 s
ch

o
n

 J
an

 H
u

s.
 D

er
 t

ra
d

it
io

n
el

le
N

ep
o

m
u

k-
Ta

g
 (

16
. M

ai
) 

w
u

rd
e 

ab
g

es
ch

af
ft

. S
ei

t 
d

em
Si

lv
es

te
rt

ag
 1

98
0 

si
n

d
 C

yr
ill

 u
n

d
 M

et
h

o
d

 z
u

sa
m

m
en

m
it

 d
em

 h
ei

lig
en

 B
en

ed
ik

t 
(s

ei
t 

19
64

) C
o

-P
at

ro
n

e 
d

es
,

d
am

al
s 

n
o

ch
 g

et
ei

lt
en

, K
o

n
ti

n
en

ts
 E

u
ro

p
a.



Prof. Dr. Wolf Gaebe ist Direktor des Geogra-
phischen Instituts der Universität Stuttgart.

Dank seiner geopolitischen Schlüsselstel-
lung ist London nach wie vor der größte
Finanz- und Bankenplatz der Welt, mit
mehr als 300 000 Beschäftigten. Förderlich
dafür ist ferner ein vertrauenserwecken-
des politisches Klima. Früher als anders-
wo verlor die City ihre Wohnfunktion, der
Zug in die Vorstädte (Suburbanisierung)
war die Folge. Innerstädtische Revitalisie-
rungen, wie besonders spektakulär in den
Docklands, sollen auch dazu dienen, den
Standort London als Dienstleistungszen-
trum attraktiv zu gestalten. Probleme hat
London nicht zuletzt durch den Zuzug aus
Ländern des Commonwealth, eine zuneh-
mende Ghettobildung sozial und ethnisch
ist nicht zu übersehen. Seit die Thatcher-
Regierung 1986 den Greater London
Council aufgelöst hat, besitzt London
keine einheitliche Stadtregierung mit
einem gemeinsamen Bürgermeister mehr.

Red.

Was sich alles hier auf wenigen 
Quadratkilometern konzentriert

London ist eine fast 2000 Jahre alte Stadt
mit einer sehr wechselhaften Entwicklung,

die über Jahrhunderte hinweg politische
und räumliche Konstanten aufweist. Es
gibt nur noch ganz wenige römische und

kaum noch mittelalterliche Spuren. Das
London von heute wird vor allem durch
Bauten und Bebauung nach dem großen
Brand von 1666 bestimmt.
London gilt unbestritten als das wirt-
schaftlich bedeutendste Zentrum in Euro-
pa, als Knotenpunkt im Netz der globalen
Wirtschafts- und Finanzdienste und als
sehr attraktive und innovative Stadt. Auf
wenigen Quadratkilometern konzentrie-
ren sich in dieser global city Leitungs-,
Steuerungs- und Kontrollfunktionen der
Regierung und großer britischer Unter-
nehmen und weltwirtschaftlich herausra-
gende Funktionen. Nach der Bilanzsum-
me und der Zahl der Auslandsbanken ist
London der größte Bank- und Finanzplatz
der Erde mit etwa 500 Auslandsbanken,
die 1995 mehr als 40 000 Menschen be-
schäftigten (Abb. 1). Für viele Banken und
Versicherungen, die Rohstoff- und 
Metallbörse, Auktionshäuser, wie Sothe-
by und Christie’s, und Makler sind die
internationalen Geschäfte wichtiger als
die nationalen Geschäfte. Viele dieser 
Unternehmen und Institutionen haben
den Tätigkeitsschwerpunkt im Ausland. 
London ist der größte Handelsplatz für
Devisen (30 Prozent Weltmarktanteil)
und nach New York und Tokyo der dritt-
größte Handelsplatz für Aktien. 1991
waren hier etwa 300 000 Menschen in
Banken, Versicherungen und sonstigen
Finanzdienstleistungen tätig, knapp zwei
Fünftel aller in Großbritannien in Banken
und etwa ein Fünftel aller hier in Versi-
cherungen und sonstigen Dienstleistun-
gen Tätigen (Corperation of London
1995, S. 2–3).
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Attraktiv und innovativ

London: Knotenpunkt im Netz globaler 
Wirtschafts- und Finanzdienste
Von Wolf Gaebe

London mit dem Westminster Palast. Eine bewährte Demokratie und politische Stabilität
sind auch wirtschaftliche Standortfaktoren. Nicht zufällig ist London der größte Finanz-
und Bankenplatz der Welt. Aufnahme: dpa

Abb. 1: Auslandsbanken in London 1993

Quelle: The Banker 1993

Bär
Urhebe



Früher als andernorts verlor die 
Innenstadt an Bevölkerung

Mitte der 90er Jahre lebten in Greater
London, d.h. in Outer London und in
Inner London mit 33 Stadtbezirken und
einer Fläche von 1580 qkm, mehr als 6
Mio., in der Region South East (Abb. 2)
etwa 17 Mio. Menschen. Früher als in an-
deren Städten verlor die Innenstadt Be-
völkerung. Um 1700 wohnten in der da-
mals wie heute hoch verdichteten City,
einem nur etwa 2,5 km großen Stadtbe-
zirk (1 in Abb. 3), mehr als 200 000 Men-
schen, heute hat die City fast keine
Wohnfunktion mehr. Die meisten der
noch etwa 5000 Bewohner wohnt im mul-
tifunktionalen Barbican Center (Wohnun-
gen, kulturelle Einrichtungen, Dienstlei-
stungen). Seit Anfang des Jahrhunderts
nimmt in Inner London die Bevölkerung
ab, seit den 50er Jahren auch in Outer
London (Abb. 3). 1991 lebten in Inner
London nur noch etwa halb so viele Men-
schen wie zu Beginn des Jahrhunderts
(4,53 Mio.). Im Unterschied zur Kernstadt
(Greater London) nehmen im Umland, in
der Outer Metropolitan Area und in
Outer South East, Bevölkerung und Ar-
beitsplätze in Forschung und Entwick-
lung, Industrie, Handel und Dienstleistun-
gen, u.a. back-office-Tätigkeiten, weiter-
hin zu. Ein Grund für die starke und an-
haltende Suburbanisierung ist der bereits
in viktorianischer Zeit einsetzende Struk-
turwandel mit einer Zunahme der
Bürotätigkeiten und Büroflächen.

Eine geopolitische Schlüsselstellung

Erklären läßt sich die herausragende Be-
deutung Londons vor allem durch interna-
tionale Funktionen und die kulturelle Be-
deutung sowie durch die hohe Attrakti-
vität des Standortes für ausländische Inve-
storen und Besucher. Begünstigt durch die
geopolitische Lage und die Lage in einem
kleinen dicht besiedelten Land weist Lon-
don mehr internationale Funktionen auf
als New York und Tokyo, auch weil Kontak-
te mit beiden Zentren an einem Arbeitstag
möglich sind. Er beginnt in London, bevor
er in Tokyo endet, und ist noch nicht zu
Ende, wenn er in New York beginnt.
Kein anderer Bank- und Finanzplatz weist
eine so lange und kontinuierliche Bedeu-
tung auf wie London. London war schon
in vorindustrieller Zeit ein bedeutender
Handels- und Finanzplatz, die Börse
wurde bereits im 16. Jahrhundert gegrün-
det. Kolonien, Industrialisierung, schließ-
lich Globalisierung und Deregulierung be-
gründeten und sicherten die weltwirt-
schaftliche Stellung. Zu Beginn des 19.
Jahrhunderts gingen 80 Prozent der briti-
schen Importe und 70 Prozent der Exporte
über den Londoner Hafen. Großbritan-
nien war Ende des Jahrhunderts die größ-
te Kolonialmacht und das größte Indu-
strie- und Handelsland, London Zentrum
der Finanzierung und Versicherung von
Welthandel und Weltverkehr und großer
internationaler Bergbau-,Industrie- und
Infrastrukturprojekte. Auch nach dem
Verlust der industriellen Bedeutung be-

hielt London die überragende Funktion
als Handels-, Finanzierungs- und Versiche-
rungsplatz und wurde nach der Pfundab-
wertung 1967 wieder zum größten Bank-
und Finanzplatz und Hauptumschlagplatz
von Geld und Kapital.

Und ein vertrauenerweckendes
politisches Klima

Zu den national- und regionalwirtschaftli-
chen Erklärungen der Bedeutung Londons
gehören die politische Funktion (Haupt-
stadt seit dem 11. Jahrhundert und Zen-
trum eines Weltreiches bis in dieses Jahr-
hundert), die Wirtschafts- und Finanzpoli-
tik und die Agglomerationsvorteile durch
moderne und leistungsfähige Informa-
tions- und Kommunikationsdienste und
Flughäfen. Schwer meßbar ist der Einfluß
der englischen Sprache und der kulturel-
len, Unterhaltungs-, Einkaufs- und Frei-
zeitangebote, der Theater, Museen, Wa-
renhäuser und Pubs. London ist auch ein
Innovationszentrum der Mode und des
Konsums. Wichtiger als der Zustand der
Binnenwirtschaft (Stabilität der Währung
und Wachstumsrate der Bruttosozialpro-
dukts) ist das politische Klima und das Ver-
trauen in die Wirtschafts- und Finanzpoli-
tik. Seit der Deregulierung des Wertpa-
pierhandels im Oktober 1986, bekannt als
Big Bang, gilt London als offener und libe-
raler Bank- und Finanzplatz. Zu den Ag-
glomerationsnachteilen gehören sehr
hohe Lebenshaltungskosten, hohe Grund-
stückspreise und Mieten.

Zunehmende Ghettobildung

Der durch Globalisierung und Deregulie-
rung verschärfte Wettbewerb zwischen
den höchstrangigen Zentren verschärft
auch die Probleme in den Zentren. Es gibt
hier offensichtliche Gewinner und Verlie-
rer. Die Veränderungen der Berufsstruktu-
ren und der Bausubstanz, sowohl Verbes-
serungen als auch Verschlechterungen,
spiegeln den tiefgreifenden weltwirt-
schaftlichen Wandel und die unterschied-
lich nutzbare Standortgunst und Chancen.
London weist krasse und zunehmende
wirtschaftliche und soziale Gegensätze
auf, sichtbar in Bebauung, Erwerbstätig-
keit, Bevölkerungsstruktur, Nutzungsdich-
te und Nutzungsrechten. Meist kommen
mehrere Merkmale zusammen, z. B. Ar-
beits- und Obdachlosigkeit.
Die Haushalte werden immer kleiner,
immer mehr ältere, aber auch jüngere Men-
schen leben allein. Noch nicht einmal in
jedem dritten Londoner Haushalt lebten
1991 Kinder, viele in unvollständigen Fami-
lien. Die ethnische Segregation ist hier ge-
ringer als in New York und auch geringer als
die soziale Segregation. Etwas mehr als 10
Prozent der Bewohner stammen aus Asien,
8 Prozent aus Afrika und der Karibik. Abb. 4
zeigt Beispiele der ethnischen Segregation,
Wohngebiete und Subökonomien (Märkte,
Geschäfte, Restaurants) der Bengalen in
Tower Hamlets (Inner London) und der
Inder in Brent und Ealing (Outer London).
Arbeitslosigkeit, Armut, Überlegung und
Verfall sind in den östlichen Stadtbezirken
deutlich höher als in den westlichen Stadt-
bezirken. Um diese schlecht erhaltene
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Abb. 2: Region South East



Wohn- und Gewerbezone des 19. Jahrhun-
derts mit relativ hoher Wohndichte und
einem hohen Anteil Einwanderer sowie
armer und alter Menschen legt sich eine
Wohn- und Gewerbezone geringer Dichte.
Vor allem am östlichen und südlichen Rand
dieser Zone leben kaum Einwanderer und
Nachfahren von Einwanderern. Gering ver-
dichtete Wohnformen, von Eigentümern
bewohnte Einzel- und Doppelhäuser, be-
stimmen hier das Siedlungsbild.

Inzwischen verdrängen die wohl-
habenden Haushalte die ärmeren

Der alte Gegensatz in den Wohn- und Le-
bensbedingungen der Briten und der Ein-
wanderer, der wohlhabenden und der
armen Haushalte, zwischen West End und
East End wird überlagert von gegenläufi-
gen Entwicklungstendenzen. Die ethni-
sche, soziale und kulturelle Differenzie-
rung und Ghettobildung nimmt zu. Mehr
und mehr bleiben wohlhabende Haushal-
te in London und oder ziehen zu und ver-
drängen Haushalte mit geringem Einkom-
men und Mieter. Ursache ist die nationale
und lokale Stadtentwicklungspolitik der
letzten 15 Jahre, deren Hauptziel es war,
die Bedeutung Londons als Handels- und
Finanzzentrum zu stärken und für auslän-
dische Unternehmen attraktiv zu machen.
Die durch die starke weltwirtschaftliche
Integration verursachten strukturellen
und funktionalen Veränderungen werden
vor allem in einer Segmentierung auf dem
Arbeitsmarkt sichtbar. Die räumliche Tren-
nung der Tätigkeiten ist ein besonderes
Merkmal von London, so wie die Funkti-
onstrennung zwischen der City, dem Han-
delsplatz, und Westminster, dem Herr-
schafts-, später Regierungssitz, durch die
Jahrhunderte auch für neue Gewerbe be-
stimmend gewesen.
London gewinnt Arbeitsplätze im Handel
und Dienstleistungen und verliert die Pro-
duktionsbasis (Deindustrialisierung), mehr
als 1,3 Millionen Arbeitsplätze seit den 50er
Jahren. Hoch qualifizierte, hoch spezialisier-
te und hoch bezahlte Arbeitskräfte neh-
men ebenso zu wie gering bezahlte Tätig-
keiten ohne Karrierechancen, z.B. für Frau-
en in Haushalten, in der Gastronomie und
anderen Dienstleistungen. Einen Hinweis
auf die Segmentierung geben die Arbeitslo-
senraten aus dem Census 1991: „Weiße“ 10
Prozent, Afro-Kariber 19 Prozent, Pakistani
24 Prozent und Bengalen 36 Prozent. Die
Jugendarbeitslosigkeit ist jeweils höher
(Gordon/Harloe 1995, S. 21). Neue Arbeits-
plätze entstehen fast nur noch in der Privat-
wirtschaft und vor allem in unternehmen-
sorientierten Dienstleistungen.

Gegensätzliche Entwicklungs-
tendenzen auch in der Bebauung

Gegensätzliche Entwicklungstendenzen
sind auch in der Bebauung sichtbar, in
Wachstum, Erneuerung und Verfall. Der
Bau-, Modernisierungs- und Erneuerungs-
boom, der seit Mitte der 70er Jahre in
Inner London zu einer Zunahme der Büro-
flächen, Freizeiteinrichtungen und Luxus-
wohnungen, zur gentrification, geführt
hat, aber auch zum Verlust preiswerter
Wohnungen, ist Ausdruck der hohen At-

traktivität dieser Stadt für Anbieter von
Dienstleistungen und Luxusgütern und
Haushalte mit hohem Einkommen. Neben
der City gehören Mayfair und St. James zu
den „besten“ und teuersten Standorten
im Stadtkern. Hier siedeln sich außer Wirt-
schafts- und Finanzdiensten auch Kon-
zernzentralen an. Aufgrund der geringen
Standortqualität in großen Teilen des
Stadtgebietes und der sehr selektiven
Standortwahl neuer Unternehmen gibt es
auch große Brachflächen, Unternutzung
und Zerstörung. Das Verkehrsnetz ist auf-

grund unzureichender Investitionen z. T.
veraltet und überlastet. Umweltbelastung
und Verkehrschaos gehören zu den All-
tagsproblemen. Es fehlen leistungsfähige
Durchgangsverbindungen in Central Lon-
don (vgl. Abb. 5).

Ohne eine gewählte Stadtregierung
für die Gesamtstadt

Auf der nationalen wie auf der kommuna-
len Ebene bestimmen sehr stark ökonomi-
sche Interessen Konzepte und Investitio-
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Abb. 3: Bevölkerungsentwicklung in der Region South East 1961–1991

Quelle: Population Census & Surveys



nen, da viele Briten befürchten, Großbri-
tannien und insbesondere London könnte
durch Verschiebungen im europäischen
Zentrensystem, ausgelöst durch den EU-
Binnenmarkt und Veränderungen in Ost-
europa, ökonomisch in eine Randlage ge-
raten. Die Befürchtung ist nicht ganz unbe-
gründet, da gemessen an Wertschöpfung
und Arbeitsplätzen die Bedeutung von
London national und international ab-
nimmt. Die britische Regierung versucht
deshalb primär durch Verbesserungen der

Verkehrs- und Kommunikationsinfrastruk-
tur und große Stadterneuerungsprojekte,
z. B. durch die Revitalisierung der Dock-
lands, die Weltgeltung des Bank- und Fi-
nanzplatzes zu sichern. Dadurch ver-
größert sie aber in London selbst die wirt-
schaftlichen und sozialen Probleme. Die
Strategie, Probleme dem Markt zu überlas-
sen, war bereits im 19. Jahrhundert ein we-
sentlicher Grund für die Zunahme armer
Bewohner der Londoner Innenstadt. Staat-
liche Eingriffe in die Stadtentwicklung und

in private Rechte waren in London weit
schwächer als in Paris, Brüssel oder Rom.
London gehört zu den wenigen großen
Städten ohne eine gewählte Stadtregie-
rung und politischen Repräsentanten der
Gesamtstadt (Bürgermeister). Den Greater
London Council, seit 1965 Nachfolgeinsti-
tution des 1888 gegründeten London
County Council, hat die Regierung That-
cher 1986 aufgelöst und die Befugnisse
auf die Zentralregierung und die Stadtbe-
zirke übertrgen. Die Entwicklung der 6-
Millionen-Stadt erfolgt seither durch 32
Stadtbezirke und eine Fülle nicht gewähl-
ter, zweckgebundener Institutionen, die
den lokalen Behörden Planungs- und Ge-
staltungsmacht entziehen.

Die Stadtentwicklung wird stark
durch wirtschaftliche Interessen
bestimmt

Aufgrund der kommunalen Schwäche
wird die Stadtentwicklung sehr stark
durch wirtschaftliche Interessen bestimmt.
Dies zeigt die Docklandentwicklung und 
-bebauung. Die zunächst vorgesehene
Wohnbebauung tritt hier zunehmend
hinter der gewerblichen Nutzung zurück.
Die beiderseits der Themse östlich der City
zwischen 1967 und 1981 stillgelegten
Docks werden durch eine nicht öffentlich
kontrollierte Entwicklungsgesellschaft mit
Entscheidungs- und Planungskompetenz
neu bebaut, der sozialpolitische Anliegen
eher fremd sind. Um die Bedeutung der
City als Banken- und Finanzzentrum zu er-
halten, wird ein fast 400 m hoher Mille-
nium-Tower vorgeschlagen, mehr als 80 m
höher als die neue Commerzbank-Haupt-
verwaltung in Frankfurt. Er soll auf dem
Grundstück der früheren baltischen Börse
errichtet werden, außerhalb der City-
Schutzzone und der Sichtschneisen auf St.
Pauls.
Durch einen vor mehr als 40 Jahren ausge-
wiesenen etwa 8 km breiten Grüngürtel
und new towns läßt sich die Zersiedlung
im Umland von London nicht steuern. Es
fehlen dafür nicht nur die gesetzlichen
Voraussetzungen, sondern auch die Be-
reitschaft zur Begrenzung der Nutzungs-
ansprüche. Auch durch die 1986 fertigge-
stellte M 25, eine 190 km lange Ringauto-
bahn, wurde die Zersiedlung in dem hoch-
belasteten Raum South East noch ver-
stärkt. Neue Vorschläge zur Steuerung der
Siedlungsentwicklung und zur Verbesse-
rung der Infrastruktur nehmen die Kritik
an der bisherigen Kommunal- und Wirt-
schaftspolitik auf und versuchen, insbe-
sondere durch Investitionen zur Verbesse-
rung der Wohn- und Umweltqualität und
der Verkehrsinfrastruktur die Attraktivität
von London zu sichern (Government Offi-
ce of London 1996).
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Quelle: Population Census & Surveys

Abb. 4: Wohngebiete von Indern und Bengalen in Greate London 1991
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Abb. 5: Bahnhöfe in Central London



Byzanz – Konstantinopel – Istanbul

Istanbul: die Stadt auf 
zwei Kontinenten
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Mit ihrer Lage am Goldenen Horn, am
Übergang zwischen Asien und Europa, ist
die Stadt schon in griechischer Zeit eine
wichtige Handelsmetropole. Sie wird
Hauptstadt des Oströmischen Reiches
und nach der Eroberung 1453 des Osma-
nischen Reiches. Auch wenn seit 1923 die
neue Hauptstadt Ankara heißt, ist Istan-
bul nach wie vor wirtschaftlich und kul-
turell die wichtigste Stadt der Türkei. In
Istanbul leben die verschiedensten Reli-
gionen nebeneinander: Muslime, Chri-
sten, Juden. Die sozialen Gegensätze sind
krass, nicht zuletzt durch die massenhafte
Zuwanderung aus Anatolien. Wie nir-
gendwo sonst ist der Bruch zwischen Tra-
dition und Moderne so sichtbar wie hier.

Red.

Die Kontrolle des Weges 
zwischen Asien und Europa

Istanbul ist die einzige Stadt der Welt, die
auf zwei Kontinenten liegt. Obwohl erste
Siedlungsspuren in die Zeit des 3. vor-
christlichen Jahrtausends zurückführen,
beginnt die Geschichte der Stadt erst um
660 vor Chr. Dem Mythos zufolge gründe-
te Byzas von Megara die neue Stadt auf

der europäischen Seite zwischen dem gol-
denen Horn und dem Bosporus. Die neu
gegründete Stadt heißt somit Byzantion
und wird zur bedeutendsten Handelsme-
tropole in dieser Region bis zum Beginn
des 4. Jahrhunderts n. Chr. Die Kontrolle
des Seewegs vom Schwarzen Meer ins
Mittelmeer und des Landweges von Euro-
pa nach Asien gaben der Stadt zusätzlich
eine geopolitische Bedeutung, die sie bis
zur Gegenwart beibehalten hat.
Mit Konstantin (306–337), dem ersten rö-
mischen Kaiser, beginnt der zweite große
Abschnitt der Stadtgeschichte. Unter dem
Namen Konstantinopel wird Byzantion
zur Hauptstadt des Römischen Reiches.
Nach dem Tod Theodosius’ I. im Jahre 395
wird das Römische Reich geteilt. Ein Sohn
des Kaisers, Arcadios, regiert von Konstan-
tinopel aus den Osten, sein Bruder Hono-
rius von Rom aus den Westen. In den
nächsten Jahrhunderten erfährt Konstan-
tinopel, das sich wie das antike Rom über
sieben Hügel erstreckt, als wichtiges Han-
delszentrum eine wirtschaftliche Blüte-
zeit. Die Errichtung einer Universität för-
dert zudem das geistige Leben am Bos-
porus. Bis zur Eroberung der Stadt durch
die Osmanen im Jahre 1453 erlebt jedoch
Konstantinopel immer wieder auch die
Schattenseiten der Geschichte durch Bela-
gerungen von umliegenden Völkerschaf-
ten, Pestepidemien, Bürgerkriege und
Erdbeben.

Die Hauptstadt des 
Osmanischen Reiches

Nachdem die Stadt 31 Jahre lang immer
wieder von den Osmanen belagert wurde,
fällt sie schließlich am 29. Mai 1453 an Sul-
tan Mehmet II. Die Eroberung Konstanti-
nopels bedeutete gleichzeitig das Ende
des Byzantinischen Reiches. Stefan Zweig
schreibt in seinem bekannten Buch Stern-
stunden der Menschheit über die Erobe-
rung Konstantinopels: „Etwas ganz Un-
wahrscheinliches hat sich begeben. Durch
eine der vielen Breschen der Außenmau-
ern sind unweit der eigentlichen Angriffs-
stelle ein paar Türken eingedrungen.
Gegen die Innenmauer wagen sie sich
nicht vor. Aber als sie so neugierig und
planlos zwischen der ersten und der zwei-
ten Stadtmauer herumirren, entdecken
sie, daß eines der kleinen Tore des inneren
Stadtwalls, die sogenannte Kerkaporta,
durch ein unbegreifliches Versehen offen
geblieben ist. Es ist an sich nur eine kleine
Tür, in Friedenszeiten für die Fußgänger
bestimmt, während jener Stunden, da die
großen Tore noch geschlossen sind; gera-
de weil sie keine militärische Bedeutung
besitzt, hat man in der allgemeinen Auf-
regung der letzten Nacht offenbar ihre
Existenz vergessen. Die Janitscharen fin-
den nun zu ihrem Erstaunen diese Tür in-
mitten des starrenden Bollwerks ihnen
gemächlich aufgetan. Erst vermuten sie
eine Kriegslist, denn zu unwahrscheinlich
scheint ihnen das Absurdum, daß,
während sonst vor jeder Bresche, jeder
Luke, jedem Tor der Befestigung Tausende
Leichen sich türmen und brennendes Öl
und Wurfspieße niedersausen, hier
sonntäglich friedlich die Tür, die Kerka-
porta, offensteht zum Herzen der Stadt.
Auf jeden Fall rufen sie Verstärkung
heran, und völlig widerstandslos stößt ein
ganzer Trupp hinein in die Innenstadt,
den ahnungslosen Verteidigern des
Außenwalls unvermutet in den Rücken
fallend. Ein paar Krieger gewahren die
Türken hinter den eigenen Reihen, und
verhängnisvoll erhebt sich jener Schrei,
der in jeder Schlacht mörderischer ist als
alle Kanonen, der Schrei des falschen
Gerüchts. ,Die Stadt ist genommen!‘ Laut
und lauter jubeln die Türken ihn jetzt wei-
ter: ,Die Stadt ist genommen!‘ und dieser
Schrei zerbricht allen Widerstand. Die
Söldnergruppen, die sich verraten glau-
ben, verlassen ihren Posten, um sich recht-
zeitig in den Hafen und auf die Schiffe zu
retten. Vergeblich, daß Konstantin sich
mit ein paar Getreuen den Eindringlingen
entgegenwirft, er fällt, unerkannt erschla-
gen, mitten im Gewühl, und erst am näch-
sten Tage wird man in einem Leichenhau-
fen an den purpurnen, mit einem golde-
nen Adler geschmückten Schuhen feststel-
len können, daß ehrenvoll im römischen
Sinne der letzte Kaiser Ostroms sein Leben
mit seinem Reiche verloren.“ Die Stadt
heißt fortan Istampol / Stambul / Istambul /
Istanbul. Auch wenn strenggläubige Mus-
lime die Herkunft dieses Namens mit Is-
lampol in Verbindung bringen, so hat sich
Instanbul urspünglich aus dem griechi-
schen Wort Istinpolis abgeleitet. Istanbul
bleibt bis zur Gründung der Türkischen
Republik Hauptstadt des osmanischen Rei-

Istanbul, am Goldenen Horn gelegen. Muslime, Christen und Juden leben hier traditio-
nell nebeneinander. Aufnahme: dpa

Bär
Urhebe
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ches. 1923 erklärt Staatsgründer Mustafa
Kemal Atatürk Ankara zur Hauptstadt. 

Auch heute noch die größte und
wichtigste Stadt der Türkei

Trotz der neuen Hauptstadt ist und bleibt
Istanbul wirtschaftlich und kulturell die
größte und wichtigste Stadt der Türkei.
Die Stadt am Bosporus erfüllt alle UN-Kri-
terien für eine Megastadt. Natürlich mit
all den Problemen, die in den meisten Me-
gastädten der Welt wie Mexico-Stadt oder
Sao Paulo vorherrschen. Dies konnte man
der UN-Konferenz über Wohn- und Sied-
lungswesen (Habitat II), die im Sommer
1996 in Istanbul stattfand, entnehmen.
1990 noch lebten in Istanbul 7,3 Millionen
Menschen. Inzwischen soll die Einwohner-
zahl um das Doppelte gewachsen sein. Ex-
perten vermuten, daß z.Zt. an die 15 Mil-
lionen Menschen in der Stadt zwischen
Europa und Asien leben. Dabei sind etwa
70 % der Bevölkerung Istanbuls durch
Landflucht aus Anatolien zugezogen.
Durch Flucht, zumeist aus Südost- und
Ostanatolien, erhoffen sich viele Türken in
Istanbul eine neue Existenz. Die Flucht vor
der Armut aber endet zumeist im Elend
der Großstadt. Jedes Jahr entstehen neue
wilde Siedlungen am Stadtrand. Die
Stadtgrenzen werden immer weiter an
die Peripherie gedrängt, man braucht an
die zwei Stunden, bei mäßigem Verkehr
übrigens (ob man in Richtung Ankara
oder Edirne fährt, ist völlig egal), um aus
der Stadt hinausfahren zu können.
Die Slums in und um Istanbul bestehen zu-
meist aus den sogenannten Gecekondus
(über Nacht gebaute billige Lehmhütten,
deren Abriß bis vor einigen Jahren auf-
grund eines Gesetzes verboten war). Rund
4,5 Millionen Menschen hausen heute in
diesen Siedlungen, die meist illegal auf öf-
fentlichem Gelände gebaut werden.
Immer dann zum richtigen Zeitpunkt,
wenn Kommunalwahlen vor der Tür ste-
hen, werden von den jeweiligen Bürger-
meistern Amnestien ausgesprochen, so
daß die Gecokondus weiterhin bestehen
können.

Der Erfolg der Islamisten 
beruht auf dem krassen Gegensatz
von Arm und Reich

Der Gegensatz zwischen Arm und Reich
ist, wie in anderen Megapolen auch, in 
Istanbul sehr gravierend. Ein Fünftel der
Bevölkerung von Istanbul verfügt über
fast 60 % der Einkommen, ein anderes
Fünftel gerade mal über 5 %. Der wach-
sende Unmut über den immensen Bruch
zwischen Arm und Reich erklärt auch den
Aufstieg und den Erfolg der islamistischen
Wohlfahrtspartei von Necmettin Erbakan
bei den letzten Parlamentswahlen. Dies
konnte man schon bei den Kommunal-
wahlen zwei Jahre zuvor erahnen. Damals
gelang es den Islamisten, die Oberbürger-
meister von fast allen Großstädten der
Türkei zu stellen. Auch Istanbul bekam mit
Tayyip Erdogan einen islamistischen Ober-
bürgermeister. Da die bürgerlichen Partei-
en sich nicht auf einen Kandidaten eini-
gen konnten, freute sich im wahrsten
Sinne des Wortes „der dritte Kandidat“

von der Refah-Partei. Die meisten Stim-
men erhielt die Wohlfahrtspartei Refah
aus den Elendvierteln von Istanbul. Im
Vorfeld der Wahlen verteilten die Islami-
sten dort nicht nur kostenlos Lebensmit-
tel, sondern boten der armen Bevölke-
rung verschiedene Dienstleistungen an.
Von allen Parteien verfügt die islamisti-
sche Wohlfahrtspartei über die beste Or-
ganisation, was Telekummunikation,
Transport, Informationsdienste usw. be-
trifft. Während der Wahlen wurden bei-
spielsweise gesonderte Busse ausschließ-
lich für Frauen bereitgestellt, um sie zur
Wahlurne zu bringen.
Hat sich nun das politische und gesell-
schaftliche Leben in Istanbul durch den is-
lamistischen Oberbürgermeister in den
letzten zwei Jahren geändert? Wenn es
nach dem neuen islamistischen Oberbür-
germeister Tayyip Erdogan gegangen
wäre, so hätte er nach seinem Amtsantritt
am liebsten alle Nachtlokale geschlossen
und überall Alkoholverbot angeordnet.
Die Cafès und Bars seien Inbegriff westli-
cher Dekadenz. Da es sich aber bei diesen
Lokalen um Privatbesitz handelt, war es
für die Islamisten nicht möglich, sie
schließen zu lassen. Auffällig, und dies
muß nachdenklich stimmen, ist, daß auch
viele Demokraten einräumen, die islami-
stische Wohlfahrtspartei habe manche der
städtischen Aufgaben und Dienstleistun-
gen in Istanbul besser bewältigen können,
als es zu Zeiten der bürgerlich-etablierten
Parteien geschah.

Eine enorme Belastung der Umwelt

Doch die objektiven Gegebenheiten in 
Istanbul, dem wirtschaftlichen und kultu-
rellen Zentrum der Türkei, sprechen für
sich. Extreme Luft- und Wasserverschmut-
zung, Lärmbelastung, das Müllproblem
und ein Verkehrsnetz, das tagtäglich in
einem unendlichen Chaos zusammen-
bricht, sind die wichtigsten Sorgen der
Einwohner von Istanbul. Über 80 % aller
Wirtschafts- und und Industriezweige sind
in dieser Stadt vertreten.
Die Luftverschmutzung entsteht in erster
Linie durch die Fabriken, durch Autos und
durch Heizen von minderwertiger Kohle.
Das Umweltbewußtsein vieler Istanbuler-
Unternehmer läßt zu wünschen übrig. Zu-
sätzliche Investitionen für den Umwelt-
schutz sind bei der andauernden Wirt-
schaftskrise ihrer Meinung nach eine Zu-
mutung. An eine Ahndung von Luft- und
Bodenverschmutzungen nach dem Verur-
sacherprinzip ist in Istanbul noch lange
nicht zu denken. Anfang der Neunziger
Jahre wurde zwischen Istanbul und dem
TÜV-Südwest eine Zusammenarbeit auf
dem Umweltsektor vereinbart. Die deut-
schen Experten sollten als Berater in Um-
weltfragen eingesetzt werden. Eigens
wurde dafür in Istanbul auch ein mobiles
Meßsystem zur umfangreichen Schadstoff-
ermittlung eingerichtet. 
Aber die Diagnose ist noch nicht die The-
rapie, und die Beratung noch nicht die
Verwirklichung umweltfreundlicher Me-
thoden. Fehlende Finanzierungsmöglich-
keiten und unausgegorene Gesetze verzö-
gern einen wirksamen Umweltschutz.
Viele der Industrieanlagen um Isanbul

sind für die Luft- und Bodenverschmut-
zung am Bosporus mitverantwortlich. Fil-
teranlagen nach westeuropäischem Stan-
dard z. B. haben in den Schornsteinen der
Industrieanlagen von Isanbul noch Selten-
heitswert. Auch die Abfallprodukte vieler
Fabriken fließen in die nahegelegenen
Bäche. Die Bodenverschmutzungen ver-
derben die Trinkwasserqualität. Ganz zu
schweigen von den leeren Stauseen um
Istanbul. Damit sie sich wieder füllten, ließ
der islamistische Oberbürgermeister noch
letztes Jahr regelmäßige Regengebete
verrichten.

Doch Initiativen zur Rettung der 
historischen Bausubstanz

Zum Stadtbild Istanbuls gehören die typi-
schen Holzhäuser. Gebaut in osmanischer
Tradition, läßt sich in ihnen die Harmonie
verschiedener Kulturen wiedererkennen.
Durch das rasante Bevölkerungswachstum
schossen jedoch in den letzten Jahrzehn-
ten in und um Istanbul hohe Blocksiedlun-
gen wie Pilze aus dem Boden. Die hohen
Wohnsilos verhindern heute, daß die
Winde, vom Schwarzen Meer und Marma-
rameer kommend, die Atemluft der Be-
völkerung auffrischen.
Diese wilde Verstädterung muß auch den
Direktor des türkischen Automobilclubs,
Çelik Gülersoy, erzürnt haben, als er vor
Jahren beschloß, zahlreiche Holzvillen aus
osmanischer Zeit zu renovieren, um somit
der Stadt am Bosporus etwas von ihrer
alten Pracht zurückzugeben. Er ließ in Ei-
geninitiative das Yeşil Ev (Grünes Haus) in
der Nähe der Blauen Moschee, die Häuser-
zeile in der Soğukçeşme Sokağı zwischen
Hagia Sophia und den Außenmauern des
Topkapı-Serails, die Gebäude um das
Chorakloster, die Pavillons im Yıldız- und
im Emirgan-Park sowie das türkische Café
in Çamlıca auf der asiatischen Seite Istan-
buls renovieren. Vor allem ist die Besichti-
gung des Yeşil Ev zu empfehlen, ganz in
der Nähe der wichtigsten Sehenswürdig-
keiten von Istanbul wie der Hagia Sophia,
der Blauen Moschee, des Topkapı-Serails
und des berühmten Basars.

Verkehrschaos oder sagt man besser:
Verkehrsterrorismus?

Neben den umweltverschmutzenden In-
dustrieanlagen, dem Heizen mit minder-
wertiger Kohle im Winter und der
falschen Städtebaupolitik hat Istanbul
noch ein weiteres Problem zu beklagen:
den Verkehr schlechthin. Dabei weiß ich
nicht, ob man von Verkehrschaos oder gar
von Verkehrsterrorismus sprechen sollte.
Auf den Straßen Istanbuls verunglücken
jährlich an die 700 Menschen tödlich,
mehr als 10 000 werden verletzt. Die
Straßen aus unbefestigtem Asphalt sind
meist im schlechten Zustand. Bei Hitze
und Kälte entstehen Schlaglöcher, die
man vorsichtig umfahren muß. Katalysa-
toren besitzen die wenigsten Fahrzeuge.
Morgens und abends, wenn man von der
asiatischen Seite zur europäischen bzw.
umgekehrt fahren möchte und gezwun-
gen ist, eine der beiden Brücken über den
Bosporus zu benutzen, so muß man als
Fahrer viel Geduld und Nervenstärke auf-
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bringen. Es können Stunden vergehen,
um an die Arbeitsstelle oder nach Hause
zu gelangen.

Moscheen, Kirchen, Synagogen – 
nebeneinander

Trotz dieser massiven Probleme ist Istan-
bul eine faszinierende Stadt. Das Stadtbild
ist geprägt von Moscheen, Basaren und
Palästen wie der Topkapı-Serail, aber auch
von Kirchen und Synagogen, die größten-
teils immer noch gut erhalten geblieben
sind. Auch wenn die Fundamentalisten
danach streben, man solle die Hagia So-
phia wieder als Moschee umbauen, errei-
chen werden sie ihr Ziel in einer laizisti-
schen Türkei nicht, auch wenn der derzei-
tige Ministerpräsident Necmettin Erbakan
heißt. Istanbul war und ist eine kosmopo-
litische Stadt geblieben. Ca. 80 % der Ein-
wohner Istanbuls bekennen sich zum
Islam. Bedeutende Minderheiten sind die
griechisch-orthodoxen Christen, die ar-
menischen Christen und die sephardi-
schen Juden. Die letzteren leben in Istan-
bul seit über 500 Jahren. Sie flohen 1492
von der iberischen Halbinsel, als sie nach
dem Zusammenbruch des maurischen Rei-
ches gezwungen werden sollten, zum
Christentum überzutreten. Der damalige
Sultan Beyazit II. schickte einen großen
Teil der osmanischen Flotte nach Spanien,
um die sephardischen Juden zu retten.
Über 200 000 von ihnen, die sich nicht zum
Christentum bekehren lassen wollten,
flüchteten zunächst nach Tanger, Algier,
Genua, Marseille, Saloniki und schließlich
auch nach Istanbul. Der Sultan gewährte
damals über 50 000 dieser spanischen
Juden Zuflucht im osmanischen Reich. Als
Sultan Beyazit II. 1492 die iberischen
Juden aufgenommen hatte, soll er ge-
genüber seinem Oberrabbiner geäußert
haben: „Den König Ferdinand von Arago-
nien hat man mir als weise beschrieben,
obwohl er sein Land ärmer machte, indem
er das meine bereicherte.“

Am Bosporus sind die sephardischen
Juden bis heute geblieben. In einigen
Stadtteilen Istanbuls, wie z. B. in Kuzgun-
cuk, findet man gleich neben einer Mo-
schee eine armenische Kirche, etwas wei-
ter entfernt eine Synagoge, auf der ande-
ren Straßenseite dann eine griechisch-or-
thodoxe Kirche. Zu den christlichen Ge-
betszeiten zweimal täglich um acht und
vier Uhr nachmittags ertönen in Kuzgun-
cuk die Glocken. An manchen Feiertagen
kann es sogar sein, daß sich das Glocken-
geläut und der Ruf des Muezzin vom Mi-
narett zu einem einzigartigen mystischen
Klang vermischen.

Der Bruch zwischen Tradition
und Moderne ist nirgendwo sonst 
so augenfällig

Istanbul, die Stadt zwischen Orient und
Okzident, erscheint dem Außenstehenden
erst einmal sehr widersprüchlich. Der
Bruch zwischen der Moderne und der Tra-
dition ist nirgendwo anders in der Türkei
so auffällig zu beobachten wie in Istanbul.
Mädchen mit Kopftüchern und verschlei-
erte Frauen gehören ebenso zum Straßen-
bild, wie Teenager in Miniröcken und
Frauen in avantgardistischem Outfit.
Eine ähnliche Situation spiegelt sich auch
in der politischen Landschaft wieder. Von
der Fraktion der Wohlfahrtspartei im tür-
kischen Parlament wurde keine einzige
Frau als Abgeordnete aufgestellt. Auf der
anderen Seite wurde das gleiche Land in
den letzten Jahren von einer Minister-
präsidentin regiert. Von diesen Wider-
sprüchen möchte sich die bekannteste tür-
kische Unternehmerin Leyla Alaton nicht
irritieren lassen: „Widersprüche gehören
mal zur Türkei, sie machen das Leben bun-
ter und interessanter. Außerdem hat sich
das politische und gesellschaftliche Leben
in Istanbul durch den islamistischen Ober-
bürgermeister nicht geändert. Ich habe
den Oberbürgermeister erst kürzlich
während einer Veranstaltung kennenge-

lernt. Wir saßen nebeneinander, er trank
seinen Orangensaft, während ich ihm mit
einem Glas Rotwein zuprostete. Wir dür-
fen den Islamisten nicht mit Vorurteilen
begegnen. Demokratie schließt das Regie-
ren Andersdenkender ein.“
Auf der Fahrt zum Flughafen wird be-
wußt, daß in Istanbul nicht nur zwei, son-
dern mehrere verschiedene Welten auf-
einander treffen. Das Leben in den Stadt-
teilen Ortaköy, Nişantası, Suadiye, Kuz-
guncuk unterscheidet sich kaum vom All-
tagsleben in westeuropäischen Metropo-
len. Auf der anderen Seite gibt es Stadt-
viertel in Istanbul, in denen man in einem
anderen Zeitalter zu leben glaubt. Die vie-
len künstlich geschaffenen Siedlungen in
und um Istanbul, die in erster Linie die
landflüchtigen Menschen aus Anatolien
beherbergen, haben das nostalgische
Stadtbild Istanbuls verändert. Dieses kann
man nur noch aus den vergilbten Photos
erkennen oder aus Gedichten wie das von
dem bekannten türkischen Lyriker Orhan
Veli Kanık, der vor 50 Jahren über die
Stadt am Bosporus schrieb:

„Ich höre Istanbul, meine Augen 
geschlossen,

Zuerst weht ein leichter Wind,
Leicht bewegen sich
Die Blätter in den Bäumen.
In der Ferne, weit in der Ferne.
Pausenlos die Glocke der 

Wasserverkäufer.
Ich höre Istanbul, meine Augen 

geschlossen.
Ich höre Istanbul, meine Augen 

geschlossen.

In der Höhe die Schreie der Vögel,
Die in Scharen fliegen

Die großen Fischernetze werden
eingezogen,

Die Füße einer Frau berühren das Wasser,
Ich höre Istanbul, meine Augen 

geschlossen.“
(Übersetzt von Yüksel Pazarkaya)
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Anders als andere Städte auf dieser Welt
ist Jerusalem eine Stadt, die ganz aus der
Geschichte lebt: Ihrer Bedeutung als hei-
lige Stadt dreier Weltreligionen, ihre ge-
genwärtige Situation mit unsicherem Sta-
tus und nach wie vor zwar unsichtbarer,
aber unübersehbarer Grenze, ihre Kon-
flikte, die um jeden Quadratmeter ge-
führt werden, sind ein Produkt der Ge-
schichte. Und die Geschichte erweist sich
auch als Belastung für ihre Zukunft, für
einen dauerhaften Ausgleich, für den
Frieden. Red.

Die eine Stadt dreier Religionen
und zweier Nationen

Über welche Stadt wurde in den letzten
Jahren am meisten in unseren Zeitungen
berichtet? Jerusalem! Welche Stadt beher-
bergt die meisten Journalisten pro Kopf
der Bevölkerung? Jerusalem! Im Mittel-
alter galt die Stadt als der Mittelpunkt der
Welt. Kaum eine Stadt wurde so oft er-
obert, zerstört, entvölkert wie Jerusalem,
die Stadt des Friedens. Der Besucher
schreitet über die Schichten von ca. 4000
Jahren durchgehender Besiedlung, ge-

nauso lange ist Jerusalem Zentrum kon-
fliktreicher Geschichte. Manche Städte
kann man besser verstehen, wenn man
von ihrer Gegenwart ausgeht und ihre Ge-
schichte vernachlässigt. Bei Jerusalem ist
es umgekehrt. Niemand kann die Gegen-
wart dieser Stadt verstehen, der nicht zu-
erst und ausführlich nach ihrer Geschichte
fragt. Alles in dieser Stadt ist Geschichte,
und die Geschichte mit ihren lang nach-
wirkenden Verletzungen und Traumata
erklärt hier fast alles. Jerusalem ist heute
eine Stadt zweier Nationen, dreier Reli-
gionen, faszinierend in ihrer Historizität,
erschütternd in ihrer inneren Zerrissen-
heit: Zion, das Zentrum jüdischer Religiö-
sität, Al Quds, die Heilige, für die Muslime
und die Stadt der Passion Jesu für die Chri-
sten. Unverzichtbarer Mittelpunkt für
jeden religiös-national denkenden Israeli,
unverzichtbare Hauptstadt staatlicher Zu-
kunft für jeden Palästinenser ist Jerusalem
heute der Ort eines täglichen erbitterten
Ringens um jedes Haus, um jeden Qua-
dratmeter Boden.
Alles begann weit bevor David als König
der Israeliten die kanaanitische Jebusiter-
stadt an diesem Ort eroberte und zur
neuen Hauptstadt der israelitischen Stäm-
me machte. Aber aus der Zeit Davids stam-
men die Wurzeln unseres Interesses an
dem abseits der großen Handelswege im
Bergland 800 m hoch liegenden, schwierig
mit dem lebensnotwendigen Wasser zu
versorgenden Ort am Rande der judäi-
schen Wüste. Ob das Wort Jerusalem
etwas mit der semitischen Wurzel für Frie-

den, wie z.B. im heutigen hebräischen
Shalom oder arabischen Salam, zu tun
hat, ist mehr als fraglich, wie das meiste
aus jener Zeit. Vermutlich stammt der
Name von Salim, dem Schützenden, dem
Stadtgott der kanaanäischen Jebusiter,
der in der Frühzeit, wie einige Forscher
sagen, auf dem Felsen, der seither das
Zentrum aller Heiligkeit war, mit Tier-,
wahrscheinlich auch mit Menschenopfern,
geehrt wurde. Die Volksethymologie
machte daraus Jerusalem, Stadt des Frie-
dens. Unsere Kenntnisse jener Zeit sind
sehr begrenzt. Selbst bezüglich des Königs
David, den wir aus der Hebräischen Bibel,
dem Alten Testament, so gut kennen, ver-
sagen archäologische Nachweise. Der Kult
um David, die Überhöhung des Namens,
alles an dieser Stadt ist für die Betroffenen
mythengeladen, voll tiefster Bedeutung.
Der größte Teil der Publikationen über Je-
rusalem hat offen oder versteckt Kampf-
schriftcharakter bis hin zu auf den ersten
Blick unschuldigen Fotobänden und Reise-
führern. Selbst der Text von Pilgerurkun-
den muß dazu herhalten, einen Alleinan-
spruch, den eigenen Herrschaftsanspruch
zu untermauern. 
Geschichtsfälschung, zumindest aber höchst
eigenwillige Perspektivität sind das Nor-
male. Es wird ein ständiger Kampf um das
Bewußtsein der ungewarnten Betrachter
und Besucher geführt: Jerusalem ist unser.
Die Stadt war immer viel zu heilig, als daß
ihre Bewohner jemals lange in Frieden
hätten leben können.

Der Fels Moria: mehrfach „besetzt“

Die erste Erwähnung Jerusalems in der he-
bräischen Bibel steht im Zusammenhang
mit den Wanderungen Abrahams. Hierbei
ist die Erzählung von der geplanten Opfe-
rung Isaaks besonders wichtig. Der Ort,
der Felsen Moria, der kanaanitische Op-
ferplatz, ist nämlich der Überlieferung
nach mit dem Allerheiligsten des späteren
jüdischen Tempels identisch. Und derselbe
Fels ist wiederum nach muslimischer Tradi-
tion der Ausgangspunkt der Himmelfahrt
Mohammeds. Über ihn wölbt sich heute
die Kuppel des islamischen Felsendoms.
Stätten, die einmal „heilig“ waren, blei-
ben heilig, und bedeutende Traditionen,
die mit Jerusalem verknüpft sind, werden
– wie die heiligen Stätten – mehrfach „be-
setzt“, mit jeweils unterschiedlicher Deu-
tung. Abraham jedenfalls ist allen drei
monotheistischen Religionen, die in Jeru-
salem versammelt sind, heilig. Sari Nussei-
beh, der Präsident der Al-Quds-Univer-
sität, sagte bei einem Treffen in Jerusalem
im Frühjahr 1996 auf die Frage, ob er sich
eine friedensstiftende Rolle der drei mo-
notheistischen Religionen für Jerusalem
vorstellen könne: Sicherlich, denn wir sind
alle Töchter und Söhne Abrahams. Abra-
ham verkörpert so etwas wie einen Teil
des religiösen Gründungsmythos Jerusa-
lems.

Die historisch greifbare Geschichte
beginnt erst mit David

Die historisch einigermaßen greifbare Ge-
schichte beginnt aber mit König David,
also vor rund dreitausend Jahren. Nach
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ihrer Eroberung durch den Feldherrn Da-
vids wird die Jebusiterstadt Urusalim kö-
niglicher Besitz und damit gleichsam neu-
traler Boden für die israelitischen Stämme.
David erhebt dieses Jerusalem zur Haupt-
stadt des ersten jüdischen Staates und eint
damit die Stämme Israels. Keiner der
Stämme war durch die Gründung sichtbar
bevorzugt. Ein zweiter entscheidender
Schritt in der jüdischen Geschichte Jerusa-
lems war die Überführung der Bundeslade
nach Jerusalem, der Truhe, in der die Ge-
setzestafeln mit den Geboten, welche
Moses der Überlieferung nach am Berg
Sinai von Gott erhalten hatte, aufbewahrt
wurden. Damit wurde Jerusalem nicht nur
das politische, sondern gleichzeitig auch
das religiöse Zentrum des neuen jüdischen
Staates. Davids Sohn und Nachfolger Salo-
mo vollendete die Zentralisierung durch
den Bau des ersten Tempels, in dem die
Gesetzestafeln ihren bleibenden Ort be-
kamen. Nicht nur Abraham, sondern auch
die Gestalt Davids, prägt bis heute politi-
sches Bewußtsein in Israel und Jerusalem.
Der jetzige Bürgermeister Olmert machte
David im Zuge der umstrittenen 3000-
Jahr-Feier der Stadt gegen das Wissen der
Geschichtswissenschaft zum Kronzeugen
einer mehr oder weniger ausschließlich jü-
dischen Geschichte Jerusalems. Die hebräi-
sche Bibel, die schließlich die einzige greif-
bare Quelle dieser Geschehnisse ist, denkt
da ungleich großzügiger und „fremden-
freundlicher“. Sie unterschlägt ausdrück-
lich nicht die Existenz von Fremden und
macht deutlich, daß auch das Jerusalem
der Davidsstadt nie eine rein jüdische
Stadt gewesen ist. So lag die Bauleitung
bei der Errichtung des 1. Tempels in den
Händen phönizischer Bauleute; indoger-
mische Söldner, die sogenannten „Krethi“
und „Plethi“, retteten David bei einem
Staatsstreich seines Sohnes Absalom das
Leben, und die Jebusiter blieben auch
nach der Eroberung in der Stadt.

Die Zerstörung des Tempels:
eine metaphysische Katastrophe

Tempelbau und Staatsgründung unter
David und Salomo fallen in eine Art histo-
rische Atempause oder Ausnahmesitua-
tion. In der Folgezeit machen die altorien-
talischen Großmächte Ägypten, Assyrien
und Babylonien nach einer vorübergehen-
den Schwächeposition wieder ihren Ein-
fluß auf die „Pufferzone“ Israel – Phöni-
zien – Syrien geltend. Damit beginnt im 
9. Jahrhundert v. Chr. der andauernde
Kampf um politische und religiöse Eigen-
ständigkeit. Im Jahr 587 v. Chr. wird Jeru-
salem von babylonischen Truppen er-
obert. Stadt und Tempel werden zerstört.
Um jeden weiteren Widerstand zu bre-
chen, wird die Oberschicht ins Zweistrom-
land deportiert. Rund 50 Jahre später er-
laubt ein Toleranzedikt des persischen
Großkönigs Kyros die Rückkehr. Die von
den Babyloniern geraubten Kultgeräte
werden zurückgegeben, und Mittel aus
dem persischen Reichsschatz ermöglichen
den Bau des zweiten Tempels, der aller-
dings wesentlich bescheidener ausfällt als
das salomonische Bauwerk. Die folgenden
Jahrhunderte der Stadtgeschichte sind
eine Zeit der Fremdherrschaft, in die sich

Perser, griechische Seleukiden und schließ-
lich die Römer abwechseln. Jerusalem ist
kein politisches Zentrum mehr. Der Tem-
pel wird zum ausschließlichen Mittel-
punkt der Stadt, die jetzt zu einer zentra-
len Pilgerstätte für die Juden Israels und
der umliegenden Länder (Diaspora) wird.
Um die Zeitenwende veranlaßt der unter
römischer Oberherrschaft regierende
Herodes eine großzügige Restauration
und Erweiterung des zweiten Tempels,
der damit einer der größten Sakralbauten
der damaligen Zeit wird. Etwa 300 000
Menschen konnte das Tempelgelände
während der großen Wallfahrtsfeste fas-
sen, wobei ein immer größerer Teil der Pil-
ger aus der Diaspora kommt. Jerusalem
wird so immer mehr eine kosmopolitische
Stadt, was z.B. die Pfingsterzählung aus
der Apostelgeschichte im Neuen Testa-
ment wiederspiegelt. Um so einschnei-
dender war die Zerstörung dieses zweiten
Tempels durch die Römer im Jahre 70
n.Chr. Sie vollzog sich im Zuge einer er-
folglosen Aufstandsbewegung der jüdi-
schen Bevölkerung gegen die römische
Besatzungsmacht. Wieder – wie unter den
Babyloniern – wurde Jerusalem weitge-
hend zerstört, die Bevölkerung getötet
oder versklavt. Vom Tempelgelände blieb
lediglich die westliche Stützmauer erhal-
ten, die spätere Klagemauer.
Diese Zerstörung war allerdings viel
durchgreifender als die Zerstörung im
Jahr 587 v.Chr., weil sie unwiderruflich war
– das galt jedenfalls für den Tempel, an
den von jetzt an nur noch die Klagemauer
erinnerte. Begleitet wurde diese Zer-
störung von der endgültigen Zerstreuung,
der Diaspora des jüdischen Volkes in die
Länder rings um das Mittelmeer.
Im Bewußtsein des Judentums handelte es
sich bei dieser Zerstörung um eine Art
metaphysische Katastrophe. Zur Bezeich-
nung dieses Ereignisses wurde ein neues
hebräisches Wort geprägt, das Wort
churban. Gemeint ist damit eine vollstän-
dige und irgendwie unwiderrufliche Ver-
nichtung von einzigartiger Bedeutung.
Um so erstaunlicher ist, daß das Judentum
diese Katastrophe überhaupt überleben
konnte.

Vom Tempelkult zu einer Religion 
des Buches

Ein wichtiger Grund hierfür war der Ein-
fluß der bereits im 8. Jahrhundert v. Chr.
einsetzenden prophetischen Bewegung.
Diese lehnte den Tempelkult zwar nicht
ab, setzte aber der jüdischen Religion
einen neuen Schwerpunkt: die Erziehung
des Volkes im Geist des ethischen Mono-
theismus, d.h. dem Respekt vor der Einzig-
keit Gottes und der ethischen Verpflich-
tung der Menschen. Wichtiger als der Kult
am Tempel war für die prophetische Be-
wegung die Einhaltung der Gesetze und
Gebote der hebräischen Bibel. Und damit
wurde das Judentum mehr und mehr eine
Religion des Gesetzes und des Buches. Es
gibt eine Schlüsselerzählung, die diese
Entwicklung vom Tempelkult hin zu einer
„Religion des Buches“, die die Zerstörung
des Tempels verschmerzen konnte, gleich-
sam symbolisch beleuchtet. Der Pharisäer
und Schriftgelehrte Jochanan ben Zakkai

läßt sich kurz vor der Eroberung Jerusa-
lems durch die Römer heimlich aus der
Stadt bringen, weil er jeden weiteren
Widerstand für sinnlos hält. Während sich
die damaligen „national-religiösen“ Kräf-
te, die Zeloten, an Jerusalem, am Tempel
„festkrallen“ und auf ein Wunder in letz-
ter Minute hoffen, erbittet Jochanan ben
Zakkai vom späteren römischen Kaiser
Vespasian die Erlaubnis, eine Schule, ein
jüdisches Lehrhaus, gründen zu dürfen.
Dieses Lehrhaus in Jammnia wird die
Keimzelle des rabbinischen Judentums,
weil hier unter anderen die Vorarbeiten
für den späteren Talmud geleistet wer-
den. Das heute existierende Judentum hat
hier seine religiösen Wurzeln.

Die Klagemauer als Symbol
der Zionssehnsucht

In den Jahren 132–135 n. Chr. kommt es zu
einem zweiten großen Aufstand gegen
die Römer unter Bar Kochba, der von sei-
nen Anhängern als Messias, als politische
und religiöse Befreiergestalt, verehrt wird.
Die Römer schlagen auch diesen zweiten
Aufstand blutig nieder. Jerusalem wird zu
einer rein römischen Stadt gemacht und
darf zunächst von keinem Juden mehr be-
treten werden. Später wird dieses Verbot
gelockert. Einmal im Jahr, zum Jahrestag
der Zerstörung, dürfen Juden an der West-
mauer beten und ihre Klagelieder rezitie-
ren. So entsteht der erste der drei großen
heutigen Symbolorte Jerusalems, die Kla-
gemauer. Sie symbolisiert das jüdische Be-
wußtsein, überall anders im „Exil“ zu sein
und etwas Unwiderrufliches, den Tempel,
verloren zu haben. Gleichzeitig symboli-
siert sie aber auch den unbedingten
Wunsch, an „Zion“, an Jerusalem, festzu-
halten. Drittens findet im religiösen Be-
wußtsein des Judentums eine weitgehen-
de Identifizierung der Stadt, „Zions“, mit
dem Land Israel und dem jüdischen Volk
statt, so daß sich mit der Sehnsucht nach
Rückkehr auch die Hoffnung auf eine 
Neubesiedlung des Landes und eine Neu-
errichtung eines jüdischen Staates ver-
band. Immer wieder kommt es zwischen
dem Ende des Bar Kochba-Aufstandes und
dem beginnenden 20. Jahrhundert zu
kleineren Einwanderungsbewegungen.
Diese „Zionssehnsucht“ und eine mehr
oder weniger dauerhafte jüdische Präsenz
in Israel und Jerusalem sind auch die bei-
den Wurzeln der zionistischen Bewegung
des späten 19. und beginnenden 20. Jahr-
hunderts. Mit der Eroberung der Altstadt
im Jahre 1967 hat die Epoche des Exils und
des Exilbewußtseins im Grunde erst ihr
Ende gefunden.

Die neue Rolle als spirituelles
Zentrum des Christentums

Am Anfang der christlich bestimmten
Epoche Jerusalems steht eine Geschichte,
die sich lange vor der eigentlichen christ-
lichen Herrschaft in Jerusalem abspielte:
der Prozeß, der Tod und die Auferstehung
Jesu Christi. Historisch wahrscheinlich ist,
daß Prozeß und Tod auf das Jahr 30 n.Chr.
fallen. Kernpunkt der Anklage im Prozeß
Jesu ist der Vorwurf des Hochverrats, der
Verdacht, sich zu einem politisch-religiö-
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sen Befreier (jüdisch: Messias) gemacht zu
haben. Den Anstoß zum Prozeß lieferte
die jüdische Tempelpriesterschaft. Der 
juristisch Verantwortliche für seinen Tod
war Pontius Pilatus. Mit der Hinrichtung
endet die Geschichte des Wanderpredi-
gers und Heilers Jesus, die tief im Juden-
tum seiner Zeit verwurzelt ist. Die Berichte
seiner Anhänger über seine Auferstehung
konstituieren das Christentum, das schon
kurz nach dem Toleranzedikt des Kaisers
Konstantin zu Beginn des 4. Jahrhunderts
n.Chr. zur bestimmenden Macht in Jerusa-
lem wird. In dem Maß, wie das Christen-
tum an Einfluß im Römischen Reich ge-
winnt, wird Jerusalem spirituelles Zen-
trum des Christentums und des christlich
gewordenen Imperium Romanum. Aus-
druck dieses neuen Status der Stadt ist ein

repräsentatives Bauwerk, die Grabes-
bzw. Auferstehungskirche.
Der Bau wird von Kaiser Konstantin finan-
ziert und verkörpert sichtbar die Einheit
von römischer Staatsmacht und Christen-
tum. Bauelemente sind eine Rotunde und
eine mit ihr verbundene Basilika. Die 
Rotunde wird über dem „heiligen Felsen“
errichtet, wo sich der Überlieferung nach
der Grablegung und die spätere Auferste-
hung Jesu vollzogen. Die 335 n.Chr. errich-
tete Kirche war der bedeutendste Sakral-
bau der Zeit und wurde als solcher erst
rund 200 Jahre später von der Hagia So-
phia in Konstantinopel übertroffen. Die
jetzige Kirche ist ein Bauwerk der Kreuz-
fahrerzeit und läßt die ursprüngliche
Pracht des konstantinischen Baus nur in
Ansätzen erahnen. Wie die Klagemauer

hat auch dieser zentrale Symbolort des
christlichen Jerusalem eine geistige Bot-
schaft, ist also auch architecture parlante.
Er verkörpert die Absicht, an die Stelle des
ehemaligen jüdischen Tempels, dessen
Platz Ruinenfeld blieb, ein neues geistiges
Zentrum zu setzen. Jerusalem wird jetzt in
christlicher Sicht als Ort der Passion und
Auferstehung Jesu der „Nabel“ der Welt.
Die neue Rolle der Stadt als spirituelles
Zentrum des Christentums löste einen
kontinuierlichen christlichen Pilgerstrom
aus allen Teilen des Römischen Reiches
aus. Dies zog auch einen entsprechenden
kulturellen Aufschwung nach sich. Die 
byzantinisch-christliche Zeit kann als eine
Blütezeit Jerusalems gelten. Die Stadt war
jetzt mehrheitlich christlich, die Lebensbe-
dingungen der jüdischen Minderheit
waren aber durchaus erträglich. Trotzdem
war auch das byzantinische Reich in den
Augen der Juden Repräsentant des Impe-
rium Romanum, das immerhin für die bis
dahin größte Katastrophe in der jüdischen
Geschichte verantwortlich war. Und das
Christentum war mit der römischen
Staatsmacht auf das engste verbunden.
Als die Gelegenheit zur Revanche kam,
wurde diese mit großer Härte ausgenutzt.
Im Jahre 614 eroberten die Perser Jerusa-
lem mit jüdischer Waffenhilfe aus Galiläa.
Die Perser übertrugen die Herrschaft in
der Stadt für einige Jahre einer jüdischen
Besatzung. Für die Perser war das Impe-
rium Romanum der „Erbfeind“, und das
Christentum war für sie als Anhänger der
alten zoroastrischen Religion etwas Frem-
des und Fernes. Die persisch-jüdischen Sie-
ger zerstörten somit als eine ihrer ersten
Maßnahmen nach der Eroberung die Gra-
beskirche. Unter der christlichen Bevölke-
rung wurde ein Massaker angerichtet.
Nach vorsichtigen Schätzungen kamen
über 30 000 Menschen um. Die Bevölke-
rungsmehrheit blieb zwar noch für länge-
re Zeit christlich, und die Grabeskirche
wurde in Teilen wieder aufgebaut. Das
endgültige Ende der byzantinisch-christli-
chen Herrschaft in Jerusalem stand aber
bevor.

Das Jerusalem des Islam in 
bewußter Absetzung zu Judentum
und Christentum

Jerusalem gilt im Islam nach Mekka und
Medina als drittheiligste Stadt. Dies hängt
nicht in erster Linie mit der Eroberung der
Stadt durch den Kalifen Omar im Jahre
638 n.Chr. zusammen. Die „Heiligkeit“ Je-
rusalems auch für den Islam ist vielmehr –
wie schon im Judentum und Christentum
– das Ergebnis von Geschichten, die dann
irgendwann Geschichte gemacht haben.
Quelle dieser Überlieferung ist ein einzi-
ger Vers der 17. Koransure:
„Lob und Preis sei Allah, der seinen Diener
bei Nacht vom nahen Ort der Anbetung
zum weit entfernten Ort der Anbetung
geführt hat. Diese Reise haben wir geseg-
net, damit wir ihm unsere Zeichen zeigen.
Allah hört und sieht alles“.
Die rasch einsetzende Deutung dieses Ver-
ses identifziert den „nahen Ort“ mit
Mekka und den „entfernten Ort“ mit dem
Tempelberg, genauer gesagt mit dem Fel-
sen auf dem Tempelberg, der wahrschein-
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1 Doppeltor
2 Weiße Moschee
3 Islamisches Museum
4 Tor der Marokkaner
5 Klagemauer (Westmauer)
6 Klagemauer-Synagoge
7 Kettentor
8 Tor der Baumwollhändler
9 Eisentor

10 Bab en-Nadhir (Nazir)
11 Bab el-Ghawanima

12 Bab el-Atim
13 Bab Hitta
14 Goldenes Tor
15 Thron Salomos

(Moschee)
16 Bab el-Asbat
17 Löwentor

(Stephanstor)
18 El-Omariye-Schule
19 Geißelungskapelle
20 Urteilskapelle
21 Kirche der Schwestern Zions
22 Griechischer Patriarchenpalast
23 Griechischer Patriarchenpalast

24 El-Khanqa-Moschee
25 Konstantinskloster
26 Omar-Moschee
27 Kirche Johannes

des Täufers
28 Markus-Kirche
29 Ramban- und

Hurva-Synagoge
30 Sephardische

Synagogen
31 Beth-Machase-

Platz
32 Porat Yosef Yeshiva
33 Reste der Nea-Kirche



lich der Mittelpunkt des Allerheiligsten
des jüdischen Tempels gewesen war. Von
dort wurde Mohammed der Legende
nach in den Himmel entrückt, wo er mit
Jesu und Moses zusammen vor Gott bete-
te, wobei Mohammed die Rolle des Vor-
beters einnahm. Unmittelbar nach der Er-
oberung Jerusalems ließ sich der Kalif
Omar genau diesen Ort zeigen, und er
ordnete sofort an, daß der Platz gereinigt
und von Trümmerresten befreit würde.
Nur wenige Jahrzehnte später wurde
unter dem Omaiyaden-Kalif Abd el Malik
über dem Felsen der heutige Felsendom in
unmittelbarer Nähe der Al-Aqsa-Moschee
errichtet.
Zunächst fällt von der Topographie her
die Rückkehr zum Ursprungsort der „Hei-
ligkeit“ Jerusalems auf. Bewußt wird der
Felsen des jüdsichen Allerheiligsten durch
eine muslimische Verehrungs- (nicht: Ge-
bets-)stätte „besetzt“. Dies entspricht
dem Selbstverständnis des Islam als einer
Religion des ethischen Monotheismus, die
bewußt auf den Traditionen des Juden-
tums und Christentums aufbaut. Da Jeru-
salem der Ursprungsort des ethischen Mo-
notheismus war, ist die „Besetzung“ die-
ses Ortes durch den Islam folgerichtig. In
diesem Sinne ist auch zu verstehen, daß
die ursprünglich von Mohammed be-
stimmte Gebetsrichtung Jerusalem und
nicht – wie später – Mekka war. Auffällig
ist weiter, daß die muslimischen Heiligtü-
mer die gleichen architektonischen Grund-
elemente aufweisen, die auch bei der Gra-
beskirche vorliegen. Die Kuppel über dem
Platz der Himmelfahrt Mohammeds, am
Ort des ehemaligen Allerheiligsten des jü-
dischen Tempels, entspricht der Rotunde
über dem Heiligen Grab und dem Ort der
Auferstehung Jesu. Der Basilika-Bau der
Al-Aqsa-Moschee wiederum korrespon-
diert mit der konstantinischen Basilika
über der Kreuzigungsstätte. Auch hierin
liegt eine ganz bestimmte Botschaft: das
christliche Bauwerk – zur Bauzeit der mus-
limischen Heiligtümer trotz der Zerstörun-
gen immer noch imposant genug – sollte
überboten werden. Der Felsendom, so
schrieb der islamische Historiker Mukadasi
um 985 n.Chr., sei gebaut worden, damit
die Sinne der Gläubigen nicht verwirrt
würden. Beide in dem baulichen Symbol
enthaltene Grundelemente – die Tendenz
der Kontinuität, aber auch die Tendenz
der Diskontinuität und Abgrenzung – fin-
den sich auch in der politischen Geschich-
te der Stadt immer wieder.
Die Omayaden-Zeit ist eine Epoche des
wirtschaftlichen und kulturellen Auf-
schwungs und der Toleranz. Juden und
Christen haben den rechtlich abgesicher-
ten Status einer anerkannten – allerdings
nicht gleichberechtigten – religiösen Min-
derheit; dies schließt die Kultfreiheit und
die ungehinderte Unterhaltung und Be-
nutzung ihrer Heiligtümer und Kultorte
ein. Andererseits führte die Regierungs-
zeit des Kalifen Hakim, der ab 1004 die
Macht übernahm, zu einer erbarmungslo-
sen Verfolgung der Christen. Höhepunkt
war die Verwüstung der Grabeskirche und
die restlose Zerstörung des Grabes Jesu,
sogar der Grabesfelsen wurde abgetra-
gen. Gerade dies war in den Augen der
orientalischen Christen, aber eigentlich

auch der gesamten Christenheit, ein trau-
matisches Ereignis. Ein Ereignis, das bei
den Christen damals von fast gleichem Ge-
wicht war wie für die Juden die Zer-
störung und Entweihung des zweiten
Tempels durch die Römer im Jahre 70, die
Ereignisse hatten für die Kreuzzugszeit
lang andauernde psychologische Folgen.
Die Nachfolger al-Hakims kehrten zu
einer gemäßigten Haltung zurück. Der 
byzantinische Kaiser erhielt eine Schutz-
befugnis über die Christen Jerusalems und
durfte die Grabeskirche in Teilen erneut
errichten. Pilgerreisen nach Jerusalem
waren wieder möglich. Aber die Region
verlor weiter an Stabilität. Der Besitz der
Stadt wechselte ständig. Islamisierte türki-
sche Seldschuken besetzten 1078 Jerusa-
lem, bis die ägyptische Fatimiden-Dynastie
sie zurückerobern konnte. Chroniken des
12. Jahrhunderts betonen die Bedeutung
des religiösen Fanatismus der Seldschu-
ken, der Pilgerreisen unmöglich machte,
für die folgende Kreuzzugszeit, und auch
die Berichte über Hakims Schreckensherr-
schaft wirkten nach.

Die Zeit der Kreuzzüge

In mehreren Wellen machten sich aus Eu-
ropa sowohl marodierende Haufen wie
auch wohlorganisierte Ritterheere ins Hei-
lige Land auf, um es zu erobern und von
der muslimischen Herrschaft abzulösen.
Zum dritten Mal und im Gegensatz zu der
arabischen Inbesitznahme durch Omar
wurde nun wie zuvor 70 n. Chr. und 614
die Eroberung Jerusalems 1099 durch das
Kreuzfahrerheer zur Katastrophe für die
Stadt. Die Kreuzfahrer plünderten und
verheerten die Stadt und töteten einen
großen Teil der muslimischen und jüdi-
schen Bewohner. Das Erschrecken über die
Gnadenlosigkeit des Massakers hallte
lange in der islamischen Literatur nach. 
Jerusalem wurde Sitz eines abendländisch-
feudalistisch organisierten Königreichs der
Eroberer. Das muslimische Heiligtum auf
dem Tempelberg, der Felsendom, wurde
zur christlichen Kirche und die Al Aksa Mo-
schee zum Palast. Die von Hakim zerstörte
Grabeskirche wurde insgesamt wiederauf-
gebaut und erhielt ungefähr ihre heutige
Gestalt. Als besonders schöne romanische
Kirche aus der Kreuzfahrerzeit ist die St.
Annenkirche erhalten. Die Stadt wurde
zum Ziel einer Vielzahl von Pilgern, vom
norwegischen König Sigurd, der däni-
schen Königin Bodetha, dem armeni-
schen König Thoros bis zu russischen
Äbten und spanischen Rabbinern. Die
christliche Herrschaft währte aber nur
kurz. 1187 besiegte der Sultan Saladin
(Salah ad-Din), ein kurdischer Söldnerfüh-
rer aus Aleppo, der die Fatimiden-Herr-
schaft in Ägypten und Syrien gestürzt
hatte, das Kreuzfahrerheer bei Hattin. Je-
rusalem wurde kampflos übergeben.
Saladins Herrschaft war besonnen und to-
lerant. Die Heiligtümer auf dem Tempel-
berg wurden wieder muslimisch. Die
christlichen Stätten blieben aber unbehel-
ligt. Christliche und jüdische Pilger hatten
freien Zutritt zu den Heiligen Stätten. Der
christliche Anspruch blieb akzeptiert. 1228
gelang Kaiser Friedrich II. durch einen Ver-
trag mit Sultan El Kamil von Ägypten noch

einmal für einige Jahre der friedliche Er-
werb von Jerusalem, Bethlehem und Na-
zareth. 1244 besetzten die Mamelucken,
eine türkische Söldnerschicht, welche
nach Saladins Tod die Herrschaft in Ägyp-
ten übernommen hatte, die Stadt. Nur
kurz geriet sie noch einmal in andere
Hände, als der Mongolen-Khan Hülagü
1260 die Stadt besetzte. Für fundamenta-
listische Muslime wurde Jerusalem mit der
Mamelucken-Herrschaft endgültig zu ei-
nem Teil des Dar al Islam, zu einer nun
auch im Sinne des Islam unwiderruflich
heiligen Stadt.
Mehr als drei Jahrhunderte blieb Jerusa-
lem unter mameluckischer Herrschaft. In
dieser Zeit wurde die Stadt zu einem Zen-
trum muslimischer Gelehrsamkeit ausge-
baut, ein deutliches Zeichen der erreich-
ten Heiligkeit der Stadt. Eine Reihe kunst-
voll im mameluckischen Stil verzierter,
heute noch erhaltener Medresen (Koran-
schulen) zeugen von dieser Zeit. Jerusalem
hatte aber weniger als 10 000 Einwohner
und keine politische Bedeutung. Vollgülti-
ge Bürger waren nur die Muslime. Chri-
sten und Juden mußten sich durch ihre
Kleidung kenntlich machen. Sie durften
ihre Religion als Anhänger einer Buch-Re-
ligion zwar im allgemeinen ausüben,
waren aber rechtlich in fast allen Lebens-
bereichen diskriminiert und ausgebeutet.
Dennoch gab es immer ein christliches
und ein jüdisches Viertel in der Stadt und
einen ständigen, wenn auch kleinen
Strom von christlichen und jüdischen Be-
suchern und Pilgern.

Provinznest in osmanischer Zeit

1516 besiegten die osmanischen Türken
die Mamelucken in Syrien. Sultan Selim I.
gewann Syrien, Arabien und Ägypten. Je-
rusalem wurde Verwaltungssitz eines tür-
kischen Sandschaks (Regierungsbezirk).
Die ersten Jahrzehnte der osmanischen
Herrschaft brachten Jerusalem einen
deutlichen Aufschwung. Sultan Suleiman
der Prächtige ließ nach 1535 sogar die Be-
festigungen der Stadt in z.T. veränderter
Linie erneut errichten, so wie sie heute zu
sehen sind. Durch diese Mauern erhielt die
Altstadt ihre gegenwärtige Struktur. Für
ein Provinznest war der Mauerbau völlig
überzogen. Der türkische Sultan fühlte
sich aber eben auch als Kalif, als Schirm-
herr der islamischen Gläubigen. Die über-
dimensionierten neuen Mauern um den
heiligen Symbolort sollten für die neue
Herrschaft ein Zeichen setzen. Die Stadt
gewann dennoch in der Folgezeit nicht an
Bedeutung. Die korrupte osmanische Ver-
waltung lokaler Herrschaft schwankte in
ihre Haltung gegenüber der geringen
Zahl an Christen und Juden zwischen Ge-
waltherrschaft wie unter Ibn Faruk (1622–
26) und erkaufter Toleranz. Reiseberichte
zeichnen das Bild einer völlig herunterge-
kommenen Stadt. Die verarmten Christen
und Juden lebten hauptsächlich vom Pil-
gergewerbe. Der Besitz der Heiligtümer
war wegen der damit verbundenen Almo-
sen eine lebenswichtige Einnahmequelle.
Dies erklärt auch die z.T. erbitterten,
manchmal sogar gewaltsamen Auseinan-
dersetzungen unter den christlichen Kir-
chen um einzelne Besitzrechte.
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Im Konkurrenzfieber
der europäischen Mächte

Die Diskriminierung der Christen änderte
sich erst entscheidend, als Mitte des 19.
Jahrhunderts die europäischen Mächte
ihre geopolitischen Interessen in diesem
Raum entdeckten, die Schutzherrschaft
über ihnen verbundene Bevölkerungs-
gruppen in Jerusalem beanspruchten und
dauerhaft Konsulate einrichteten. Von
nun an veränderte die Stadt ihr Gesicht.
Um die Altstadt herum legte sich ein Ring
monumentaler Bauten: Kirchen und Hos-
pize der europäischen Mächte „besetz-
ten“ nicht nur heilige Stätten, sondern
verkündeten auch einen politischen
Machtanspruch. Sultan Abdul Meschid
schrieb 1852 den status quo für die christ-
lichen Heiligen Stätten unwiderruflich
fest. Alles sollte zukünftig genauso blei-
ben, wie es festgelegt war. Von der
Schwierigkeit, irgendetwas zu verändern,
zeugt heute eine rostige Leiter an der
Mauer der Grabeskirche, übriggeblieben
von einer Baumaßnahme längst vergan-
gener Zeit, deren Entsorgung der status
quo verhindert.
Die jüdischen Einwohner blieben weiter
den Schikanen der Verwaltung ausge-
setzt, besonders was ihr Bemühen anbe-
langte, an der Westmauer des alten Hero-
dianischen Tempels, der Klagemauer, wür-
dig zu beten. Die Stadt verdoppelte bis
1890 ihre Einwohnerzahl auf ca. 50 000.
Auch deutsche Kirchen und Gruppen
suchten verstärkt Präsenz. 1867 wurde
ein deutsches Leprahospital gegründet,
1866/68 Talita Kumi, eine auch heute sehr
angesehene deutsche Mädchenschule,
und 1872 eine evangelische Kapelle. 1873
ließen sich württembergische Templer im
Süden der Stadt nieder und bauten eine
bis in die Gegenwart noch ein wenig eu-
ropäisch anmutende landwirtschaftliche
Siedlung. Nach der Reichsgründung über-
nahm das Deutsche Reich diese Bemühun-
gen. 1886 wurde ein katholisches Pilger-
hospiz errichtet, 1893 die protestantische
Erlöserkirche.
Es kam fast zu einem Wettrennen der eu-
ropäischen Mächte um die größte und ein-
drucksvollste Präsenz mit symbolischem
Wert. Ein Höhepunkt dieses Konkurrenz-
kampfes war der pompöse, auch in
Deutschland viel bespöttelte Besuch Kaiser
Wilhelms II. 1898 in Jerusalem. Auf dem Zi-
onsberg im Süden der Stadt ließ er die bur-
gartige katholische Dormitiokirche und
auf der beherrschenden Höhe im Osten,
zwischen Ölberg und Scopusberg, wie eine
Festung mit hohem Turm das Kaiserin Au-
guste-Victoria Hospiz errichten. Sogar in-
nerhalb der alten Mauern, bezeichnender-
weise genau dort, wo schon Karl der
Große Kirche und Hospiz hatte bauen las-
sen, ließ Kaiser Wilhelm II. die Erlöserkir-
che und das Alexander-Hospiz errichten,
symbolhafte Zeichen deutschen imperia-
len Kaisertums in der Heiligen Stadt.

Jerusalem wird verstärkt Ziel
jüdischer Einwanderung

Schon 1850 stellten die Juden die größte
Bevölkerungsgruppe in der Stadt. Durch
die Pogrome in Rußland ausgelöst und

durch die zionistische Idee motiviert, sah
Jerusalem nach 1882 eine ständig an-
wachsende Einwanderung von Juden.
1892 hatte die Osmanische Regierung die
Erlaubnis zum Bau einer Eisenbahn von
Jaffa nach Jerusalem gegeben. Jerusalem
war damit direkt an den Weltverkehr an-
geschlossen. Die Viertel außerhalb der
Mauern dehnten sich schnell aus. 1911
verzeichnete der Baedecker eine Gesamt-
bevölkerung von 70 000, mehr als die
Hälfte davon Juden, die im gesamten
Land aber nur eine kleine Minderheit
neben der arabischen Mehrheit bildeten.
Der Zionismus, die jüdische Nationalbe-
wegung, war nicht immer auf Jerusalem
und Palästina als Ziel jüdischer Staatlich-
keitsbestrebungen festgelegt, andere Ge-
biete der Erde wurden diskutiert. Doch die
Anhänger der traditionellen Bindungen
an Zion, Jerusalem, den Fokus jüdischer
Religiosität, siegten. Neben dem Zionis-
mus und durch ihn stimuliert, begann sich
Anfang des 20. Jahrhunderts auch ein ara-
bischer Nationalismus herauszubilden.

In der englischen Mandatszeit
entflammt der israelisch-arabische
Konflikt

Die Niederlage des Osmanischen Reiches
im Ersten Weltkrieg verschob die Macht-
verhältnisse in der Region völlig. Jerusa-
lem sah am 11. 12. 1917 den Einmarsch
britischer Truppen unter General Allenby.
In der Balfour-Declaration versprach die
Britische Regierung 1917 den Juden eine
Heimstatt in Palästina, wenn auch keinen
Staat. Jerusalem (Zion) wurde zum Zen-
tralpunkt der jüdischen Einwanderung
und zum Fokus des entflammenden ara-
bisch-jüdischen Konflikts. Schon 1920 kam
es zu den ersten antijüdischen Unruhen
der Araber in der Stadt. Die Briten ver-
suchten, zwischen Juden und Arabern zu
lavieren. Sie ließen dabei eine jüdische
Einwanderung mit mehr als 10 000 Zu-
wanderern pro Jahr zu. Die Vororte Rome-
ma, Talpiot, Beit Ha-Kerem und Rehavia
werden Anfang der 20er Jahre in schneller
Folge gegründet.
Landwirtschaftliche Siedlungen wie Ra-
mat Rachel und Neve Yakov wurden in der
unmittelbaren Nachbarschaft der Stadt
angelegt. 1925 wurde die hebräische Uni-
versität auf dem Scopus von Lord Balfour
eröffnet. Die Eingangsvorlesung hielt Al-
bert Einstein. Der Yishuv, die jüdische Ge-
meinschaft in Palästina, baute sich in die-
ser Zeit eine moderne Infrastruktur auf,
wobei das Prinzip, nur jüdische Arbeitneh-
mer in jüdischen Betrieben zu beschäfti-
gen, den Gegensatz zu den Arabern noch
weiter verschärfte.
Ausgehend von Streitigkeiten um Besitz-
ansprüche an der Klagemauer kam es
1929 erneut zu landesweiten blutigen Un-
ruhen der Araber gegen die Juden. Der
wachsende Antisemitismus in Europa ließ
in den 30er Jahren den Einwanderungs-
strom besonders aus Polen, nun aber auch
aus Deutschland, weiter anschwellen.
1936 versammelte sich in Jerusalem ein
Arab Higher Committee unter dem Mufti
al-Husseini als Interessenvertretung der
arabischen Seite. Die Araber führten den
Kampf gegen die Mandatsmacht anfangs

durch Streiks und Steuerverweigerung.
1936–39 brach ein gewaltsamer Aufstand
los, den die Araber zwar militärisch verlo-
ren, der die Briten aber letztlich wegen
des drohenden Zweiten Weltkriegs eine
araberfreundlichere Position einnehmen
ließ, zumal al-Husseini die Unterstützung
von Hitler-Deutschland suchte. Innerhalb
der jüdischen Bevölkerung begannen 
extremistische Gruppen nun ihrerseits ge-
waltsam gegen die britische Mandats-
macht vorzugehen. 1946 sprengte ein Ter-
roristenkommando unter dem späteren
israelischen Ministerpräsidenten Menachim
Begin einen Flügel des King David Hotels,
des Sitzes der britischen Verwaltung.
Der propagandistische Druck in Europa
und besonders aus den USA außerhalb
und die chaotisch werdende Lage inner-
halb Palästinas veranlassen die Briten zum
Rückzug. Großbritannien gab das Mandat
an die UNO, die ihrerseits einen auf frühe-
ren Plänen basierenden Teilungsplan aus-
arbeiten ließ. Neben einem arabischen
und einem jüdischen sollte es einem inter-
nationalisierten Teil um Jerusalem und
Bethlehem geben. Dieser Teil hätte bei ca.
300 qkm Größe 210 000 Einwohner ge-
habt, je zur Hälfte Juden und Araber. Bis
heute ist er Grundlage des internationa-
len Rechtsstatus der Stadt. Die jüdische
Seite nahm den Plan an, die arabische
lehnte kategorisch ab. Der Teilungsplan
löste erneut schwere Unruhen in der Stadt
und im ganzen Land aus. 55 Menschen
wurden in Jerusalem allein im Dezember
1947 von arabischen und jüdischen Terro-
risten bei Angriffen oder von Angegriffe-
nen in Notwehr getötet. Ein heftiger
Kleinkrieg tobte um die Zugangswege
nach Jerusalem von Westen. Die jüdischen
Teile Jerusalems wurden abgeschnitten
und die Wasserzufuhr zerstört. Die Briten
griffen kaum noch in die Kämpfe ein.

Jerusalem – geteilte Stadt

Sogleich als das Mandat der Briten am 
14. 5. 1948 erlosch, rief David ben Gurion
in West-Jerusalem den Staat Israel aus.
Der Staatsgründung folgte unmittelbar
der Angriff von Soldaten der arabischen
Nachbarstaaten auf die jüdischen Siedlun-
gen. Die israelischen Streitkräfte, die im
Verlauf der Kämpfe immer besser durch
Waffen aus den USA und Europa ausgerü-
stet wurden, erwiesen sich schnell den un-
zusammenhängend operierenden Geg-
nern als militärisch überlegen. Jerusalem
war ein Brennpunkt der Kämpfe, die jor-
danische Armee konnte zwar das jüdische
Viertel der Altstadt, den Norden und
Osten Jerusalems erobern oder halten
und den Westteil unter Artilleriebeschluß
nehmen. Der größte Teil der Stadt im
Süden und Westen gelangte in die Hand
der israelischen Truppen. Jerusalem wurde
sofort von der neuen israelischen Regie-
rung zur Hauptstadt Israels ausgerufen.
Ben Gurion erkannte die Gunst der Stun-
de. Die militärische Überlegenheit im Un-
abhängigkeitskrieg erlaubte, weit größe-
re Gebiete als im Teilungsplan vorgese-
hen, zu erobern und durch Flucht oder
Vertreibung der arabischen Bevölkerung
für jüdische Siedler freizubekommen. Im
September 1948 wurde der UNO-Vermitt-
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ler Graf Folke Bernadotte, der sich gegen
die beiderseitigen Vertreibungsaktionen
und für eine Rückkehr der Flüchtlinge aus-
gesprochen hatte, von jüdischen Terrori-
sten ermordet. Nach dem arabisch-israeli-
schen Waffenstillstand 1949 annektierte
König Abdallah von Jordanien mit dem
Westjordanland auch den Ostteil Jerusa-
lems. Das jüdische Viertel der Altstadt
wurde mit den Zeugnissen seiner Vergan-
genheit völlig zerstört. Wegen der völker-
rechtlich ungeklärten Lage wurden weder
die israelischen noch die jordanischen
Annexionen in Jerusaelm de jure von der
internationalen Staatengemeinschaft an-
erkannt. Jerusalem war danach eine ge-
teilte Stadt, durchschnitten von Mauern
und Stacheldraht, mit einem arabischen
Ostteil mit der Altstadt und einem jüdi-
schen Westteil.

Nach dem Sechs-Tage-Krieg

1965 wurde Teddy Kollek Bürgermeister
Westjerusalems. Wenig später veränderte
der israelische Sieg im Sechs-Tage-Krieg
seine Aufgabe von Grund auf. Plötzlich
hatte er die ganze Stadt zu verwalten. In
Jerusalem dauerte der Krieg nur drei
Tage, wobei die Eroberung der Altstadt
und des Tempelberges mit der Westmau-
er psychologisch-religiös von besonderer
Bedeutung waren. Ost-Jerusalem wurde
mit angrenzenden Gebieten unverzüglich
annektiert und mit dem Westteil zu Groß-
Jerusalem vereinigt. Dies stellt einen
Wendepunkt in der Geschichte Israels dar.
Aus jüdischer Sicht war es die Rückkehr
nach Jerusalem, für die fast 1900 Jahre
gebetet worden war. Der säkular-zionisti-
sche Staat wurde von einer auf Jerusalem
zentrierten Welle religiöser Spiritualisie-
rung erfaßt, die bis heute anhält. Das hei-
lige Jerusalem als ungeteilte Stadt im ei-
genen, alleinigen Besitz wurde zum weit-
verbreiteten Fixpunkt isrealischen Den-
kens. Jerusalem wurde als Spiegelstadt
dadurch aber auch immer mehr zum Sym-
bol arabisch-palästinensischer Identität
und arabisch-palästinensischen Selbstver-
ständnisses. Der Konflikt spitzte sich
damit auf Jerusalem und besonders den
Symbolort Felsendom zu. Die neuen
Schulbücher der autonomen palästinensi-
schen Schulverwaltung zeigen 1995 in
allen Fächern auf der ersten Innenseite
ein Bild des Felsendoms in Jerusalem. Hat
die neue Briefmarke der palästinensi-
schen Postverwaltung mit dem Motiv der
Grabeskirche den Wert 50 Fils, so hat die
Marke mit dem Felsendom den Wert 1000
Fils. Zwischen Marokko und Brunei zei-
gen Briefmarken islamischer Staaten den
Felsendom in Jerusalem als Zeichen isla-
mischer Ansprüche.

Bis heute eine unsichtbare Grenze

Der Jom Kippur-Krieg 1983 und der Golf-
Krieg 1990 hatten keine besonderen Aus-
wirkungen in Jerusalem. Die Stadt ist in-
zwischen auf über 600 000 Einwohner an-
gewachsen. Besonders für orthodoxe
Juden ist Jerusalem ein Ziel. Die 20köpfige
rechtsgerichtete Mehrheitskoalition im
Stadtrat wurde 1996 bereits durch eine
Mehrheit besonders religiöser Abgeord-

neter beherrscht, obwohl diese im Landes-
durchschnitt nur ca. 10 % der Wähler stel-
len. Die politische Stadtverwaltung wird
von den Arabern boykottiert, die Institu-
tionen bis hin zu den Blutbanken und
Krankenwagen sind weiterhin geteilt.
Jeder Besucher ist sogleich betroffen von
der Deutlichkeit der unsichtbaren Grenze,
die die Stadt durchschneidet.
Ist das junge Tel Aviv Israels Zentrum von
Lebendigkeit, Kunst, Kultur und des wirt-
schaftlichen Lebens, so ist Jerusalem, sieht
man einmal vom Torusimus ab, eher das
Zentrum der Spiritualität, der Gelehrsam-
keit, der religiösen Schulen. Immer war Je-
rusalem im jüdischen Leben, in Traditio-
nen und Brauchtum zu tief verankert, um
eine normale Stadt zu sein. Bei einer Trau-
ung wird ein Glas zerbrochen, um an die
Zerstörung des Tempels zu erinnern. Reli-
giöse Frauen lassen ein Teilchen ihrer Klei-
dung unfertig, Bauherren ein Eckchen
eines Neubaus unvollendet, Freude darf
nicht vollkommen sein, da der Tempel zer-
stört ist. Feste und immer wiederkehrende
Gebete erinnern ständig an das vor fast
2000 Jahren untergegangene Jerusalem.
In der Kunst und sogar auf Gebrauchsge-
genständen ist Jerusalem bevorzugtes
Motiv. Daher ist die Eroberung des Ostteils
der Stadt 1967 so bedeutsam, und die Ab-
wendung vom säkularen Zionismus und
Hinwendung zur Regligiosität gerade hier
so deutlich. Am Shabat, dem jüdischen
Feiertag in der Woche, erstirbt das Leben
in der Stadt außerhalb der arabischen
Viertel.
Die Altstadt in den osmanischen Mauern
Suleimans des Prächtigen umfaßt kaum
mehr als einen Quadratkilometer Fläche.
Nach der israelischen Inbesitznahme 1967
wurde ein neues jüdisches Viertel an der
Stelle des alten, nach 1948 zerstörten er-
richtet und das arabische Viertel vor der
Klagemauer sogleich geschleift. Heute
steht das arabisch-christliche Viertel unter
starkem Expansionsdruck der Muslime;
und offene oder verdeckte, immer aber
heftig umstrittene jüdische Landnahme,
oft auch staatlich gestützt und forciert,
gibt es in allen anderen Vierteln. Nationa-
listische jüdische Stadtpläne zeigen voll
Stolz, wieweit der Prozeß schon fortge-
schritten ist. Jeder Quadratmeter ist heftig
umkämpft, wie wiederkehrende Pressebe-
richte von der gewaltsamen Zerstörung
arabischer Wohnhäuser, von verdeckten
Kaufversuchen oder trickreichen Beset-
zungen unterstreichen.

Um die Altstadt ein fast geschlosse-
ner Ring jüdischer Viertel

Um die Altstadt wie auch das arabische
Ostjerusalem liegt inzwischen ein fast ge-
schlossener Ring jüdischer Stadtviertel.
Fast jeder jüdische Gesprächspartner be-
tont die Unverzichtbarkeit und die einzig-
artige Bedeutung des Besitzes von ganz
Jerusalem für die Juden, fast jeder arabi-
sche Gesprächspartner die Unmöglichkeit
eines Friedens ohne arabischen Anteil an
der Stadt. Im ehemals arabischen Ostteil
bzw. Umland liegen die neuen jüdischen
Siedlungen Maale Adumim und East Tal-
piot im Osten, im Norden Atarot, Neve
Yakov, French Hill und Ramot, im Süden

Gilo. Sehr breite Straßen begrenzen und
kontrollieren die arabischen Viertel und
verhindern zusammen mit Bau- und Mo-
dernisierungsrestriktionen den Ausbau
des arabischen Wohnraums in der Stadt.
Die Gesamtbevölkerung stieg nach 1967
bis heute auf über 600 000 Einwohner an.
Im ehemals arabischen Ostteil leben heute
schon neben 150 000 zur Minderheit ge-
wordenen Arabern 165 000 jüdische Be-
wohner. Bei einer Geburtenrate von ca.
40/Tsd. der orthodox-jüdischen Einwoh-
ner, gegenüber ca. 24/Tsd. der Araber und
18/Tsd. der säkularen Israelis und einen
ständigen starken Zuzug der ersteren und
Abwanderung der anderen Gruppen ver-
schiebt sich das Gewicht zugunsten der or-
thodox-religiösen Gruppen ständig in der
Stadt. Religiöse Vorschriften werden
daher immer mehr auch zu staatlich
durchgesetzten Regeln für alle. Heftige
Auseinandersetzungen um Werbeplakate
oder Veranstaltungen und Fahrverbote
am Shabat waren in der Vergangenheit
die Folge.

Nach wie vor ist der Status ungeklärt

Zu Recht ist Israel stolz auf hervorragende
Museen wie das Israel-Museum und das
Rockefeller-Museum und die Bildungsein-
richtungen der Stadt, besonders die He-
bräische Universität. Vieles davon ist
durch Unterstützung aus aller Welt errich-
tet, wie die Fülle der Hinweistafeln auf die
Spender zeigt. Die Stadt ist aus eigener
Kraft nicht so entwicklungsfähig. Indu-
strie gibt es wenig, Schwerindustrie ist gar
nicht zugelassen. Diamantschleiferei, Zi-
garetten- und Elektroindustrie, Pharma-
zie- und Glasprodukte und natürlich der
Tourismus sind die wichtigsten Wirt-
schaftszweige in der Stadt, neben der
staatlichen Verwaltung. Die internationa-
le Staatengemeinschaft hielt zwar immer
an der UNO-Fiktion eines Sonderstatus
der Stadt fest. Fast alle Botschaften blie-
ben in Tel Aviv oder siedelten sich dort an.
Faktisch aber ist Israels Hauptstadt in Jeru-
salem. Staatspräsident, Parlament und Re-
gierung haben hier ihren Sitz. Die UNO-
Vollversammlung forderte 1980 den Rück-
zug aus den besetzten Gebieten und aus
Ost-Jerusalem, woraufhin das israelische
Parlament ausdrücklich Gesamt-Jerusa-
lem, einschließlich des Ostteils, zur Haupt-
stadt Israels erklärte. Der Status blieb aber
bis heute international ungeklärt. Das
Programm von Staatsbesuchen in Israel
und Kontakte zu palästinensischen Ein-
richtungen in Jerusalem sorgen immer
wieder für protokollarische Verstimmun-
gen. Auch kleinere Enteignungen arabi-
scher Landbesitzer haben sofort interna-
tionale Spannungen und Reaktionen der
arabischen Staaten zur Folge, wie im Mai
1995.
Nur wenige Araber geben bei den Stadt-
ratswahlen ihre Stimme ab, die meisten
erkennen die Wahlen nicht an und boy-
kottieren sie, um die Ablehnung der An-
nexion zu verdeutlichen. Die arabischen
Stadtviertel haben dementsprechend weit-
gehend eigene Strukturen. In den Verein-
barungen von Oslo zwischen Israel und
der Führung der palästinensischen Araber
sollte die Jerusalem-Frage erst zu einem
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späteren Zeitpunkt in Verhandlungen ge-
klärt werden. Der israelische Ministerprä-
sident Rabin und Palästinenserführer
Arafat sollen einer Einigung nahe gewe-
sen sein, als Rabin von einem rechtsextre-
mistischen jüdischen Terroristen ermordet
wurde. Nach den Selbstmordattentaten
palästinensischer Terroristen gegen die
Einwohner von Jerusalem und Tel Aviv im
Frühjahr 1996 wurde die Stadt aus Sicher-
heitsgründen und als Kollektivstrafe von
seinem arabischen Umland abgeschnitten.
Arabern war das Betreten verboten, wie
vorher schon oft und für viele Palästinen-
ser schon sehr lange. Der Konfrontations-
kurs der neuen nationalistischen Regie-
rung Netanjahu nach dem knappen Wahl-
sieg der rechten Parteien im Frühjahr 1996
führte im Herbst des Jahres nicht nur zu
gewaltsamen Unruhen in den palästinen-
sischen Städten, sondern sogar auf dem
Tempelberg selbst.

Bei so viel Vergangenheit
hat es die Zukunft schwer

Die enge Verschränkung von Mythos und
Geschichte und die Herrschaft der Vergan-
genheit über die Gegenwart erschwert
zukunftsorientiertes Handeln in der Stadt.
Auf jüdischer wie auf arabischer Seite
wird die Einstellung zum Thema „Jerusa-
lem“ vielfach geprägt nicht nur von Ge-
genwartsanalysen und Zukunftsvisionen,
sondern eben vor allem auch von Mytho-
logisierung und traumatisierenden Erfah-
rungen der Vergangenheit. Bei den Juden
sind es der religiös begründete Anspruch
auf Großisrael und die Übertragung der
Geschichte der Verfolgung, der Shoa auf
das Gefühl einer allgegenwärtigen Bedro-
hung durch den palästinensisch-arabi-
schen Konfliktpartner. Das führt zu Ver-
ständnis- und Verständigungsunfähigkeit
und der Neigung, das Heil in einer Politik
augenblicksbezogener militärischer Stär-
ke und Kompromißlosigkeit zu sehen. Das
arabische Gegenstück setzt bei dem trau-
matischen Ereignis von 1099, der Erobe-
rung Jerusalems durch die Kreuzfahrer, an
und der Erfahrung fehlender Souveränität

bis in die Gegenwart. Danach ist das Stre-
ben nach Souveränität Heiliger Krieg; ein
nicht-muslimischer Staat darf nicht in
einem Gebiet existieren, das Kerngebiet
des Hauses des Islam ist, und dies gilt be-
sonders für die Heilige Stadt Jerusalem. So
wie Saladin seinerzeit die Rückeroberung
Jerusalems gelang, so muß dies auch für
seine heutigen Erben die Verpflichtung
für die Zukunft sein.
Sicherlich denkt weder die Mehrheit der
jüdischen noch die Mehrheit der palästi-
nensischen Bewohner Jersusalems in solch
fanatisch-fundamentalistischen Katego-
rien, das Lager des Friedens ist nicht klein,
wenn es auch in Tel Aviv größer ist als in
Jerusalem. Daß diese „psychologische
Komponente“ auf beiden Seiten aber
über großen Einfluß verfügt, wird jedem
aufmerksam kundigen Besucher Jerusa-
lems an einer Vielzahl jüdischer und arabi-
scher Symbole in der Stadt, einer Vielzahl
von Äußerungen und Handlungen im All-
tag unmittelbar deutlich.
Eine zweite Besonderheit Jerusalems liegt
in der herausragenden Bedeutung der
heiligen Stätten. Es gibt eine ganze Reihe
„heiliger Städte“ auf der Welt. Benares
oder Rom wären typische Beispiele. Keine
andere ist aber gleich drei Religionen hei-
lig, und dieser Aspekt einer „dreifachen
Heiligkeit“ scheint mit dem wachsenden
Gewicht des Faktors Religion in der Re-
gion zumindest auf jüdischer und musli-
mischer Seite an Bedeutung zuzunehmen.
In keiner anderen Stadt wurde und wird
so erbittert um „heiligen Boden“ ge-
kämpft. Und man kann sicherlich ohne
Übertreibung sagen: Am künftigen politi-
schen Status von ein paar Quadratkilome-
tern Jerusalemer Altstadt kann sich der
nahöstliche Friedensprozeß entscheiden.
Die Frage ist, ob es gelingt, einen Kom-
promiß zu erreichen über die Verwaltung
der arabischen Viertel und über die palä-
stinensische politische Repräsentanz in
der Stadt, und sei es in einigen Teilen,
oder ob eine arabisch-islamische Frontstel-
lung gegenüber Israel weiterbesteht mit
der Möglichkeit, erneut zu Konflikten zu
führen. Mehr als 80 Pläne zur Zukunft Je-

rusalems sind entwickelt und veröffent-
licht. Über keinen wird zur Zeit verhan-
delt.

Immer schon eine multikulturelle
Stadt

Drittens zeigt Jerusalem wie in einem
Brennspiegel positive Möglichkeiten und
Gefährdungen multikultureller Gesell-
schaften auf. Allen wie auch immer for-
mulierten „Alleinvertretungsansprüchen“
zum Trotz: die Stadt Jerusalem ist in ihrer
ganzen langen Geschichte immer eine
multikulturelle Stadt gewesen. Allerdings
bringen multikulturelle Gesellschaften
neben der Bereitschaft zum inklusiven
Ausgleich verschiedener Kulturen, der
den anderen einschließt, meistens auch
ihr Gegenteil hervor; die Neigung zur Aus-
grenzung anderer, zu exklusivem Denken
und Handeln. In der Geschichte Jerusa-
lems überwiegt bei nüchterner Betrach-
tung die exklusive Tendenz, obwohl der
Historiker immer wieder Beispiele für in-
klusives Denken schon seit der Zeit der
Propheten der hebräischen Bibel aufzei-
gen kann. Immer auch wechselten Pe-
rioden der Unduldsamkeit mit jenen der
Verständigung. Inklusives, tolerantes Han-
deln und Denken hat sich dabei nicht nur
als das moralisch edlere, sondern auch als
das politisch klügere Verhalten erwiesen.
Langfristig kann nur ein Ausgleich das
Überleben aller sichern. Ob amerikani-
scher Druck, eine amerikanische Vermitt-
lung in der noch viel schwierigeren Jerusa-
lem-Frage wie in Hebron Anfang 1997
einen Kompromiß erreichen kann und ob
gegebenenfalls ein so gearteter Vertrag
überhaupt als Kompromiß von den bei-
den Völkern akzeptiert würde, ist völlig
offen. Für zu viele ist dieser Frieden zu
wenig friedlich. Das Zentralproblem Jeru-
salem bleibt zur Zeit ausgeklammert, und
so ist die vereinigte Stadt zugleich geteilt
und die Stadt des Friedens auch weiterhin
eine Stadt des Hasses und des gegenseiti-
gen Mißtrauens. Darum sei am Ende hier
ein uralter biblischer Satz zitiert: Wir wün-
schen Jerusalem Frieden!
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Wirtschaftskraft und Slums

Bombay: Polarisierung in Indiens 
größter Stadt 
Von Jürgen Clemens

112

Diplom-Geograph Jürgen Clemens ist wis-
senschaftlicher Mitarbeiter am geographi-
schen Institut der RWTH Aachen und eh-
renamtlicher Mitarbeiter des Südasien-
büro in Essen.

Indiens Bevölkerung konzentriert sich zu-
sehends in Groß- und Millionenstädten.
Diese Entwicklung ist kennzeichnend für
den südasiatischen Raum, und darüber
hinaus ist eine solche Wachstumsdynamik
typisch für Entwicklungsländer. Dezentra-
lisierungsmaßnahmen mit Städteneu-
gründungen greifen zumeist nicht. Bom-
bay, am bedeutendsten Naturhafen der
indischen Westküste gelegen, ist inzwi-
schen die größte Stadt Indiens, mit enor-
mem Zuwachs, mit großer Wirtschaftsdy-
namik, zugleich mit ausgedehnten Slum-
Vierteln und „Siedlungen“ am Straßen-
rand. Zugleich stellen die Slums aber auch
bedeutende Produktionsstätten im sog.
informellen Sektor der Wirtschaft dar.
„Sanierungen“ der Slums übersehen das
zumeist. Erfolgreicher sind Eigeninitia-
tiven der Slum-Bewohner, unterstützt
von Nichtregierungsorganisationen. Es
zeigt sich dabei: Slums sind keine Gebiete,
es sind Menschen. Red.

Eine Stadt der tausend Facetten

Südasien ist weltweit eine der Regionen
mit dem stärksten Städtewachstum und
gilt als ein kaum erschlossener Wachs-
tumsmarkt, der noch im Schatten der asia-
tischen „Tiger“ und Chinas steht. Doch die

bisherige wirtschaftliche Entwicklung
konzentriert sich auf einige wenige „Me-
gastädte“. Weite Teile der Bevölkerung
suchen dort ihr Auskommen, sind jedoch
meist auf ihre eigenen Kräfte und Fähig-
keiten angewiesen. Sind Indiens Städte
nun „Fluch oder Segen“? Für Indiens Wirt-
schaftsmetropole Bombay soll dieser
Frage am Beispiel der Regionalentwick-
lung und der innenstädtischen Woh-
nungsproblematik nachgegangen wer-
den.
Klassisch ist Bombay das „Tor zur Welt“,
das sich auch baulich im Gateway of India
festmachen läßt, dem Triumphbogen zu
Ehren des englischen Königs George V.
Mit dem wirtschaftlichen und industriel-
len Aufstieg wurde Bombay zum „indi-
schen Manchester“ und zur „Finanzme-
tropole Indiens“ (Harris 1995). Mittlerwei-
le ist die Megastadt ein „aufstrebendes
globales Zentrum“, das zunehmend in die
arbeitsteilige Weltwirtschaft eingebun-
den wird (ebd.).
Bombay wird auch als „Manhattan der
Dritten Welt“ (Vijapurkar 1990a) bezeich-
net, und ist als „all-indische Stadt“ (Der
große Polyglott 1981/82) mit ihren zahllo-
sen Migranten aus ganz Indien ein
Schmelztiegel verschiedenster Kulturen
des Subkontinents. Hier findet man eben-
so die Welt der „Stadtneurotiker“ (Suraiya
1993) und Yuppies wie auch die größten
Slums Asiens, die der Stadt den Namen
„Slumbai“ geben (Warning 1994).
In den Augen urbaner Gesellschaftsschich-
ten Indiens bietet Bombay den einzigen

Platz zur Entfaltung individueller Freihei-
ten (McCarry 1995). Auch die Migranten
und Slumbewohner verbinden mit dieser
Stadt vermeintliche Freiheiten wie die, aus
der Enge der Kastenstrukturen des ländli-
chen Indiens auszubrechen und die Hoff-
nung auf Arbeit und Einkommen. Aus ver-
schiedensten Perspektiven wird Bombay
somit zu „Indiens Hauptstadt der Hoff-
nung“ (ebd.).

Indiens größte Megastadt vor 
Kalkutta, Delhi und Madras

Indiens Bevölkerung konzentriert sich zu-
sehends in Groß- und Millionenstädten.
Deren Bevölkerung wuchs zwischen den
Volkszählungen von 1981 und 1991 dop-
pelt so schnell wie die ganz Indiens (46,9
zu 23,6 %), in den Millionenstädten sogar
um 67,8 Prozent. Das absolute Bevölke-
rungswachstum auf dem Land übertraf
mit 103,3 Millionen Menschen jedoch das
aller Städte um das 1,8-fache. Somit ist In-
dien trotz seiner 33 Millionenstädte bei
einer Verstädterungsquote von rund 27
Prozent noch immer „ein Land der Dör-
fer“ (Gödde 1996).
Die indischen Groß- und Millionenstädte
weisen seit der Unabhängigkeit eine für
Entwicklungsländer typische enorme Ent-
wicklungsdynamik auf. Bronger (1996a)
bezeichnet diesen Prozeß als „Megapoli-
sierung“, der mit der Konzentration der
Bevölkerung sowie ökonomischer und ad-
ministrativer Funktionen die Phasen des
stärksten Städtewachstums in Europa und
Nordamerika weit übertrifft. Megastädte
sind nach Bronger, abweichend von der
Definition der Vereinten Nationen von 10
Millionen Einwohnern, alle Städte mit
mehr als 5 Millionen Einwohnern und
einer Einwohnerdichte von mindestens
2000 Einwohner je Quadratkilometer. In-
dien weist mittlerweile vier von weltweit
36 Megastädten auf, Bombay, Kalkutta,
Delhi und Madras, wobei Bombay seit der
letzten Volkszählung die größte Stadt In-
diens ist. Jedoch zeigt Delhi die größte
Entwicklungsdynamik in der Nachkriegs-
zeit (vgl. Tab. 1).

Bombay: der beste Naturhafen an der indischen Westküste. Aufnahme: dpa

Tab. 1: Bevölkerungsentwicklung der 
indischen Megastädte.

Einwohner Einwohner-
(Mio.) entwicklung

1941 = 100

1981 1991 1941–1991

Bombay 8,243 12,596 256
Calcutta 9,194 11,022 115
Delhi 5,729 8,419 385
Madras 4,289 5,422 217
Quellen: Census of India 1991, in Gödde 1996; Bronger
1993.
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Der beste Naturhafen an Indiens
Westküste

Bombays heutige Bedeutung als Wirt-
schaftszentrum Indiens geht zurück auf
seine Lagegunst als bester Naturhafen
entlang der gesamten indischen Westkü-
ste. Der Hafen in der Bucht des Thane
Creek ist einfach zu erreichen und gegen
die Stürme während des Monsun ge-
schützt. Bombays Hinterland ist jedoch
aufgrund des Gebirgszugs der Westghats
nur mit großem Aufwand zu erschließen.
Die Lagegunst Bombays nutzten portugie-
sische Seefahrer, die hier einen Stützpunkt
errichteten, nachdem sie 1510 das südlich
benachbarte Goa erobert hatten. Auf des-
sen Terrain mit sieben Inseln und Marsch-
land hatten bis dahin einige Fischerge-
meinden der Koli-Kaste gesiedelt. Der Sul-
tan von Gujarat schenkte den Portugiesen
1534 einen Teil des heutigen Bombay.
Diese gaben den Hafen im Jahr 1661 an-
läßlich der Hochzeit der Schwester des
portugiesischen Königs, Katharina von
Braganza, als Mitgift an den englischen
König Charles II.
Das englische Königshaus verpachtete
den Besitz ab 1668 an die englische Ostin-
dienkompanie, die anschließend den
Hafen ausbaute, befestigte und die Inseln
miteinander verband. Später verlegte sie
nach wiederholten Überfällen der Ma-
rathen ihren Hauptsitz von Surat, dem
alten Handelszentrum Gujarats, nach
Bombay. Diese Verlagerung zog auch indi-
sche Händler und Geschäftsleute mit, ins-
besondere Parsen, die 1670 den ersten
„indischen“ Stadtteil Bombays gründeten.
Sie kooperierten mit den Engländern und
konnten sich als erfolgreiche Unterneh-
mer etablieren, da sie nicht durch Kasten-
vorschriften auf bestimmte Berufe und
Tätigkeiten festgelegt waren.

Der wirtschaftliche Aufschwung 
in der britischen Zeit

Bombays wirtschaftlicher Aufschwung
wurde durch den kolonialen Straßenbau
über die Westghats sowie durch den Ei-
senbahnbau ab 1853 begünstigt. Das wirt-
schaftliche Einzugsgebiet wurde bis weit
nach Nord- und Zentralindien ausge-
dehnt, und insbesondere die Baum-
wollanbaugebiete des Dekhan konnten
erschlossen werden. So begann 1854 die
industrielle Baumwollverarbeitung in
Bombay. Dieser Industriezweig profitierte
von Lieferengpässen für die englische
Tuchindustrie infolge des amerikanischen
Sezessionskrieges (1861–65) und blieb bis
in die Gegenwart bedeutend. Die Eröff-
nung des Suez-Kanals (1869) verkürzte
den Seeweg zum englischen „Mutter-
land“ enorm, und nach der Verlegung der
Kolonialverwaltung von Kalkutta nach
Delhi (1911) wurde Bombay zum bevor-
zugten Hafen und zum „Tor zu Indien“.
Aufgrund der günstigeren Transportko-
sten des verkürzten Seewegs wurden je-
doch überwiegend englische Produkte
nach Indien eingeführt, und die britische
Zoll- und Wirtschaftspolitik verhinderte,
mit nur wenigen Ausnahmen, die industri-
elle Entwicklung Indiens. Eine eigenstän-
dige Industrie wurde erst während der

beiden Weltkriege vor allem durch indi-
sche Geschäftsleute aufgebaut. Indien
blieb noch lange ein Agrarland, und die
Ausfuhren beschränkten sich vor allem
auf Gewürze, Tee, Baumwolle und Jute
sowie einfache Textilien.
Im Verlauf der Kolonialzeit entwickelte
sich Bombay jedoch zu einem wichtigen
Handelszentrum, zur Universitätsstadt
sowie zum Verwaltungssitz der sogenann-
ten Bombay Präsidentschaft. Deren Terri-
torium wurde erst 1960 in die Bundesstaa-
ten Gujarat und Maharashtra aufgeteilt,
und Bombay ist seither Hauptstadt von
Maharasthtra. Dieser Entscheidung ging
ein Streit der Bundesstaaten voraus, die
beide historische und kulturelle An-
sprüche auf Bombay erhoben. Ein zwi-
schenzeitlicher Kompromiß sah vor, die
Stadt mit ihrem Umland als sogenanntes
Unionsterritorium unmittelbar unter die
Kontrolle der Zentralregierung in Delhi zu
stellen. Schließlich wurde Ahmedabad,
der ehemalige Sitz der Sultane von Guja-
rat, zu dessen neuer Hauptstadt ausge-
baut und der Streit beigelegt. Bombay hat
auch für die Unabhängigkeitsbestrebun-
gen Indiens eine große Bedeutung, hier
wurde 1885 der Indische Nationalkon-
gress gegründet.

Ethnische und religiöse Konflikte

Aufgrund der religiösen Toleranz der Bri-
ten gilt die Kolonialzeit als „kosmopoliti-
sche“ Phase (Steche 1980). Bombay wurde
zum bevorzugten Migrationsziel für Men-
schen aus Gesamtindien, insbesondere für
Südinder und Muslime sowie für Minder-
heiten wie Parsen oder Christen. Mittler-
weile haben die Marathen in ihrer eige-
nen Hauptstadt demographisch an Bedeu-
tung verloren, Marathi-Sprechende hat-
ten 1961 einen Bevölkerungsanteil von
etwa 43 Prozent (Nissel 1977). Probleme
der regionalen, d.h. sprachlichen und
landsmannschaftlichen Identität wurden
in den späteren Dekaden immer wieder
bestimmend für die Kommunalpolitik Ma-
harashtras und Bombays.
Die Republik Indien versteht sich als säku-
larer Staat, der keine Religionsgruppe ex-
plizit bevorzugt oder gar eine Staatsreligi-
on eingeführt hat. Doch auch im toleran-
ten Bombay kam es in den 1980er und
’90er Jahren mehrfach zu ethnisch und re-
ligiös begründeten Konflikten. Insbeson-
dere die Ende der 1960er Jahre von dem
Politiker Bal Thakaray gegründete hindu-
nationalistische Partei Shiv Sena (Armee
„Shivajis“; vgl. Südasien 4–5/92) tritt in
Bombay vor allem mit pro-marathischer
und anti-muslimischer Propaganda auf.
Sie stellte von 1985 bis 1992 und wieder
seit 1995 den Bürgermeister Bombays.
Eines ihrer Ziele ist es, den Zuzug südindi-
scher und muslimischer Migranten zu
stoppen beziehungsweise die Stadt gene-
rell von illegalen Zuwanderern „zu säu-
bern“. Die Shiv Sena wird auch für ge-
walttätige Ausschreitungen gegen Musli-
me verantwortlich gemacht, die ihren bis-
herigen Höhepunkt in den offiziell noch
ungeklärten Bombenanschlägen von 1992
und 1993, nach der Zerstörung der Babri
Moschee in Ayodhya fanden (vgl. Süd-
asien 2–3/96).

Bombays Umbenennung in Mumbai
als Streit um politische Inhalte

„Durch Mumbai wird die letzte Spur des
britischen Imperialismus getilgt und der
ursprüngliche Name wieder hergestellt“ –
so wird Mohan Joshi, Chefminister des
Bundesstaates Maharashtra 1995 zitiert
(Hamburger Abendzeitung, 23. 8. 95).
Diese Entscheidung zur Umbenennung
der Stadt ist der Abschluß eines etwa
15jährigen Prozesses, der vom Anführer
der Shiv Sena, Bal Thakaray, initiiert
wurde, um im Namen wieder den ver-
meintlich marathischen Charakter dieser
Stadt auszudrücken.
Zur Entstehung der Namen gibt es jedoch
zwei Traditionen. Der Name Mumbai wird
auf eine Göttin der Koli-Fischer zurückge-
führt, Mumbadevi, die dort verehrt
wurde. Andererseits gilt „Bombay“ als ko-
lonialer Name der Briten, der vom portu-
giesischen Ausruf Bom Bahia (gute Bucht)
abgeleitet wird. Die erste Erklärung läßt
sich kaum mit historischen Quellen bele-
gen. Vielmehr wird Thakarays pro-mara-
thische Kampagne als politisches Ablen-
kungsmanöver gewertet, um von ausge-
bliebenen Erfolgen seiner Partei abzulen-
ken. Das Hauptargument der Umbenen-
nung, die marathische Tradition der Sied-
lung, wird von seinen Kritikern entkräftet,
da die wirtschaftliche Bedeutung Bom-
bays hauptsächlich auf andere Bevölke-
rungsgruppen, wie die Parsen, zurückzu-
führen ist. Zudem ist die Stadtentwicklung
erst durch die Baumaßnahmen der Briten
eingeleitet worden. Anstatt die eigene
Geschichte zu verarbeiten, werde sie ein-
zig für ungeschehen erklärt (Sanghvi
1996). Im Alltag wird der neue Name
Mumbai mittlerweile immer häufiger im
offiziellen wie auch alltäglichen Sprach-
gebrauch verwendet, wobei sich die Be-
wohner aber weiterhin als Bombayites
verstehen.

Die Wirtschaftskraft Bombays 
übt eine starke Sogwirkung aus

Bombay ist neben seiner Funktion als Han-
dels- und Verwaltungszentrum einer der
wichtigsten Industriestandorte Indiens.
Neben der traditionellen Baumwoll- und
Textilindustrie sind seit der Unabhängig-
keit die Branchen Maschinen- und Fahr-
zeugbau, Elektrotechnik und Elektronik
sowie die Petrochemie ausgebaut wor-
den. Der Hafenstandort hat insbesondere
die Weiterverarbeitung von Rohstoffen
und Halbfertigwaren sowohl für den Ex-
port wie auch den Import begünstigt. Da-
neben erhielt Bombay ein Atomkraftwerk
und wurde Standort für vielfältige For-
schungseinrichtungen.
Ausdruck dieser Entwicklung ist letztlich
ein starkes Entwicklungsgefälle sowohl
auf der Ebene der Republik Indien wie auf
der des vergleichsweise wohlhabenden
Bundesstates Maharashtra. Ein dem Brut-
toinlandsprodukt /BIP vergleichbarer indi-
scher Wohlfahrtsindikator zeigt, daß
Bombay den gesamtindischen Mittelwert
um nahezu das Elffache und den des Bun-
desstaates Maharashtra um gut das Neun-
fache übertrifft (Daten für 1985; Bronger
1994). Somit übersteigt die ökonomische
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beziehungsweise funktionale Vorrang-
stellung Bombays die rein demographi-
sche um ein Vielfaches. Gegenüber 12,6
Prozent der Bevölkerung Maharashtras
weist Groß-Bombay (Greater Bombay)
etwa 41 Prozent aller Beschäftigten in
Mittel- und Großbetrieben des formalen
Sektors auf, etwa 70 Prozent aller Tele-
phonanschlüsse sowie weit überpropor-
tionale Ausstattungen bei Bildungs- und
Gesundheitseinrichtungen (Bronger 1993;
1994).
Diese Wirtschaftskraft übte auf das ge-
samte „Hinterland“ eine starke Sogwir-
kung mit hohen Wanderungsgewinnen
für Bombay aus. Von einem solchen brain
drain, wenn vor allem ausgebildete junge
Männer eine Region verlassen, sowie der
industriellen und gewerblichen Überkon-
zentration in der Megastadt werden „ne-
gative Kontereffekte“ im Umland erwar-
tet und in einzelnen Regionen auch empi-
risch nachgewiesen.
An den Strategien, die in der jüngeren
Vergangenheit entwickelt wurden, um
diese Disparitäten zumindest annähernd
auszugleichen, hat sich eine kontroverse
Diskussion entwickelt. So wird dem Argu-
ment von der Metropole als „Parasit des
Umlandes“ entgegengehalten, daß allein
Bombay Mitte der 1980er Jahre mehr als
ein Viertel der gesamtindischen Einkom-
menssteuer aufgebracht hat und somit
erst die Mittel für den politisch geforder-
ten Regionalausgleich zur Verfügung
stellte (Bronger 1993).

Das Konzept einer dezentralen 
Entwicklung war wenig erfolgreich

Die Politik der flächenhaften oder zumin-
dest regional auf ausgewählte „Wachs-
tumspole“ konzentrierten Wirtschaftsför-
derung ist in Maharashtra jedoch weitge-
hend erfolglos geblieben. Nur vier von ins-
gesamt 18 Fördergebieten weisen mittler-
weile eine Entwicklung auf, von der Im-
pulse für deren Umland ausgehen. Dies
sind insbesondere Städte mit günstigen
Verkehrsverbindungen nach Bombay, die
auch von Restriktionen für bestimmte Be-
triebsarten in Bombay profitieren (Stang
1984; Bronger 1993; Harris 1995). Die Do-
minanz Bombays als Wirtschaftsmetropo-
le konnte mit diesen Maßnahmen nicht
wesentlich reduziert werden.
Die Entwicklung der 1970er und ’80er
Jahre zeigte aber auch Anzeichen einer
allmählichen Verlagerung von Industrie-
betrieben aus der eigentlichen Metropole
in das nähere Umland, vor allem nach
Thane. Sowohl die Beschäftigtenzahlen
wie auch die Wachstumsraten der Produk-
tion in mittleren und großen Industriebe-
trieben des formalen Sektors in Bombay
sanken in diesen Jahrzehnten. Für den
nicht registrierten, „informellen“ Sektor
wird dagegen für 1978 bis 1987 ein Be-
schäftigtenwachstum von 160 Prozent ge-
schätzt (Harris 1995). So hat die räumliche
Verlagerung in das Umland wie auch die
zunehmende Marginalisierung der Pro-
duktion in Klein- und Kleinstbetrieben die
industrielle Struktur in der Metropole
Bombay verändert.
In Thane kam es zu Konzentrationsansät-
zen von Schlüssel- oder Wachstumsbran-

chen, die für die neue liberale Wirtschafts-
politik Indiens seit 1991 eine große Bedeu-
tung haben. In Bombay selber verbleiben
zu einem großen Teil ältere und oft un-
produktive Anlagen, die aufgrund staatli-
cher Auflagen bisher weder geschlossen
noch verlagert werden konnten. Im Ex-
tremfall übersteigt der Immobilienwert
der Betriebe den des abgeschriebenen
Anlagekapitals. Solche Betriebe werden
meist in Staatsbesitz übernommen und als
sick industries (sterbende Betriebe/Bran-
chen) bezeichnet. Neue, produktivere
Branchen finden jedoch keine ausreichen-
den Flächen für ihre Ansiedelung oder Er-
weiterung.
Die industrielle Verlagerung ist demnach
weniger eine planmäßige Dezentralisie-

rung, sondern vielmehr eine „regellose
Ausbreitung“ der Agglomeration (Stang
1984). Um das „Ersticken Bombays im ei-
genen Wachstum“ (ebd.) abzuwenden,
wurden als Weiterentwicklung des Wachs-
tumspolekonzeptes multifunktionale Ge-
genpole oder Satellitenstädte im unmit-
telbaren Einzugsbereich der Metropole
geplant. Diese sollen neben Industriean-
siedlungen auch hochrangige Verwal-
tungseinrichtungen erhalten und zumin-
dest einen Teil des erwarteten Bevölke-
rungswachstums aufnehmen. Hiermit
wird angestrebt, sowohl die funktionale
wie auch demographische Vorrangstel-
lung Bombays zu reduzieren. Beispiele
hierfür sind Kalyan, nordöstlich von
Thane, sowie Neu Bombay (New Bombay;

Abb. 1: Bombays Bevölkerungsentwicklung und räumliche Ausdehnung

Quelle: D. Bronger, 1993. Ergänzt nach Census of India 1991. 
Entwurf und Zeichnung: J. Clemens, 1996.
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Abb. 1) auf dem Ostufer des Thane Creek,
die geplante „Zwillingsstadt“ für etwa
zwei Millionen Einwohner. Deren Ent-
wicklung wurde 1967 durch eine staat-
liche Planungsgesellschaft begonnen.
Bis in die 1990er Jahre wird Neu Bombay
den Zielen eines multifunktionalen Ge-
genpoles aber nicht gerecht. Der Zensus
von 1991 weist gegenüber dem Ziel von
einer Million nur rund 350 000 Einwohner
aus. Demgegenüber hat sich die Bevölke-
rung Kalyans nach 1981 etwa verfünffacht
(Abb. 1), und in der dortigen Mittel- und
Großindustrie wurden mehr als 100 000
neue Arbeitsplätze geschaffen (Bronger
1993). Probleme bei der Erschließung und
Entwicklung Neu Bombays gehen vor
allem auf die lange Zeit mangelhafte
Verkehrsanbindung an Bombay-City zu-
rück. Die erst 1972 und 1992 fertiggestell-
ten (einspurige) Straßen- und Bahn-
brücken sind aber unbedingte Vorausset-
zungen für die geplante Umsiedelung von
Großhandelsbetrieben und arbeitsintensi-
ven Verwaltungseinrichtungen. Vorhan-
dene Entwicklungspotentiale werden
zudem durch die mangelnde Kooperation
verschiedenster Verwaltungseinrichtun-
gen behindert. So wurde das Parlament
von Maharashtra entgegen ursprüng-
licher Pläne noch nicht nach Neu Bombay
verlagert, einzig nachgeordnete Behör-
den wurden dorthin umgesiedelt (Prasad
1992). Zeitgleich wurden an der Küste im
Süden von Bombay-City neue Flächen zum
Bau zusätzlichen Büroraums aufgeschüt-
tet, das Projekt Nariman Point.
Kritiker vermuten deshalb, daß Neu Bom-
bay auf absehbare Zeit kaum mehr als
eine weitere Schlafstadt im Umland der
Metropole bleiben wird. Nach Einschät-
zung von J.B. D’Souza, einem ehemaligen
Planer, ist die Planung für Neu Bombay
der Realität noch um 30 bis 40 Jahre vor-
aus. Er plädiert dafür, Entwicklungsmaß-
nahmen auf den Ausbau schon vorhande-
ner Strukturen zu konzentrieren, anstatt
auf der „grünen Wiese“ alles neu zu
schaffen. Dagegen sind die verantwortli-
chen Planer optimistisch und verweisen
auf die bisher schon geschaffenen 60 000
Arbeitsplätze, die durch geplante Restrik-
tionen für bestimmte Branchen in Bom-
bay auf 300 000 gewerbliche Arbeitsplät-
ze und weitere 400 000 im Dienstlei-
stungssektor aufgestockt werden sollen
(Prasad 1992).

Auf dem Wege zu einem globalen
Zentrum?

Entgegen den flächenhaften Förderstra-
tegien im Bundesstaat Maharashtra bleibt
somit festzuhalten, daß sich insbesondere
private Investoren weiterhin an den Lage-
vorteilen der Metropole und der Agglo-
meration Bombays orientieren. Sie neh-
men dabei auch vorhandene Agglomera-
tionsnachteile, wie die problematische
Wasserver- und -entsorgung und die man-
gelhafte Verkehrsinfrastruktur, in Kauf.
Zudem wurde die gesamte Bombay Me-
tropolitan Region durch die staatliche
Wirtschaftsförderung besonders bevor-
zugt und ihre Dominanz letztlich gestärkt.
Zwischen 1961 und 1985 wurden dort
mehr als 40 Prozent aller staatlichen För-

dermittel eingesetzt, und die Pro-Kopf-In-
vestitionen belaufen sich etwa auf das
Zehnfache der Mittelwerte Maharashtras.
Somit war kein regionaler Ausgleich er-
reichbar, und das Entwicklungsgefälle ge-
genüber der Region wurde aufgrund fort-
bestehender Strukturschwächen noch ver-
schärft.
Bombays Entwicklungsmöglichkeiten im
globalen Maßstab werden insbesondere
im Dienstleistungsbereich erwartet. Gün-
stige Möglichkeiten sieht Harris (1995) im
EDV- und Softwarebereich – Unterneh-
men in Bombay haben schon arbeitsinten-
sive Bereiche der Datenerfassung und 
-verarbeitung für europäische Kunden
übernommen. Im industriellen Bereich
bietet der Fahrzeugbau bislang noch un-
ausgeschöpfte Möglichkeiten aufgrund
der zunehmenden Nachfrage der indi-
schen Mittelschichten sowie als potentiel-
ler Zulieferer der globalen Automobilin-
dustrie. Erste Gemeinschaftsunternehmen
wurden schon beschlossen oder werden
zur Zeit vorbereitet, wobei häufig nur die
Montage von PKWs vorgesehen ist, die in
Industrieländern vorgefertigt werden.
Darüber hinaus bietet Bombay Chancen,
sich zum Handels- und Distributionszen-
trum zu entwickeln und als Forschungs-
und Entwicklungsstandort ausgebaut zu
werden. Jedoch ist der Nachholbedarf ge-

genüber Städten der asiatischen „Tiger-
staaten“ noch enorm. Zu dessen Behe-
bung sind konzertierte staatliche Vorlei-
stungen notwendig, da ansonsten die
günstigen Bedingungen, beispielsweise
der modernen Hafen- und Flughafenin-
frastruktur, von den maroden Straßenver-
kehrsverhältnissen aufgezehrt werden.
Dies setzt unter anderem eine moderne
Verwaltung voraus, die die Eigenentwick-
lung der Wirtschaft nicht unnötig regle-
mentiert. Nur so könnte Bombay tatsäch-
lich zu einem globalen Zentrum werden
(Harris 1995).

Hohe Wanderungsgewinne und 
Bevölkerungskonzentration

Seine Bedeutung als Wirtschaftszentrum
Indiens hat Bombay zum wichtigsten Mi-
grationszentrum werden lassen. Die Be-
völkerung wuchs insbesondere nach 1941
rasch an, und sukzessive wurden Vororte
und Gemeinden an die Kernstadt Bom-
bay-City angegliedert. Auch in der gesam-
ten Agglomeration hält das Bevölke-
rungswachstum weiter an, einzig in Bom-
bay-City kam es zu einem leichten Rück-
gang (Tab. 2 und Abb. 1).
Im Jahr 1981 waren mehr als 50 Prozent
aller Einwohner Bombays Zugezogene,
und von 1971 bis 1981 verzeichnete Groß-

Bombay einen Wanderungsge-
winn von 1,1 Millionen Men-
schen. Insgesamt waren in die-
ser Zeit etwa elf Prozent aller in-
dischen Land-Stadt-Wanderun-
gen auf Bombay gerichtet. Doch
schon im selben Zeitraum über-
traf der Geburtenüberschuß
den Wanderungsgewinn um
200 000 Menschen, mittlerweile
übertrifft er die Wanderungsge-
winne um mehr als das Vierfa-
che (Warning 1994). Doch wei-
terhin hat Bombay, wie auch
Kalkutta und Delhi, einen für ar-
beitsplatzorientierte Einwande-
rungen typischen Männerüber-
schuß – 829 Frauen je 1000 Män-
ner gegenüber dem indischen
Durchschnitt von 927 (Daten für
1991; Tata 1994).
Bombay hat mit rund 15,1 Mil-
lionen Menschen im gesamten
Verdichtungsraum eine ähnlich
große Bevölkerung wie die
dichtbesiedelten Niederlande
(1994: 15,4 Mio.). Die Bevölke-
rungsdichte erreicht insbeson-
dere in Bombay-City (Abb. 2) je-
doch Werte, die in keiner
eruopäischen Agglomerationen
erreicht werden. In Groß-Bom-
bay lebten 1991 16 500 Men-
schen auf einem Quadratkilo-
meter, in der Agglomeration
10 700, zum Vergleich haben
Berlin oder München Werte von
etwa 4000 Einwohner je Qua-
dratkilometer (vgl. Tab. 2; Fi-
scher Weltalmanach). In den
Slumgebieten werden diese
Mittelwerte noch weit übertrof-
fen, im Durchschnitt leben dort
24 300 Menschen je Quadratki-
lometer, in Dharavi, dem größ-

Abb. 2: Bevölkerungsdichte in Greater Bombay,
1981, nach „wards“.

Quelle: D. Bronger, 1996c.
Entwurf und Zeichnung: J. Clemens, 1996.
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ten Slum, sogar mehr als 170 000 (Warn-
ing 1994).

Bodenpreise wie in New York City
oder Hongkong

Das enorme Wirtschafts- und Bevölke-
rungswachstum Bombays bewirkt vielfäl-
tige Folgewirkungen, sowohl in der Me-
tropole und dem angrenzenden Verdich-
tungsraum als auch gegenüber dem Hin-
terland. Intern sind Fragen des Woh-
nungsbaus, der Arbeitsplätze und der Ver-
sorgung mit Basisdienstleistungen wie
Trinkwasser, Elektrizität, Schulbildung
oder Gesundheitsversorgung von ent-
scheidender Bedeutung. Doch selbst diese
sind eng mit den externen verbunden, da
z.B. die Wasserversorgung trotz der
hohen Monsunniederschläge nur durch
Staudammprojekte und Wasserleitungen
aus dem Umland sichergestellt werden
kann. Daneben bietet die Lage auf der
Halbinsel nicht mehr allen Flächennut-
zungsinteressen ausreichenden Raum, so
daß der Immobilienmarkt zugespitzt ist
und große Teile der Bevölkerung an den
Rand gedrängt sind. Interessengegensät-
ze, die weit in die politischen und admini-
strativen Institutionen hineinreichen, sind
damit vorgezeichnet.
Die Polarisierung des Immobilienmarktes
in Groß-Bombay und insbesondere in der
Kernstadt ist nicht alleine auf das Bevölke-
rungswachstum zurückzuführen, und die
Ausbreitung der Slums ist wesentlich
durch die ökonomische und gesellschafts-
politische Situation bedingt (Warning
1994). Viele Immobilienbesitzer spekulie-
ren auf steigende Bodenpreise und lassen
ihr Land brach liegen. Die Bodenpreise in
Bombay können mittlerweile mit denen in
New York City oder Hongkong verglichen

werden. In Südbombay kostete 1992 ein
Quadratmeter bis zu 61100 Rupien (ca.
3800 DM), im Vorort Andheri noch bis
22 200 Rupien (ca. 1400 DM). Darüber hin-
aus konzentrieren sich rund 55 Prozent
des Bodenbesitzes auf nur fünf Prozent
der Bevölkerung (Warning 1994).
Resultat dieser Entwicklung ist das Aus-
weichen in den informellen Wohnungs-
markt mit Hüttensiedlungen, Slums oder
einfachsten Verschlägen am Straßenrand.
Hüttensiedlungen werden meist illegal
auf Freiflächen, d.h. privaten Spekula-
tionsbrachen oder öffentlichen Reserve-
flächen, angelegt. Im Jahr 1976 wurden
54 Prozent der Elendsviertel auf öffentli-
chem und 46 Prozent auf Privatland regi-
striert (Slum Directory 1976; in Warning
1994).
Der jährliche Wohnraumbedarf Bombays
wird auf etwa 60 000 Wohneinheiten ge-
schätzt, wohingegen im formalen Sektor
nur rund 15 000 bis 20 000 Wohnungen
geschaffen werden (Warning 1994). Da
der öffentliche Wohnungsbau kaum von
Bedeutung ist und Wohnungen auf dem
freien Markt überwiegend zum Verkauf
angeboten werden, wird selbst die Mittel-
schichtbevölkerung in Elendsquartiere ab-
gedrängt. Mietwohnungen sind für priva-
te Investoren wegen staatlich festgesetzer
Mieten unrentabel, und entsprechend
entfallen Wartungs- und Reparaturarbei-
ten. Nach Schätzungen waren in Bombay
1990 rund 19 650 Gebäude einsturzge-
fährdet, und 2142 stürzten zwischen 1971
und 1990 ein (Vijapurkar 1990b). Von die-
ser Entwicklung sind insbesondere ehe-
malige Werkswohnungen (chawls) betrof-
fen, die mittlerweile zu überbelegten
Elendsquartieren degradiert sind.

Slums und Straßenrandbewohner

Bis in die 1960er Jahre waren Slums noch
nahezu bedeutungslos, 1961 lebten nur
etwa zehn Prozent der Bevölkerung in
Elendsquartieren, rund 80 Prozent jedoch
in chawls und insgesamt etwa drei Viertel
in Einraumwohnungen (Singh/Das 1995).
Die Anzahl der Hüttensiedlungen erreich-
te jedoch bis 1976, dem Jahr des ersten
„Slumzensus“, 1690 und stieg bis 1983 auf
1930 (Warning 1994). Die neuesten Anga-
ben gehen für 1990 von einer Slumbevöl-
kerung von 42 Prozent aus, d.h. etwa fünf
Millionen Menschen (Tata 1994). Der
„Slumzensus“ wird jedoch kritisch einge-
schätzt, da er an nur zwei Tagen erhoben
wurde, er erlaubt wohl ein Bild der räum-
lichen Verteilung der Slumbevölkerung
Bombays (Tab. 3). Mehr als 80 Prozent der

Slumbewohner wohnen in den Vororten.
Sie sind somit zum täglichen Pendeln zu
den Arbeitsplätzen im formalen Sektor
gezwungen, die zu etwa 74 Prozent in
Bombay-City konzentriert sind. Dort leben
die marginalisierten Bevölkerungsgrup-
pen überwiegend in den chawls oder als
„obdachlose“ Straßenrandbewohner (pa-
vement dwellers).
Rund zwei Drittel der auf 1,5 Millionen
geschätzten pavement dweller leben in
Bombay-City (Warning 1994), nachdem sie
zuvor aus anderen Hüttensiedlungen ver-
trieben wurden und keine anderen ar-
beitsplatznahen Wohnstandorte finden
oder bezahlen können. Etwa ein Fünftel
von ihnen lebt 15 Jahre oder länger in den
somit „stationären“ Straßenrandsiedlun-
gen. Von allen Bewohnern der Elends-
quartiere ist ihre rechtliche Situation die
schlechteste. Sie sind permanent von poli-
zeilichen Vertreibungen bedroht.
Die Bevölkerung der Elendsviertel (42 %)
lebt auf nur zwei Prozent der Gesamt-
fläche Bombays beziehungsweise zwölf
Prozent der Wohnfläche. Dies läßt auf die
nahezu unvorstellbare Bevölkerungsdich-
te der Hüttensiedlungen schließen. Nur
etwa jede achte Hütte wurde aus dauer-
haften Baumaterialien erstellt. Durch-
schnittlich leben mehr als fünf Menschen
in einer Hütte mit rund 15 Quadratmeter
Wohnfläche. Nur jede zehnte verfügt
über eine Toilette, und mehr als drei Vier-
tel aller Hütten haben keinen Wasseran-
schluß. Selbst in Sanierungsgebieten
sehen die Planungen vor, daß sich etwa
50 bis 150 Personen einen Wasseran-
schluß sowie 20 bis 50 Personen je eine
Gemeinschaftstoilette teilen (Warning
1994).
Solche Zahlen vermitteln jedoch keinen
Eindruck von der Realität und Vielfalt der
Slumsiedlungen. „Es gibt den Bombayer
Slum nicht, genausowenig wie es den
Slumbewohner gibt“ (Warning 1994). Aus
der Sicht der „ ,normalen‘ Bürger und Po-
litiker“ gibt es Vorurteile „vom kriminel-
len, unkreativen, faulen und ungebilde-
ten Slumbewohner, der eine Last für die
Stadt darstellt, indem er sich mit illegaler
Landnahme Rechte anmaßt (…) und der
das geordnete Wachstum der Stadt ver-
hindert und ihre Ästhetik beeinträchtigt“
(ebd.). Aufgrund der illegalgen Landnah-
me sind auch die Hüttensiedlungen häu-
fig von der Vertreibung durch die Polizei
bedroht (vgl. Südasien 8/93: „Zwangsum-
siedlungen in Bombay“), selbst wenn die
Siedler offiziell in Wählerverzeichnissen
oder Einwohnerregistern registriert wur-
den.

Tab. 2: Bombays Bevölkerungsentwick-
lung und -prognose, 1901–2015

City of Greater Greater
Bombay Bombay Bombay

Urban
Agglomer-
ration

Jahr 1000 1000 1000
EW EW EW

1901 776 928
1911 974 1149
1921 1176 1380
1931 1161 1398
1941 1490 1801
1951 2329 2994
1961 2772 4152 5384
1971 3072 5971 7789
1981 3258 8243 11033
1991 ca. 3200 9926 12596
1995 n.v. n.v. 15100
2015 n.v. n.v. 27400
Fläche, 1991 69 603 1178
km2

Bevölke- 46380 16500 10700
rungsdichte,
1991
EW/km2

Quellen: United Nationes 1986; Harris 1995; Bronger
1996b; Fischer Weltalmanach; Warning 1996, nach Glo-
bal Report on Human Settlement 1995.

Tab. 3: Bevölkerungsverteilung in Bombays Elendvierteln, 1976, 
nach Verwaltungsgebieten (wards).

Verwaltungs- Gesamtbe- Slumbe- Arbeits-
gebiete völkerung völkerung plätze
wards Prozentanteile

Bombay-City A–G 46,7 21,1 73,7
Vorstädte H–N 38,9 51,4 19,4
Vorgelagerte P–T 14,4 27,5 6,9
Vorstädte
Total 100,0 100,0 100,0

Quelle: Warning 1994, nach Maharashtra Housing and Area Development Authority, 1981.
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Viele Slumgebiete sind zugleich auch
Produktionsstätten

Viele Slumgebiete sind jedoch nicht nur
Wohnsiedlungen, sondern auch Produkti-
onsstätten, die entweder wichtige Aufga-
ben für die städtische Wirtschaft überneh-
men oder sogar dem formalen Sektor zu-
arbeiten und Exportgüter herstellen. So
produzieren viele Lederverarbeiter in
Dharavi derzeit für europäische Luxus-
marken.
Dharavi, der mit schätzungsweise 300 000
bis 600 000 Einwohnern in etwa 50 000
Hütten womöglich größte Slum Asiens, ist
zugleich ein ausgedehntes Gewerbege-
biet, das 1890 noch außerhalb der Stadt er-
richtet wurde. Zuerst ließen sich dort Ger-
ber in der Nähe des bestehenden Schlacht-
hofes nieder. Diese zogen vor- und nach-
gelagerte Bereiche sowie Arbeitskräfte an.
Später folgten Töpfer und Müllsammler
beziehungsweise „Recyclingbetriebe“.
Müll sei der einzige nicht versiegende Roh-
stoff Bombays, teilte ein Schrotthändler
dem Journalisten McCarry mit (1995). Er
verdiene mit rund 15 000 Rupien pro
Monat (ca. DM 670) zwar weniger als seine
Konkurrenten, jedoch nahezu das Doppel-
te eines Universitätsprofessors.
So hat sich die Bevölkerung dieses Stadt-
teils mittlerweile konsolidiert; zwei Fünf-
tel sind dauerhaft und 15 Prozent zeitwei-
lig beschäftigt; mehr als ein Drittel ist selb-
ständig, und die Mehrzahl der ein- bis
zweigeschossigen Gebäude wird auch ge-
werblich genutzt.
Diese Siedlung sollte im Februar 1980 zu
etwa 80 Prozent geräumt und neu aufge-
baut werden. Wie auch in anderen Sanie-
rungsgebieten waren hier überwiegend
standardisierte Geschoßbauten geplant,
die mit Ausnahme des Erdgeschosses
keine gewerbliche Nutzung zulassen.
Diese werden von der Mehrzahl der ansäs-
sigen Bevölkerung jedoch abgelehnt. Nur
wenige Geschoßbauten wurden am Rand
von Dharavi errichtet und später häufig
von Familien aus der Mittelschicht ange-
mietet.
Auch solche white collar slum dwellers
(Slumbewohner in Angestelltenberufen)
sind Opfer der Wohnungskrise und wären
sonst gezwungen, in entfernte Vororte
umzuziehen. Oftmals lebten sie schon
zuvor, eher widerstrebend, in Hüttensied-
lungen. Meist haben sie jedoch aus der
Not eine Tugend gemacht, ihre Hütten
ausgebaut und (illegal) mit Strom und
elektrischen Geräten ausgestattet. Somit
sind sie häufig Trendsetter für Verbesse-
rungsmaßnahmen, indem sie beispiels-
weise rund um ihre Hütten die Wege und
Abwassergossen zementieren oder ihre
Kinder zur Schule schicken (Midha 1987).

Selbsthilfeeinrichtungen

Selbsthilfeeinrichtungen und Nichtregie-
rungsorganisationen übernehmen in den
Elendsvierteln mittlerweile wichtige subsi-
diäre Funktionen, die von Politik oder Ver-
waltung nicht bewältigt werden. Vor
allem die Kommunalverwaltung ist in
einer Zwickmühle gefangen. Einerseits
verfolgt sie den Anspruch einer geordne-
ten Stadtplanung, andererseits sind die il-

legalen Slums auf Freiflächen nicht zu
leugnen. Private Landeigentümer fordern
zudem immer wieder die polizeiliche Räu-
mung der illegalen Hütten und Siedler
von ihrem Eigentum.
Insbesondere spielen aber die Politiker
eine doppelte Rolle. Die Bewohner der
Elendssiedlungen sind für sie ein riesiges
Wählerpotential, das sie mit Wahlverspre-
chungen locken. Doch vor allem die Shiv
Sena-Stadtregierung hat solche Verspre-
chungen bislang nicht eingelöst. Nach
dem erneuten Wahlsieg von 1995 setzte
sie die Politik des großflächigen Slumum-
baus fort und forderte die „Säuberung“
Bombays von muslimischen Migranten
(vgl. Südasien 4-5/95: „ ,Shiv Sena‘ ,säu-
bert‘ Bombay“). Das im Juli 1995 vorge-
stellte 40 Lakhs Scheme (Wohnungsbau-
programm für vier Millionen (= 40 lakhs)
Slumbewohner) gilt im Vergleich zu vor-
herigen „obrigkeitsstaatlichen“ Sanie-
rungsprogrammen aber als ein Fortschritt,
da entgegen früherer Rethorik die fakti-
sche Integration der Slumbewohner in die
Gesamtheit der städtischen Wirtschaft
und Gesellschaft anerkannt wird.
Innerhalb von fünf bis sechs Jahren sollen
jährlich 200 000 Wohneinheiten durch pri-
vate Investoren errichtet werden. Hierbei
sind auch höhere als die zuvor in Bombay
erlaubten Baudichten vorgesehen. Die In-
vestoren sollen mit Erlösen aus zusätzli-
chen, frei verkaufbaren Wohnungen für
den Bau der Ersatzwohnungen für Slum-
bewohner entschädigt werden. Jedoch ist
das notwendige Bauvolumen für die vor-
gesehene Laufzeit zu anspruchsvoll, und
selbst mit dem Einsatz von Fertigteilen er-
scheint die Planerfüllung als unrealistisch.
Ein wesentlicher Hinderungsgrund dürfte
aber die oft unzureichende Entschädi-
gung der alten Hütten sowie die breite
Ablehnung der Geschoßwohnungen sein.
Dieses Programm wird deshalb als eine
Bevorzugung der privaten Bauwirtschaft
bewertet, deren Vertreter auch in der Vor-
bereitungskommission beteiligt waren.
Somit ist das Programm eine Fortsetzung
der „Geschichte von Fehlschlägen“, da es
politisch vermutlich nicht gewollt und des-
halb schlecht durchdacht ist (Patel 1995;
Singh/Das 1995; Kapadia 1996).
Demgegenüber zeigt die Erfahrung aus
erfolgreichen Selbsthilfeprojekten, daß
auch Slumbewohner mit entsprechender
Förderung und Bereitstellung von Kredi-
ten und Baumaterial ihre Hütten und
Siedlungen in Eigenleistung modernisie-
ren und ausbauen können. Voraussetzung
ist jedoch die Rechtssicherheit, d.h. lang-
fristige Pachtverträge oder die Übertra-
gung der bebauten Parzellen unmittelbar
an die Bewohner oder an Genossenschaf-
ten mit freiwilliger Mitgliedschaft. Tom
Kerr, amerikanischer Architekt und Mitar-
beiter der indischen Shelter Association
erläutert hierzu: „Die Leute hier haben
eine unglaubliche kreative Kraft, ihr
Leben zu meistern (…), wenn wir sie dabei
etwas unterstützen.“ (Amshoff 1996).

„Slums are no places, 
they are people“

Partizipative Selbsthilfeprojekte „von
unten“ integrieren die Slumbevölkerung

schon in der Beratungs- und Entschei-
dungsphase. Die Slumbevölkerung wird
somit zum Ziel und Mittel der Förderung
und nicht allein die von ihnen bewohnte
Fläche – slums are no places, they are
people (Heredia 1986; in Warning 1994).
Viele solcher Projekte sind auf lokaler
Ebene erfolgreich und wurden beispiels-
weise auf der Habitat II-Konferenz in Ist-
anbul als sogenannte Vorbildprojekte
(best practices) ausgezeichnet (vgl. Süda-
sien 5/96).
Durch ihren unmittelbaren Zielgruppen-
ansatz sind die Nichtregierungsorganisa-
tionen jedoch auch mit den Problemen
und oft abweichenden Interessen der
Slumbewohner konfrontiert. Die Solida-
rität untereinander sowie der Anreiz, sich
in Selbsthilfegruppen zu organisieren, ist
unterschiedlich ausgeprägt und häufig an
Sprachen, Herkunftsgebiete sowie Reli-
gion und Kaste gekoppelt. Solche Interes-
sengegensätze wurden aber auch durch
die Politik herbeigeführt. So waren ver-
schiedene Fördermaßnahmen an die Re-
gistrierung der Slumbewohner gekop-
pelt, beispielsweise mit Pitch Holder Cards
nach dem Slumzensus von 1976. Über
Nacht wurden die Besitzer solcher Aus-
weise zu legalisierten Slumsiedlern und
somit ein „Zweiklassenrecht“ eingeführt.
Alle später Zugezogenen blieben ausge-
schlossen, selbst wenn sie in Wählerver-
zeichnissen registriert wurden oder offizi-
elle Lebensmittelkarten erhielten. Erst in
den 1980er Jahren wurde diese Benach-
teiligung teilweise aufgehoben (Warning
1994).
Trotz vieler Erfolge gibt es somit keinen
Anlaß für eine rein altruistische „Sozialro-
mantik“. Die Ansätze der Nichtregie-
rungsorganisationen müssen vielmehr
von der Politik und Verwaltung aufge-
griffen und unterstützt werden, damit sie
nicht ein Tropfen auf den heißen Stein
bleiben. Ihre Integration in öffentliche
Förderprogramme kann durchaus als An-
erkennung ihrer Erfolge gewertet wer-
den. Vielfach werden die Nichtregie-
rungsorganisationen damit aber in die
bürokratischen Verwaltungsstrukturen
eingebunden und in ihrer Unabhängig-
keit eingeengt. Deshalb sind weiterrei-
chende Reformen notwendig, die nicht
nur rein sektoral das Wohnungsproblem
aufgreifen, sondern auch die Arbeits-
möglichkeiten und -bedingungen sowohl
in Bombay wie auch in den weiterhin be-
nachteiligten Gebieten der Peripherie
verbessern.
Doch selbst die Umsetzung des allgemei-
nen Rechts auf Wohnen ist in Indien auf
weiteres nicht zu erwarten. Eine entspre-
chende Absichtserklärung auf der Habitat
II-Konferenz wurde von der indischen Re-
gierungsdelegation abgelehnt, die somit
ein einklagbares Recht der Millionen
Slumbewohner Bombays und Indiens ver-
hinderte (Warning 1996). Selbsthilfemaß-
nahmen bleiben deshalb für große Teile
der Bevölkerung ein dünner, aber not-
wendiger Strohhalm, um einen Anteil am
„Segen“ der Wirtschaftsmetropole Bom-
bays zu erlangen. Sie halten damit Politik
und Verwaltung in Bombay und dem ge-
samten Subkontinent weiterhin einen
Spiegel ihrer Mißerfolge vor.
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Prof. Dr. Wolfgang Taubmann lehrt Kul-
turgeographie an der Universität Bremen.

Dank seiner Lagegunst im Delta des
Jangtsekiang und in der Mitte der chinesi-
schen Küstenlinie wurde Shanghai schon
im 19. Jahrhundert zum wichtigsten Han-
dels- und Finanzplatz, um die Jahrhun-
dertwende auch zum bedeutendsten In-
dustrie- und Gewerbezentrum Chinas. Zu
einem erheblichen Teil waren  daran Kolo-
nialmächte aus Europa beteiligt, die der
Stadt teilweise ein europäisches Gepräge
gaben. Die Stadt gewann den Ruf einer
pulsierenden, dynamischen, kosmopoliti-
schen Metropole, in der Reichtum und
Armut dicht beieinanderlagen, die aber
auch von Lastern und Kriminalität ge-
prägt wurde.
In kommunistischer Zeit wurde die Stadt
lange vernachlässigt. Schwerindustrie
wurde angesiedelt. Gewinne und Steuer-
einnahmen mußten weitgehend an die
Zentralregierung abgeführt werden. In-
zwischen jedoch hat die Modernisierung
Shanghais eingesetzt, mit zukunftsträch-
tigen Industrien, hohen ausländischen In-
vestitionen, aber auch mit dem Abriß des
Baubestandes aus kolonialer Zeit, an des-
sen Stelle moderne Klötze aus Beton und
Stahl treten. Ererbte Probleme sind  die
kritischen Wohnverhältnisse und eine 
extreme Belastung der Umwelt. Red.

Das alte Shanghai muß neuen
Glas- und Betonklötzen weichen

Shanghai ist dabei, seinen alten Ruf als
pulsierende, dynamische und kosmopoliti-
sche Metropole wiederzugewinnen –
einen Ruf, den es zu Beginn des Jahrhun-
derts und zwischen den beiden Weltkrie-
gen vor allem bei Europäern und Nord-
amerikanern hatte. Seit weniger als einem
Jahrzehnt wird Shanghai, „Chinas Dra-
chenkopf“ in der fruchtbaren und dicht
besiedelten Deltaebene des Changjiang
(Jangtsekiang), radikal umgebaut und er-
weitert. In atemberaubendem Tempo ent-
stehen Banken, Hotels, Kaufhäuser, Hoch-
straßen oder Bürokomplexe. Das alte
Shanghai, bauliches Zeugnis einer kolo-
nial geprägten Epoche, in der Taipane,
Gangster, Opium, Armut und Glitzer die
städtische Gesellschaft prägten, wird ver-
mutlich weitgehend verschwinden.1 Nicht
nur die ein- und zweigeschossigen Häuser
in der Altstadt werden großenteils abge-
rissen, auch die Bauten der Neo-Renais-
sance und Neo-Gotik, die Tudor-Villen und
Art-Déco-Wolkenkratzer, die das kolonia-
le Shanghai zu einem Freilichtmuseum
westlicher Baustile machten, werden zum
Teil neuen Glas- und Betonklötzen wei-
chen müssen, die genauso gut in Hong-
kong, Kuala Lumpur oder Singapur stehen
könnten. Gleichwohl knüpft Shanghai an

die Zeit vor 1949 an, denn wie die Bauten
der zwanziger Jahre Ausdruck eines ag-
gressiven Kapitalismus waren, sind die Be-
tonriesen von heute Symbol für ein neues
wirtschaftliches Selbstbewußtsein.
Nicht umsonst galt Shanghai nach 1949
der kommunistischen Partei als Zeugnis
des ausländischen Kapitalismus und als
Anomalie unter den chinesischen Städten.
Koloniale Vergangenheit und Shanghais
Rolle als Bastion radikaler Politiker
während der Kulturrevolution haben si-
cher zu seiner Vernachlässigung durch die
Zentralregierung beigetragen. Shanghai
mußte für rd. 40 Jahre binnenorientierte
chinesische Großstadt bleiben, Indu-
striegüter für den heimischen Markt pro-
duzieren und seine Einnahmen fast voll-
ständig an Beijing abliefern.2

Shanghais koloniale Vergangenheit

Tatsächlich wurde die Stadt im 19. Jahr-
hundert Geburtsstätte des modernen
China und stieg in der ersten Hälfte des
20. Jahrhunderts zu dem führenden Indu-
striezentrum des Landes auf.3

Die „Stadt über dem Meer“ gewann
schon früh Bedeutung als regionaler Han-
delsplatz in einem der fruchtbarsten und
am dichtesten besiedelten Deltagebiete
Chinas. Über den Changjiang war sie fluß-
abwärts an ein ausgedehntes Binnenwas-
sernetz angeschlossen, über das etwa
45 % der chinesischen Bevölkerung er-
reicht werden konnten. Außerdem hatten
Shanghai den Vorteil, auf halber Strecke
der Küstenlinie Chinas zu liegen und so
natürliches Bindeglied im Küstenhandel
zwischen Nord und Süd zu sein. Auch
heute wieder zählen Lagegunst und ein
Hinterland von rd. 180 Mio. Einwohnern
zu den Pfunden, mit denen Shanghai wu-
chern kann.
Noch zu Beginn des 17. Jahrhunderts leb-
ten in der Altstadt von Shanghai vermut-
lich nicht mehr als 100 000 Menschen und
in der weiteren Umgebung vielleicht
nochmals 200 000 Einwohner.4 Das moder-
ne Shanghai jedoch ist eine Schöpfung
der Kolonialmächte5: 1842 wurde die
Stadt ebenso wie Ningbo, Fuzhou oder
Xiamen (Amoy) durch die sogenannten
ungleichen Verträge gezwungen, ihren
Hafen dem Außenhandel zu öffnen und
Ausländern das Recht zur Niederlassung
zu gewähren. Die Verträge galten zu-
nächst für Großbritannien, in den An-
schlußverträgen von 1844 sicherten sich
aber die Vereinigten Staaten und Frank-
reich die gleichen Privilegien, zu denen
Handelsvorteile, Niederlassungsrecht,
Recht auf Exterritorialität und Konsular-
gerichtsbarkeit oder die Meistbegünsti-
gungsklausel zählten.

Macht und Einfluß der Ausländer
standen in keinem Verhältnis
zu ihrer Zahl

Seit 1843 errichteten Engländer, Amerika-
ner und Franzosen nördlich der Shang-
haier Altstadt, die seither Südstadt 
(nanshi) hieß, und später westlich davon
eigene Niederlassungen. Um 1900 be-
stand die Stadt aus drei politischen bzw.
Siedlungseinheiten:
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– Unmittelbar westlich des Huangpu lag
die bis 1911 ummauerte ovale Chine-
senstadt mit ihrem vorkolonialen Gas-
sengewirr und unglaublich beengten
und teilweise unerträglichen Wohnver-
hältnissen.

– Von der Altstadt ausgehend erstreckte
sich weit nach Westen die französische
Konzession, vornehmlich ein Wohnge-
biet mit besseren Wohnbedingungen,
noch heute ein – allerdings lebendiges
– Freiluftmuseum englischer Landhäu-
ser und französischer Neorenaissance-
Villen.6

– Die internationale Konzession lag zu
beiden Seiten des Suzhou Creek bzw.
im Westen zwischen Suzhou Creek und
Nanjing Road; hier fand sich auch das
eigentliche Geschäftsviertel mit seinen
Geschäfts- und Hotelbauten, die auch
in jeder europäischen oder nordameri-
kanischen Großstadt hätten stehen
können.7

Anders als die Kronkolonie Hongkong
wurde Shanghai nicht von einer offiziel-
len britischen Verwaltungskaste regiert,
sondern von einer Taipan Oligarchy aus-
ländischer Geschäftsleute.8 Erst seit  1927
konnten sich auf Drängen der chinesi-
schen Nationalisten auch chinesische Steu-
erzahler an den Wahlen beteiligen und
seit 1928 eigene Mitglieder in den Ge-
meinderat entsenden.
Macht und Einfluß der Ausländer standen
in keinem Verhältnis zu ihrem Bevölke-
rungsanteil. Zwar trafen in den Jahrzehn-
ten nach der formellen Öffnung Shang-
hais für den Außenhandel Engländer,
Franzosen, Amerikaner, Deutsche, Weiß-
russen, Japaner, Portugiesen, Spanier,
Polen usw. ein; ausländische „Shang-
hailänder“ kamen schließlich aus mehr als
50 verschiedenen Nationen, doch blieb
der Ausländeranteil im 19. Jahrhundert

immer begrenzt.9 Der Zuwachs der einhei-
mischen Bevölkerung wurde vornehmlich
von den Wanderungswellen aus dem
ländlichen Hinterland von Shanghai ge-
tragen. Solche Wellen erreichten Shang-
hai häufig im Gefolge von Aufständen
und sozialen Unruhen, von Mißernten
und Naturkatastrophen. Auch wenn die
Einwohnerzahl periodisch auf über eine
halbe Million anstieg wie etwa am Ende
des Taiping-Aufstandes (1864), so wohn-
ten um 1880 vermutlich nicht mehr als
200 000 chinesische Einwohner und ca.
2500 Ausländer dauerhaft in der Stadt.

Seit der Jahrhundertwende
das industrielle und gewerbliche
Zentrum Chinas

Im letzten Viertel des 19. Jahrhunderts flo-
rierte der Außenhandel, der seit der Jahr-
hundertmitte schon mehr als die Hälfte
des gesamten chinesischen Außenhandels
umfaßte.10 Vornehmlich agrarische und ge-
werbliche Erzeugnisse wie Tee und Seide
wurden aus dem Hinterland gesammelt
und exportiert, während bei den Importen
anfänglich noch Opium dominierte. Doch
seit 1900 fiel der Anteil der traditionellen
Exportgüter, und auch die Opiumimporte
spielten kaum noch eine Rolle. Nach der
Jahrhundertwende wandelte sich die
Struktur der Shanghaier Wirtschaft tief-
greifend: der Transithandel ging zurück,
während die Stadt zum industriellen und
gewerblichen Zentrum Chinas aufstieg
und zunehmend Fertigprodukte exportier-
te bzw. Investitionsgüter – insbesondere
Maschinen – und Rohstoffe importierte.11

Führend war zunächst die Konsumgüter-
und Textilindustrie: Baumwolle, Flachs,
Hanf oder Seide wurden in Hunderten von
Betrieben verarbeitet; Lebensmittelerzeu-
gung, Tabakverarbeitung, Bekleidung,

Leder- und Gummiverarbeitung, Papierer-
zeugung waren wichtige Produktions-
zweige, daneben Zündholzherstellung
oder Produktion von Kosmetika und Medi-
kamenten. Entscheidend für den industri-
ellen Aufstieg der Stadt war der Zufluß
von britischen, japanischen und später
auch chinesischem Kapital. 1939 waren
beispielsweise 60,5 % aller Baumwollspin-
deln in China allein in Shanghai konzen-
triert; sie befanden sich zudem zu zwei
Dritteln in japanischen Händen.12

Zudem ein wichtiger Bankenplatz

Die massive Finanzkonzentration zog zahl-
reiche Banken nach Shanghai: 1865 wurde
z.B. die Hongkong and Shanghai Banking
Corporation Limited gegründet, die fast
ohne Unterbrechung bis heute eine
Zweigstelle in Shanghai unterhält. In den
dreißiger Jahren waren in Shanghai 36
große einheimische und 14 große auslän-
dische Banken zu finden, daneben über
200 Geldstuben.13 In den ersten drei Jahr-
zehnten des 20. Jahrhunderts war Shang-
hai in der Tat zum führenden Wirtschafts-
und Finanzzentrums Chinas aufgestiegen.
Rund 40 % des gesamten industriellen Ka-
pitals im Lande war in Shanghaier Unter-
nehmen angelegt, rund 50 % der chinesi-
schen Industrieproduktion waren hier
konzentriert und rund 43 % aller Arbeiter
in den modernen Fabriken des Landes hat-
ten ihren Arbeitsplatz in Shanghai.14

Lebten um 1900 knapp 6800 Ausländer
und rund 600 000 chinesische Einwohner
in der Stadt, so stieg die Einwohnerzahl
bis 1910 auf 832 500, darunter nur 15 000
Ausländer.15 Bis 1932 vervierfachte sich die
Einwohnerzahl auf rund 3,13 Mio. Ein-
wohner, darunter rund 70 000 Ausländer.16

Für die folgenden Jahre gibt es keine ge-
nauen Zahlen, allerdings schwoll während
des chinesisch-japanischen Krieges und
der japanischen Besatzungszeit die Zahl
der chinesischen Bewohner gewaltig an,
die in den Konzessionsgebieten Schutz
suchten. Allein im International Settle-
ment sollen sich in diesen Jahren zwischen
2 und 2,5 Mio. Menschen aufgehalten
haben, d.h. mehr als doppelt so viele wie
zu Beginn der 30er Jahre.17

Industrialisierung und die Zuwanderungs-
wellen vom Land ließen auch ein rasch
wachsendes Proletariat entstehen. Insbe-
sondere die Migranten aus Nord-Jiangsu
(Subei) hausten in den engen Altstadtgas-
sen oder in rasch errichteten Strohhütten
um die neuen Fabrikanlagen entlang des
Suzhou Creek oder südlich der Altstadt.
Noch 1949 mußten fast eine Million Men-
schen in diesen Hütten leben – die Wohn-
fläche pro Kopf betrug vermutlich nicht
mehr als rund 2 bis 3 m2.

Unglaubliche Armut und sagenhafter
Reichtum kontrastierten miteinander

Unglaubliche Armut kontrastierte schok-
kierend mit sagenhaftem Reichtum.
Christliche Missionare fanden, wenn Gott
dulde, was hier geschehe, dann müsse er
Sodom und Gomorrha nachträglich ent-
schuldigen. Nicht nur Abenteurer, Finanz-
barone oder Opiumhändler ließen sich in
Shanghai nieder, die Stadt galt auch als
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das größte Hurenhaus Asiens, denn die
Prostitution beschäftigte mehr weibliche
Arbeitskraft als jeder andere Gewerbe-
zweig der Stadt.18 Zahlreiche Triaden,
allen voran die Grüne Gilde, kontrollier-
ten Spielhöllen, Prostitution und Opium-
handel; sie unterhielten gute Beziehun-
gen zu höchsten Polizei- und Regierungs-
kreisen. Die Stadt war, wie der chinesische
Autor Xia Yan schrieb: „eine Stadt von
48stöckigen Wolkenkratzern, erbaut auf
24 Schichten der Hölle.“ 19

Der Bund (ein anglo-indisches Wort für
Kai oder Uferstraße), ein oft mit Manhat-
tan verglichener Boulevard am Huangpu,
wurde zum Inbegriff von Reichtum und
westlicher Lebensart. Zwischen dem 
ehemaligen Quai de France und der
früheren Garden Bridge konzentrierten
sich die Monumentalbauten der Kolonial-
geschichte zwischen 1890 und 1940.20

David Sassoon, ein jüdischer Kaufmann
aus Bagdad, der zu den Super-Reichen in
Shanghai gehörte, baute das Sassoon-
Haus mit dem ehemaligen Cathay Hotel
(heute Peace Hotel), 1930 wurde daneben
das Gebäude der Bank of China im klotzi-
gen Nationalstil errichtet. Weiter südlich
standen das Custom House mit Glocken-
turm, einst Sitz der englischen Seezollver-
waltung, oder die Hongkong und Shang-
hai Bank mit der großen Kuppel, heute
Sitz der Stadtverwaltung. Shanghai galt
als die technisch fortschrittlichste Groß-
stadt Chinas, überprägt durch den Einfluß
der westlichen Kultur.

Viele Industrielle flohen später 
nach Hongkong oder Taiwan

Kein Wunder, daß in Shanghai wie auch in
anderen Küstenstädten der chinesische
Nationalismus erwachte, gestützt auf
neue gesellschaftliche Klassen, etwa auf
die junge, oft im Westen ausgebildete na-
tionale Bourgeoisie oder das moderne In-
dustrieproletariat. Nicht verwunderlich,
daß die 1921 auf dem Gebiet der französi-
schen Konzession gegründete kommuni-
stische Partei unter den rund 300 000 bis
400 000 Industriearbeitern eine erhebliche
Anhängerschar fand.
1927 wurde Shanghai – genauer die chi-
nesische Altstadt und alle Stadtteile
außerhalb der Konzessionsgebiete –
durch nationalistische Truppen besetzt
und direkt der Nationalregierung in
Nanjing unterstellt. Zudem wurde eine
Verwaltungseinheit Groß-Shanghai gebil-
det, auch um die Kontrolle über die aus-
ländischen Niederlassungen zu verstär-
ken. Das neue Greater Shanghai sollte sei-
nen baulichen Ausdruck durch eine Stadt-
erweiterung im NO der Altstadt entlang
des Huangpu finden; in Jingwan sollte ein
neues städtisches Zentrum mit städtischen
Behörden, öffentlichen Einrichtungen
und repräsentativen Gebäuden entstehen
– in gewisser Weise ein ferner Vorläufer
des heutigen Pudong. Dieser neue Stadt-
teil, vermutlich auch eine Gegenwendung
gegen die baulichen Zeugnisse kolonialer
Macht, wurde aber nie errichtet.21

Wie Beejing oder Tianjin wurde Shanghai
1937 von den Japanern angegriffen und
besetzt. Handel und Industrie wurden
weitgehend lahmgelegt. 1945 zogen die

Japaner ab, Amerikaner, Engländer und
nationalistische Truppenverbände über-
nahmen die Stadt. Doch konnte sich die
Guomintang-Regierung nicht lange halten,
sie setzte sich 1948 nach Taiwan ab. Viele
Shanghaier Industrielle flohen nach Taiwan
oder Hongkong und legten dort den
Grundstein für den späteren wirtschaftli-
chen Aufstieg der beiden kleinen Tiger.22

Am 25. Mai 1949 marschierten schließlich
die Verbände der kommunistischen Volks-
befreiungsarmee in Shanghai ein.

Großzügige Eingemeindungen
sowie eine Dezentralisierungs-
und Entlastungspolitik

Noch 1949 war Shanghai die dominieren-
de Stadt in China, in der sich etwa die
Hälfte der gesamten industriellen Produk-
tion konzentrierte. Während der ersten
Industrialisierungsphase nach 1949, als
schwerindustrielle Investitionen vor-
herrschten, erhielt die Stadt kaum staat-
liche Finanzmittel von der Zentrale in Pe-
king zugeteilt, weil sie als Hort ausländi-
schen Kapitals galt und vor allem weil sie
aufgrund ihrer Küstenlage gegenüber
ausländischen Angriffen zu verwundbar
schien. Eigene Mittel konnten nur noch
begrenzt verwendet werden. So betrugen
beispielsweise 1970 die lokal verausgab-
ten Anteile nur noch ein Drittel des in der
Stadt erwirtschafteten Regionalprodukts.
Zwischen 1970 und 1980 mußte die Stadt-
regierung beispielsweise jährlich zwischen
75 und 85 % ihrer Gewinne und Steuer-
einnahmen an die Zentralregierung in
Beijing abführen.23 Mit diesem Finanz-
transfer erbrachte Shanghai fast ein
Sechstel der jeweiligen zentralstaatlichen
Einnahmen.24

Veränderungen und stadtplanerische Ein-
griffe gab es gleichwohl; um einen größe-
ren Planungs- und einheitlichen Verwal-
tungsraum für den Ausbau der Infrastruk-
tur und die vorgesehene weitere Indu-
strialisierung zu schaffen, wurde das städ-
tische Verwaltungsgebiet immer wieder
erweitert.25 Zwischen 1949 und 1960 stieg
die Verwaltungsfläche durch mehrfache
Erweiterungen von rund 640 km2 auf
schließlich rund  6200 km2. 1994 wurden
14 Stadtbezirke und 6 Landkreise von der
regierungsunmittelbaren Stadt verwaltet.
Mit diesen Eingemeindungen wurde zu-
gleich die Voraussetzung für eine Dezen-
tralisierungs- und Entlastungspolitik ge-
schaffen, die Vorbild auch für andere
Städte werden sollte. Am Ende des ersten
Fünfjahresplanes beschloß die Kommuni-
stische Partei die Gründung von Satelliten-
städten, um das rasche Wachstum der
Kernstadt zu bremsen, d. h. Industriebe-
triebe sollten ausgelagert, Neuanlagen an
dezentralen Standorten errichtet und ein
Teil der Bevölkerung aus der Kernstadt in
die Satellitenstädte umgesiedelt werden.

Doch das Programm der Satelliten-
städte war wenig erfolgreich

Insbesondere die nun entstehende Schwer-
industrie wie Eisen- und Stahlerzeugung,
Chemie und Mineralölverarbeitung wur-
de aus Gründen der Umweltbelastung in
den neuen dezentralen Standorten errich-

tet.26 Die Satellitenstädte wurden in bis zu
70 km Entfernung von der Kernstadt ge-
gründet, weil die unmittelbare Umge-
bung im wesentlichen dem Gemüseanbau
vorbehalten war. Als erste Satellitenstadt
wurde Minhang etwa 30 km südlich des
Stadtzentrums entwickelt. Daneben wur-
den Wujing, Anting, Jiading, Songjiang,
Jinshanwei und Wusong/Baoshan als wei-
tere Satellitenstädte ausgewählt. Mit Aus-
nahme von Jiading, das von Anbeginn als
Forschungs- und Wissenschaftszentrum
vorgesehen war, sollten sich alle anderen
Satellitenstädte auf bestimmte Industrie-
zweige konzentrieren: in Anting domi-
niert beispielsweise der Automobilbau
(u. a. Shanghai Volkswagen), in Minhang
Maschinenbau, in Wujing die chemische
Industrie, in Jinshanwei Leicht- und Tex-
tilindustrie und in Wusong/Baoshan Eisen-
und Stahlerzeugung. Alle Satellitenstädte
aber sollten Arbeiten und Wohnen verbin-
den sowie ausreichende Infrastruktur für
ein selbständiges städtisches Leben anbie-
ten.
Gleichwohl war das Programm der Satelli-
tenstädte relativ wenig erfolgreich, weil
es zumindest bis 1990 nicht gelang, die In-
nenstadt nennenswert zu entlasten: in
allen Satellitenstädten zusammen wohn-
ten mit rd. 680 000 Menschen nicht mehr
als rund 9 % der Kernstadtbevölkerung. In
vielen Fällen sind die Satellitenstädte
nicht durch Zugezogene aus der Kern-
stadt, sondern durch Einwanderer aus der
weiteren Umgebung von Shanghai ge-
wachsen. Viele Menschen haben sich bis-
lang geweigert, die Kernstadt zu verlas-
sen, weil sie dort trotz der beengten
Wohnverhältnisse mehr Lebensqualität
und alle Einkaufsmöglichkeiten vorfin-
den. So pendeln etwa täglich 80 000 Men-
schen in die Industriebetriebe von Min-
hang. Selbst in dem 70 km südlich vom
Stadtkern gelegenen petrochemischen
Kombinat Jinshanwei leben trotz günsti-
ger Wohnbedingungen nur 15 % der Ar-
beiter mit ihren Familien; die anderen
pendeln meist wöchentlich in die Kern-
stadt.27 Die Schwächen der Satellitenstäd-
te lagen in ihrer oft zu einseitigen Spezia-
lisierung auf wenige Industriebranchen, in
der Überbetonung sogenannter produkti-
ver Investitionen und in einer zu geringen
Ausstattung mit Infrastruktur – unzurei-
chend sind vor allem die Transportsysteme
– und öffentlichen Einrichtungen.28

Seit Mitte der 80er Jahre begann sich die
wirtschaftliche Situation von Shanghai
deutlich zu verbessern, weil die Stadt eini-
ge Jahre vorher wieder in den Kreis der
begünstigten Regionen bzw. Verwal-
tungseinheiten aufgenommen worden
war. Unter anderem hatten die aus Shang-
hai stammenden politischen Führer in 
Beijing auf lokalen Druck hin die ökono-
mische Revitalisierung der Stadt eingelei-
tet.29 Schließlich konnten im Jahr 1990
wieder über 90 % des Regionalprodukts
lokal verbraucht werden. Seit 1988 durfte
Shanghai auch den gleichen Anteil seiner
Einnahmen behalten wie die schon lange
bevorzugte Provinz Guangdong: der ein-
behaltene Anteil stieg von 60 % aller loka-
len Gewinne und Steuern im Jahr 1986 auf
rund 80 % zu Beginn der 90er Jahre. Aller-
dings war im Verlauf von mehr als drei
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Jahrzehnten ein bedenklicher Rückstand
in der Infrastruktur, im Wohnungsbau und
in der Modernisierung von veralteten 
Produktionsanlagen staatlicher Industrie-
unternehmen entstanden.

Die Einrichtung von Wirtschafts-
zonen als Schritt zu Revitalisierung

Der nun einsetzende wirtschaftliche Auf-
schwung und die nachholende Erneue-
rung der Stadt waren wohl weniger auf
die Aufnahme Shanghais in den Kreis der
14 offenen Küstenstädte, sondern eher
auf die Ausweisung von Wirtschaftlichen
und Technischen Entwicklungszonen im
Stadtgebiet seit 1983 und schließlich auf
die Etablierung der Wirtschaftszone
Pudong zurückzuführen. Die Satelliten-
stadt Minhang erhielt eine eigene ETDZ
(Minhang Economic and Technical Deve-
lopment Zone), die ausländisches Kapital
für moderne Industrieproduktion anzie-
hen sollte. Bislang scheint diese Zone
recht erfolgreich zu sein; in mehr als 70
Joint Ventures werden u.a. pharmazeuti-
sche, feinmechanische und elektronische
Produkte hergestellt. Neben der Minhang
ETDZ können die Hongquiao Economic
and Technical Development Zone im We-
sten der Kernstadt nahe dem Flughafen
und der Caohejing Hi-Tech Park im Süd-
westen der Kernstadt ebenfalls als erfolg-
reiche Pilot-Entwicklungszonen bezeich-
net werden. Während der Caoheijing Hi-
Tech-Park für Unternehmen im Bereich
Halbleitertechnik, optische Fasernkabel,
Mikroelektronik, Präzisionsinstrumente,
Biomechanik usw. vorgesehen war, kon-
zentrieren sich in der Hongquiao ETDZ
Bürokomplexe, Hotels, Appartmenthoch-
häuser und Konsulatsgebäude. Auch das
deutsche Generalkonsulat soll eines Tages
hierher umziehen.
Vor allem die Pudong New Area – Pudong
bedeutet „östlich des Huangpu Flusses“ –,
die im Jahre 1990 ausgewiesen wurde und
als neuer hochtechnologisch orientierter
Stadtteil dem Vorbild von Singapur nach-
eifern sollte, erwies sich als der Wachs-
tumsmotor für die „Stadt über dem
Meer“. Pudong, gegenüber der Kernstadt
auf der Ostseite des Huangpu gelegen,
unterscheidet sich von allen anderen Ent-
wicklungszonen nicht nur durch seine rie-
sige Flächenausdehnung (35000 ha oder
etwa ein Drittel der Fläche Hongkongs),
sondern auch durch seine langfristige Ent-
wicklungsperspektive. Pudong wird in ei-
nigen Jahrzehnten eine größere Fläche
umfassen als die heutige Kernstadt (Puxi).
Bislang schon sind große Verkehrsprojek-
te – Brücken- und Tunnelbauten – abge-
schlossen worden, um die beiden Stadttei-
le miteinander zu verbinden. Investitio-
nen in Pudong sind mit einer großen Zahl
von Steuervorteilen und besonderen
Nutzungsrechten verbunden, zudem hat
Pudong den Status eines Stadtbezirks mit
recht weitgehenden Entscheidungsbefug-
nissen erhalten.30

Die Entwicklungszone wurde in fünf rela-
tiv unabhängige Teilgebiete gegliedert:
die alte City wird z.B. durch die auf der an-
deren Flußseite anschließende Lujiazui Fi-
nancial and Trade Zone erweitert, schon
heute markiert ein gewaltiger Fernseh-

turm von „monumentaler Häßlichkeit“
die neue Mitte. Diese Zone wird als Zen-
trum  für Finanzen, Handel, Dienstleistun-
gen, Informationsdienste und Beratungen
dienen.
Bis Ende 1995 wurden bereits rund 3500
Unternehmen mit ausländischer Beteili-
gung sowie rund 30 Banken und Finanz-
institute in Pudong gezählt. In den letzten
Jahren hat sich allerdings eine gewisse
Ernüchterung bei den ausländischen Inve-
storen breitgemacht, weil die Mieten und
Preise für Büro- und Produktionsflächen
explodiert und die Löhne und Gehälter
sehr rasch gestiegen sind. Trotz einer nun
verlangsamten Entwicklung wird die Er-
richtung der auch flächenmäßig größten
chinesischen Wirtschaftszone als wichtiger
Schritt für die Revitalisierung Shanghais
gesehen.

Erneuerung aber auch in der
traditionellen Kernstadt

Die Erneuerung wird aber auch in der tradi-
tionellen Kernstadt vorangetrieben. 1992/93
wurden Huahai Lu und der Bund um- und
ausgebaut. Der Bau der U-Bahn schreitet
zügig voran; 1995 wurde die 16 km lange
nordsüdlich verlaufende Metro-Linie 1 nach
sechsjähriger Bauzeit in Betrieb genommen,
sie soll bis zu einer Million Passagiere täglich
befördern können. Eine zweite ostwestlich
verlaufende Linie wird in Angriff genom-
men, sie soll den Flughafen Hongqiao mit
Pudong verbinden.
Der neue wirtschaftliche Boom in Shanghai
schlägt sich nicht nur in gewaltigen Bau-
projekten und einer rasanten Veränderung
des Stadtbildes nieder, er ist ebenso ver-
knüpft mit einem durchgreifenden Wandel
der städtischen Wirtschaftsstruktur.
Erbrachte der sekundäre Sektor zu Beginn
der Wirtschaftsreformen noch rund 77 %
des Bruttoregionalprodukts von Shang-
hai, während der tertiäre Sektor nur
knapp 19 % beisteuerte, so sank der An-
teil des Sekundärsektors bis 1995 auf
knapp 58 % und der des Tertiärsektors
verdoppelte sich auf rund 40 %.31 Aller-
dings hinken die entsprechenden Ver-
schiebungen auf dem Shanghaier Arbeits-
markt bis jetzt deutlich hinter denen der
Wertschöpfung her. Noch bis 1990 stieg
der Beschäftigtenanteil in der Industrie
und im Baugewerbe auf 60 % aller Be-
schäftigten, erst seither ist eine leichte Ab-
nahme auf 56 % bis zum Jahr 1994 zu be-
obachten, der Beschäftigtenanteil im Ter-
tiärsektor stieg langsam, aber stetig von
21% im Jahre 1978 auf 34 % im Jahre
1994. Verglichen mit der wirtschaftlichen
Differenzierung anderer Weltstädte sind
Handel, Banken und Dienstleistungen in
Shanghai bislang noch schwach ent-
wickelt. Die über Jahrzehnte einseitig auf
die Industrie orientierte sozialistische
Wirtschaftspolitik und die Vernachlässi-
gung des tertiären Sektors, der als unpro-
duktiv galt, sind also bis in die Gegenwart
nicht ausgeglichen worden.32

Der Wandel in der Branchenstruktur

Die Branchenstruktur der Shanghaier Indu-
strie ist im Verlauf der 50er und 60er Jahre
vor allem zugunsten schwerindustrieller

Zweige wie Petrochemie, Eisen- und Stah-
lindustrie usw. erweitert worden. Diese
Wirtschaftspolitik ließ sich u.a. an dem
wachsenden Anteil der Schwerindustrie an
dem industriellen Produktionswert able-
sen, der von 21 % im Jahre 1952 auf 51 %
im Jahre 1978 anstieg. Bis in die Gegen-
wart spielen die Staatsbetriebe, die als die
großen verlustbringenden „Industrietan-
ker“ gelten, eine größere Rolle als im Lan-
desdurchschnitt oder gar im Vergleich zur
Provinz Guangdong. Noch 1995 waren
unter den zehn größten Shanghaier Fir-
men vier Eisen- und Stahlwerke und zwei
petrochemische Unternehmen zu finden.
Inzwischen steigt aber der Anteil von In-
dustrieunternehmen in „sonstigem Eigen-
tum“ beträchtlich an: 1992 vereinigten
diese Unternehmen – vornehmlich chine-
sisch-ausländische Joint-Ventures und Un-
ternehmen im Privateigentum – ein Vier-
tel des Produktionswertes und ein Fünftel
aller Industriebeschäftigten auf sich. Hin-
ter dieser Veränderung steht vor allem der
schon erwähnte Zufluß von ausländi-
schem Kapital, das auch die Shanghaier
Regierung als bedeutenden Motor der
Modernisierung ansieht. Vor allem geför-
dert werden neue Schlüsselindustrien wie
Automobilproduktion (Shanghai-Volks-
wagen!), Computer- und Mikroelektronik,
Chemie- und Kunststofferzeugung, Haus-
halts- und Unterhaltungselektronik, Tele-
kommunikation, Büromaschinen usw. Ins-
gesamt also versucht die Shanghaier Re-
gierung, den Aufbau von High-Tech- und
kapitalintensiven Unternehmen zu forcie-
ren.33

Bald wieder Finanz- und 
Handelsplatz?

Wenn auch die Industrie nach wie vor die
wirtschaftliche Basis für Shanghai dar-
stellt, so sieht die Stadt ihre Zukunft vor
allem in den Bereichen Finanzen, Banken,
Handel und Dienstleistungen. Die 1990
gegründete Wertpapierbörse, die aller-
dings mehrfach durch irreguläre Trans-
aktionen auffiel, soll eine der Vorausset-
zungen für die zukünftige Position Shang-
hais als wichtigster Finanzplatz Chinas
sein. Bei der Zulassung ausländischer Ban-
ken spielt Shanghai landesweit eine
führende Rolle, bis 1995 hatten sich 38
ausländische Banken und Versicherungen,
darunter die Dresdener Bank, die Com-
merzbank und die Bayerische Vereins-
bank, niedergelassen, zudem hatten 119
ausländische Finanzinstitute Büros in
Shanghai eröffnet.34

Aufgrund seines ausgedehnten Hinterlan-
des ist Shanghai seit je von Interesse für
ausländische Kauf- und Warenhausket-
ten. Einkaufszentren, Einzelhandelsket-
ten aus Hongkong, Japan, Malaysia und
Singapur sorgen längst für ein weltstädti-
sches Warenangebot, das in dieser Breite
in kaum einer zweiten Stadt in China zu
finden ist.

Der Zuzug in die Stadt mußte streng
gesteuert werden

Der Boom in Shanghai übt auf Millionen
von Chinesen eine magische Anziehungs-
kraft aus. Um den Zustrom von Menschen
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einigermaßen unter Kontrolle zu halten,
wird der Zuzug durch ein streng gehand-
habtes Melde- und Registrierungssystem
für die Dauerbevölkerung bis in jüngste
Zeit kanalisiert. Angesichts der Tatsache,
daß Shanghai die größte und wirtschaft-
lich dominierende Stadt des bevölke-
rungsreichsten Landes der Erde war, blieb
die Einwohnerzahl nach einem relativ ra-
schen Anstieg in den 50er Jahren bemer-
kenswert konstant.
Innerhalb der heutigen Stadtgrenzen leb-
ten 1952 8,5 Mio. Einwohner, am Ende des
ersten Fünfjahresplanes waren es 10,1 Mio.
(1957) und zu Beginn der Wirtschaftsrefor-
men im Jahre 1979 11,3 Mio. Der rasche Be-
völkerungszuwachs während des ersten
Fünfjahresplans hatte die mangelhafte In-
frastruktur, den knappen Wohnraum und
die Versorgungsprobleme so drängend
deutlich gemacht, daß um 1957/58 eine
durchgreifende Kontrolle der Zuwande-
rung einsetzte. Wer dauerhaft in Shanghai
leben wollte, brauchte eine entsprechende
Wohnberechtigung (hukou). Nur wer regi-
striert wurde, konnte auch eine Zuteilung
von Wohnraum erwarten, hatte Anspruch
auf einen Arbeitsplatz oder die tägliche
Reisration.
Gegenwärtig liegt Shanghai nach den 
Angaben der UN unter den größten 
städtischen Agglomerationen der Erde
nach Tokyo, New York, Mexiko City und
Sao Paulo auf Platz 5. Das Statistische Jahr-
buch von Shanghai nennt für 1995 aller-
dings nur 13,0 Mio. Menschen, die inner-
halb der Verwaltungsgrenzen der Stadt –
unter Einschluß der Landkreise – leben.35

Auch die Bevölkerungszahl der städtischen
Bezirke – und damit die eigentliche Stadt-
bevölkerung von Shanghai – stieg nur lang-
sam von 6,3 Mio. im Jahr 1957 auf 7,9 Mio.
im Jahr 1992. Der  jüngste Sprung auf 9,53
Mio. Menschen im Jahr 1995 war überwie-
gend auf administrative Veränderungen
zurückzuführen; d.h. drei Kreise mit insge-
samt rund 1,5 Mio. Einwohnern wurden
vor einigen Jahren zu städtischen Bezirken
erhoben.36

Das offizielle Bevölkerungswachstum von
Shanghai wird gegenwärtig ausschließlich
durch Zuwanderung gesteuert, denn der
natürliche Zuwachs der registrierten
Dauereinwohner wird seit einigen Jahren
durch ein Geburtendefizit geprägt, das bis-
lang auch unter allen chinesischen Stadtre-
gionen einmalig sein dürfte. Lag das natür-
liche Wachstum der registrierten Dauerein-
wohner 1957 noch bei fast 40‰, so sank
diese Rate rasch unter 10 ‰ und schließlich
auf einen negativen Wert von –1,4 ‰.

Rund ein Fünftel der Bevölkerung
sind „floating population“

Ist die Zuwanderung dauerhaft registrier-
ter Einwohner nach wie vor relativ be-
grenzt, so machen der Stadt zunehmend
die sogenannten temporären Zuwanderer
Sorgen, die unter dem Stichwort der floa-
ting population zusammengefaßt wer-
den. Im Gegensatz zur restriktiv gehand-
habten Erteilung einer dauerhaften
Wohnerlaubnis ist eine Genehmigung für
einen zeitlich begrenzten Aufenthalt in
Shanghai recht leicht zu bekommen. Nur
so kann der Zuwanderungsdruck einiger-

maßen aufgefangen werden, denn die
größte Metropole Chinas absorbiert wie
keine andere Agglomeration des Landes
floating people aus einem weiten Hinter-
land. Nach einer Stichprobenerhebung zu
Jahresende 1993 lebten 2,5 Mio. temporä-
re Einwohner in der Stadt, doppelt so viele
wie 1988. Die floating people machen also
fast ein Fünftel der Dauerbewohner aus;
man darf zudem vermuten, daß eine Dun-
kelziffer von erheblicher Größenordnung
vorhanden ist.37 Rund 80 % dieser Migran-
ten sind ehemalige Bauern vom Lande –
zu drei Vierteln aus den benachbarten
Provinzen Jiangsu, Zhejiang und Anhui –,
die auf der Suche nach Arbeit in die Groß-
stadt ziehen. Viele von ihnen schuften
und hausen auf den ungezählten Baustel-
len in Shanghai. Die „Menschen von
draußen“ (waidiren) arbeiten oft bis zu 16
Stunden am Tag, nicht nur um zu überle-
ben, sondern auch um Geld für die Fami-
lienangehörigen zu Hause zu sparen.
Die Bedeutung dieser Zuwanderer mit be-
grenzter Aufenthaltserlaubnis für die
städtische Wirtschaft und das städtische
Leben wird recht unterschiedlich beur-
teilt. Einerseits sind sie fast unentbehrlich
als Bauarbeiter, in der Straßenreinigung,
als Arbeiterinnen in den Textilfabriken,
Kleinhändler oder Reparaturhandwerker,
andererseits wird ihr Druck auf die städti-
sche Infrastruktur, auf den Wohnungs-
markt und auch ihr Anteil an kriminellen
Delikten mit Sorge registriert.

Die Versorgung mit Wohnraum
ist nach wie vor prekär

Die langjährige Vernachlässigung der In-
frastruktur und des Wohnungsbaus, aber
auch die rasante Entwicklung der letzten
Jahre haben zahlreiche Engpässe für die
weitere Stadtentwicklung offenkundig
werden lassen.
Die Versorgung mit Wohnraum ist nach
wie vor prekär, wenn sich auch nach offi-
ziellen Angaben die Netto-Wohnfläche
pro Kopf zwischen 1957 (3,1 m2) und 1993
(7,3 m2) mehr als verdoppelt hat.38 Nach
der Machtübernahme war die kommuni-
stische Stadtregierung keineswegs untä-
tig, bereits seit 1950 wurden die Wohn-
und Lebensverhältnisse in rund 300 Quar-
tieren mit unzureichendem Standard ver-
bessert und zahlreiche neue Wohnquar-
tiere errichtet. Dennoch kam der Woh-
nungsbau dem wachsenden Bedarf aus
Kapitalmangel über Jahrzehnte nur un-
genügend nach. Shanghai galt in China
traditionell als eine der Städte mit der
größten Wohnungsnot, wenn auch die
Situation in Städten wie Shenyang, Harbin
oder Anshan keineswegs besser war. Erst
mit Beginn der Wirtschaftsreformen be-
lebte sich der Wohnungsbau deutlich:
zwischen 1980 und 1993 wurde die ge-
samte Wohnfläche in Shanghai mehr als
verdoppelt. Die Verbesserung des Woh-
nungsangebots war verknüpft mit einer
begrenzten Wohnungsreform, die u.a.
durch Förderung des Wohnungseigen-
tums und den Aufbau von öffentlichen
Akkumulationsfonds die Investitionsmit-
tel zu erhöhen suchte.39

Der Anteil von Haushalten in akuter Woh-
nungsnot, d. h. mit weniger als 4 m2 Wohn-

fläche pro Kopf, sank bis 1993 auf rund
9 % aller Haushalte. In Shanghai sind es
gerade die älteren Wohnviertel am Su-
zhou Creek und südlich der Altstadt, die
zudem stark von Industriebetrieben durch-
setzt sind, in denen immer noch besonders
drangvolle Wohnverhältnisse herrschen.
Da der Baugrund inmitten dieser Wohn-
viertel aufgrund seines Lagevorteils sehr
teuer ist, hat die Stadtregierung in vielen
Fällen den Grund und Boden an ausländi-
sche Investoren verkauft, die Geschäfts-,
Hotel- und Bürokomplexe hochzogen. Die
Folge dieser Praxis in Verbindung mit
großen Verkehrsprojekten waren in den
letzten Jahren oftmals Flächensanierungen
in der Altstadt, in deren Gefolge bislang
knapp 300 000 Einwohner zwangsweise
umgesiedelt wurden. Die Verbesserung der
Wohnverhältnisse ist deshalb vielfach ver-
knüpft mit gravierenden sozialen Proble-
men. Viele Altstadtbewohner wurden
gegen ihren Willen in stadtrandliche Neu-
bauquartiere mit schlechter Verkehrsanbin-
dung und unzureichenden Einkaufsmög-
lichkeiten verfrachtet. Wie bereits erwähnt,
bevorzugen viele Menschen die Altstadt
trotz ihrer Enge, weil sie ein dichtes soziales
Netz und die nahen Versorgungsmöglich-
keiten nicht missen wollen. Der Spruch
„Besser ein Bett in Puxi (der Altstadt west-
lich des Flusses) als ein Haus in Pudong“
kennzeichnet diese Haltung treffend.40

Alle genannten Wohnungsdaten beziehen
sich nur auf die Dauerbewohner von
Shanghai, die Wohnsituation der rund 2,5
Mio. temporären Einwohner ist deutlich
schlechter als die der Bevölkerung mit un-
beschränkter Wohnberechtigung.41 Die Ar-
beitsmigranten leben vielfach auf den Bau-
stellen, in einfachen Fabrik-Wohnheimen
oder sie mieten einen Raum bei Bauern am
Stadtrand. Die Mehrzahl der temporären
Einwohner lebt im Stadtrandbereich, weil
dort auch eher Platz für selbsterrichtete
Hütten vorhanden ist und die polizeilichen
Kontrollen weniger scharf sind. Slumähnli-
che Behausungen, Squattersiedlungen
oder Substandard-Quartiere – ein Charak-
teristikum anderer Megastädte der Dritten
Welt – sind seit einigen Jahren auch in
Shanghai zu entdecken.

Die Belastungen von Boden,
Wasser und Luft

Eine weitere Folge der hohen Verdich-
tung, der ungenügenden städtischen Müll-
entsorgung, unzureichender Kanalisation,
fehlender Kläranlagen, veralteter Produk-
tionsbetriebe oder von Heizanlagen, die
immer noch Kohle nutzen, sind Belastun-
gen von Boden, Wasser und Luft.42 Zwar ist
die Situation in Shanghai symptomatisch
für alle chinesischen Großstädte, doch mit
Blick auf Wasser- und Luftverschmutzung
sowie Lärmbelastung hatte Shanghai um
1990 unter 37 Städten, für die Indikatoren
vorlagen, die schlechteste Position.
In Shanghai gibt es Zehntausende von In-
dustriebetrieben, die über die ganze Stadt
verstreut sind. Viele von ihnen sind total
veraltet, energieintensiv und/oder ohne
technische Ausrüstung zur Verminderung
der Emissionen. Die Industrie ist in Shang-
hai Umweltsünder Nummer eins, verant-
wortlich für 90% aller gasförmigen Emis-
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sionen und 60 % aller unbehandelten Ab-
wässer. Jedes Jahr werden über 20 Mio. t –
häufig minderwertiger – Kohle verbrannt
und täglich 800 t Kohlenstaub emittiert.
Messungen ergaben jährlich rund 1600 t
Asche- und 1500 t Schwefeldioxid-Immis-
sionen pro km2; die Belastungsdichte an
SO2 je Flächeneinheit ist am höchsten in
ganz China. Auch die NOx-Werte liegen bis
zu 80 % über den offiziellen Richtlinien.
Industrieabwässer werden kaum gerei-
nigt, von den Haushaltsabwässern sollen
1992 nur 14 % durch Kläranlagen behan-
delt worden sein. Es ist zwar geplant, das
Abwasser durch große Kanäle direkt ins
Meer zu leiten, gegenwärtig sind aber
Huangpu und insbesondere der Suzhou
Creek extrem verschmutzt. Letzterer stank
beispielsweise an 195 Tagen im Jahr 1990
so stark, daß die Gerüche eine ernsthafte
Belastung für die Anwohner darstellten.
Chemische Abwässer der Industriebetriebe
und die Fäkalien der Haushalte fließen also
fast ohne Kontrolle oder Behandlung in das
Flußnetz. Damit gelangen die Abwässer
auch in die landwirtschaftlichen Bewässe-
rungssysteme, chemikalienverseuchte Wäs-
ser berieseln die Felder. Auch die Weiterver-
wendung des städtischen Abfalls und des
nightsoils führte zur Anreicherung von
Schwermetallen im Boden (insbesondere
Cadmium und Chrom). Im Umland sind
auch über 3000 kleinere und größere Depo-
nien verstreut, die nicht ausreichend abge-
dichtet sind und somit die Ackerflächen und
das Grundwasser verschmutzen. In Shang-
hai müßten erhebliche Teile der kontami-
nierten Gemüseanbauflächen sofort aus
dem Anbau herausgenommen werden.
Das Problem der Umweltverschmutzung
in Shanghai ist selbstverständlich Planern
und Politikern wohlbekannt, es gibt auch
zahlreiche Ansätze für ein effizientes Um-
weltmanagement. Zwar sind in den letz-
ten Jahren leichte Verbesserungen erzielt
worden, insgesamt aber sind die Aussich-
ten für eine nachhaltige Besserung der
Umweltqualität begrenzt. Einerseits sind
die ererbten Strukturmängel so gravie-
rend, daß sie nur langfristig gelöst werden
könnten, andererseits schafft das rasante
Wirtschaftswachstum der 90er Jahre neue
Umweltbelastungen, denn der Bedarf an
Energie, Eisen und Stahl oder Beton ist
fast unersättlich.

Auf dem Weg zum wirtschaftlichen
„Drachenkopf“ der Volksrepublik
China

Die wirtschaftliche Zukunft von Shanghai
wird allerdings weniger unter Umwelt-
aspekten diskutiert, sondern vor allem mit
Blick auf das strategische Potential der Me-
tropole. Geographen und Ökonomen in
China und Hongkong beschäftigen sich
u.a. mit der Frage, ob Shanghai eines Tages
Hongkongs Bedeutung für China überneh-
men könnte.43 Es ist jedenfalls bemerkens-
wert, daß die zukünftige Rolle von Shang-
hai im Konzert der chinesischen Metropo-
len weniger mit Blick auf Beijing diskutiert
wird, sondern vor allem auf das Perlfluß-
delta mit seinen beiden Millionenstädten
Guangzhou (Canton) und Hongkong.
Während beispielsweise die einen der Mei-
nung sind, Shanghai habe angesichts des

gesamtwirtschaftlichen Wachstums in
China und der rasanten Entwicklung von
Pudong alle Chancen, Hongkong in einer
nicht zu fernen Zukunft zu überholen, be-
urteilen andere die Entwicklungschancen
von Shanghai differenzierter.44 Shanghai
habe trotz seiner hervorragenden geogra-
phischen Lage, trotz der für die Stadt so
günstigen staatlichen Entwicklungspolitik
noch viele Hemmnisse zu beseitigen. Dazu
zählen u.a. die unzureichende Hafeninfra-
struktur, die unbewegliche und zu teueren
Fehlentscheidungen neigende Staatsbüro-
kratie (bureaucratic state capitalism), der
hohe Anteil veralteter und unrentabler
Staatsbetriebe oder ein nach wie vor zu
schwaches Banken- und Finanzsystem, um
nur einige hemmende Faktoren aufzu-
führen. Im günstigen Falle, so Sung, wird es
eine funktionale Arbeitsteilung zwischen
den vier Metropolen geben: während Bei-
jing das politische und kulturelle Zentrum
des Landes bleibt, wird Shanghai vermut-
lich das nationale Finanzzentrum und der
Schwerpunkt der Schwerindustrie werden
bzw. bleiben. Hongkong wird seine Positi-
on als nationales und internationales Fi-
nanzzentrum, als wichtigster Hafen und als
Kommunikationszentrum halten, die Pro-
vinz Guangdong mit der Provinzhaupt-
stadt Guangzhou (Canton) an der Spitze
wird vermutlich im Bereich der exportori-
entierten Konsumgütererzeung führend
bleiben.45 Wie immer man diese Szenarien
beurteilen mag, es steht außer Frage, daß
die Entwicklungsaussichten für Shanghai in
den letzten fünf Jahrzehnten nie so gün-
stig waren wie Ende der 90er Jahre.
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Kumasi ist nach der Hauptstadt Accra die
wichtigste Stadt in Ghana. Das historische
Zentrum der Aschanti ist eine sehr typi-
sche afrikanische Großstadt, an wichtigen
Verkehrswegen gelegen, nahe den Ka-
kaoanbaugebieten, mit hohem Be-
völkerungszuzug, ein Verwaltungs- und
Dienstleistungszentrum mit bedeuten-
dem Markt. Die funktionale Struktur läßt
sich an der Stadt ablesen, wie auch die Be-
völkerungsstruktur, siedeln doch viele Zu-
wanderer entsprechend ihrer Stammes-
zugehörigkeit. Red.

In sicherer Lage entlang
alter Fernhandelswege

Als historische Hauptstadt des reichen
Waldgebietes von Aschanti hat sich Kuma-
si zu einem der bedeutendsten Zentren
Ghanas entwickelt. Die Anfänge Kumasis
reichen bis in das Ende des 16. Jahrhun-
derts, in eine Zeit also, als die Aschanti ge-
meinsam mit anderen Akangruppen aus
den nördlich angrenzenden Savannen des
Sudans im Wald eintrafen. Nach münd-
lichen Überlieferungen machte der dama-
lige König Nana Osei Tutu (1697–1720)
Kumasi zur Hauptstadt des Aschanti-Rei-
ches (Manshard 1961 b).

Der Standort für diese Siedlung, die sich
auf einer flachen Hügelkette (um 300 m)
zwischen den sumpfigen Flußniederun-
gen des Subin-Rivers entwickelte, besaß
gute Verteidigungsmöglichkeiten. Auch
in seiner großräumigen Lage war das über
220 km von der Küste mitten im dichten
Feuchtwaldgürtel Oberguineas gelegene

Kumasi dem unmittelbaren Eingriff der
europäisch dominierten Guineaküste ent-
zogen. Außerdem hatte die Stadt entlang
der alten Fernhandelswege über Salaga
und Kintampo gute Verbindungen mit
der nördlichen Savannenzone, ohne daß
jedoch die Staatsgründungen des westli-
chen Sudans jemals ihren direkten Einfluß
auf den Waldgürtel wirksam werden las-
sen konnten.
Der alte Gegensatz zwischen der Guinea-
küste und dem einst unzugänglichen, fie-
berverseuchten Hinterland, der sich in
zahlreichen Stammesfehden zwischen
den Aschanti und der Küstenbevölkerung
und in mehreren kriegerischen Auseinan-
dersetzungen mit der britischen Kolonial-
macht (zuletzt 1900) entlud, setzte sich in
anderer Form bis in die Gegenwart fort.
Auch seit der Unabhängigkeit Ghanas
(1957) und z.T. bis heute ist die Aschanti-
Region ein Hauptsitz von politischen Kräf-
ten, die auf eine mehr dezentralisierte 
föderalistische Verfassung unter stärke-
rer Beteiligung regionaler Interessen hin-
arbeiten.

Schnelles Bevölkerungswachstum auf
gegenwärtig ca. 700 000 Einwohner

Die aus dem 19. Jahrhundert überliefer-
ten Bevölkerungszahlen von Kumasi (Bod-
wich 1819 und Dupuis 1824) sind sicher

125

Impulse, die von der Berührung mit Europa kamen

Kumasi: traditionelles Großzentrum 
in Aschanti
Von Walther Manshard

Abb. 1: Zeitgenössische Darstellung von Kumasi (Aschanti, Ghana) um 1870.
Aus: Manshard (1977)

Bär
Urhebe



übertrieben. Nach vorsichtigen Schätzun-
gen kann man für die Mitte des 19. Jahr-
hundert eine Bevölkerung von etwa
12 000 bis 15 000 Einwohnern annehmen.
Nach der Zerstörung der Stadt durch briti-
sche Truppen (1874, 1896) verringerte sich
die Zahl der Stadtbevölkerung, so daß die
erste offizielle Zählung (1901) nur 3000
Einwohner ergab. In schneller Zunahme
(1906: 6000 Einw.; 1911: 19 000 Einw.;
1931: 36 000 Einw.) erreichte die städti-
sche Bevölkerung bei der Zählung von
1948 die 70 000-Marke. 1960 wurde mit
221 000 Einwohnern auch die Großstadt-
schwelle im westeuropäischen Sinne über-
schritten. Heute ist Kumasi eine Großstadt
von 600 000 bis 700 000 Einwohnern mit
einer überbauten Fläche von etwa 15
qkm. (Hofmann 1994). Das erweiterte
Stadtgebiet wird von der Kumasi Metro-
politan Authority (K.M.A.) verwaltet.
Eine Erklärung für diese selbst für west-
afrikanische Verhältnisse auffallend
schnelle Bevölkerungsvermehrung lag in
den ersten Jahrzehnten in der Entwick-
lung der Kakaokulturen (vom Anfang des
20. Jahrhunderts bis etwa in die 1960er
Jahre). Außerdem wurde Kumasi ein
neues koloniales Verwaltungszentrum am
Endpunkt der Eisenbahnlinien von Sekon-
di (1903) und Accra (1923). Beim späteren
Straßenausbau stand Kumasi ebenfalls als
wichtiger Straßenknoten immer an bevor-
zugter Stelle. Wie bei den Standorten an-
derer westafrikanischer Großstädte auch,
war die Raumlage in Beziehung zu den
bedeutenden landwirtschaftlichen Pro-
duktionsgebieten, zu Handel und Verkehr
hier wichtiger als die engere Ortslage.

Seit der Kolonialzeit funktional
in Zonen unterteilt

Die Stadt ist seit der Kolonialzeit funktio-
nal ziemlich deutlich in bestimmte Zonen
unterteilt. Das Verwaltungszentrum lag
größtenteils in der Nachbarschaft des
alten Forts (Abb. 1). Die wichtigeren Ge-
schäftszentren gruppierten sich um den
Zentralmarkt und um den breiten Sporn
zwischen dem westlichen und östlichen
Subin-Tal. Die industrielle Entwicklung

vollzog sich besonders in den südlichen
Vororten entlang der Eisenbahn nach Se-
kondi-Takoradi, wo sich zunächst mehrere
Sägewerke und Betriebe der Nahrungs-
verarbeitung niederließen.
In den weit auseinandergezogenen
Wohnbezirken der Stadt lassen sich noch
die Grundzüge einer ethnischen Auftei-
lung erkennen. Der Ridge war früher vor-
wiegend europäische Wohngegend. As-
hanti Newton wurde hauptsächlich von
den Aschanti bewohnt. Fante Newton
beherbergte Fante von der Küste. Die
große Fremdenbevölkerung aus dem
Norden schließlich, besonders aus Nordg-
hana, Burkina Faso, Mali, Niger und Nige-
ria, lebt in sogenannten Zongos (einem
Haussawort für diese Fremdenviertel).
Diese wohnräumliche Differenzierung
hat sich zwar in den letzten Jahrzehnten
immer mehr verwischt, sie schimmert im
Grundmuster der Stadt jedoch noch deut-
lich durch. Hierzu trugen besonders die
allgemeine Wohnraumknappheit und
der Aufbau von Stadtrandsiedlungen bei.
Eine eigentliche „City“-Bildung mit einer
Entvölkerung der Innenstadt war wenig
ausgeprägt. In den Außenbezirken
haben die ziemlich spärliche Versorgung
von infrastrukturellen Diensten (wie
Straßen, Wasser- und Elektrizitätsversor-
gung) sowie die Übernahme der einfa-
chen Lehmbauweise aus den ländlichen
Gebieten zum schnellen Vordringen des
Stadtrandes beigetragen. Hier kam es zur
Entwicklung von Hüttensiedlungen
(Shantytowns) sowie kleineren städtisch-
ländlichen Außenzentren. Ein spekulati-
ves Bauen größerer Wohn- und Ge-
schäftshäuser wird vorwiegend von rei-
cheren Aschanti (früher auch häufig von
Syrern bzw. Libanesen) betrieben. Auch
die länger seßhaften Einwanderer aus
dem Norden errichten jedoch Häuser und
Hütten, die sie oft an Neuankömmlinge
vermieten.

Impulse aus der Berührung
mit Europa

In vieler Hinsicht sind die zentralen Funk-
tionen, die Dienste und Versorgungsein-

richtungen einer solchen tropisch-afrika-
nischen Stadt denjenigen europäischer
zentraler Orte ähnlich. Das gilt vor allem
für die als villes blanches entstandenen
Kolonialstädte oder Zentren, die bereits
einen längeren Kontakt mit Europa hat-
ten. Hier fiel die beschleunigte Stadtent-
wicklung mit dem Wirtschaftsaufschwung
der ausgehenden Kolonialzeit und dem
der ersten Jahre der Unabhängigkeit zu-
sammen. Dieser Boomphase folgte in den
70er und 80er Jahren eine Periode der
ökonomischen Stagnation, die sich aus
der chaotischen politischen und wirt-
schaftlichen Entwicklung Gesamtghanas
erklären läßt. Obwohl Kumasi keine Neu-
gründung gewesen ist und die Stadt auf
eine recht alte afrikanische Tradition
zurückblicken kann, verdankt sie doch die
eigentlichen Impulse für ihren jüngeren
Aufschwung der Berührung mit Europa.
In diesem Sinne ist auch sie ein typisch
„hybrides“ Stadtgebilde (O’Connor 1983).

Nach der Hauptstadt Accra
an zweiter Stelle

Seit dem Anfang des Jahrhunderts ist Ku-
masi zunächst das Verwaltungszentrum
der britischen Kolonialregierung und seit
1957 das Oberzentrum der ghanaischen
Administration für Aschanti gewesen.
Nach der Niederlage in den Aschantikrie-
gen und der Verbannung des Königs von
Aschanti (Asantehene) ins Exil (1901–1924)
war Kumasi erst 1935 wieder der Sitz des
Asanteman Council und der Aschanti-
Konföderation geworden. Der Kumasi-
Häutling (Kumasihene) wurde damals
wieder zum Asantehene ernannt, und alle
Sitzungen der Konföderation, d.h. der
höchsten traditionellen Autorität in
Aschanti, wurden in Kumasi abgehalten.
Viele Land- und Häuptlingsstreitigkeiten
werden weiter am Gerichtshof des Asan-
tehene gehört und geschlichtet. Die Be-
deutung des Asantehene als Symbol des in
Aschanti noch immer ziemlich starken
Häuptlingstums sollte auch in der Gegen-
wart nicht unterschätzt werden.
Kumasi ist Hauptsitz für alle regionalen
Regierungsbehörden, von der Polizei bis
zur Post und vom Obergericht bis zum Fi-
nanzamt. Um die Macht des alten Aschan-
ti-Reiches zu beschneiden, wurde 1958
von der Zentralregierung in Accra – unter
Ausnutzung alter separatistischer Tenden-
zen – eine neue Region (Brong-Ahafo) aus
Aschanti ausgegliedert. Diese neue Ver-
waltungsprovonz wird seitdem von
Sunyani aus verwaltet.
Die hochgestellte Regierungsverwaltung
ist heute eher in Accra angesiedelt. In Ku-
masi dominieren im öffentlichen wie pri-
vaten Verwaltungssektor die Positionen
der mittleren und unteren Ebene.
Auch in seiner kulturell-sozialen Bedeu-
tung und als Geselligkeitszentrum steht
Kumasi in Aschanti an der Spitze und in
Ghana nach Accra an zweiter Stelle.
Viele Stammesfeste und die größeren
Häuptlingstreffen (Durbars), zu denen alle
dem Goldenen Stuhl (Thronsessel des Kö-
nigs von Aschanti) untergeordneten
Häuptlinge mit Gefolge in Kumasi zu er-
scheinen haben, werden hier abgehalten.
Für die Aschanti besteht ein echtes Dazu-
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gehörigkeitsgefühl zu ihrer „königlichen
Stadt“, der Ahenkrow, und diese oft stark
gefühlsbetonte Verbundenheit läßt wirt-
schaftliche Elemente, wie etwa Entfer-
nung und Fahrpreis, in den Hintergrund
treten (Manshard 1961 b).
Auch der Einflußbereich der Gesundheits-
sowie der Bildungs- und Erziehungsdien-
ste reicht weit über Aschanti hinaus. Das
gilt besonders für die University of Science
and Technologie (UST).

Ein Zentrum von Handel,
Dienstleistungen, Kleingewerbe

Mehr noch als in seinen Einrichtungen in
der politischen, sozialen und kulturellen
Sphäre liegt die Bedeutung Kumasis in sei-
ner kommerziellen Aktivität und Zentra-
lität als Service Centre für Mittelghana.
Der große Zentralmarkt ist einer der größ-
ten Märkte Westafrikas. In den Geschäfts-
straßen in Marktnähe konzentrieren sich

die Gebäude der größeren Handelsfir-
men, Banken und Versicherungsgesell-
schaften. Man hat Kumasi als typische Se-
condary City (im Sinne von Rondenelli
1983) bezeichnet, d.h. als ein Zentrum, das
von Handel, Dienstleistungen und dem
produzierenden Kleingewerbe beherrscht
ist. (Vorläufer 1988, Thomi 1989). Neben
der Dominanz des Straßenhandels ist das
Kleingewerbe auffällig. Hierzu gehören
drei Handwerksbereiche: Kfz-Gewerbe,
Schreiner und Schneider (allein auf dem
Zentralmarkt arbeiteten über 1000
Schneider; Hofmann 1994).
Die Berufsgruppe der persönlichen
Dienstleistungen (besonders Hausange-
stellte) hat einen Anteil von etwa 10%,
eine Zahl, die auch für andere westafrika-
nische Städte charakteristisch ist. Aller-
dings sind diese Zahlen wegen des höhe-
ren Anteils von Haushaltshilfen innerhalb
der Großfamilie und der weiteren Ver-
wandschaft unsicher.

Industriell hat sich Kumasi – abgesehen
vom produzierenden Kleingewerbe – rela-
tiv wenig weiter entwickelt. Nur etwa 5%
der Beschäftigten sind in der verarbeiten-
den Industrie tätig, besonders in der Holz-
verarbeitung.
Im informellen Sektor sind Autoreparatur-
werkstätten an den Ausfallstraßen typisch
mit Autowracks als Ersatzteilspender. Die
einzelnen Handwerker (Wayside Fitters)
spezialisieren sich z.B. auf das Ausbeulen
von Karosserien und die Reparatur von
Motoren. Sie arbeiten als Schweißer oder
Autoelektriker oder haben sich auf einzel-
ne Automarken spezialisiert. In Kumasi
gibt es eine Ansammlung solcher Betriebe
in einem Industriegebiet (dem sog.
„Suame-Magazin“), zu dem zeitweise bis
zu 40 000 Handwerker gehörten (Hof-
mann 1994).
Die Landwirtschaft als Erwerbsquelle (An-
teil etwa 5% der Beschäftigten) ist von un-
tergeordneter Bedeutung, obwohl fast
ein Drittel der Haushalte in irgendeiner
Form Landwirtschaft als Nebenerwerb be-
treiben. Dies gilt nicht nur für die Stadt
mit ihren Vororten (Hausgärten, Urban
Agriculture), sondern für die immer noch
engen Verbindungen zu den Heimatdör-
fern, wo man über spezielle Pachtsysteme
auch an der agrarischen Nutzung partizi-
piert.

Die Zuwanderung nach Kumasi

Schon in der Kolonialzeit begann die Mi-
gration von Zuwanderern. In dieser Phase
waren es zunächst besonders alleinste-
hende männliche Migranten, wie z.B.
Haussa- und Mossihändler, die aus den
nördlich an Ghana angrenzenden, damals
französischen Kolonien (z.B. Burkina Faso,
Mali oder Niger) nach Kumasi kamen.
Wanderarbeiter (besonders für das Bau-
gewerbe) wurden zunächst oft für sechs
Monate rekrutiert, kehrten aber zur
Anbau- und Erntezeit wieder in ihre Hei-
matdörfer zurück. Auch die Saisonarbeit
in den Kakaopflanzungen war ein wichti-
ger Pull-Faktor: zeitweilig kamen über
100 000 Männer aus dem damaligen Ober-
volta in den Süden Ghanas (Skinner 1965,
Zachariah-Conde 1981). Diese saisonale
Arbeitermigration entwickelte sich jedoch
zu einer Dauereinwanderung mit entspre-
chender Familienzusammenführung.
Daneben setzte eine verstärkte Zuwande-
rung von jungen Lohnarbeitern aus
Nordghana ein (z.B. Frafra oder Kusasi).
Die Mehrzahl (etwa 90%) dieser Norther-
ners lebte abgetrennt in den Zongos. Ihr
Verhältnis zu den einheimischen Aschanti
war wegen der stark divergierenden kul-
turellen Identitäten nicht besonders gut.
Für die Zuwanderer aus dem Süden (be-
sonders Fante, Ewe, Akim, Akwapim,
Kwahu) war eine Integration einfacher,
obwohl auch sie zunächst in ihren eige-
nen ethnisch segregierten Vierteln lebten
(z.B. Oforikrom für die Ewe).
Um 1960 kamen etwa ein Drittel der Be-
völkerung Kumasis aus dem Norden, 20%
waren Zuwanderer aus Südghana. Auf-
grund der schlechten wirtschaftlichen Ent-
wicklung Ghanas war Ende der 80er Jahre
eine deutliche Umkehr dieses Trends zu
beobachten, und etwa die Hälfte der Be-
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völkerung stammte aus Aschanti (Hof-
mann 1991).
Bis in die Gegenwart üben die Aschanti
durch geschickte Ausnutzung der bestehen-
den Landbesitz- und Landnutzungsrechte
eine Kontrolle über den Grund und Boden
der Stadt aus. Daraus ergeben sich für frem-
de ethnische Gruppen erhebliche Einschrän-
kungen für die Deckung ihres Wohnbedarfs
(Hofmann 1994). Die Akkulturationsdistanz
ist besonders für die aus dem Norden kom-
menden Migranten beachtlich.
Auch für die Arbeitsmöglichkeiten hat die
ethnische Herkunft noch immer Bedeu-
tung. So bleiben den Northerners zumeist
die weniger attraktiven Arbeitsplätze vor-
behalten. Nur durch besondere fachliche
Qualifikationen kann ein Zugang zu den
besseren Positionen des Arbeitsmarktes
erreicht werden. Da ein großer Teil der Ar-
beitsplätze über verwandtschaftliche Be-
ziehungen besetzt wird, ist auch hier ein
geschicktes Taktieren der Aschantibevöl-

kerung unter Ausnutzung ihrer politisch-
ökonomischen Vormachtstellung zu beob-
achten. Bis heute haben also die ethni-
schen Voraussetzungen eine erhebliche
Bedeutung für die beruflichen Zugangs-
chancen. Dies gilt sowohl für die Männer
als auch für die Frauen. Dabei sind die aus
großer Entfernung nach Kumasi kommen-
den Migranten vor allem Personen im ar-
beitsaktiven Alter. Für die Migration aus
dem benachbarten Umland Aschantis und
Brong-Ahafos ist eher ein Trend zur Fami-
lienmigration festzustellen.

Eine typische afrikanische Großstadt

Historisch und kulturell ist Kumasi eine
der interessantesten Städte vorkolonialen
Ursprungs in Afrika, die sich nur mit den
großen Yorubastädten West-Nigerias ver-
gleichen läßt. Aus einem ursprünglich
agrarisch orientierten Zentrum mit einer
Aschantibevölkerung entwickelte sich ein

multifunktionaler Handelsort. Für Kumasi
hat die ethnisch differenzierte Migration
seit der Kolonialzeit große strukturelle
und funktionale Umbrüche hervorgeru-
fen, ohne jedoch das dominante traditio-
nelle Aschantielement verdrängen zu
können. Politisch und ökonomisch sind
die Aschanti weiter tonangebend (Hof-
mann 1994). Allerdings hat sich bei ver-
stärkter Durchmischung die „Segrega-
tion“ mehr auf ökonomisch und bildungs-
orientierte Kriterien ausgerichtet.
Gerade im Vergleich zu anderen afrikani-
schen Städten (Manshard 1977, 1995) gilt
die völlige Zurückdrängung der ethnischen
Komponente für Kumasi nicht. Trotz
großer Annäherungen an die Funktionen
und Strukturen europäisch geprägter Städ-
te ist es als die Stadt der Aschanti eine ty-
pisch afrikanische Großstadt geblieben.
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Abb. 4: Das Städtenetz in Ghana, mit Hervorhebung des erstmaligen Erwähnens als
städtische Siedlung. (n. Tipple 1982, aus Hofmann 1994)
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Im Vergleich zu anderen Metropolen der
Welt sind die amerikanischen ziemlich
jung. So ist Atlanta erst 1842 gegründet
worden, an einem Eisenbahnknoten-
punkt. Der Aufstieg der Stadt erfolgte ra-
send schnell, dank ihrer günstigen klima-
tischen Lage und vor allem dank ihrer 
Zugehörigkeit zum heute prosperieren-
den Süden. Inzwischen ist Atlanta die
Hauptstadt von Georgia und ein Handels-,
Industrie- und Kongreßzentrum von inter-
nationaler Bedeutung. Viele Probleme hat
Atlanta mit den anderen Großstädten der
USA gemein, so die Abwanderung von In-
dustriebetrieben, zunehmende Arbeitslo-
sigkeit, Wegzug der weißen Bevölkerung
in die Vorstädte, wachsende Abhängig-
keit von den Zuweisungen des Bundes
und des Landes. Doch die ethnischen Kon-
flikte halten sich in Grenzen, denn diese
Stadt ist zu beschäftigt, als daß sie Zeit
zum Hassen fände. Eine wichtige Rolle ist
dabei den schwarzen Mayors zugewach-
sen: Die Mehrheit der 13 hier vergliche-
nen amerikanischen Großstädte wird in-
zwischen von Oberbürgermeistern afro-
amerikanischer Herkunft regiert, zwei von
hispanischen und eine von einem asiati-
schen Mayor. Red.

Erst 1842 gegründet,
1868 Landeshauptstadt Georgias1

Die jüngste der in diesem Heft präsentier-
ten Städte wurde erst 1842 an der Stelle
gegründet, von der die von der Landesre-

gierung Georgias finanzierte Eisenbahn
nach Chattanooga im benachbarten Bun-
desland Tennessee führen sollte. Nach
zwei früheren, provinziell klingenden
Namen („Terminus“ und „Marthasville“),
erhielt sie 1847 ihren heutigen Namen:
Atlanta.
Danach kann man die Entwicklung Atlan-
tas in vier Phasen aufteilen. Zuerst wollten
ihre Befürworter, daß sie die reiche Hafen-
stadt Savannah als die führende Stadt des
Landes ersetzte. Obwohl der Unionsgene-
ral William T. Sherman im Bürgerkrieg 
sowohl Atlanta als auch Savannah in
Schutt und Asche legte, beeinträchtigte
das Atlantas Aufstieg nur kurz. 1868
wurde sie Landeshauptstadt und vor der
Jahrhundertwende die größte Stadt Geor-
gias. Seither kann man mit einigem Recht
ganz Georgia als Hinterland Atlantas und
Savannah als ihren Hafen betrachten.2

In der zweiten Phase wollten Atlantas
Stadtväter sie zur Metropole der Südstaa-
ten machen. Mit inzwischen 75 000 Ein-
wohnern feierte Atlanta Fortschritte in
diese Richtung mit der großen Cotton Sta-
tes und International Exposition von 1895.
Während der 1920er Jahre führte die
Chamber of Commerce eine Kampagne
Forward Atlanta durch, um die regionale
Bedeutung der Stadt zu konsolidieren und
befördern. Die wesentlichsten Impulse
aber gingen von den Vorbereitungen auf
den Zweiten Weltkrieg und den kriegsbe-
dingten Maßnahmen aus. Das Militär er-
richtete enorme Lagerstätten, aufwendige
Rangierplätze, zwei Flughäfen und ein La-
zarett. Für die Kriegsproduktion erweiter-
ten General Motors und Ford ihre Anla-
gen, während die Firma Bell über 700 B-
29er Bomber und Coca-Cola fünf Mrd. Fla-

schen Coke fabrizierte. In den ersten Nach-
kriegsjahren übernahm die Lockheed Cor-
poration die alte Bell-Fabrik und setzte die
Produktion von militärischen Flugzeugen
fort. Die industrielle Entwicklung verhalf
Atlanta zu ihrer führenden Rolle in der Fi-
nanzwelt, beim Großhandel und beim Ver-
kehrswesen des gesamten amerikanischen
Südens. Atlanta hatte sogar auf eigene In-
itiative bereits mit dem Bau eines Auto-
bahnnetzes für ihre Umgebung begon-
nen, und dies einige Jahre, bevor die Bun-
desregierung in den späten 1950er Jahren
mit zweckgebundenen Mitteln winkte.
Gerade weil ihr Wirtschaftswachstum auch
den umliegenden Landkreisen zugute
kam, führte Atlanta bis in die 1950er Jahre
hinein eine konsequente Politik der An-
nektierung angrenzender Gebiete durch.
Vom Anfang des Zweiten Weltkriegs bis
Ende 1959 verdoppelte Atlanta die Bevöl-
kerungszahl in der Region auf 1 Million
und lockte mehr als 2800 neue Firmen,
sich dort niederzulassen. Die Anlage des
15 000 ha großen Lake Lanier durch den
U.S. Army Corps of Engineers sicherte der
Stadt ausreichend Wasser für die Fortset-
zung dieses raschen Wachstums.

In den sechziger Jahren zur Stadt
von nationaler Bedeutung heran-
gewachsen

Die 1960er Jahre bildeten die dritte Phase
in Atlantas Entwicklung, in der sie zu einer
Stadt von nationaler Bedeutung wuchs.
Auf gut amerikanisch symbolisierten
Sportmannschaften in diversen Bundes-
ligen und Wolkenkratzer diese Phase. Die
Stadt baute ein Stadion und zog inner-
halb von drei Jahren Profi-Baseball, -Foot-
ball, -Basketball und -Eishockey an, die bis
zum Ende des Jahrzehnts zusätzliche 60
Millionen Dollar in den regionalen Wirt-
schaftskreislauf pumpten. Im gleichen
Zeitraum wurden im Central Business
District dreißig Bürogebäude mit zwi-
schen fünfzehn und neunundzwanzig Ge-
schossen, sowie vier mit mehr als dreißig
Stockwerken errichtet. Dazu kamen 
das enorm erfolgreiche Einkaufszentrum
Peachtree Center (siehe Karte 1) und vor
dem Ende des Jahrzehnts die zahlreichen
Gastwirtschaften, Restaurants und Läden
des Underground Atlanta. Gleichzeitig
schossen an bisher peripheren Stellen
neue Geschäftszentren wie Executive Park
und Perimeter Center aus dem Boden.
Auch außerhalb der Sport- und Bauwirt-
schaft gab es andere nennenswerte Fort-
schritte. Zum Beispiel konzentrierte die
Bundesregierung über 40 000 ihrer Beam-
ten und Angestellten auf Militärstütz-
punkten und in der Verwaltung der Bun-
desgefängnisse der Region sowie im Cen-
ter for Disease Control in Atlanta. Der
Flughafen mit dem Hauptquartier der
Delta Airlines wurde der drittgrößte der
USA. 350 Lkw-Spediteure und ihre Lager-
stätten trugen zum Wachstum im Ver-
kehrswesen bei. 1965 eröffnete in der
Stadtmitte ein Marriott Hotel, dem ein
Kulturzentrum, eine Ausstellungshalle
und das Hyatt Regency Hotel im Peachtree
Center folgte. Atlanta begann eine inter-
essante Stadt für Kongresse und Messen
zu werden.
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Der Bauboom der 1960er setzte sich
während der 1970er und 1980er Jahre
fort. Marriott, Hilton und Sheraton errich-
teten große neue Hotels. Das Peachtree
Plaza Hotel und zahlreiche andere Projek-
te im Peachtree Center wurden verwirk-
licht, während in der Innenstadt Omni In-
ternational (ein Komplex von Büros,
Läden, Bistros und ein Hotel) entstand. 
Das Omni Coliseum, ein kleines Stadion
mit Platz für 18 000 Zuschauer, wurde 1992
vom Georgia Dome mit einer Sitzkapazität
von 70 000 ergänzt. Im Georgia Dome fand
1994 der Super Bowl der amerikanischen
Profi-Football-Liga statt. Das symbolisierte
die Bedeutung, die die Freizeit- und Unter-
haltungsindustrie für Atlanta gewonnen
hatte. Das Kultur- und Sportangebot für
diese Zwecke wurde zusätzlich bereichert
von der World of Coca-Cola, vom nahege-
legenen Vergnügungspark Six Flags over
Georgia und vom Stone Mountain Park,
sowie durch den Atlanta Botanical Gar-
den, das Margaret Mitchell Haus (Autorin
des „Vom Winde verweht“) und die Mar-
tin Luther King, Jr., National Historical Site.
Um Besuchern und Einwohnern der Stadt
und der Region eine Alternative zum Auto
zu bieten, wurde ein integriertes ÖPNV-
Netz mit U-Bahn (die Metropolitan Atlan-
ta Rapid Transit Authority, oder MARTA)
1971 erstellt und bis in die 1990er Jahre
ausgebaut. Auch die Entstehung neuer
Bürokomplexe, z.B. Corporate Square und
Technology Park, hielt an. Doch die Ge-
schäftsentwicklung hatte inzwischen eine
andere Qualität angenommen. Während

1965 keine der Fortune 500 (größte Unter-
nehmen der USA) ihr Geschäftsbüro in At-
lanta hatte, hatten bis 1990 einundzwan-
zig von ihnen (darunter Coca-Cola, Geor-
gia-Pacific, Georgia Power und Southern
Bell) ihre Hauptquartiere dort aufgeschla-
gen.

Heute unterhalten 40 Staaten der
Welt bereits Konsulate in Georgia

Um die Stadt in dieser vierten Entwick-
lungsphase zu fördern, begann Anfang der
1970er Jahre die Chamber of Commerce
die Zeitschrift Atlanta herauszugeben.
Darin warb sie zum ersten Mal 1973 für At-
lanta mit der Parole „die nächste Großstadt
der Welt“. Schon 1974 tagte dann die 
Organization of American States in
Atlanta – das erste Mal, daß ihre Mitglieder
in den Vereinigten Staaten außerhalb der
Hauptstadt Washington, D.C. zusammen-
trafen. Um diese Zeit gründete Ted Turner
in Atlanta sein internationales Turner Broad-
casting mit den mittlerweile weltweit be-
kannten Cable News Network (CNN) und
der TBS SuperStation. In den 1970er und
1980er Jahren erwarben Europäer und
Araber solche bekannten Wahrzeichen der
Stadt wie das First National Bank Building,
den Life of Georgia Tower und den Hilton-
Atlanta-Zentrum Büro- und Hotel-Kom-
plex. Der World Trade Club blühte auf, und
internationale Geschäfte konnten ab 1988
die Simultandolmetscher-Einrichtungen
des Georgia World Congress Center benut-
zen. Im GWCC fand 1988 die Democratic

National Convention statt. Jedes Jahr seit
seiner Eröffnung hat der Center über eine
Million Besucher gehabt. Erweitert und in
Zusammenarbeit mit dem Georgia Dome,
dem Bobby Dodd Stadium des Georgia In-
stitute of Technology, dem Atlanta-Fulton
County Stadium und dem Lake Lanier,
hatte der GWCC 1996 zentrale Bedeutung
für Atlanta in ihrer Rolle als Gastgeber für
die Olympiade. Heute kann man mit Delta
Airlines direkt von Atlanta nach Amster-
dam, Brüssel, Frankfurt, London oder 
Mexiko Stadt fliegen. Über 40 Länder un-
terhalten Konsulate in Atlanta, wo es auch
australische, deutsch-amerikanische und ja-
panische Handelskammern und über 1200
ausländische Unternehmen3 gibt. Kanada,
Japan, das Vereinigte Königreich und die
Niederlande haben jeweils mehr als zwei
Milliarden $ in Atlanta investiert. Man
kann sagen, daß Atlanta sein Ziel erreicht
hat, eine große Weltstadt zu werden. Kein
Wunder, daß die Zeitschrift Fortune Atlan-
ta als eine der zwei besten Geschäftsstädte
der Vereinigten Staaten bezeichnete.

Das Erfolgsrezept oder
Atlantas Profil heute

Atlantas beeindruckender Aufstieg seit
dem Zweiten Weltkrieg und insbesondere
seit 1960 ist gewiß auf mehrere Faktoren
zurückzuführen. Erstens ist die volkswirt-
schaftliche Entwicklung ausgewogen.
Weder der öffentliche Bereich noch Trans-
port noch der Großhandel noch produzie-
rende Gewerbe noch ein anderer Sektor
dominiert. Diese Diversifikation der öko-
nomischen Grundlage dient als eine Art
Versicherung gegen einen Rückgang oder
Verzögerung in einem beliebigen Wirt-
schaftsbereich. Atlantas gesamte Wirt-
schaft profitiert weiter von der bereits
oben beschriebenen dichten Verkehrs-
infrastruktur (Autobahn-, Eisenbahn- und
Flugverbindungen sowie ÖPNV).
Zweitens liegt Atlanta höher (300 Meter
ü.M.) als alle anderen größeren Städte der
USA östlich des Mississippi. So ist das milde
Klima kühler und weniger feucht als die
der meisten Städte der Südstaaten. Die
rollende Hügellandschaft mit ihren
Mischwäldern bietet einen schönen Hin-
tergrund für einige der angenehmsten
Wohngegenden der Nation.
Drittens bietet Atlanta auch eine reiche
kulturelle Infrastruktur. Das Memorial
Arts Center umfaßt das Symphonieorche-
ster, das Alliance Theater, das Atlanta Col-
lege of Art und das High Museum of Art
(das stark von Coca-Cola unterstützt wird).
Es gibt auch das Jimmy Carter Library and
Museum und das Science and Technology
Museum of Atlanta. Geschäftsleute halten
alle dieser Einrichtungen für einen großen
Vorteil ihres Standorts. Darüber hinaus
hat Atlanta vier große Hochschulen:
das Georgia Institute of Technology, die
Georgia State University, Emory University
(auch stark von Coca-Cola unterstützt)
und das Atlanta University Center. Die
Unternehmen der Region decken nicht
nur einen großen Teil ihres Bedarfs an
qualifiziertem technischen und wirt-
schaftswissenschaftlichen Personal über
die vier Hochschulen, sondern lassen auch
einen beachtlichen Anteil ihrer For-
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Abbildung 1: Karte von Atlanta und Umgebung



schungsprojekte von den Hochschulen
durchführen und sich von Mitgliedern
ihrer Fakultäten beraten.
Ein vierter Vorteil ist die allgemein günsti-
ge Entwicklung des amerikanischen Sü-
dens. Während der 1950er Jahre hatte 
Atlanta seine regionale Führerschaft so
stark ausgebaut, daß die Stadtväter sich
nicht mehr um die Konkurrenz von Bir-
mingham, Jacksonville, Memphis, Nashvil-
le, New Orleans oder Tampa zu kümmern
brauchten. Im Gegenteil, als eine von we-
nigen wirklich nationalen Städten ist es
für Atlanta sinnvoll, andere Städte des Sü-
dens zu unterstützen. Als die regionale
Stadt für Hauptquartiere von Versiche-
rungsgesellschaften, Handelsverbänden,
Großhändlern und der Bundesregierung
wächst Atlanta automatisch mit, wenn
der Süden floriert.
Fünftens gelang zunächst die Beteiligung
schwarzer Bürger an der Politik und später
ihre Übernahme der Verantwortung für
die Politik in Atlanta besser als in manchen
anderen amerikanischen Großstädten, ob-
wohl die alteingesessene weiße Wirt-
schaftselite bis etwa 1970 die Politik be-
stimmte. Schon 1973 wurde der erste
schwarze „Mayor“ (Maynard Jackson) ge-
wählt. Seitdem hat die Stadt nur schwarze
„Mayors“ (Andrew Young, der frühere
UNO-Botschafter, wieder Maynard Jackson
und jetzt Bill Campbell). Der Präsident des
City Council ist seit 1977 ein Afroamerika-
ner gewesen, und seit 1978 halten
schwarze Bürger die Mehrheit (seit 1990
sogar eine Zweidrittelmehrheit) der 18
Sitze im City Council. Der allmähliche, weit-
gehend gewaltlose Transfer der politischen
Macht von der weißen Wirtschaftselite an
die Führer der mittlerweile schwarzen
Mehrheit war ein enormer, öffent-
lichkeitswirksamer Erfolg für die Stadt. Es
war das Arbeitsergebnis vieler Organisatio-
nen und Individuen, unter anderen der
weißen „Mayors“ William B. Hartsfield, Jr.,
Ivan Allen, Jr. und Sam Massell, der Atlanta
Negro Voters League, der Urban League,
des Freedom Train, der National Associati-
on for the Advancement of Colored Peo-
ple, des Student Nonviolent Coordinating
Committee, der Southern Christian Lea-
dership Conference, und selbstverständlich
des Nobel Peace-Prize Trägers Dr. Martin
Luther King, Jr. So konnte Atlanta sich als
The city too busy to hate rühmen.

Atlantas politische Struktur

Atlantas politische Institutionen sind die
der dominanten Regierungsform lokaler
politischer Systeme der USA, nämlich die

des council/strong mayor government
(siehe Abb. 2). In dieser Regierungsform
richtet die lokale Verfassung einen ge-
wählten Council (Rat) ein, um die legislati-
ven Funktionen der Regierung wahrzu-
nehmen. Dagegen steht an der Spitze der
Exekutive ein Mayor (Oberbürgermeister),
der, wie auch bei der Süddeutschen Rats-
verfassung in Bayern und Baden-Würt-
temberg, vom Volk direkt gewählt wird.
In solchen Strong-Mayor-Regierungen un-
terstehen die städtischen Bediensteten
normalerweise dem Amt des Oberbürger-
meisters. Seinerseits trägt der Oberbür-
germeister die Verantwortung für die
Handlungen der städtischen Verwaltung
gegenüber dem Rat und letztendlich den
Wählern.
Die neueste lokale Verfassung Atlantas
wurde 1973 nach einem Gerichtsurteil
vom Landtag Georgias verabschiedet. Da-
nach umfaßt der Rat 18 Mitglieder, von
denen 12 in Wahlbezirken und 6 stadt-
weit gewählt werden. Die Verfassung
sorgt für Wahlen alle vier Jahre, wobei
nicht zwischen Parteien, sondern nur zwi-

schen Kandidaten (ohne Angaben der
Parteisympathien) gewählt wird. Sie sieht
auch einen Ratspräsidenten vor, der die
Ratssitzungen leitet und großen Einfluß
auf die Zusammensetzung von Ausschüs-
sen hat. Die Verfassung richtete zudem
ein School Board ein, der das Schulwesen
überwacht und dessen Mitglieder eben-
falls vom Volk direkt gewählt werden.
Darüber hinaus bestimmt die lokale Ver-
fassung, daß es eine Rechts- und eine Fi-
nanzabteilung geben muß. Ansonsten hat
jeder Mayor während seiner Amtszeit
freie Hand bei der organisatorischen Ge-
staltung der städtischen Verwaltung.
Aber es gibt auch weniger sichtbare Re-
gierungsstrukturen in Form von indepen-
dent authorities, die oft im Zusammen-
hang mit amerikanischen Städten vor-
kommen. Typischerweise werden solche
unabhängige Instanzen vom Landtag ins
Leben gerufen, um bestimmte Funktionen
auszuüben. Im Falle Atlantas ist die bereits
oben beschriebene MARTA eine solche In-
stanz. Sie hat ein eigenes Board und einen
garantierten Anteil am regionalen Auf-
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Abbildung 2: Institutionelle Strukturen
der „strong mayor“-Regierungsform
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Oberbürgermeister Stadtrat

Verwaltungsämter

Tabelle 1:
Bevölkerungsveränderungen in 13 amerikanischen Großstädten, 1960–1990
(in Tausenden)

Stadt 1960 1990 Zu-/Abnahme in %

Atlanta 487 394 – 19,1
Boston 697 574 – 17,7
Chicago 3.550 2.784 – 21,6
Denver 494 468 – 5,3
Detroit 1.670 1.028 – 38,4
Houston 938 1.631 73,9
Los Angeles 2.479 3.485 40,6
Miami 292 359 22,9
New Orleans 628 497 – 20,9
Philadelphia 2.003 1.586 – 20,8
St. Louis 750 397 – 47,1
San Francisco 740 724 – 2,2
Seattle 557 516 – 7,4

Gesamt 15.285 14.443 – 5,5

Quelle: U.S. Bureau of the Census (1962). Statistical Abstract of the United States: 1962, Tabelle 14, S. 22 f., Washing-
ton D.C.: U.S. Government Printing Office;
U.S. Bureau of the Census (1990). Statistical Abstract of the United States: 1990, Tabelle 40, S. 34 ff.,
Washington D.C.: U.S. Government Printing Office.

Tabelle 2:
Minoritäten als Anteil der Gesamtbevölkerung in 13 amerikanischen Großstädten,
1960–1990 (in % der Gesamtbevölkerung)

% Afroamerikaner % Hispanier

Stadt 1960 1990 1970 1990

Atlanta 38,3 67,1 1,0 1,9
Boston 9,1 25,6 2,8 10,8
Chicago 22,9 39,1 7,4 19,6
Denver 6,1 12,8 16,8 23,0
Detroit 28,9 75,7 1,8 2,8
Houston 22,9 28,1 12,1 27,6
Los Angeles 13,5 14,0 18,4 39,9
Miami 22,4 27,4 45,3 62,5
New Orleans 37,2 61,9 4,4 3,5
Philadelphia 26,4 39,9 1,4 5,6
St. Louis 28,6 47,5 1,0 1,3
San Francisco 10,0 10,9 14,2 13,9
Seattle 4,8 10,1 2,0 3,6

Quelle: U.S. Bureau of the Census (1977). County and City Data Book, Tabelle 4, Washington D.C.: U.S. Government
Printing Office;
U.S. Bureau of the Census (1979). County and City Data Book, Tabelle C, Washington D.C.: U.S. Government
Printing Office;
U.S. Bureau of the Census, Telefoninterview vom 28. März 1991.



kommen der Umsatzsteuer. Der Landtag
hat weiter die Georgia World Congress
Center Authority gegründet. Ihr gehören
das oben beschriebene Kongreßzentrum
und das neue überwölbte Stadion in At-
lanta. Weiterhin gibt es die Downtown
Development Authority, die öffentliche
und private Projekte finanziert, und die
Metroplitan Atlanta Olympic Games Au-
thority, die eine Fülle fiskalischer und an-
derer Befugnisse zur Durchführung der
olympischen Sommerspiele 1996 hatte.

Bevölkerungsrückgang und Anstieg
des Anteils von Afroamerikanern

Selbstverständlich könnte man ganze
Bücher über die Politik einer einzelnen
Stadt wie Atlanta schreiben. Hier müssen
einige wenige Seiten ausreichen, um di-
verse Entwicklungen nicht nur dort, son-
dern auch in einer sehr großen, sehr viel-
fältigen Gruppe von amerikanischen Städ-
ten zu beschreiben. Dennoch gibt es sechs
wichtige Gemeinsamkeiten, die eine
Wandlung ihrer Politik einleiteten.
Die erste Gemeinsamkeit bei den amerika-
nischen Großstädten ist ihre bemerkens-

werte demografische Entwicklung. Von
den 13 Großstädten in Tabelle 1 haben
zehn zwischen 1960 und 1990 zum Teil be-
achtliche Bevölkerungsverluste hinneh-
men müssen. Die einzigen Ausnahmen
(Houston, Los Angeles und Miami) befin-
den sich im besonders wachstumsstarken
Sunbelt. Weiterhin zeigt Tabelle 2, daß die
Zusammensetzung der in diesen Groß-
städten verbliebenen Bevölkerung sich
auch stark zugunsten von Minoritäten
(insbesonders Afroamerikaner und Hispa-
nier) veränderte. Mit einem Rückgang der
Bevölkerung um 19,1% von 487 000 auf
394 000 zwischen 1960 und 1990 und
einem Anstieg der schwarzen Bevölke-
rung von 38,3% auf 67,1% ist Atlanta ein
typisches Beispiel beider Entwicklungen.
Zusammengenommen deuten beide Ta-
bellen ferner auf eine Flucht der Weißen
aus den Großstädten hin, was natürlich
nicht ohne politische Konsequenzen
blieb. Man kann das gleiche Muster um
Atlanta erkennen, wo gewaltige Büro-
komplexe und kommerzielle Projekte mit
Tausenden von Arbeitsplätzen in umlie-
genden, reichen und weitgehend weißen
Landkreisen nördlich der Stadt angesie-

delt werden. Im Süden von Atlanta dage-
gen bleiben die unter- und unbeschäftig-
ten Schwarzen zurück.4 Das führte u.a. zur
Wahl von Atlantas schwarzen Mayors und
Mehrheiten im City Council.

Verluste an industriellen
Arbeitsplätzen

Wie aus Tabelle 3 ersichtlich, ist die zweite
Gemeinsamkeit eine industrielle Evaku-
ierung, die mit der Flucht der Weißen in
die Vorstädte einherging. Aber nur ein
Teil der abgezogenen Arbeitsplätze
wurde in die Vorstädte verlegt. Aufgrund
der Globalisierung der Wirtschaft verließ
ein großer Teil der industriellen Arbeits-
plätze die Vereinigten Staaten überhaupt.
Diese Evakuierung verursachte bis Mitte
der 1980er Jahre für amerikanische Ver-
hältnisse hohe Arbeitslosenraten, die in 11
der untersuchten 13 Großstädten am An-
fang der 1990er Jahre immer noch über
dem Niveau von 1960 lag. Darüber hinaus
schwächte sie die alte Geschäftselite, die
die Politik der amerikanischen Großstädte
lange mitgeprägt hatte. Dank des starken
Wirtschaftswachstums hatte Atlanta 1986
6,6% mehr Arbeitsplätze als 1960. Trotz-
dem lag die Arbeitslosigkeit dort mit 5,2%
1993 immer noch deutlich über den 3,6%
von 1960.

Auch in den amerikanischen Städten
spielen staatliche Zuweisungen
inzwischen eine große Rolle

Das verursachte die dritte Entwicklung,
nämlich eine zunehmende finanzielle und
politische Abhängigkeit der Städte von
der Bundesregierung. Ihre Zuweisungen
(die block grants von Nixons New Federa-
lism und Carters Urban Development 
Action Grants (UDAGs) ersetzten zwar
vorübergehend einen Teil der Steueraus-
fälle der abgezogenen Industrie und er-
möglichten die Ansiedlung von Dienstlei-
stungsunternehmen (mit allgemein nied-
rigeren Löhnen) in den Stadtkernen.
Unter Reagan aber verloren dann die Bun-
desmittel relativ an Bedeutung.5 Als Kon-
sequenz fanden sich alle Großstädte mehr
oder weniger unter Druck, ihre Dienstlei-
stungen zu begrenzen oder zu privatisie-
ren und Steueranreize zu geben, in der
Hoffnung, ihre ökonomische Entwicklung
wieder anzukurbeln. Zum Teil wegen die-
ser zunehmenden Finanzschwäche konn-
ten die Großstädte nur schlecht den Be-
dürfnissen ihrer Bürger nachkommen.6

Wie in Tabelle 4 ersichtlich, hat Atlanta in
dieser Hinsicht weniger zu beklagen als
manche anderen amerikanischen Städte.
Der Anteil von Bundesmitteln an ihrem
Haushalt wuchs zwar von weniger als 1%
(1960) auf mehr als 12% (1984), aber der
Rückgang war danach im allgemeinen
weniger stark als anderswo. So konnte 
Atlanta 1992 immer noch fast 8% der 
Gesamtausgaben durch Bundesmittel
decken.
Im Kontrast zeigt Tabelle 5 die vierte Ge-
meinsamkeit, eine zunehmende relative
Bedeutung der Landesmittel für die Groß-
städte in den späten 1980er und 1990er
Jahren.7 Diese Entwicklung fing teilweise
den eben beschriebenen Rückgang der 

132

Tabelle 3:
Beschäftigung in 13 amerikanischen Großstädten, 1960–1992 (in Tausenden und %)

Beschäftigung Veränderung Arbeitslosigkeit

Stadt 1960 1986 1960–86 1960 1986 1993

Atlanta 197 210 6,6 3,6 7,5 5,2
Boston 288 278 – 3,5 5,0 4,4 6,0
Chicago 1502 1264 – 15,9 5,4 9,3 7,1
Denver 196 261 33,2 3,6 7,2 4,7
Detroit 612 407 – 33,5 9,9 11,8 7,1
Houston 364 862 136,8 4,3 10,9 7,2
Los Angeles 1014 1535 51,4 6,5 7,5 9,7
Miami 126 179 42,1 7,3 8,3 7,7
New Orleans 224 214 – 4,5 5,6 11,2 6,8
Philadelphia 789 679 – 13,9 6,5 6,9 6,8
St. Louis 294 179 – 39,1 5,4 9,4 6,5
San Francisco 331 378 14,2 6,2 5,5 6,1
Seattle 230 280 21,7 6,1 6,8 6,4

Quelle: U.S. Bureau of the Census (1962). County and City Data Book 1962, Tabelle 6, Washington D.C.: Government
Printing Office;
U.S. Bureau of the Census (1988). County and City Data Book 1988, Tabelle C, Washington D.C.: Government
Printing Office;
U.S. Bureau of the Census (1994). Statistical Abstract of the United States: 1994, 114. Ausgabe, Tabelle 620,
Washington D.C.: U.S. Government Printing Office.

Tabelle 4:
Bundesmittel an die Großstädte in % der gesamten Haushaltsmittel 1960–1992

Stadt 1960 1968 1976 1984 1988 1992

Atlanta 0,79 2,34 11,13 12,84 7,04 7,91
Boston 0,00 5,14 18,18 9,58 2,59 1,44
Chicago 3,01 13,47 13,65 21,05 10,94 7,76
Denver 0,69 0,67 14,24 7,00 4,01 2,58
Detroit 1,52 8,95 27,46 12,47 5,90 8,30
Houston 0,63 3,50 15,78 7,52 10,54 2,89
Los Angeles 0,68 0,68 14,25 11,18 2,94 3,52
Miami 0,00 0,24 8,73 11,11 8,87 4,58
New Orleans 3,33 2,26 27,23 18,40 11,88 11,85
Philadelphia 4,16 11,28 23,16 9,96 4,06 5,57
St. Louis 0,73 1,76 16,85 17,11 9,63 6,48
San Francisco 2,65 6,21 17,57 7,82 4,66 4,62
Seattle 0,21 1,19 12,79 6,23 3,21 2,95

Quelle: U.S. Bureau of the Census (1960). Compendium of City Government Finances in 1960 (G-CF60-No. 2), Tabelle 5;
Für die Zahlen für 1968, 1976, 1984 und 1988: Washington D.C.: Government Printing Office. U.S. Bureau of
the Census (Year). City Government Finances in (Year), (GF, No. 4), Tabelle 5, Washington D.C.: Government
Printing Office;
U.S. Bureau of the Census (1994). Statistical Abstract of the United States: 1994, 114. Ausgabe, Tabelle 491,
Washington D.C.: U.S. Government Printing Office.



relativen Bedeutung von Bundeszuwei-
sungen auf. 1992 erhielt Atlanta sogar 
relativ mehr Landesmittel denn je. Sie
brauchte deswegen die Dienstleistungen
für ihre Bürger insgesamt weniger zurück-
zuschrauben als andere Großstädte, die
stärker vom Rückgang der Bundesmittel
betroffen und weniger vom jeweiligen
Land unterstützt wurden.
Egal wie die Dynamik der finanziellen 
Unterstützung des Bundes und der Länder
auf sie auswirkte, führte das aber keines-
wegs zu einem Rückgang des Einflusses
der höheren Regierungsebenen auf die
amerikanischen Großstädte. Z.B. führten
die Steueranreize des Bundes zu der gen-
trification (Veredelung) von gewissen
Nachbarschaften und zum displacement
(Verschiebung) der Armen irgendwohin in
Boston und Philadelphia, während Bun-
des- und Landesgerichte die Segregierung
der Schulen in Boston und St. Louis und
die Tradition der Anstellung nach Partei-
buch in der Stadtverwaltung Chicagos be-
endeten. Wie in Atlanta beeinflußte bzw.
kontrollierte die Landespolitik stark das
Wirtschaftswachstum auch in Seattle, San
Francisco und Los Angeles.8

Änderungen im Wahlsystem
kamen den Minoritäten entgegen

Die fünfte Gemeinsamkeit waren Verän-
derungen im Wahlrecht, die wichtige
Konsequenzen für die Interessenvermitt-
lung und die politische Partizipation hat-
ten. In mehreren Großstädten veranlaß-
ten die Gerichte, wie z.B. in Atlanta, daß
mindestens ein Teil der Ratsmitglieder in
Wahlbezirken anstatt wie bisher stadtweit
gewählt wurden. Da Minoritäten oft ge-
schlossen in einer Gegend wohnen, er-
höhte diese Veränderung des Wahl-
systems die Zahl der Stadtratsmitglieder
aus Minoritätengruppen. Im Vergleich mit
westeuropäischen Stadträten sind die
meisten amerikanischen Stadträte klein.
Oft haben Städte mit 500 000 oder einer
Million Einwohnern Räte mit nicht einmal
Atlantas achtzehn Mitgliedern, sondern
nur sechs bis acht gewählte Volksvertreter.
Deswegen ist die gewachsene Zahl der

Stadtratsmitglieder aus Minoritätengrup-
pen für die Artikulierung ihrer Interessen
im politischen Prozeß potentiell sehr be-
deutsam.

Der Machtzuwachs 
der Bürgermeister

Die sechste Gemeinsamkeit ist, daß gleich-
zeitig die großstädtischen Mayors einen
Machtzuwachs erlebten, der aus verschie-
denen Quellen genährt wird. Die wachsen-
de Bedeutung der Massenmedien zusam-
men mit der zurückgehenden Rolle der
politischen Parteien scheint Persönlichkei-
ten und Individuen den politischen Pro-
grammen und Teams vorzuziehen. Die er-
höhte ethnische Diversität der Großstädte
mag auch eine zentralisierte politische
Führung erfordern, um Konflikte zu lösen
oder ihnen mindestens gegenzusteuern.
Dem Anschein nach läßt sich eine hochpo-
larisierte Umwelt von der politischen
Führungsspitze gerade noch leiten. Eben-
so hat die Schlüsselrolle, die die Mayors be-
züglich des Erhalts von Bundesmitteln
oder der Anlockung privater Investoren in
eine Stadt oft spielen, das Amt gestärkt.
Durch ihren Beitrag zum Transfer der poli-
tischen Macht an die schwarze Mehrheit,
die geschäftliche Internationalisierung
und dem Beibehalt finanzieller Unterstüt-
zung der Bundes- und Landesregierungen
sind Atlantas schwarze Mayors Jackson,
Young und Campbell fast klassische Bei-
spiele dieses Machtzuwachses.

Interessengruppen und
ihre kurzlebigen Koalitionen

Wie in Atlanta dominierten bis in die
1960er Jahre lokale Geschäftsinteressen
die Politik der amerikanischen Großstäd-
te. Dann schwächten sowohl die großen
Bundeszuweisungsprogramme der 1960er
und 1970er Jahre als auch die Abwande-
rung der Industrie den Einfluß dieser Ge-
schäftsgruppen. Das heißt noch lange
nicht, daß Geschäftsinteressen in der lo-
kalen Politik unwesentlich wurden. Z.B.
sind in Atlanta heute fast alle schwarzen
und weißen Ratsmitglieder Freiberufler

(Rechtsanwälte, Unternehmer und Immo-
bilienmakler). Fast alle unterhalten enge
Verbindungen zu der Geschäftselite, min-
destens in bezug auf die Finanzierung
ihrer Wahlkampagnen. Immer noch führt
kein politischer Weg ganz an Central At-
lanta Progress (die koordinierende Struk-
tur der mächtigsten Geschäftsleute der
Stadt) vorbei.9 Unter solchen Bedingungen
und dem davon ausgehenden Druck, das
Wirtschaftswachstum zu fördern, mündet
schwarze Kontrolle der politischen Institu-
tionen nicht automatisch in eine Umver-
teilungspolitik auf Kosten bestehender 
Interessen.
Doch wegen der Schwächung der Ge-
schäftselite entstanden neben ihr neue 
Interessengruppen, hauptsächlich die der
Minoritäten, der Nachbarschaften der ver-
bliebenen Weißen, der besitzstandswah-
renden Gewerkschaften der öffentlich Be-
diensteten und der Gruppen, die entwe-
der für oder gegen weitere wirtschaftliche
Entwicklung waren. Obwohl  die letzte
Gruppe sehr heterogen ist, kann man sie
mit der Parole Not in My Backyard!
(NIMBY) gut beschreiben. „NIMBY“
drückt die gemeinsame Attitüde wech-
selnder Koalitionen gegen Flughäfen, 
Autobahnen, Wolkenkratzer, Müllver-
brennungsanlagen, Kliniken zur Behand-
lung von Rauschgiftsüchtigen usw. aus.

Die Vororte plündern
die Großstädte aus

Pessimistische Beobachter meinen, daß
wegen solcher kurzlebigen Koalitionen
die amerikanischen Großstädte unregier-
bar geworden sind. Vielleicht haben sie
recht. Heutzutage sind diese Städte das
Produkt von Einflüssen, die außerhalb
ihrer Grenzen liegen: der globalisierten
Wirtschaft, der Bundesregierung, der Län-
der und der Vorstädte. Die Entwicklung
der globalen Wirtschaft hat die Städte
entindustrialisiert, aber nicht entleert. Die
Städte faßten nach und fanden manchmal
neue Zentralen internationaler Unterneh-
men, bauten internationale Flughäfen,
Kongreßzentren, Hotels und versuchten,
sich als Nervenzentren der postindustriel-
len Gesellschaft zu entwickeln. Sofern sie
wie Atlanta Erfolg hatten, entwickelten
sie neue Muster der Beschäftigung (d.h.
von Dienstleistungsunternehmen gepräg-
te Wirtschaftsstrukturen), neue Bevölke-
rungen, neue Stadtprofile (d.h. Bauten)
und sogar eine neue, kosmopolitischere
Kultur.
Für ihren Teil plünderten die Vororte die
Großstädte weiter aus, egal ob es um Fir-
men, wohlhabene Einwohner, Profi-Sport-
mannschaften oder politischen Einfluß
ging. Gegenüber ihren Vororten wurden
die Großstädte immer verwundbarer; sie
konnten immer weniger unternehmen,
um sich erfolgreich gegen die Vororte zu
wehren. Wenige Regionen folgten dem
Beispiel von Atlanta, das unter Feder-
führung der Atlanta Regional Commission
und des Metro Business Forum, ein Regio-
nal Leadership Institute ins Leben rief.
Diese Institution sollte die Zusammen-
arbeit der öffentlichen und privaten Sek-
toren in den Regierungen und der Wirt-
schaft zur Verbesserung der Lebensqua-
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Tabelle 5:
Landesmittel an die Großstädte in % der gesamten allgemeinen Haushaltsmittel,
1960–1992

Stadt 1960 1968 1976 1984 1988 1992

Atlanta 7,89 8,44 11,42 4,04 1,81 11,80
Boston 23,71 35,33 23,96 41,82 44,00 39,75
Chicago 12,75 8,36 11,65 12,83 15,62 17,13
Denver 32,08 28,25 18,48 13,11 17,87 21,12
Detroit 20,27 13,80 15,12 23,30 32,14 36,76
Houston 0,00 0,39 1,30 2,01 0,82 1,62
Los Angeles 9,28 14,62 11,21 6,10 9,09 9,90
Miami 0,00 0,24 17,45 12,07 9,85 11,44
New Orleans 18,10 13,01 15,12 10,51 5,26 6,84
Philadelphia 6,39 7,16 14,81 12,98 16,96 25,44
St. Louis 2,93 6,64 11,57 8,03 6,07 8,30
San Francisco 22,65 25,56 25,72 25,57 25,34 29,47
Seattle 16,04 16,55 11,35 15,68 11,16 10,66

Quelle: Für die Zahlen für 1960: U.S. Bureau of the Census (1960). Compendium of City Government Finances in 1960
(G-CF60-No. 2), Tabelle 5;
Für die Zahlen für 1968, 1976, 1984 und 1988: Washington D.C.: Government Printing Office.
U.S. Bureau of the Census (Year). City Government Finances in (Year), (GF, No. 4), Tabelle 5. Washington D.C.:
Government Printing Office; U.S. Bureau of the Census (1994). Statistical Abstract of the United States: 1994,
114. Ausgabe, Tabelle 491, Washington D.C.: U.S. Government Printing Office.



lität in der ganzen Region fördern.10 Doch
selbst wenn die Firmen wie in Atlanta in
den Großstädten blieben, zogen ihre Mit-
arbeiter in die Vororte um. Ihr Pendeln
veränderte den sozialen und politischen
Charakter der Großstädte. Leute, die in
den Großstädten arbeiteten, aber nicht in
ihnen wohnten, interessierten sich weni-
ger für sie. Verbrechen, schlechte Woh-
nungen und Korruption wurden erträgli-
cher, weil man sie in den Großstädten
nach der Arbeit hinter sich lassen konnte.

Explosives Problemgemisch

So kamen zu den ungelösten Problemen
der amerikanischen Großstädte während
der 1950er Jahre Armut, Segregierung,
Zerfall der Familie und zurückgehende
Leistungen des Bildungssystems während
der 1960er Jahre die Abhängigkeit von
der Sozialhilfe und die Langzeitarbeits-
losigkeit, während der 1970er Jahre der
Anstieg des Verbrechens, (wo Atlanta der
Spitzenreiter ist, siehe Tabelle 6) und die
fiskalische Krise, während der 1980er die
Drogensucht, Teenagerschwangerschaf-
ten, Verweiblichung der Armut und AIDS.
Als Resultat sehen sich die amerikanischen
Großstädte in den 1990er Jahren nicht
einer einzigen Krise, sondern einer Viel-
falt verwandter Krisen gegenüber, die je-
derzeit zu explodieren drohen. Die Lage
ist nicht in allen Großstädten gleich ver-
zweifelt. Im Nordosten und im Mittel-
westen ist sie am schwierigsten, aber die
Großstädte des Südens, des Westens und
am Rande des Pazifiks kennen diese Pro-
bleme auch.
Die Rassenproblematik blieb bestehen
und gefährlich. Der Umzug der Weißen in
die Vororte hinterließ eine schwarze Un-
terklasse in den Großstädten. Obwohl das
Durchschnittseinkommen der Schwarzen
gestiegen ist, ist die Kluft zwischen
schwarzen und weißen Haushalten ge-
wachsen. In den Großstädten leben heute
ungefähr dreimal so viele Schwarze wie
Weiße in Armut.11 Darüber hinaus hat die
psychologische Polarisierung zwischen

den Rassen weiter zugenommen.
Schwarze glauben, daß die rassistischen
Vorurteile und die Diskriminierung ge-
wachsen sind, während Weiße weitere
Maßnahmen seitens der Regierung, die
die Auswirkungen der Diskriminierung
abbauen sollen, ablehnen und schwarze
Armut auf die Kultur der Unterklasse
zurückführen.12 In den späten 1980er und
früheren 1990er Jahre führten solche
Kontraste zu großen Unruhen in Miami
und Los Angeles.

Der Aufstieg des schwarzen Mayors

Doch das Bild ist nicht vollkommen trüb.
Während der letzten 35 Jahre hat eine be-
deutende Anzahl schwarzer Amerikaner
den Sprung in die Mittelklasse geschafft
und ist danach oft selbst in die Vororte
umgezogen. Schwarze Amerikaner haben
ihre Wahlvertretung nicht nur in den
Stadträten, sondern auch in den Landta-
gen sowie im Kongreß und Senat ständig
vergrößert. Aber am beeindruckendsten
ist, wie in Atlanta, der Aufstieg der
schwarzen Mayors gewesen. Vor 35 Jah-
ren hatten keine der 13 verglichenen
Großstädte einen schwarzen Oberbürger-
meister. Heute wird die Mehrzahl der
Großstädte von schwarzen Mayors ge-
führt, während Denver und Miami hispa-
nische Mayors und Los Angeles einen asia-
tischen Mayor haben. Wegen der o.e. Pro-
bleme scheinen diese Veränderungen lei-
der eher symbolische als substantielle Sig-
nifikanz zu haben.
Den Minoritäten im Oberbürgermeister-
amt ist es dennoch hin und wieder gelun-
gen, einige der fragmentierten Interes-
sengruppen vorübergehend zusammen-
zuschweißen. Dabei sind oft die Stärke der
politischen Führung des Mayors und der
Zusammenhalt der Wirtschaftsinteressen
ausschlaggebend gewesen. So liefern die
13 Großstädte viele Beispiele von Koalitio-
nen, die um den Oberbürgermeister zen-
triert sind. Die Mayors scheinen die Fähig-
keit zu besitzen, verstreute Kräfte zu bün-
deln, um ein begrenztes Unterfangen zu

realisieren. Aber die Abhängigkeit von
der Persönlichkeit eines Mayors bedeutet,
daß, wenn er sein Amt verläßt oder das
Vertrauen der Öffentlichkeit verliert, die 
Koalitionen auseinanderbrechen. Manche
der 13 Großstädte haben schon erleben
müssen, wie schwierig es ist, die zerspalte-
nen Gruppen wieder unter einer zentra-
len Autorität zu vereinen.13

Es gibt viel zu tun . . .

Die Tendenzen im Großstadtleben und
der Großstadtpolitik der Vereinigten Staa-
ten mögen die Aufgabe der Herstellung
bzw. der Wiederherstellung effektiver re-
gierender Koalitionen in der vorhersehba-
ren Zukunft nur komplizierter zu machen.
Gezeichnet durch ihre Finanzschwäche
und die Abwanderung ihrer Industrien
sowie durch rassische und ethnische Kon-
flikte, scheinen die amerikanischen Städte
immer tiefer in eine unlösbare Krise hin-
einzurutschen. Die Wahl von Mayors aus
schwarzen und anderen Minoritätengrup-
pen bietet einen Hoffnungschimmer für
eine effektive Vermittlung und Integrati-
on der Interessen der meisten Stadtbür-
ger. Obwohl in diesen und manchen ande-
ren Hinsichten Atlanta besser dasteht als
die Mehrzahl der amerikanischen Groß-
städte, ringt es immer noch mit denselben
Problemen. So werden alle amerikani-
schen Großstädte allerhand zu tun haben,
um wirksam im 21. Jahrhundert
regieren zu können.
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Tabelle 6:
Schwerverbrechen gegen Personen in 13 amerikanischen Großstädten
(pro 1.000 Einwohner)

1992 1960–1992

Stadt Mord Vergewal- Raub Überfall Insgesamt Zunahme
tigung in %

Atlanta 0,48 1,52 14,18 22,41 38,59 2.031
Boston 0,12 0,92 8,32 10,99 20,37 926
Chicago 0,33 NA 13,57 14,50 28,40* 338*
Denver 0,19 0,89 3,66 6,02 10,76 203
Detroit 0,57 1,17 11,68 11,91 25,33 342
Houston 0,27 0,69 6,57 7,12 14,65 419
Los Angeles 0,30 0,52 10,93 12,85 24,60 300
Miami 0,34 0,73 18,90 17,34 37,31 478
New Orleans 0,55 0,57 10,58 8,12 19,82 619
Philadelphia 0,27 0,49 7,28 3,85 11,89 342
St. Louis 0,57 0,87 12,26 19,20 32,90 427
San Francisco 0,16 0,53 11,02 6,51 18,22 314
Seattle 0,11 0,65 4,73 7,96 13,45 961

* Ohne Berücksichtigung von Vergewaltigungen.

Quelle: Bureau of the Census, Statistical Abstract of the United States: 1994, 114. Ausgabe (Washington, D.C.: U.S.
Government Printing Office; 1994) Tabelle 304;
U.S. Department of Justice, Office of Justice Programs, Bureau of Justice Statistics, Sourcebook of Criminal 
Justice Statistics (Washington D.C.: U.S. Government Printing Office; 1990), Tabelle 3,119.
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Die Landeszentrale für politische Bildung betreibt einen eigenen 
Internetserver. Sie ist seit Mai 1996 im World Wide Web vertreten
und ist erreichbar unter der Adresse:

http: //www.lpb.bwue.de

Seit 1994 ist die Mailbox der Landeszentrale mit einem PC, 
einem Modem und einer Terminal-Software zu erreichen unter 
der Telefon-Nummer

0 71 25 /15 21 38 – 24 Stunden online

Bestellungen und Anforderung von Prospekten an: Landeszentrale für politische Bildung,
Referat Arbeitshilfen, Hanner Steige 1, 72574 Bad Urach (Telefon 0 71 25/1 52-1 34, Fax 0 71 25 /15 21 00)



Prof. Dr. Gerd Kohlhepp lehrt Wirtschafts-
und Sozialgeographie mit regionalem
Schwerpunkt Lateinamerika an der Uni-
versität Tübingen.

São Paulo stellt nach Mexico-Stadt und
Tokio den drittgrößten Ballungsraum der
Erde dar. In Groß-São Paulo leben so viel
Menschen wie in Nordrhein-Westfalen, in
der Kernstadt immerhin noch so viel wie
in ganz Baden-Württemberg. Die Stadt
verdankt ihren Aufstieg dem Kaffeean-
bau und der dadurch bedingten Kapital-
akkumulation, die die Industrialisierung
ermöglichte. Der Zuzug entwickelte sich
dramatisch und hält – vermindert – weiter
an – mit ihm all die Probleme, die damit
verbunden sind. Elendsviertel (favelas)
entwickelten sich ungeplant (65% des
Wohnraums sind ungenehmigt erstellt),
die Wohlhabenden zogen sich in gut be-
wachte innerstadtnahe Ghettos zurück.
Die Umweltbelastung ist gefährlich hoch.
Gewalt und Gegengewalt haben zuge-
nommen. Ermutigende Zeichen sind an-
dererseits zahlreiche Selbsthilfeeinrich-
tungen, Nachbarschaftsvereine, Einwoh-
ner-Vereinigungen. Red.

Mit São Paulo und Rio de Janeiro
besitzt Brasilien zwei Megalopolen

Brasilien, dessen Bevölkerungszahl im Jahr
1900 nur etwas mehr als 17 Mio. betrug,
wird im Jahr 2000 über 170 Mio. Einwoh-
ner haben. Zu den umwälzendsten Struk-
turveränderungen, die sich in den letzten
fünf Jahrzehnten in Brasilien vollzogen
haben, gehört die Verstädterung. Der Ver-
städterungsgrad, d.h. der Anteil der in
Städten lebenden Bevölkerung an der Ge-
samtbevölkerung des Landes, hat sich von
31,2% im Jahr 1940 auf 75,5% im Jahr

1991 erhöht, wobei große regionale Un-
terschiede zu verzeichnen sind (1991: Nor-
den: 57,8%, Südosten: 88,0%). Brasilien
gehört zu den Ländern mit dem höchsten
Grad der Verstädterung in Lateinamerika,
das sich im Vergleich zu anderen Groß-
regionen der sogenannten Dritten Welt
hinsichtlich der Verstädterung (1990:
72%) sehr stark von Afrika (34%) und
Asien (33%) unterscheidet (Kohlhepp
1982, 1994).
Zwischen 1940 und heute hat die Stadtbe-
völkerung in Brasilien um etwa 110 Mio.
zugenommen. Dieser außerordentlich dy-
namische Verstädterungsprozeß wurde
bis Ende der 1970er Jahre vornehmlich
von hohen Wanderungsgewinnen be-
stimmt, während seit den 80er Jahren die
natürlichen Zuwachsraten der Bevölke-
rung gegenüber der Zuwanderung in wei-
ten Teilen des Landes überwiegen. Wenn
auch ein allgemeiner Prozeß der Verstäd-
terung zu beobachten ist, so sind es doch
die Großstädte („Vergroßstädterung“)
und vor allem die Metropolen („Metropo-
lisierung“), die am Zuwachs der städti-
schen Bevölkerung am stärksten beteiligt
sind. Allerdings haben sich die Zuwachsra-
ten in den überfüllten Metropolitan-
regionen seit Anfang der 80er Jahre deut-
lich vermindert, und die Mittelstädte
haben bei der Verstädterung erheblich an
Bedeutung gewonnen (Kaiser 1995).
Brasilien unterscheidet sich – wie Ecuador
– von den übrigen lateinamerikanischen
Ländern dadurch, daß nicht die Haupt-
stadt bzw. der Regierungssitz (wie in Boli-
vien) die Rolle der alles überragenden Me-
tropole einnimmt. Mit São Paulo und Rio
de Janeiro besitzt Brasilien zwei Metropo-
len, die – nur 400 km voneinander ent-
fernt im Südosten des Landes gelegen –
als Megastädte (> 8 Mio. Einwohner) zu
den größten Agglomerationen der Erde

gehören. Außerdem besitzt Brasilien, in
dessen Millionenstädten sich 47% der
Stadtbevölkerung konzentrieren, weitere
zehn Metropolitanregionen mit über 
1 Mio. Einwohner, die aufgrund der
Flächengröße des Landes, der raumzeitli-
chen Erschließung und wirtschaftlichen
Regionalentwicklung eine relativ eigen-
ständige Stellung als Regionalmetropolen
erlangen konnten.
São Paulo ist mit 16,33 Mio. Einwohner
(1994) nach Mexico-Stadt und Tokio die
drittgrößte Metropolitanregion der Erde.

Der Aufstieg begann mit dem
Kaffeeanbau

São Paulo ist bereits 1554 als kleine Sied-
lung um ein Jesuiten-Kloster entstanden.
Die Jesuiten hatten von dem an der mit-
telbrasilianischen Küste auf dem südlichen
Wendekreis gelegenen portugiesischen
Stützpunkt São Vicente aus – beim heu-
tigen Santos – den von tropischen Re-
genwäldern überzogenen, zum Teil über
1000 m hohen Steilabfall des Küstengebir-
ges (Serra do Mar) überwunden und in
einem Hochbecken in etwa 800 m über
NN. die erste europäische Siedlungsgrün-
dung auf dem Hochland vorgenommen.
Die strategisch günstige Lage in der Nähe
eines Passes über die Serra do Mar führte
1711 zur Stadtgründung.
Obwohl die portugiesischen Einwanderer,
z.T. vermischt mit der indianischen Hoch-
landbevölkerung, im 17. und 18. Jahrhun-
dert von São Paulo aus als Bandeirantes
(„Bannerträger“) weite Teile Zentralbrasi-
liens durchstreiften und als Sklavenjäger
die berüchtigten Raubzüge zum Indianer-
fang unternahmen, die den Plantagenbe-
sitzern im Küstentiefland die beim Zucker-
rohranbau benötigten Arbeitssklaven be-
schafften, blieb die Stadt São Paulo bis in
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Ersticken die Megalopolen an sich selbst?

São Paulo: größter industrieller Ballungsraum
Lateinamerikas
Von Gerd Kohlhepp

Gegensätze in São Paulo: Prachtstraße Avenida Paulista, Elendsviertel am Stadtrand. Aufnahmen: G. Kohlhepp



die 1870er Jahre (Munzip São Paulo 1870:
28 000 Einwohner) relativ unbedeutend.
Dies änderte sich schlagartig, als der Kaf-
feeanbau, der um 1850 über das Rio Pa-
raíba-Tal die Stadt São Paulo erreichte,
sich im Hochland von São Paulo unter
günstigen Klima- und Bodenbedingungen
und steigender Kaufkraft in Europa ab
den 80er Jahren des 19. Jahrhunderts
flächenhaft nach Norden und Nordwesten
ausdehnte. Die systematische Verkehrs-
erschließung des Binnenlandes im Staate
São Paulo durch strahlenförmige, von São
Paulo auf den Hochebenen zwischen den
Rio Paraná-Zuflüssen vorgetriebene Eisen-
bahnlinien und die günstige Verkehrslage
zum nahen Exporthafen Santos schufen
hervorragende infrastrukturelle Voraus-
setzungen für den Kaffee-„boom“. Eine
gezielte Einwanderungspolitik, die vor
allem Italiener ins Land brachte, trug dazu
bei, daß trotz der Sklavenbefreiung (1888)
die auf den Kaffeeplantagen benötigten
Arbeitskräfte vorhanden waren. Zwischen
1886 und 1905 wanderten mehr als 1 Mio.
Italiener ein, die sich großenteils auf den
Paulistaner Kaffeeplantagen verdingten.
Die jährlichen Bevölkerungszuwachsraten
betrugen in dieser Phase in São Paulo bis
zu 14%.

Vom Kaffee-Boom zur
Industrialisierung

Der vom Kaffee-Export getragene wirt-
schaftliche Aufschwung sorgte vor allem
in der Stadt São Paulo für eine enorm star-
ke Kapitalakkumulation, die für die be-
ginnende Industrialisierung eine sehr soli-
de finanzielle Basis bot. Die Bevölkerungs-
zahl von São Paulo stieg über 65 000
(1890) auf 250 000 im Jahr 1900. Auch das
durch Überproduktion und nachfolgen-
den Preisverfall bedingte Ende der Kaffee-
Hochkonjunktur zu Ausgang der 1920er
Jahre konnte den Aufstieg São Paulos –
nach einem gewissen Anpassungsschock –
nicht bremsen. Die Konsumgüterindustrie
blühte auf, und die industriellen Zuwachs-
raten in São Paulo erreichten in den 20er
Jahren 6,6%/Jahr (Souza 1995). Die Stadt-
bevölkerung überschritt bereits 1934 die
Millionengrenze und verdoppelte sich bis
1950.
Der sich Mitte der 50er Jahre durch um-
fangreiche ausländische, vor allem auch
deutsche Investitionen verstärkende indu-
strielle Aufschwung führte bis 1970 bei
jährlichen Zuwachsraten von durch-
schnittlich 5,5% zu einer Verdreifachung
der Bevölkerung im Munizip São Paulo
und in der Metropolitanregion, die 1970
bereits auf über 8 Mio. Einwohner ange-
wachsen war (siehe Tab. 1). São Paulo
hatte in den 60er Jahren bereits Rio de 
Janeiro an Bevölkerung übertroffen und
nahm als nunmehr größte brasiliani-
sche Metropole nach Mexico-Stadt und
Buenos Aires den dritten Rang in Latein-
amerika ein.
Während in den 50er und 60er Jahren die
hohen Wanderungsgewinne, die die
natürliche Bevölkerungszunahmerate weit
übertrafen, den Anstieg der Bevölkerung
entscheidend beeinflußten (1950–70: 60%),
verlor dieser Faktor in den 70er Jahren an
Bedeutung (1970–80: 51%). Immerhin be-

deutet dies aber, daß die Zuwanderung in
den 70er Jahren noch knapp über die
Hälfte der Bevölkerungszunahme stellte,
d.h. daß 2,3 Mio. Menschen zwischen
1970 und 1980 in den Ballungsraum São
Paulo zuwanderten.

Begehrtes Ziel der Zuwanderung

São Paulo war vor allem das Ziel von Zu-
wanderern aus dem Nordosten Brasiliens,
wo sowohl der trockenheitsgeplagte Ser-
tão des ländlichen Landesinneren als auch
– in einer späteren Phase – die überfüllten
und wenig Arbeitsmöglichkeiten bieten-
den Küstenstädte die Abwanderungs-
gebiete waren. Ziel der Binnenwande-
rung war zunächst der Kaffeeanbau
im südostbrasilianischen Nachbarstaat Pa-
raná, von wo nach Ende des dortigen Kaf-
feebooms seit Ausgang der 60er Jahre
eine Abwanderung vor allem auch in die
Metropole São Paulo erfolgte. Wunschziel
der Migranten aus dem Nordosten, sowie
später verstärkt der aus dem Südosten,
war es jedoch, bei der schnell expandie-
renden Industrieentwicklung oder in der
blühenden Baubranche einen Arbeits-
platz zu finden. Seit den 80er Jahren trägt
das natürliche Wachstum deutlich mehr
zum Bevölkerungszuwachs bei als die Zu-
wanderung. Diese Entwicklung ist trotz
abnehmender Geburtenraten durch den
hohen Anteil jüngerer Stadtbevölkerung
bedingt, den die jetzt zurückgehende Zu-
wanderung mit sich gebracht hatte.
In den 90er Jahren ist die jährliche Zu-
wachsrate der Bevölkerung der Metropo-
litanregion São Paulo, die seit 1973 als
Grande São Paulo institutionell verankert
ist, sprunghaft zurückgegangen (siehe
Tab. 1). Dies gilt insbesondere für das 
Munizip São Paulo, dessen Bevölkerungs-
zahl zwischen 1980 und 1994 nur um
1,16% / Jahr zugenommen hat (siehe Tab.
2). Der Bevölkerungsanteil in den Munizi-
pien São Paulo und Osasco, der Subregion
„Zentrum“ von Grande São Paulo, hat von
76,3% im Jahr 1970 bis 1991 auf 61,1%
der gesamten Metropolitanregion abge-
nommen. Der Anteil aller anderen – peri-
pheren – Subregionen hat dagegen zuge-
nommen (siehe Tab. 3).

Dies bedeutet, daß die Kernstadt (= Muni-
zip São Paulo) hohe Wanderungsverluste
(1980–91: 0,76 Mio.) erlitten hat, die auch
durch geringe Wanderungsgewinne der
peripheren Munizipien von Grande São
Paulo nicht ausgeglichen werden konn-
ten, so daß auch für die Metropolitanre-
gion insgesamt eine negative Wande-
rungsbilanz (0,28 Mio.) festgestellt wer-
den kann (Bähr/Wehrhahn 1995).
Ab den 80er Jahren zeichnet sich im Staat
São Paulo eine Umkehr der Polarisation
(polarisation reversal) ab. Die Großstädte,
die durch diesen Prozeß begünstigt wer-
den, liegen zum einen in der näheren Um-
gebung von Grande São Paulo, wo die
Verstädterung bereits bestehender Ent-
wicklungsachsen in Richtung Osten (Paraí-
ba-Tal mit São José dos Campos und Tau-
baté) und Norden (Jundiaí, Metropolitan-
region von Campinas) erfolgt ist. Zum an-
deren betrifft dies weiter im Inneren des
Bundesstaates gelegene Zentren, wie Ri-
beirão Preto oder Piracicaba.
Die Metropolitanregion Grande São Paulo
umfaßt heute außer dem Munizip São
Paulo als Kernzone 38 weitere Munizipien
mit einer Gesamtfläche von 8 051 km2. Das
überbaute Stadtgebiet mit 1 747 km2 hat
zwischen 1983 und 1993 um 372 km2 zu-
genommen. Grande São Paulo beherberg-
te 1994 mit 16,3 Mio. Menschen, von
denen 10 Mio. (= 61%) im Munizip São
Paulo leben, aber auch Munizipien wie
Guarulhos, São Bernardo do Campo,
Santo André und Osasco mehr als 0,5 Mio.
Einwohner haben, eine größere Bevölke-
rung als die Niederlande (15,1 Mio.) oder
Chile (13,4 Mio.).
Da die Agglomeration Grande São Paulo
bald über Jundiaí nach Norden mit der
Metropolitanregion Campinas zusam-
menwächst, aber auch die Industriestadt
Sorocaba, der durch Luft- und Raumfahrt-
industrien militärisch-technologisch be-
deutende Standort São José dos Campos,
sowie das Küstengebiet um die Hafen-
stadt Santos und die Industriekonzentra-
tion um Cubatão (Gutberlet 1991) in
einem Umkreis von weniger als 150 km
um Grande São Paulo liegen, wird heute
schon von einer erweiterten Metropoli-
tanregion (Complexo Metropolitano Ex-
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Metropolitan- Einwohner (Mio.) jährliche Zuwachsrate (%)
region

1960 1970 1980 19941 60–70 70–80 80–941

São Paulo 4,79 8,14 12,59 16,33 5,4 4,5 1,9
Rio de Janeiro 4,99 7,08 9,01 10,12 3,5 2,5 1,0
Belo Horizonte 0,89 1,61 2,61 3,70 6,1 5,0 2,5
Porto Alegre 1,11 1,53 2,23 3,27 3,3 3,5 2,6
Recife 1,24 1,79 2,35 3,04 3,7 2,7 1,9
Salvador 0,73 1,15 1,77 2,74 4,6 4,4 3,2
Fortaleza 0,66 1,04 1,58 2,56 4,7 4,3 3,5
Curitiba 0,51 0,82 1,44 2,19 4,8 5,8 3,0
Belém 0,42 0,66 1,00 1,44 4,5 4,3 2,7

Brasilien
städt. Bevölkerung 31,30 52,09 80,44 110,882 5,2 4,4 3,02

Total 70,07 93,14 119,00 155,48 2,9 2,5 1,9

Quelle: IBGE: Censos Demográficos 1960–1991.
1 Schätzwert der EMPLASA; 2 1991

Tabelle 1: Bevölkerungsentwicklung der größten Metropolitanregionen
Brasiliens 1960–1994



pandido, CME) gesprochen (EMPLASA
1995), der die Funktion einer Makro-Me-
tropole zukommt. Unter diesem Gesichts-
punkt relativiert sich dann durch den
neuen Maßstabsrahmen ein Großteil der
Polarisations-Umkehr, da im Rahmen der
Dezentralisierung die Entlastungspole und
deren Umland mit hohen Zuwachsraten
noch innerhalb des CME liegen.
Der Ballungsraum Grande São Paulo ist
flächenmäßig um etwa 60% größer als die
Stadtregion Rhein-Ruhr, übertrifft deren
Bevölkerungszahl aber um mehr als das
Dreifache. Während die durchschnittliche
Bevölkerungsdichte im Ruhrgebiet bei
1080 Ew./km2 liegt, beträgt sie in der Me-
tropolitanregion von São Paulo 2415 Ew./

km2, erreicht im Munizip São Paulo 6448
und im Munizip Diadema den Höchstwert
von 12 771 Ew./km2.

Ein geschlossener Siedlungskomplex
von rund 50 km Ausdehnung

Die Metropolitanregion São Paulo besteht
heute aus einem geschlossenen Siedlungs-
komplex von fast 50 km West-Ost-Er-
streckung. Die Beckenlage der Stadt São
Paulo begrenzt ihre Ausdehnung vor
allem nach Norden, wo die Serra da Can-
tareira der weiteren städtischen Expan-
sion Einhalt gebietet. Im Süden begren-
zen die Stauseen und Ausläufer des Kü-
stengebirges die weitere Stadtentwick-

lung, die sich aber entlang der Autobah-
nen in Richtung Santos und der Bahn-
linien keilförmig bis an die Ränder des
Hochbeckens vorschiebt (s. Karte 1).
Der alte Stadtkern auf dem Terrassen-
sporn zwischen den Bächen Anhangabaú
und Tamanduateí, die in den Rio Tietê
münden, ist längst verschwunden. Das Ge-
biet zwischen der Praça da Sé mit der Ka-
thedrale und dem Largo São Bento wurde
bereits seit den 1920er Jahren völlig von
großen öffentlichen und privaten Gebäu-
den überformt, von denen das Martinelli-
Hochhaus – beim Bau 1929 mit 30 Stock-
werken das höchste Gebäude Lateiname-
rikas – und das ehemalige Gebäude der
Staatsbank von São Paulo lange Zeit die
durch die Hügellage betonte City domi-
nierten (Wilhelmy/Borsdorf 1985). Die
Stadt, die sich bis 1881 kaum über diesen
alten Stadtkern mit seinen unregelmäßig
angelegten, engen Straßen hinaus ent-
wickelt hatte, hat sich seither in gewalti-
gen Schüben vom Stadtkern nach außen
nahezu ringförmig entwickelt (bis Ende
der 40er Jahre) und dann bis Mitte der
60er Jahre eine enorme Flächenexpansion
erlebt, mit Stoßkeilen nach Westen, Osten
und Südosten, wo sich in Nachbarschaft
des Munizips São Paulo hochindustriali-
sierte Städte schnell entwickelten (Santo
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Karte 1: São Paulo – Stadtentwicklung/Industriestandorte

Einwohner (Mio.) jährliche Zuwachsrate (%)

1960 1970 1980 1994 60–70 70–80 80–94

Grande São Paulo 4,79 8,14 12,59 16,33 5,44 4,46 1,88
Munzip São Paulo 3,71 5,92 8,49 9,99 4,79 3,67 1,16
Grande São Paulo 1,08 2,22 4,10 6,34 7,43 6,37 3,15
ohne Munizip S.P.
Staat São Paulo 12,81 17,77 25,04 33,66 3,33 3,49 2,13

Quelle: IBGE: Censos Demográficos 1960–1980; EMPLASA 1995.

Tabelle 2: Bevölkerungsentwicklung von São Paulo 1960–1994



André, São Bernardo do Campo, São Cae-
tano do Sul: „ABC-Städte“). Die Ausdeh-
nung der überbauten Fläche erfolgte in
den letzten 30 Jahren dann vor allem ent-
lang der Verkehrsachsen sowie stark 
zerfasert in Restflächen und räumlichen
Nischen.

Das Schicksal der City

Die City von São Paulo hat sich seit den
60er Jahren gewaltig ausgedehnt und
zeigt heute die imposanteste Hochhaus-
kulisse Lateinamerikas. Längst haben sich
im City-Bereich jüngere, äußerst dynami-
sche Zonen entwickelt, während das alte
Zentrum seit Anfang der 70er Jahre viele
seiner zentralen Funktionen verloren hat,
die an den Cityrand oder in nahe neue
Subzentren abgewandert sind.
Das alte Zentrum um die Praça da Sé zeigt
starke Degradierungserscheinungen. Ver-
fall der Bausubstanz durch geringe Inve-
stitionen, Immobilienspekulation und vie-

le nur teilweise genutzte oder leerstehen-
de Gebäude, Lärm, Schmutz, Kriminalität,
starke Konzentration sozial marginalisier-
ter Bevölkerungsgruppen haben zusam-
men mit fehlender Präsenz staatlicher Or-
ganisation zur Abwertung dieses Innen-
stadtbereichs geführt.
Seit 1993 haben sowohl die Präfektur als
auch Einwohner-Vereinigungen Initiati-
ven ins Leben gerufen, die die infrastruk-
turelle Übernutzung des Zentrums durch
die riesigen Verkehrsachsen, die zur Frag-
mentierung der Stadt beitragen, abbauen
und die Wohnfunktion sowie Kultur- und
Freizeiteinrichtungen fördern wollen. Im-
merhin sind heute in den Disktrikten Sé
und República im Zentrum auf 4,4 km2

trotz der Abwanderungstendenzen noch
430 000 Arbeitsplätze (= 11% des Muni-
zips São Paulo) sowie 47% der Finanzakti-
vitäten São Paulos (Av. Paulista: 33%) kon-
zentriert. In diesem Bereich leben auch
noch 200 000 Einwohner (EMPLASA 1994).
Besucher meiden allerdings abends in zu-

nehmendem Maße die zentralen Gebiete
um die Avenidas São João und Ipiranga
sowie die Praça da República, zahlreiche
Hotels sind degradiert, die neueren Luxus-
hotels entstanden außerhalb des Zen-
trums.
Die privaten und öffentlichen Investitio-
nen konzentrieren sich auf neue Stand-
orte und Entwicklungsachsen im City-
Randbereich. Die Avenida Paulista, die äl-
teste Prachstraße São Paulos, an der sich
der Paulistaner Geldadel, die Kaffeebaro-
ne und Großindustriellen ihre Paläste er-
bauen ließen, hat sich seit den 70er Jahren
zu einer Hochhaus-Schlucht entwickelt,
entlang der Banken, Versicherungen, In-
dustrie- und Handels-Konzerne mit Büro-
türmen die Appartement-Hochhäuser in
die umliegenden hochrangigen Wohn-
viertel abgedrängt haben. An der Avenida
Faria Lima sind gehobene Dienstleistun-
gen den Hochhäusern mit Luxus-Apparte-
ments der angrenzenden Viertel (Itaím,
Brooklin u.a.) gefolgt. An der am Rio Pin-
heiros im Westen der City entlangführen-
den Avenida das Nações Unidas ist ein
neues Bürozentrum entstanden.
Nachdem letzte innerstädtische und in-
nenstadtnahe Baulücken geschlossen
wurden, ist São Paulo heute im Umkreis
von mehr als 15 km um das Zentrum
durch Wohnviertel, Gewerbeflächen und
Verkehrswege versiegelt (vgl. Wehrhahn
1994), so daß nur noch wenige innerstäd-
tische Erholungsmöglichkeiten bestehen,
die – wie z.B. der Ibirapuera-Park – an 
Wochenenden intensiv genutzt werden.

Die Ghettos der Oberschicht

Wohnviertel der Oberschicht, wie die süd-
westlich der Avenida Paulista gelegenen
Jardins, werden in zunehmendem Maße
Standorte von Einrichtungen des tertiären
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Karte 2: São Paulo – Räumliche Verteilung der Einkommensklassen

Einwohner (Mio.) Anteil (%)

Subregion 1970 1980 1991 1970 1980 1991

Zentrum1 6,21 8,97 10,21 76,3 71,2 66,1
Nordwesten 0,11 0,30 0,49 1,4 2,4 3,2
Westen 0,07 0,15 0,29 0,9 1,2 1,9
Südwesten 0,10 0,29 0,47 1,3 2,3 3,0
Südosten 0,99 1,65 2,05 12,1 13,1 13,3
Osten 0,31 0,52 0,82 3,8 4,1 5,3
Nordosten 0,26 0,58 0,86 3,2 4,6 5,6
Norden 0,08 0,13 0,25 1,0 1,0 1,6

Grande São Paulo 8,14 12,59 15,44 100,0 100,0 100,0

1 Munizipien São Paulo und Osasco
Quelle: IBGE: Censos Demográficos 1970–1991; EMPLASA 1995.

Tabelle 3: Bevölkerungsentwicklung der Subregionen von Grande São Paulo



Sektors, die sich vor allem an den sehr
stark befahrenen Durchgangsstraßen eta-
blieren. Diese funktionale Umstrukturie-
rung beschleunigt zusammen mit der Um-
weltbelastung und Sicherheitsproblemen
die Abwanderung aus den privilegierten
Wohngebieten.
In São Paulo ist bei der Oberschicht-Subur-
banisierung seit Mitte der 80er Jahre eine
verstärkte Aufgabe der Villen und Bunga-
lows zugunsten eines Rückzugs in Hoch-
haus-Luxusappartements (häufig über 
500 m2) mit verstärkten Sicherheitseinrich-
tungen zu beobachten (so z.B. im Viertel
Morumbi westlich des Rio Pinheiros).
Diese schichtenspezifische Ghettobildung
kulminiert in den sogenannten condomí-
nios fechados, d.h. durch Mauern und be-
waffnete Sicherheitsdienste abgeschirmte
und nur durch kodierten Zugang erreich-
bare Wohngebiete mit zumeist mehreren
luxuriösen Hochhäusern, hochrangigen
Dienstleistungseinrichtungen sowie einem
nahen Shopping Center. Die Akteure die-
ser Entwicklung sind Immobiliengesell-
schaften, die als Bauträger auch die Ge-
samtplanung durchführen und für eine
parkähnliche Ausstattung der Innenanla-
gen sorgen.

Dem stehen die Elendsviertel
der „Bienenkörbe“ und „favelas“ 
gegenüber

In ehemaligen Wohngebäuden der Ober-
und Mittelschicht entstanden in Innen-
stadt-Nähe vor allem in der zweiten Hälf-
te des 19. Jahrhunderts sogenannte cor-
tiços, wörtlich übersetzt Bienenkörbe, für
die Lohnarbeiter. In diesen Schlafstätten,
unterteilten ehemaligen großen Wohn-
räumen, sind zahlreiche Menschen auf
sehr engem Raum zusammengepfercht
(Füchtner 1991). Mit zunehmender Indu-
strialisierung entwickelte sich eine räum-
lich-soziale Trennung in von unterschied-
lichen sozialen Gruppen geprägte, in sich
relativ homogene Wohnviertel bzw.
Stadtteile.
In den 1940er Jahren entstanden während
der starken Zuwanderungsphase in Zen-
trumsnähe, im Osten und Süden von São
Paulo die ersten Elendsviertel (favelas).
Seit den 60er Jahren stieg die Zahl dieser
Marginalsiedlungen rasch an. Heute sind
die favelas über weite Teile der Stadtre-
gion verstreut, konzentrieren sich aber ins-
besondere im Süden (48% der favela-Be-
wohner) bzw. Südosten in Diadema und
São Bernardo do Campo. Anfang der 90er
Jahre zählte São Paulo 800 000 favela-Be-
wohner, 3 Mio. Menschen lebten in cor-
tiços und weitere 2,4 Mio. lebten unter
prekären Wohnbedingungen (Fechio/Ma-
ricato 1992), 65 000 waren obdachlos (Em-
plasa 1994). Während in São Paulo – im
Gegensatz zu Rio de Janeiro – die favelas
im Vergleich zu den cortiços traditionell
eine untergeordnete Rolle spielten, nahm
die Zahl der favela-Bewohner seit den 80er
Jahren rascher zu als die der cortiços. Die
größte favela, Heliópolis, zählt 35 000 Be-
wohner und 8000 Hütten. Im Jahr 1994
lebten etwa 19% der Paulistas in favelas
oder cortiços (Jacobi/Teixeira 1996). Die hy-
gienischen Bedingungen dieser Quartiere
sind aufgrund fehlender oder mangelhaf-

ter Abwasser- und Müllentsorgung und
prekärer sanitärer Einrichtungen oft ex-
trem schlecht, die Säuglingssterblichkeit ist
hoch, Infektionskrankheiten sind häufig.
Durch spontane oder gut geplante Inbe-
sitznahme öffentlicher oder privater
Grundstücke entstanden illegale Wohn-
siedlungen. Heute wird die Okkupation
von ungenutzten öffentlichen Grund-
stücken, von Parkgelände, an Flußufer-
hängen, unter Brücken und Hochstraßen,
im Umfeld von Flughäfen und Müllhalden
aus Mangel an Alternativen und zur Ver-
meidung gewaltsamer Reaktionen der Be-
troffenen zumeist geduldet. In São Paulo
sind 65 % des städtischen Wohnraums auf
illegale Weise entstanden (Mautner,
1992).
Der staatliche Wohnungsbau konnte mit
den steigenden Zahlen Bedürftiger nicht
Schritt halten. Ab Mitte der 60er Jahre
sollten die Nationale Bank für Woh-
nungsbau (BNH) und öffentlich geförder-
te Wohnungsbaugesellschaften auf bun-
desstaatlicher Ebene, so die COHAB in
São Paulo als ausführendes Organ der
BNH, den sozialen Wohnungsbau ankur-
beln und damit das alarmierende Woh-
nungsdefizit vermindern. Zielsetzung
waren der Bau von Niedrigkosten-Woh-
nungen in Einfamilien- und Einfachst-
Reihenhäusern sowie in São Paulo vor
allem Großprojekte mit mehrgeschossi-
gen, eng aneinandergereihten Hoch-
haus-Wohnblocks. Trotz großer Anstren-
gungen konnte nur ein Bruchteil der
Wohnraumsuchenden erreicht werden,
in São Paulo Mitte der 80er Jahre nicht
einmal 1% pro Jahr. Aufgrund der im
Stadt-Umland niedrigeren Bodenpreise
und der beschränkten Verfügbarkeit von
Bauland liegen die Siedlungen des sozia-
len Wohnungsbaus oft weit außerhalb.
Hohe Transportkosten und hoher Zeit-
aufwand für die Fahrt zum Arbeitsplatz
sowie mangelhafte Infrastruktureinrich-
tungen erwiesen sich als nachteilig.
Zudem erreichte der soziale Wohnungs-
bau nicht die Zielgruppe der sozialen Un-
terschicht, da fast nur die untere Mittel-
schicht die Abzahlungen leisten konnte.
In São Paulo lagen aufgrund zahlreicher
Unregelmäßigkeiten bei der Zuteilung
z.T. über 40 % der Inhaber von Sozial-
wohnungen über der Einkommensgren-
ze (bis fünf Mindestlöhne) (Wehrhahn
1988).

Selbsthilfe und Wohnungsbau
in Eigenarbeit

Für die städtische Arbeiterklasse ist Selbst-
hilfe und Wohnungsbau in Eigenarbeit
die wichtigste Alternative. Mehr als die
Hälfte des gesamten Wohnraums in São
Paulo entstand durch Eigenarbeit. Seit
Ende der 80er Jahre verfolgt die in den
70er Jahren in der Südzone von São Paulo
entstandene Wohnraum-„Bewegung“ par-
tizipative Ansätze. Die staatliche Seite ist
inzwischen flexibler geworden, arbeitet
mit den Einwohnervereinigungen zusam-
men und gibt finanzielle Unterstützung.
Nach der Auflösung der BNH 1986 fehlte
zunächst jegliche städtische Wohnraum-
politik. Heute versuchen staatliche Pro-
gramme, die Selbsthilfe-Initiativen zu in-

korporieren und in offizielle Initiativen
umzuwandeln.
Bei der sozialräumlichen Gliederung São
Paulos kann man heute immer noch eine
ringförmige Strukturierung feststellen.
Das Zentrum wird von einem halbkreisför-
migen Ring von Wohnvierteln nach We-
sten umschlossen, in denen mehr als 70 %
der Erwerbspersonen über ein Einkom-
men von mehr als 12 Mindestlöhnen ver-
fügen. Um diese Zone schließt sich ein
breiter Ring mit von Einwohnern der mitt-
leren und unteren Mittelschicht gepräg-
ten Wohnvierteln an. Die Peripherie der
Metropolitanregion wird vor allem im ge-
samten Osten, im Westen und Südwesten
von Mitgliedern der unteren sozialen
Schicht bewohnt, die zu über 80 % weni-
ger als fünf Mindestlöhne, größtenteils –
falls überhaupt formal erwerbstätig – 
zwischen einem und drei, verdienen (s.
Karte 2).

Die wichtigste Industriemetropole
der Dritten Welt . . .

Die Metropolitanregion São Paulo ist
nicht nur das führende Wirtschaftszen-
trum Brasiliens, sondern auch der größte
industrielle Ballungsraum Lateinamerikas
und der bedeutendste Industriestandort
der Dritten Welt. In Grande São Paulo
werden 17,4% des brasilianischen Brutto-
inlandsprodukts (BIP) erwirtschaftet, der
Anteil am BIP des Staates São Paulo, der
ein Drittel des gesamten brasilianischen
BIP produziert, beträgt 53,4 % (EMPLASA
1995). Der Großraum São Paulo stellt 30 %
des industriellen Produktionswerts Brasi-
liens und etwa ein Drittel aller Industrie-
beschäftigten des Landes. São Paulo, das
bereits seit den 20er Jahren die führende
Industrieagglomeration Brasiliens war,
hatte diese Position aufgrund seiner indu-
striellen Standortgunst und im Rahmen
der importsubstituierenden Industrialisie-
rung bis Anfang der 60er Jahre enorm
ausgebaut, als 74 % der nationalen indu-
striellen Wertschöpfung in der Metropole
São Paulo erfolgten und der Fahrzeugbau
dort sogar mit 82 % eine hypertrophe
Konzentration erlebte. In den 70er Jahren
brachte das sogenannte brasilianische
„Wirtschaftswunder“ mit dem wachstums-
orientierten wirtschaftlichen Entwick-
lungsmodell einen Verstärkungs- und
Konsolidierungseffekt.
Inzwischen sind diese hohen Anteile
durch die seit den 70er Jahren erfolgte in-
dustrielle Dezentralisierung in São Paulo,
durch die Entwicklung anderer Industrie-
standorte und die allgemeine Verbesse-
rung der Infrastruktur in Südost- und Süd-
brasilien zwar deutlich abgesunken, Gran-
de São Paulo ist aber weiterhin mit wei-
tem Abstand die wichtigste Industrie-
metropole.
Die Zahl der Industriebeschäftigten, die
1970 915 000 betrug, war bis 1986 auf 1,74
Mio. gestiegen und hat sich Anfang der
90er Jahre dramatisch auf 1,17 Mio. (1992)
verringert. Gründe waren die allgemeine
Wirtschaftskrise mit der verschlechterten
internationalen Wettbewerbsposition der
brasilianischen Industrie, die konjunktu-
rellen Schwankungen in einzelnen Indus-
triebranchen, aber auch die Dezentralisie-
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rung. Der Anteil von Grande São Paulo an
der Zahl der Industriebeschäftigten des
Staates hat sich von 70,6% (1970) auf
53,3% (1992) verringert, bei der indu-
striellen Wertschöpfung von 75 % auf
58 %. Gründe für die industrielle Dezen-
tralisierung sind die geringe Verfügbar-
keit von Industrieflächen und sehr hohe
Bodenpreise in der Metropolitanregion,
sowohl für Neugründungen als auch für
die Expansion bestehender Betriebe.
Außerdem sind negative Investitionsan-
reize durch erhöhte Besteuerung und wei-
tere – z.T. aber zu umgehende – gesetzli-
che Restriktionen, vor allem im Umwelt-
bereich, zu nennen, fast unlösbare inner-
städtische Verkehrsprobleme, Mangel an
qualifizierten Arbeitskräften, ein für Bra-
silien hohes Lohnniveau, starke Aktivitä-
ten der Gewerkschaften, Sicherheitspro-
bleme etc.
Bei genauer Analyse der industriellen De-
zentralisierung zeigt sich aber, daß in den
80er Jahren 77 % der dezentralisierenden
Firmen sich in einem Umkreis von 50 km,
14 % zwischen 50 und 150 km und nur 9 %
sich mehr als 150 km von der Stadt São
Paulo entfernt etabliert haben (EMPLASA
1994). Dies bedeutet, daß sich hier eher
eine räumliche Vergrößerung des indu-
striellen Ballungsraumes abzeichnet, in
der Art einer industriellen „Suburbanisie-
rung“, die die sogenannten Entlastungs-
pole im Sog der Expansion der Metropoli-
tanregion inkorporiert.

. . . und „die größte deutsche
Industriestadt“

In São Paulo sind zahlreiche multinationa-
le Großunternehmen vertreten. Nahezu
alle bedeutenden deutschen Konzerne
haben eine brasilianische Niederlassung in
São Paulo. Aufgrund der Präsenz von
mehreren Hundert deutschen Firmen wird
São Paulo nach der Beschäftigungszahl
dieser Betriebe gern als die „größte deut-
sche Industriestadt“ bezeichnet. VW do
Brasil ist der größte industrielle Arbeitge-
ber im Lande. Metallverarbeitung (12,8%
der Industriebeschäftigten), Fahrzeugbau
(12,1%), Elektroindustrie (10,0%), Beklei-
dung und Schuhe (8,8%) und Maschinen-
bau (8,5%) sind die führenden Industrie-
branchen. Bei der räumlichen Verteilung
der Industrien im Großraum São Paulo
hebt sich der Südosten mit den ABCD-
Städten (incl. Diadema) besonders hervor,
wobei São Bernardo do Campo als Stand-
ort für die Automobilindustrie und deren
Zulieferer, São Caetano do Sul für Maschi-
nenbau und Metallverarbeitung und
Santo André für die chemische Industrie
und Maschinenbau herausragen. In Osas-
co an der westlichen Peripherie und in Gu-
arulhos im Osten an der Verkehrsachse
nach Rio de Janeiro befinden sich bedeu-
tende Standortkonzentrationen. Der
neue internationale Flughafen Guarulhos
hat dieser Stadt neue Entwicklungsimpul-
se gegeben.
São Paulo ist jedoch nicht nur ein sehr be-
deutender industrieller Ballungsraum,
sondern auch ein Handels- und Banken-
zentrum, der Sitz zahlreicher wissen-
schaftlicher und kultureller Institutionen,
mehrerer Universitäten und das führende

Zentrum für Technologie, Informations-
und Kommunikationswesen.
Von den 8,16 Mio. Beschäftigten in der
Metropolitanregion waren 1994 25,3%
(1985: 32,8%) im sekundären Sektor tätig,
54,1% (1985: 48,9%) im Dienstleistungs-
bereich, 16,9% (1985: 14,1%) im Handel,
3% im Baugewerbe. 12,6% waren arbeits-
los (1989: 6,7%), vor allem in den periphe-
ren Munizipien. Nach Schätzungen der
EMPLASA (1995) sind 800 000 Menschen
im informellen Sektor tätig, wo jährlich 
3 Mrd. US-$ (=2% des BIP des Staates São
Paulo) erwirtschaftet werden.
61,2% der Erwerbstätigen verdienen we-
niger als 5 Mindestlöhne (mtl. Mindest-
lohn März 1997; 110 US-$), davon ein Drit-
tel weniger als 220 US-$ / Monat. Bei den
hohen Lebenshaltungskosten in São Paulo
reichen diese Einkommen allein kaum zur
Überlebenssicherung aus.
Der Beitrag des Zentralmunizips São Paulo
zum Haushalt der Metropolitanregion ist
mit 69,9% erdrückend, São Bernardo do
Campo folgt mit nur 4,8%.

Umweltprobleme oder wo täglich
2,5 Mio. Autos zirkulieren

Städtisches Wachstum, hohe Industrie-
dichte und höchste Verkehrskonzentra-
tion führen in São Paulo zu einer Vielzahl
von Umweltproblemen. Flächenversiege-
lung behindert nicht nur den Abfluß der
Niederschläge, sondern engt auch die Er-
holungsmöglichkeiten auf wenige gut er-
reichbare städtische Parks stark ein. Luft-
verschmutzung, Gewässerbelastung, Lärm-
belästigung und Emissionen durch den
Verkehr sowie Entsorgungsprobleme bei
Müll und Abwasser sind die gravierend-
sten Probleme.
Ver- und Entsorgung variieren sehr stark
je nach dem sozialen Status eines Stadt-
viertels. Vom Zentrum und den innen-
stadtnahen gehobenen Wohngebieten
des Übergangsgebiets nimmt die Qualität
dieser Dienstleistungen und infrastruktu-
rellen Einrichtungen zur Peripherie hin
schnell ab. Luft- und Wasserqualität sind
im metropolitanen Kerngebiet allerdings
schlechter als in vielen randstädtischen Be-
zirken (Jacobi 1994).
Die Schadstoffbelastung der Luft hat trotz
leichten Rückgangs bei einzelnen Stoffen
immer noch alarmierende Ausmaße, die
durch Industrie (v.a. Schwebstäube, Stick-
stoffdioxid, Schwefeldioxid) und Verkehr
(Kohlenmonoxid) verursacht werden.
90% der schlechten Luftqualität wird
durch den Verkehr bewirkt (Wilheim
1991). Aufgrund der Beckenlage der Stadt
mit fehlendem Luftaustausch und häufi-
gen thermischen Inversionen in den Win-
termonaten (Juni bis August) sind Atem-
wegserkrankungen sehr häufig.
Die Verkehrssituation stellt São Paulo vor
schwierigste Probleme. Trotz einer Ring-
straße um den alten Stadtkern, großen
Straßendurchbrüchen, Straßentunnels
und dem Ausbau der großen Ausfall-
straßen sind Staus und chaotische Ver-
kehrsverhältnisse, die bei Starkregen zum
völligen Zusammenbruch des Straßenver-
kehrs führen können, an der Tagesord-
nung. Seit 1975 hat sich der Kfz-Bestand
auf 4,5 Mio. mehr als verdreifacht. In der

Metropolitanregion verkehren 21% aller
in Brasilien und 57% der im Staat São
Paulo zugelassenen Fahrzeuge. 2,5 Mio.
Pkw zirkulieren täglich in diesem Bereich,
darunter 33 000 Taxis. Dazu kommen
15 000 Busse mit hohem Schadstoffaus-
stoß, die 73% der Passagiere im ÖPNV be-
fördern. Die Metro (drei Linien mit einer
Gesamtstreckenlänge von nur 42 km)
kann nur 22%, die Vorortbahnen gar nur
5% transportieren (EMPLASA 1994). Die
durchschnittliche Wegezeit der Beschäf-
tigten in Grande São Paulo beträgt im
Normalfall täglich 2,5 Std. Die Fahrt vom
internationalen Flughafen in Guarulhos
zum Stadtzentrum kann in der rush-hour
über 2 Std. betragen. Auch die Einrich-
tung großer Ring- und Umgehungs-
straßen entlang des Rio Tietê im Norden
und des Rio Pinheiros im Westen mit der
völligen Versiegelung der überschwem-
mungsgefährdeten Uferbereiche bringt
bei der heutigen Verkehrsdichte und
einem hohen Anteil von Schwerlastver-
kehr keine spürbare Entlastung mehr.
Die Wasserverschmutzung durch indu-
strielle und häusliche Abwässer hat dazu
geführt, daß die beiden Hauptflüsse Tietê
und Pinheiros im Stadtgebiet biologisch
tot und zu reinen Abwasserkanälen mit
hohen Schwermetallkonzentrationen ver-
kommen sind. Nur ein Drittel des Tietê-
Wassers ist natürlichen Ursprungs (Wehr-
hahn 1994), und auch die für die Wasser-
versorgung wichtigen Stauseen im Süden
der Stadtregion sind durch die Einleitung
nicht geklärter Abwässer ungeplanter
Wohnsiedlungen und favelas bald nicht
mehr für die Trinkwassergewinnung nutz-
bar. Geruchsbelästigung der Anwohner,
Eutrophierung, unzumutbarer Geschmack
des Leitungswassers und hohe Kosten für
das Erreichen von Trinkwasserqualität sind
die Folgen.
Nur die Hälfte der Stadt São Paulo ist mit
einem Abwassersystem versehen und nur
7,5% der Abwässer werden geklärt. Für
die Sanierung des Rio Tietê und des Bil-
lings-Stausees sind 2,6 Mrd. US-$ einge-
plant. Die Arbeiten sind im Gange, aber
die Dimension der Probleme ist er-
drückend.
Die Müllentsorgung der täglich anfallen-
den 17 000 t Hausmüll der Metropolitan-
region funktioniert bei der Müllsamm-
lung nur im Munizip São Paulo gut. In den
übrigen Bezirken der Region kommt es
aufgrund des Fehlens ausreichender De-
ponieflächen durch die ca. 350 wilden
Müllkippen (Jacobi/Teixeira 1996) zu einer
Belastung von Böden, Grundwasser und
Luft. 92% des Mülls werden deponiert,
Wiederverwertung und Kompostierung
sind nur in Ansätzen vorhanden.
Die Umweltbehörde CETESB sieht sich
trotz guter Ausstattung und zahlreicher
Projekte einem äußerst schwierigen und
umfangreichen Problemkomplex gegen-
über, der politische Lösungen erfordert,
aber leider keine schnellen Lösungen er-
warten läßt.

Stadtplanung und 
soziale Bewegungen

Die Stadtplanung in São Paulo ist eng mit
den einzelnen Phasen der Stadtentwick-
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lung und der Institutionalisierung von
Bürgermitbestimmung verknüpft.
In der Modernisierungsphase (1888–1930)
erforderte der Übergang von einer Klein-
zur Großstadt eine sozialräumliche Neu-
ordnung der Stadt. Der rasante Verstädte-
rungsprozeß führte zu starken sozialen
Disparitäten und zu einer Politik der Mar-
ginalisierung der unteren sozialen Schich-
ten. Die soziale Segregation in bürgerliche
Wohnviertel, Arbeiter- und Migranten-
viertel und Mietskasernenviertel (cortiços)
im zentrumsnahen Raum ließ reiche, mo-
derne Wohnviertel mit der von der Stadt-
verwaltung bereitgestellten städtischen
Infrastruktur sowie arme Viertel mit Woh-
nungsnot und Versorgungsdefizit entste-
hen. Die Nachbarschaftsvereine konnten
Verdrängungsprozesse nicht verhindern
und scheiterten nicht nur an fehlenden
materiellen Ressourcen, sondern auch an
ihrer Radikalität, die sie zunehmend in die
gesellschaftliche Isolation führte (Novy
1995).
In einer zweiten Phase (1930–1964) ge-
wannen demokratische Entscheidungs-
prozesse bei der Planung und Umsetzung
von Infrastrukturmaßnahmen in Form des
Klientelismus deutlich an Bedeutung. Es
kam zur Entstehung von Wohnviertelver-
einen, die der armen Bevölkerungsmehr-
heit Erfahrungen in der politischen Mitbe-
stimmung bei der Stadtplanung brachten.
Während der Militärdiktatur (1964–1985)
wurde die den politischen Rahmenbedin-
gungen untergeordnete Stadtplanung zu-
nehmend von den Militärs nahestehen-
den wirtschaftlichen Gruppen bestimmt.
Große Projekte der Verkehrsinfrastruktur
(Metro, Durchgangsstraßen) standen im
Vordergrund des Interesses. Die Kluft zwi-
schen den sozialen Schichten vergrößerte
sich während des Wirtschafts-„booms“.
Die Nachbarschaftvereine lösten sich auf,
und die Bewohner der Armenviertel such-
ten bei den reformorientierten kirchlichen
Basisgemeinden Zuflucht und eine Artiku-
lationsebene für eine Partizipation an der
Planung in lokalem Maßstab.
Die vierte Phase der Demokratisierung (ab
1985) auf der Basis der neuen Verfassung
von 1988 führte zu Modellen der Bürger-
mitbestimmung bei der Planung und Ge-
staltung der Stadt und schuf Grundlagen
für eine Überwindung des rein technokra-
tischen Planungsverständnisses. Der Wahl-
erfolg der Arbeiterpartei (PT) in São Paulo
1988 brachte Maßnahmen zur Legalisie-
rung und Verbesserung des Wohnens. Die
Dezentralisierung der Verwaltung sollte
ein differenzierteres Handeln auf lokaler
Ebene ermöglichen (Novy 1995).
Die Stadtteil- und die favela-Bewegun-
gen, soziale Organisationen mit einem
territorial geprägten Bewußtsein, haben
auch in São Paulo einen wesentlichen Bei-
trag zur Erlangung der vollen Bürgerrech-
te durch kollektives Handeln geleistet
(vgl. Souza 1993). Dies nicht nur bei der
Verbesserung der Grundbedürfnisse, son-

dern vor allem bei der Bewußtseinsbil-
dung und der politischen Erkenntnis der
Stadtproblematik als soziales Problem
und den Bemühungen um eine Humani-
sierung des städtischen Lebens (Kohlhepp
1994).

Mit armutsorientierter
Stadtentwicklungspolitik die 
Unregierbarkeit vermeiden

Die Stadtentwicklung der letzten Jahr-
zehnte hat als Teil der gesellschaftlichen
und politischen Realität Brasiliens in der
Metropolitanregion São Paulo wie in an-
deren Metropolen und Großstädten des
Landes zu einem enormen sozialen Kon-
fliktpotential und zu gravierenden infra-
strukturellen Überlastungserscheinungen
geführt. Die Globalisierung der Wirt-
schaft mit neuen Formen der internatio-
nalen Arbeitsteilung hat der Metropole
São Paulo die Rolle einer bedeutenden
Global City der Dritten Welt zuteil wer-
den lassen, gleichzeitig aber auch die ex-
ternen und internen Abhängigkeiten ver-
deutlicht.
Die vehemente Verschlechterung des so-
zialen Klimas mit ungeheuren Ungleich-
heiten zwischen den sozialen Schichten
hat zu einer „Militarisierung des Alltags“
geführt, mit gewaltsamen Versuchen der
„Partizipation“ am Reichtum der oberen
Schichten, brutalen Gegenreaktionen der
privaten Sicherungsdienste der Betroffe-
nen und vielfältigen Repressionsmecha-
nismen der staatlichen Gewalt. Privat 
finanzierte „Todesschwadrone“ üben
Selbstjustiz an Kriminellen, polizeiliche
Gewalt in Marginalsiedlungen gerät zeit-
weilig völlig außer Kontrolle, „Strafaktio-
nen“ staatlicher Ordnungskräfte gegen
Straßenkinder oder Bettler enden oft töd-
lich, und die gewaltsame Vertreibung am-
bulanter Händler aus den Hauptgeschäfts-
straßen wird zum Normalfall. All dies
zeigt die Eskalation im Kampf zwischen
Überlebenssicherung und Verteidigung
der Eigeninteressen und des eigenen städ-
tischen Lebensraumes. Durch den Drogen-
handel und dessen Umfeld erfährt die Kri-
minalität eine neue Dimension.
Eine Reorganisation der städtischen Le-
benswelt zur Vermeidung der Unregier-
barkeit kann nur mit einschneidenden
Maßnahmen einer armutsorientierten
Stadtentwicklungspolitik, der Partizipa-
tion von Einwohner-Vereinigungen an
den Planungen und deren Umsetzung er-
folgen. Eine weitgehende Demokratisie-
rung der Stadtplanung unter Einbezie-
hung aller gesellschaftlichen Gruppen
muß mit sozial verträglichen und ökolo-
gisch angepaßten Entwicklungsstrategien
einhergehen, die in entsprechende Rah-
menbedingungen auf nationaler Ebene
eingebunden sind. Es ist von entscheiden-
der Bedeutung, das Prinzip der „Nachhal-
tigkeit“ in der Stadtentwicklungspolitik
zu verwirklichen.

Solange dies nicht der Fall ist, gilt für São
Paulo – wie für andere Städteregionen
der Neuen Welt mit einem schnellen Ent-
wicklungszyklus – was der französische
Ethnologe Claude Lévi-Strauss, der in den
30er Jahren in São Paulo lebte, von den
Städten des amerikanischen Kontinents
sagte: Sie zeigen Anzeichen von Deka-
denz, ohne den Höhepunkt erlebt zu
haben.
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Ein Heimatbuch

Gemeinde Frittlingen (Hrsg.) 
Frittlingen 797–1997. Geschichte 
und Gegenwart 
Geiger-Verlag, Horb am Neckar 1996, 
532 S.

Heimatbücher werden immer besser.
Früher waren sie eher betulich, die heile
Welt der Dorfgemeinschaft beschwörend,
in der nichts Schlimmes passiert sein konn-
te. Zumindest nicht in den Zeiten, von
denen es noch Überlebende gab. Entspre-
chend blieb Zeitgeschichte ausgespart, die
Weimarer Zeit und erst recht den Natio-
nalsozialismus gab es nicht, nur Kriegszer-
störungen und Besatzungszeit (das kam ja
von „außen“). Je weiter die Geschichte
vom Heute entfernt war, desto breiter
wurde sie behandelt: Vor- und Frühge-
schichte, Mittelalter. Auch die Erdge-
schichte nahm breiten Raum ein. Ver-
ständlich war das schon, wollten doch Be-
teiligte, Verstrickte nur ungern an eine
unrühmliche Vergangenheit erinnert wer-
den, zumal diejenigen mit der Gnade der
späten Geburt Geschichte durchaus auch
als Waffe zu nutzen verstanden, um ihre
Aggressionen loszuwerden, um sich ihren
Platz am Ort zu erobern.
Inzwischen ist der Abstand groß genug,
um unbefangener an jene Zeit herange-
hen zu können, durchaus auch unter Nen-
nung der Namen derer, die sich nicht ge-
rade rühmlich hervorgetan haben. Eines
der ersten Heimatbücher, die die Zeit des
Untergangs der Weimarer Republik und
des Nationalsozialismus breit thematisier-
ten, war das Heimatbuch von Gomarin-
gen. Hier machte sich positiv bemerkbar,
daß in Gomaringen der Kreisarchivar von
Tübingen, Wolfgang Sannwald, wohnt,
der die Herausgabe übernommen hatte.
In dieser positiven und anspruchsvollen
Linie liegt auch das Heimatbuch von Fritt-
lingen im Kreis Tuttlingen, das soeben
zum 1200jährigen Ortsjubiläum erschie-
nen ist. Wenn man bedenkt, daß dieses
Dorf nur knapp 2000 Einwohner zählt,
stellt diese Publikation eine beachtliche
Leistung dar. Bürgermeister Anton Stier ist
es gelungen, eine stattliche Anzahl guter
Autoren zu gewinnen, viele von ihnen
Gymnasiallehrer.
Der Beitrag über die Zeit der Weltkriege
ist unter (An-)Leitung von Michael Wis-
heit von Schülern erarbeitet worden, die
Zeitungen und andere Quellen ausgewer-
tet sowie Zeitzeugen interviewt haben.
Damit kein falscher Eindruck entsteht,
wird zu Beginn und am Ende des Beitrags
betont, daß es hier nicht um Abrechnung
mit den Altvorderen geht, daß hier keine
besserwisserische Vergangenheitsbewäl-
tigung vorgenommen werden soll: Wer
weiß, wie wir uns in einer ähnlichen Si-
tuation verhalten hätten – das ist der ehr-
liche Zugang zu diesem heiklen Kapitel
der Dorfgeschichte. – Besonders span-
nend in diesem Buch ist jenes Kapitel, das
so harmlos „Bevölkerungsentwicklung

der Gemeinde Frittlingen“ heißt, verfaßt
von Ulrich Fiedler. Hier wird die wirt-
schaftliche und soziale Lage eines Realtei-
lungsdorfes am Fuß des Großen Heu-
bergs, der jahrhundertelang ein wirt-
schaftliches Notstandsgebiet war, im 19.
und 20. Jahrhundert sehr plastisch greif-
bar. Breiten Raum nimmt die Auswande-
rung vor allem nach Amerika ein, deren
Hintergründe am Beispiel konkreter,
namhaft gemachter Schicksale verdeut-
licht werden: zu kleiner Landbesitz, über-
besetztes Handwerk, zu viele Kinder.
Nicht zuletzt versuchte die Gemeinde auf
ihre Kosten – wie auch anderswo üblich –
die zahlreichen Unterstützungsempfän-
ger abzuschieben, natürlich auch die ledi-
gen Mütter und erst recht die Kriminel-
len. Um diese Abschiebungsaktionen fi-
nanzieren zu können, nahm die Gemein-
de sogar Kredite auf. Weit mehr als 600
Personen wanderten so zwischen 1800
und 1914 aus Frittlingen aus, 77% davon
nach Amerika (zum Vergleich: 1900 wies
die Gemeinde 892 Einwohner auf). Der
Beitrag interessiert sich auch für die oft
problematische Überfahrt und das Schick-
sal in der Neuen Welt – wobei lediglich
die Lebensläufe erfolgreicher Auswande-
rer bekannt sind. Erst die Industrialisie-
rung erlaubte dann allen Frittlingern ein
menschenwürdiges Auskommen, heute
ist bereits jeder 10. Einwohner Ausländer,
wobei die Türken mit 45,4% die größte
Gruppe stellen. Die Griechen, jahrelang
die stärkste Gruppe, haben längst ihren
eigenen Verein, wie das Kapitel über die
Frittlinger Vereine ausweist.
Auch sonst enthält das Frittlinger Heimat-
buch viele interessante Kapitel, die auch
für den spannend zu lesen sind, der diesen
Ort nicht kennt – aber vielleicht will er ihn
dann kennen lernen.

Hans-Georg Wehling

Moskau im Griff der Mafia?

Stanislaw S. Goworuchin
Moskau und die Mafia. 
Die große kriminelle Revolution. 
Brandenburgisches Verlagshaus GmbH,
Berlin, 1996, 208 S., DM 24,80

Dieses Buch hat wie eine Bombe einge-
schlagen und wurde unerwartet zum
Bestseller. Es widerspiegelt die Zustände
des Landes und das bittere Leben der
Menschen. Der Verfasser liefert eine trau-
rige Bestandsaufnahme russischer Ver-
hältnisse nach Glasnost und Perestroika.
Er kennt Rußland, hat die Entwicklung in
den verschiedensten Regionen beobach-
tet und seine Ergebnisse zu einem depri-
mierenden Zeitgemälde verarbeitet.
Reichtum und Armut, Diebstahl und
Mord, Korruption und Lüge treiben das
Land in den Abgrund. In drastischen Schil-
derungen wird deutlich, wie viele verpaß-
te Chancen des Neuanfangs vertan wur-
den. Voller Ernst stellt Goworuchin die
Frage, ob weitere demokratische Verän-

derungen sein Land retten können. Die
größte Gefahr sieht aber der Verfasser –
der mehrere Filme über dieses Thema
drehte – in dem kriminellen Terror, der
von vielen Mächtigen gedeckt wird. Ein
Kapitel betitelt der Verfasser: Das Land
der Diebe und Bettler, wo „Schmiergelder
fließen wie noch nie.“ An den derzeitigen
Politikern sieht er nur „Dummheit, Über-
heblichkeit und Inkompetenz.“ Er ver-
gleicht die heutige Zeit in Rußland mit
„den verfluchten zwanziger, dreißiger
und vierziger Jahren“ und glaubt an keine
Demokratisierung in seiner Heimat. Der
belesene und hochgebildete Autor, Pa-
triot und Demokrat, ist, was die Zukunft
Rußlands betrifft, ein Pessimist, der einen
Staat beschreibt, der mit den Problemen
der kriminellen Banden nicht fertig wird.
„Unglückliches, hilfloses Land!“, in einer
„neuen wölfischen Welt“ mit Moskau als
der „Hauptstadt der kriminellen Welt.“ 

Siegfried Röder

Mehr direkte Demokratie?

Günther Rüther (Hrsg.):
Repräsentative oder plebiszitäre 
Demokratie – eine Alternative?
Grundlagen, Vergleiche, Perspektiven.
Nomos Verlagsgesellschaft Baden-Baden
1996.

Nach der Wiedervereinigung entbrannte
eine neue Debatte um die zukünftige ge-
samtdeutsche Verfassung, ob diese stärke-
re plebiszitäre Elemente aufweisen solle.
Diese Auseinandersetzung nahm Günther
Rüther – Leiter des Bereichs politische Bil-
dung der Konrad-Adenauer-Stiftung –
zum Anlaß, für die parlamentarisch-reprä-
sentative Demokratie des Grundgesetzes
„zu werben“. Unter seiner Herausgeber-
schaft entstand ein Arbeitsbuch für die po-
litische Bildung, das in einem Grund-
lagenkapitel ideengeschichtliche Wurzeln
der repräsentativen Demokratie, verfas-
sungsrechtliche Darstellung des parlamen-
tarischen Regierungssystems der Bundes-
republik Deutschland sowie historische Er-
fahrungen mit direktdemokratischen Ver-
fassungen darstellt. Vergleichende Analy-
sen über Erfahrungswerte im In- und Aus-
land mit der Verquickung direktdemokra-
tischer und repräsentiver Elemente in Ver-
fassungen, Überblick über den derzeitigen
Stand in der politikwissenschaftlichen und
staatsrechtlichen Diskussion unterstützen
den Lehrbuchcharakter, Perspektiven und
Ausblicke über eine mögliche Ausweitung
plebiszitärer Elemente in der bundesrepu-
blikanischen repräsentativen Demokratie
sowie ein Anhang mit Literaturhinweisen
und Quellentexten aus der Theoriege-
schichte runden den überzeugenden Ein-
druck des Sammelbandes ab.
Rüther ist es gelungen, namhafte Autoren
zu gewinnen; so ergibt sich eine schwieri-
ge Aufgabe für den Rezensenten, in einer
kurzen Darstellung 14 Beiträge zu bespre-
chen; deshalb wurde aus den vier Haupt-
kapiteln des Buches jeweils ein Beitrag
ausgewählt.
Der Göttinger Staatsrechtler Hans Hugo
Klein weist in seinem Artikel nach, wie de-
mokratische Legitimation nach dem Wil-



len des Grundgesetzes erfolgt; anhand der
Begriffe Volkssouveränität, Staatsvolk,
staatsbürgerliche Gleichheit und demokra-
tisches Prinzip stellt er die parlamentari-
sche Demokratie in der Bundesrepublik
dar. Das Volk handelt durch Wahlen und
Abstimmungen, die Staatsgewalt wird
„Organen und Amtswaltern“ anvertraut:
eine repräsentative Demokratie. Was be-
deutet Repräsentation? Durch Begriffser-
klärung geht der Autor dieser Frage nach.
Ein kurzer Überblick über die Bundes-
organe zeigt ferner, daß einzig der Bun-
destag über unmittelbare demokratische
Legitimation verfügt. Klein beschreibt wei-
ter, welche Möglichkeiten neben der Teil-
nahme an Wahlen und Abstimmungen der
einzelne hat, am politischen Prozeß zu par-
tizipieren. Er spricht von „Repräsentativer
Demokratie als Kommunikationsprozeß.“
Die Öffentlichkeit diene der aktiven Ein-
flußnahme auf das politische Geschehen.
Einen Ausblick über Erfahrungen reprä-
sentativer Demokratien mit plebiszitären
Elementen bietet der Beitrag des Trierer
Politikwissenschaftlers Adolf Kimmel. Als
Beispiele wählte er Frankreich und Italien.
Frankreichs Erfahrung mit direktdemokra-
tischen Verfahren zeigt – so Kimmel – daß
die Praxis des Referendums in erster Linie
der Stärkung der Stellung des Staatspräsi-
denten gegenüber den repräsentativ-par-
lamentarischen Institutionen diene und
nicht so sehr der direkten Beteiligung der
Bürger an der politischen Willensbildung.
Ein historischer Abriß über die Entwick-
lung des Referendums in der französi-
schen Verfassungsgeschichte bis zu Chirac,
der 1995 die Möglichkeit des Referen-
dums noch erweiterte, belegt diese These.
Die italienische Nachkriegsverfassung bie-
tet eine breite Auswahl an direkten Mit-
wirkungsmöglichkeiten: die Stellung des
abrogativen Referendums gewann seit
den 70er Jahren stetig an Bedeutung. So
wird dieses Instrument vorzugsweise von
politischen Minderheiten zur Interessen-
artikulation genutzt. Der Reformprozeß
der „blockierten“ italienischen Demokra-
tie konnte mit Hilfe von Referenden ent-
scheidend beschleunigt werden. Reprä-
sentative Demokratie und direkt-demo-
kratische Institutionen scheinen nicht un-
vereinbar, Gefahren des Mißbrauch seien
allerdings nicht zu übersehen.
Provozierend fragt Werner J. Patzelt, ob
es nicht an der Zeit sei, die „Abgeordne-
tenherrlichkeit in die Schranken zu wei-
sen“. Neben dem Selbstverständnis des
Bundestagsabgeordneten setzt er sich mit
Stellung, Aufgaben und dessen politische
Abhängigkeiten auseinander. Das freie
Mandat wiederum binde den Abgeordne-
ten in seiner Verantwortung dem Volk ge-
genüber. Können direktdemokratische
Verfahren auf Bundesebene zur besseren
Ausübung ihrer Verantwortung dienen?
Patzelt stellt plausibel eine Anzahl von
Gründen zusammen, die gegen eine Än-
derung des repräsentativen Systems spre-
chen. Besonderer Reformbedarf sei dem-
gegenüber in der Rekrutierung und Sozia-
lisation politischen Personals zu sehen.
Der Kommunikationswissenschaftler Josef
Klein untersucht die Einflußmöglichkeiten
der Massenmedien auf plebiszitäre politi-
sche Entscheidungsprozesse. Als empiri-

sche Basis wählt er eine Darstellung der
Schweizer Tradition mit Volksentscheiden.
Doch sind die weitgehend positiven Erfah-
rungen mit der Schweizer Medienbericht-
erstattung über Plebiszite auf die Bundes-
republik übertragbar? Die Betrachtung
der hiesigen Presselandschaft im Umgang
mit bedeutenden Sachfragen ziehe dies in
Zweifel, ob man stärker sach- und weniger
personenorientiert berichten könne. Klein
konstatiert einen Mangel an Tradition, po-
litischer Kontinuität und Verläßlichkeit in
der Bundesrepublik. Ein weiterer Aspekt
gegen direktdemokratische Entscheidung
auf Bundesebene sei in der außenpoliti-
schen Bedeutung Deutschlands zu sehen,
da dies auch unberechenbare Folgen für
andere Staaten haben könnte.
Über den aktuellen Anlaß hinausgehend
stellt die vorliegende Veröffentlichung ein
anregendes und informatives Hilfsmittel
für Lehrende der politischen Bildung dar.

Jörg Kaschytza

Arafat

Danny Rubinstein
Yassir Arafat: Vom Guerillakämpfer zum
Staatsmann
Palmyra Verlag Heidelberg, 1996.
199 S., DM 34,–.

Nicht nur die Politik, sondern auch die Per-
son Jassir Arafats genießt beim deutschen
Leser Interesse. Nach der ambitiösen und
sehr umfänglich geratenen Biographie von
Janet und John Wallach, die in deutscher
Übersetzung 1994 im Heyne-Verlag unter
dem Titel „Jassir Arafat: Der lange Weg zur
Versöhnung“ erschienen ist, liegt nun auch
Danny Rubinsteins Biographie in einer ak-
tualisierten deutschen Fassung vor. Diese
Biographie zeichnet sich durch ihre Kürze
sowie ihren spezifischen Ansatzpunkt aus:
Rubinstein stellt zunächst nicht den Politi-
ker in den Vordergrund, sondern versucht
das Interesse des Lesers zu wecken, indem
er sein Bild von der facettenreichen, wider-
sprüchlichen Persönlichkeit Jassir Arafats
zeichnet. Der englische Originaltitel „The
Mistery of Arafat“ trifft das Anliegen des
Autors sehr viel besser als der Titel der deut-
schen Übersetzung, denn es geht Rubin-
stein weniger darum, die Entwicklung Araf-
ats „vom Guerillakämpfer zum Staats-
mann“ nachzuzeichnen, sondern einen Bei-
trag zur Lösung eines biographischen 
Rätsels zu leisten: Wie erklärt es sich, daß
ein Mann, dessen politische Kompetenzen
von vielen Zeitgenossen mit Hinweisen auf
sein unkonventionelles Erscheinungsbild,
seine Launenhaftigkeit, seine Unbeholfen-
heit bei öffentlichen Reden und seinem 
autoritären Führungsstil bezweifelt wor-
den sind, sich über ein Vierteljahrhundert
an der Spitze einer international einflußrei-
chen Organisation hat halten können, ob-
wohl er sich nie auf einen Staatsapparat
stützen konnte?
Rubinstein unterteilt sein Buch in elf Kapi-
tel, die Arafats Werdegang von dessen
Kindheit bis zum aktuellen Friedensprozeß
umspannen. Die Kapitel greifen zentrale
Aspekte des Lebens Arafats wie etwa „Rei-
sediplomatie“ oder „Führungsstil“ heraus,
so daß die Chronologie oft gebrochen

wird. Rubinstein pflegt einen eher assozia-
tiven Stil und wechselt locker zwischen der
Darstellung zentraler historischer Ereignis-
se und der psychologischen, anekdoti-
schen und mitunter spekulativen Präsenta-
tion der Persönlichkeit Arafats. Unter der
leichten Feder des Autors leidet zwar
manchmal die Übersichtlichkeit. Während
aber die Kosten dieses Verfahrens bei
einem so schmalen Band kaum ins Gewicht
fallen, zieht der Leser aus ihm einen hohen
Nutzen: Das Buch ist sehr gut lesbar. Aller-
dings sind die ersten Kapitel, in denen die
Kontroverse über Arafats Geburtsort refe-
riert und über seine diversen Beinamen re-
flektiert wird, zu lange geraten. Eher auf
den amerikanischen Leserkreis zugeschnit-
ten scheint die ausführliche Wiedergabe
der Diskussion über Arafats vermeintliche
Homosexualität oder die Schilderung sei-
ner Figurprobleme, die der Autor auf
übermäßigen Honiggenuß zurückführt.
Mitunter störend wirkt auch, daß Rubin-
stein häufiger polemische Urteile gegen-
über Arafat nur wiedergibt, ohne sie kri-
tisch zu kommentieren.
Rubinstein kommt das Verdienst zu, gän-
gige Interpretationen gegen den Strich zu
bürsten und vermeintliche Widersprüche
und Schwächen Arafats als funktional für
seine Herrschaftsausübung zu deuten. So
löst er etwa das Spannungsverhältnis zwi-
schen Arafats Unbestechlichkeit und sei-
nem asketischen Lebensstil zum einen und
seiner Toleranz gegenüber der Korrum-
pierbarkeit von PLO-Funktionären zum
anderen auf, indem er darauf verweist,
daß dies zur Unangreifbarkeit Arafats
beiträgt. Dennoch gelingt es Rubinstein
nicht immer, dem selbst auferlegten Maß-
stab der Enträtselung von vermeintlich in-
effizienten Politikstilen Arafats und des-
sen politischem Erfolg zu genügen. So
mokiert sich Rubinstein über Arafats
„chaotischen Arbeitsstil“, ohne zu erken-
nen, daß bei einer typisch orientialischen,
durch informelle Strukturen geprägten
Organisation wie der PLO jede Führungs-
person zum Scheitern verurteilt wäre, der
es nicht gelänge, simultan eine Sitzung zu
leiten, zu telefonieren, Dossiers zu lesen,
Zahlungsanweisungen zu unterschreiben,
Konkurrenzkämpfe zu schüren und De-
batten zu schlichten.
Insbesondere für den eiligen Leser, der sich
auf unkomplizierte Weise über die Person
Arafats informieren will, lohnt sich die Lek-
türe von Rubinsteins Arafat-Biographie. Ru-
binstein macht begreiflich, daß die verbrei-
tete Darstellung von Arafat als einem hitzi-
gen Haudegen ein Zerrbild ist. Arafat ist ein
mit akademischer Ausbildung ausgestatte-
ter, besonnener Politbürokrat in palästinen-
sischer Uniform, der, sieht man vom Ziel der
Errichtung eines palästinensischen Natio-
nalstaates ab, weitgehend frei von pro-
grammatischen Inhalten am Machterwerb
orientiert ist. Nicht verschwiegen sei, daß
das Buch nur bedingt dazu taugt, den Nah-
ostkonflikt und damit den politischen Hin-
tergrund der Persönlichkeit Arafats ange-
messen zu verstehen. So wird beispielswei-
se auf die für die Psyche der Palästinenser
traumatischen Erlebnisse in Zusammen-
hang mit der Libanoninvasion 1982 und
deren Folgen für die Entwicklung der PLO
kaum eingegangen. Martin Beck
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I/4 DV-Organisation Stuttgart: Wolfgang Herterich  . . . . . - 492
I/4* DV-Organisation Stuttgart: Cynthia Bertazzoni  . . . . . . - 499
I/4** DV-Organisation Bad Urach: 

Siegfried Kloske . . . . . . . . . . . . . . . . . .(07125)152 -137

Abteilung II Adressaten (Karl-Ulrich Templ, stellv. Direktor) 
Fachreferate
II/1* Erwachsenenbildung: Gudrun Moritz  . . . . . . . . . . . . - 381
II/2** Frieden und Sicherheit: Wolfgang Hesse  .(07125)152 - 140
II/3 Lehrerfortbildung: Karl-Ulrich Templ  . . . . . . . . . . . . . - 390
II/4* Schule, Hochschule, Schülerwettbewerb:

Reinhard Gaßmann, Ass. Monika Greiner  . . . . . . . . - 373
II/5 Außerschulische Jugendbildung: Wolfgang Berger . . . . - 369
II/6** Öffentlicher Dienst: Eugen Baacke  . . . . . (07125)152 -136

Abteilung III Schwerpunkte (Konrad Pflug)
Fachreferate
III/1* Landeskunde/Landespolitik:

Dr. Angelika Hauser-Hauswirth . . . . . . . . . . . . . . . . . - 392
III/2 Frauenbildung: Christine Herfel  . . . . . . . . . . . . . . . . - 487
III/3** Zukunft und Entwicklung:

Gottfried Böttger  . . . . . . . . . . . . . . . . .(07125)152 -139
III/4** Ökologie: Dr. Markus Hug  . . . . . . . . . . (07125)152 -146
III/5* Freiwilliges Ökologisches Jahr: Konrad Pflug  . . . . . . . - 495
III/6 Deutschland und Europa: Dr. Thomas Weber  . . . . . . . - 488
III/7 Massenkommunikation und Medienpädagogik: N.N. 
III/8* Gedenkstättenarbeit: Konrad Pflug  . . . . . . . . . . . . . . -501

Abteilung IV Publikationen (Prof. Dr. Hans-Georg Wehling) 
Fachreferate
IV/1 Wissenschaftliche Publikationen

Redaktion „Der Bürger im Staat“:
Prof. Dr. Hans-Georg Wehling  . . . . . . . . . . . . . . . . - 371

IV/2 Redaktion „Politik und Unterricht“: Otto Bauschert  . . . . - 380
IV/3 Redaktion „Deutschland und Europa“:

Dr. Walter-Siegfried Kircher  . . . . . . . . . . . . . . . . . . - 391
IV/4 Didaktik politischer Bildung: Siegfried Frech  . . . . . . . - 482
IV/6** Arbeitshilfen: Werner Fichter  . . . . . . . . (0 7125)152 - 147

Abteilung V Regionale Arbeit (Hans-Joachim Mann) 
Fachreferate
V/1 Außenstelle Freiburg: Dr. Michael Wehner  .(0761) 207 7377
V/2 Außenstelle Heidelberg: Dr. Ernst Lüdemann (06221) 60 78-14
V/3* Außenstelle Stuttgart:Hans-Joachim Mann  .(0711) 2371375
V/4 Außenstelle Tübingen: Rolf Müller  . . . . . (07071) 2002996

Dienststellen
Zentrale in Stuttgart s. o.
* 70178 Stuttgart, Sophienstraße 28-30, 

Telefax (0711)2371498
** Haus auf der Alb 

72574 Bad Urach, Hanner Steige 1, 
Telefon (07125)152-0, Telefax (07125)152-100

Außenstelle Freiburg 
Friedrichring 29, 79098 Freiburg, 
Telefon (0761)207730, Telefax (0761)2077399

Außenstelle Heidelberg
Friedrich-Ebert-Anlage 22-24, 69117 Heidelberg, 
Telefon (06221) 6078-0, Telefax (06221) 6078-22

Außenstelle Stuttgart
Sophienstraße 28-30, 70178 Stuttgart,
Telefon (0711)2371374, Telefax (0711)2371498

Außenstelle Tübingen
Herrenberger Straße 36, 72070 Tübingen, 
Telefon (07071)2002996, Telefax (07071)200 2993 

Bibliothek
Bibliothek/Mediothek Haus auf der Alb, Bad Urach
Gordana Schumann, Tel. (07125)152-121

Publikationsausgabe
Stuttgart, Stafflenbergstraße 38
Dienstag 9.00–12.00 Uhr
Donnerstag 14.00–17.00 Uhr

Nachfragen

„Der Bürger im Staat“
Ulrike Hirsch, Telefon (0711)2371371

„Deutschland und Europa“ 
Ulrike Weber, Telefon (0711)2371384

„Politik und Unterricht“
Verena Richter, Telefon (0711)2371378

Publikationen (außer Zeitschriften) 
Ulrike Weber, Telefon (0711)2371384

Bestellungen
bitte schriftlich an die zuständigen Sachbearbeiterinnen (s.o.):
Stafflenbergstr. 38, 70184 Stuttgart, Telefax (0711)2371496

Im nächsten Heft:
Ostmitteleuropa


